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36. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 18. Mai 2022

Beginn: 13.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich wünsche einen schönen Tag. Die Sitzung 
ist eröffnet.

Interfraktionell wurde vereinbart, dass Tagesordnungs-
punkt 11 abgesetzt und an dieser Stelle ein Antrag der 
Fraktion der AfD zur Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses beraten wird. 

Im Anschluss an Tagesordnungspunkt 27 sollen in ver-
bundener Beratung der Tagesordnungspunkt 30 und ein 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU mit dem Titel „Den 
Traum von den eigenen vier Wänden ermöglichen“ auf-
gerufen werden. Als Debattenzeit sind 68 Minuten vor-
gesehen. 

Tagesordnungspunkt 28 wird mit einer Debattenzeit 
von 39 Minuten nach Tagesordnungspunkt 29 aufgeru-
fen. Tagesordnungspunkt 32 a wird abgesetzt.

Die weiteren interfraktionell vereinbarten Änderungen 
und Ergänzungen der Tagesordnung können Sie der Zu-
satzpunkteliste entnehmen:

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Albrecht 
Glaser, Kay Gottschalk, Klaus Stöber, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Dem Grundsteuerverfahren den Erklärungs-
druck nehmen – Grundeigner, steuerbera-
tende Berufe und Verwaltung entlasten

Drucksache 20/1864

ZP 2 Beratung des Antrags der Fraktion der AfD

Einsetzung eines ... Untersuchungsausschusses 
der 20. Wahlperiode zum deutschen politisch- 
militärisch-zivilen Engagement in Afghanis-
tan 2001–2021

Drucksache 20/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 3 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes
Drucksache 20/1838

ZP 4 Wahlvorschläge der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD
Wahl der Mitglieder des Gremiums gemäß 
§ 80 des Zollfahndungsdienstgesetzes
Drucksache 20/1861

ZP 5 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Den Traum von den eigenen vier Wänden er-
möglichen
Drucksache 20/1855
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Ich mache außerdem auf eine nachträgliche Aus-
schussüberweisung im Anhang der Zusatzpunkteliste 
aufmerksam: 

Der am 28. April 2022 (31. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Tourismus (20. Ausschuss) zur Mitberatung 
überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Erhö-
hung des Schutzes durch den gesetzlichen 
Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich 
der geringfügigen Beschäftigung
Drucksache 20/1408
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Ich gehe davon aus, Sie sind damit einverstanden. – Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1:

Befragung der Bundesregierung
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales, Herr Hubertus 
Heil, zur Verfügung steht.

Herr Bundesminister, Sie haben das Wort für Ihre ein-
leitenden Worte.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Putins Krieg gegen die Ukraine erschüttert unse-
ren gesamten Kontinent, und die Folgen sind unabseh-
bares Leid. Die Menschen in der Ukraine, das ukrainische 
Volk, verteidigen ihre Souveränität und ihre Freiheit. Das 
sind auch die Werte, die sie mit uns verbinden, europäi-
sche Werte, nämlich dafür zu sorgen, dass auf unserem 
Kontinent die Stärke des Rechts, auch des Völkerrechts, 
gilt und nicht das Recht des Stärkeren.

Ich erwähne das deshalb, weil ich Ihnen in meinen 
einleitenden Worten über die Schwerpunkte berichten 
will, die wir uns im Ministerium für Arbeit und Soziales 
beim Krisenmanagement angesichts dieses furchtbaren 
Krieges vorgenommen haben.

Seit dem 24. Februar haben wir uns drei Dinge vor-
genommen:

Zum einen gilt es – das ist meine Amtsverantwortung –, 
mitzuhelfen bei dem Versuch, nach zwei Jahren Corona-
krise nun auch in dieser Krise den Arbeitsmarkt in 
Deutschland robust und intakt zu halten. Wir erleben, 
dass das in der Coronazeit gelungen ist. Trotz der tiefsten 
Wirtschaftskrise unserer Generation konnten wir mit 
Instrumenten wie der Kurzarbeit Millionen von Arbeits-
plätzen sichern. Das ist keine Selbstverständlichkeit ge-
wesen. Aber es war ein richtiger Weg, damit Unterneh-
men Fachkräfte an Bord halten konnten, Arbeitsplätze für 
Beschäftigte gesichert werden konnten und die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage stabilisiert werden konnte.

Nach dem 24. Februar haben wir weitere Maßnahmen 
ergriffen. Wir haben jetzt nicht mehr damit zu tun, dass 
Arbeitsplätze so sehr gefährdet sind in Bereichen, die 
durch Coronamaßnahmen eingeschränkt waren, sondern 
wir haben jetzt vor allen Dingen im industriellen Bereich 
damit zu tun, dass es wiederum zu Störungen von Liefer-
ketten kommt. Da fehlen Kabelbäume aus der Ukraine für 
die Automobilproduktion oder Rohstoffe aus Russland. 
Deshalb haben wir Maßnahmen zur Kurzarbeit verlän-
gert, um Beschäftigung zu sichern, und die Zahlen am 
Arbeitsmarkt geben uns recht: Der deutsche Arbeitsmarkt 
ist sehr, sehr intakt und robust. Die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung wächst sogar wieder.

Der zweite Schwerpunkt, meine Damen und Herren, 
ist hier in der letzten Sitzungswoche sehr intensiv debat-
tiert worden, nämlich die Tatsache, dass dieser Krieg die 
ohnehin schon steigende Preisentwicklung massiv ge-
boostert hat. Wir haben erlebt, dass durch diesen Krieg 
vor allen Dingen Energieimporte teurer geworden sind, 
und das schlägt sich in den Lebenshaltungskosten der 
Bürgerinnen und Bürger nieder. Deshalb war und ist es 
das Ziel der Bundesregierung, gezielt Menschen mit un-
teren und mittleren Einkommen zu entlasten, und das 
haben wir auch weiterhin im Blick.

Ich will an dieser Stelle sagen, dass es aber auch wich-
tig ist, dass wir was für Geringverdiener tun. Ich bin dem 
Deutschen Bundestag deshalb sehr, sehr dankbar, dass 
der Ausschuss für Arbeit und Soziales am heutigen Tag 
dafür gesorgt hat, dass der Mindestlohn ab 1. Oktober auf 
12 Euro steigen wird. Das ist eine Lohnerhöhung von 
22 Prozent für viele Menschen, für 6,5 Millionen Men-
schen, in Deutschland. Das ist ohnehin sinnvoll; aber es 
hilft sehr fleißigen Menschen auch, in Zeiten gestiegener 
Preise besser über die Runden zu kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Das Dritte, was ich ansprechen möchte – neben den 
Fragen, wie wir den Arbeitsmarkt intakt halten, was wir 
tun, um vor allen Dingen untere und mittlere Einkommen 
zu entlasten –, ist die große Aufgabe, mit der großen Zahl 
von Geflüchteten, die aus der Ukraine zu uns gekommen 
sind, anständig umzugehen. Auch da ist Sozialpolitik, 
Arbeitsmarktpolitik sehr stark gefragt.

Wir hier im Deutschen Bundestag haben beschlossen, 
dass die Geflüchteten aus der Ukraine, weil sie einen 
unmittelbaren Schutzstatus haben, ab 1. Juni mit aner-
kannten Asylbewerbern gleichgestellt werden und damit 
von den Grundsicherungssystemen betreut werden. Das 
entlastet Länder und Kommunen milliardenschwer – wir 
als Bund lassen sie nicht im Regen stehen –, aber es hilft 
vor allen Dingen den Geflüchteten unmittelbar, weil sie 
jetzt den vollen Schutz beispielsweise der Krankenver-
sicherung haben.

Es hilft auch, meine Damen und Herren, Geflüchtete 
besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Wir haben die 
rechtlichen Voraussetzungen für den Zugang zum Ar-
beitsmarkt unmittelbar geschaffen, und wir werden jetzt 
praktische Hürden beiseiteräumen.

Ich war gestern im Welcome Center der Deutschen 
Bahn AG unmittelbar vor dem Hauptbahnhof in Berlin. 
Die Deutsche Bahn AG engagiert sich zusammen mit der 
Bundesagentur für Arbeit dafür, dass Geflüchtete hier 
Arbeit finden können. Ich habe zwei Frauen kennenge-
lernt, denen das geholfen hat. Eine von ihnen hatte bei der 
ukrainischen Bahn gearbeitet und hat jetzt als Elektrike-
rin bei der Deutschen Bahn AG eine Arbeit gefunden. Die 
andere hatte als Juristin in ihrer Heimat gearbeitet und 
hilft jetzt bei der Deutschen Bahn AG mit, Fachkräfte 
anzuwerben. Das sind zwei kleine Beispiele. Es wird 
eine große Anstrengung, bei der wir vor allen Dingen 
dafür sorgen müssen, dass die Menschen Zugang zu Spra-
che haben, dass wir Berufsanerkennung beschleunigen, 
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dass Kinderbetreuung gewährleistet ist und dass wir den 
Menschen tatsächlich eine ordentliche Perspektive auch 
auf dem Arbeitsmarkt geben.

Zusammenfassend also: Wir als Arbeitsministerium 
sind stark im Krisenmanagement involviert. Wir ver-
suchen aber, aus der Krise auch immer Fortschritt zu 
machen. Denn das, was wir zum Beispiel bei der be-
schleunigten Berufsanerkennung für den Arbeitsmarkt 
jetzt gut hinkriegen, brauchen wir übrigens auch dauer-
haft für die Reform des Fachkräfteeinwanderungsgeset-
zes. Also: Krise meistern und Fortschritt machen – das ist 
unser Motto.

Jetzt freue ich mich auf Ihre Fragen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank, Herr Minister. – Wir beginnen die Re-

gierungsbefragung zu den einleitenden Ausführungen 
des Ministers und zum Geschäftsbereich sowie zu den 
vorangegangenen Kabinettssitzungen und mit allgemei-
nen Fragen.

Das Wort hat zuerst aus der CDU/CSU-Fraktion Kai 
Whittaker.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, bei der 

Anhörung zum Sanktionsmoratorium am vergangenen 
Montag hat der Chef der Bundesagentur für Arbeit, 
Detlef Scheele, gesagt, dass es weiterhin Sanktionen 
braucht, um – Zitat von ihm – mit besonders schweren 
Fällen weiterhin in Kontakt zu sein. Ich kann mich auch 
gut erinnern, dass Sie damals vor dem Bundesverfas-
sungsgericht ähnlich argumentiert haben. Ich durfte da-
mals dabei sein.

Jetzt führen Sie ein Sanktionsmoratorium ein, wo Sie 
die Sanktionen de facto weitestgehend abschaffen. Haben 
Sie Ihre Meinung zu Sanktionen geändert?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Abgeordneter Whittaker, ich habe meine Mei-
nung nicht geändert, und ich teile die Haltung, dass wir 
vor allen Dingen auch Mitwirkungspflichten brauchen. 
Ihre Darstellung ist ja nicht ganz richtig. Die Koalition 
hat auf den Weg gebracht – die Parlamentarier werden es 
diese Woche, glaube ich, im Bundestag beschließen –, 
dass wir für ein Jahr ein sogenanntes Sanktionsmorato-
rium haben werden. Das heißt, Mitwirkungspflichten 
werden in vielen Bereichen tatsächlich anders gehand-
habt. Es gibt aber immer noch beispielsweise bei wieder-
holten Meldeversäumnissen auch die Möglichkeit einer 
Leistungsminderung von bis zu 10 Prozent.

Die große Reform steht vor uns: das Bürgergeld. Da ist 
es tatsächlich so, dass wir nicht nur das Urteil des Ver-
fassungsgerichts, das wir uns ja alle miteinander einge-
fangen haben, Sie ja auch, umsetzen müssen, sondern 
dass wir ein neues System schaffen, ein System, in dem 
wir auf mehr Vertrauen setzen.

Aber ich bleibe dabei: In extremen Fällen wird es auch 
Mitwirkungspflichten geben und auch die Möglichkeit 
zur Leistungsminderung. Ich glaube, die Koalitionsabge-
ordneten haben sich verständigt, dass das bis zu 30 Pro-
zent entsprechend dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts möglich sein wird. Über die Ausgestaltung ist 
zu reden.

Insofern: Nein, ich habe meine Meinung nicht geän-
dert, Herr Whittaker, aber wir werden das System grund-
legend verändern, entbürokratisieren und den Menschen 
mehr zutrauen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Recht zu einer Nachfrage.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, wenn 

Sie dankenswerterweise hier klarstellen, dass Sie weiter-
hin für Sanktionen sind, dann möchte ich noch mal die 
Frage stellen, warum Sie jetzt aber für zwölf Monate die 
Sanktionen de facto aussetzen, nur um sie dann wieder 
einzuführen. Welche Logik steht denn da bitte schön da-
hinter? Sie verwirren damit die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Jobcentern. Sie lasten ihnen jetzt un-
nötig etwas auf. Und Sie stören auch das Rechtsempfin-
den der meisten Bürgerinnen und Bürger, weil jetzt Sank-
tionen ausgesetzt werden, obwohl es eigentlich 
Konsequenzen für Fehlverhalten bedürfte, und in zwölf 
Monaten wollen Sie sie wieder einführen. Welche Logik 
steht dahinter?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ich bin Ihnen sehr dankbar für die Frage, weil ich 
glaube, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Jobcentern nicht sehr verwirrt sind, aber ich zu Ihrer 
Aufklärung beitragen kann.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich glaube, dass es ganz klug ist, dass diese Koalition 
sich im Vorfeld der Einführung des Bürgergeldes – was ja 
nicht einfach die Fortführung des bisherigen Systems ist, 
sondern in vielerlei Hinsicht eine grundlegende Reform 
sein wird – vorgenommen hat, anders mit diesem Thema 
umzugehen. Ich will es an einem Beispiel deutlich ma-
chen; denn das ist Teil des Vorhabens der Einführung des 
Bürgergeldes.

Wir werden die bisherige Eingliederungsvereinbarung 
reformieren. Sie war gut gemeint, aber Praktiker aus den 
Jobcentern sagen: Sie ist ein bisschen zu einem Textbau-
steinkasten geworden, und es ist wahnsinnig verrecht-
licht. – Ich glaube, Herr Whittaker, dass, wenn wir ge-
meinsam als Fachpolitiker gut darüber reden, diese 
Bürgergeldreform eine Chance ist, die polarisierte De-
batte über Sanktionen und Mitwirkungspflichten in 
Deutschland endlich zu entgiften.
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Es ist genauso falsch, alle Langzeitarbeitslosen unter 
den Verdacht zu stellen, sie seien zu faul, zu arbeiten – 
dieses Signal darf der Sozialstaat nicht geben; das war 
schon immer nicht richtig –, wie es auf der anderen Seite 
auch nicht unstatthaft ist, wenn ein Sozialstaat Mitwir-
kungspflichten aufgibt und die Nichtmitwirkung auch 
Rechtsfolgen hat. Das werden wir genau so umsetzen, 
wie ich es beschrieben habe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Gibt es zum gleichen Thema Nach-

fragen? – Aus der CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege!

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister, lieber Hubertus Heil, ich fand Ihre Erklärungen 
sehr spannend. Denn ich glaube, wir müssen der Bevöl-
kerung erklären, wie es möglich sein kann, dass der eine 
hart arbeitet – wir alle und auch Sie reden im Parlament 
oft von der Altenpflegerin, die einen wirklich wichtigen 
Job für die Gesellschaft macht – und der andere eine 
zumutbare Arbeit nicht annimmt und aus welchen Grün-
den auch immer sagt: Ich mache diesen Job nicht. – Wie 
erklären Sie, dass bei den Sanktionen jetzt eben nicht 
mehr so gehandelt wird, wie wir als CDU/CSU-Fraktion 
weiter handeln würden? Deswegen: Können Sie es mir, 
aber können Sie es vor allem auch der Altenpflegerin 
erklären?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Das kann ich, Herr Kollege. – Ich finde es wichtig, dass 
wir nicht Gruppen am Arbeitsmarkt gegeneinander aus-
spielen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Denn in der Realität geht es nicht darum, dass Menschen 
nicht mitwirken müssen.

Ich habe ja vorhin beschrieben: Wir werden das Thema 
Eingliederung ganz neu aufstellen. Mein Ziel bleibt es, 
nicht Menschen in der Grundsicherung oder dann im 
Bürgergeld zu verwalten, sondern sie, wo immer es geht, 
von dort rauszubringen. Aber wenn ich mit den Prakti-
kern in den Jobcentern rede, dann sagen sie mir zwei 
Sachen: Wir bringen nicht mit Sanktionen die Leute raus, 
sondern mit Brücken auf den Arbeitsmarkt, und zwar 
richtigen Brücken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Zum Beispiel haben zwei Drittel der langzeitarbeits-
losen Menschen keinen Berufsabschluss. An dieser Stelle 
werden wir etwas Neues einführen, weil wir sie nicht in 
irgendwelche Arbeit, sondern weil wir sie nachhaltig in 
ordentliche Arbeit bringen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Zweite ist: Ja, wir brauchen für ganz, ganz harte 
Fälle – das sind übrigens die seltensten – auch Möglich-
keiten, dass Mitwirkungspflichten bleiben und dass die 
Nichtmitwirkung Rechtsfolgen hat, auch Leistungsmin-
derungen. Das habe ich eben beschrieben; das werden Sie 
sehen. Aber bitte nicht die Altenpflegerin gegen den 
Langzeitarbeitslosen ausspielen. Die meisten Langzeit-
arbeitslosen, die ich kenne, wollen arbeiten und sind 
keine faulen Menschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürften noch eine Nachfrage stellen, aber Sie müs-

sen nicht.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Aber ich freue mich.

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, das mache ich natürlich gerne. – 

Lieber Herr Minister, ich glaube, in diesem Hohen Haus 
geht es keinem darum, Berufsgruppen gegeneinander 
auszuspielen. Trotzdem frage ich Sie noch mal: Empfin-
den Sie das, was Sie vorhaben, als gerecht? Ich empfinde 
Sanktionen nicht als ungerecht, sondern ich empfinde sie 
als leistungsfördernd.

Ich möchte Sie doch noch mal sehr offen und auch sehr 
klar um eine Antwort bitten: Bleiben Sie weiterhin bei 
dem Prinzip „Fordern und Fördern“? Glauben Sie, dass 
mit dem Ansatz, den Sie gerade noch mal versucht haben 
zu erklären, jetzt eher nur noch das Fördern bei Ihnen in 
der Ampelkoalition auf der Tagesordnung steht, oder 
glauben Sie immer noch, dass auch der Aspekt des For-
derns wichtig ist?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ich kann Ihnen mein Prinzip nennen: Ich möchte Men-
schen ermutigen und unterstützen, aus der Situation raus-
zukommen. Es wird bei Mitwirkungspflichten bleiben. 
Aber wenn Sie eine Formel haben wollen, die schön 
griffig ist, dann würde ich sagen: Diese Fortschrittskoa-
lition wagt mehr Ermutigung und Unterstützung, um 
Menschen rauszuführen aus dem System. Das wollen 
wir: Wir wollen, dass Menschen selbstbestimmt leben 
und am Arbeitsmarkt teilhaben können, weil Arbeit für 
die meisten Menschen mehr ist als Broterwerb.

Ich habe einen langzeitarbeitslosen Menschen in Hei-
delberg kennengelernt, der 26 Jahre arbeitslos war, und 
zwar nicht, weil er faul war, sondern weil er einen Schick-
salsschlag erlitten hatte, der ihn psychisch aus der Bahn 
geschmissen hat – 26 Jahre! Er hat auf der Straße gelebt, 
und er hat jetzt über den Sozialen Arbeitsmarkt, den wir 
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ja gemeinsam geschaffen haben, eine Arbeit als Haus-
meister in einer Schule gefunden. Für ihn ist das Leben 
besser und anders.

Das ermutigt mich, diesen Weg weiterzugehen. Wir 
werden übrigens den Sozialen Arbeitsmarkt, der auf 
Druck der CDU ja nur befristet war, im Zuge der Bürger-
geldreform dauerhaft entfristen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Fragestellerin zum gleichen Thema: Annika 

Klose aus der SPD-Fraktion.

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister, vielen herzlichen Dank für Ihre Ausführungen zu 
diesem Thema. Das Sanktionsmoratorium, zu dem ge-
fragt wurde, ist ja der erste Schritt hin zu unserer Bürger-
geldreform. Daher möchte ich nachfragen: Welche Prio-
rität messen Sie denn der Einführung des Bürgergeldes 
zu? Was ist dabei besonders zu beachten, und worauf 
kommt es besonders an?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Klose, ich danke Ihnen für die Frage, weil mir das 
die Gelegenheit gibt, dem Kollegen vielleicht noch ein-
mal zu sagen: Wir führen kein bedingungsloses Grund-
einkommen ein, sondern wir führen ein soziales Bürger-
geld ein.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
der falsche Begriff!)

– Nein, das ist das, was wir machen.
Das ist eine große Reform mit sehr, sehr großen Ele-

menten. Insgesamt enthält der Koalitionsvertrag über 33 
größere und kleinere Schritte zur Entbürokratisierung des 
Systems, zur grundlegenden Veränderung des Sozialstaa-
tes. Deshalb hat dieses Thema für mich sehr, sehr große 
Priorität. Ich werde noch in diesem Sommer dafür einen 
Gesetzentwurf vorlegen. Und wir haben dann in der zwei-
ten Jahreshälfte die Gelegenheit, wenn das Kabinett es 
beschließt, es hier im Parlament zu debattieren und zu 
beschließen.

Mir geht es um Folgendes: Wir müssen aus den Schüt-
zengräben der letzten 16 Jahre in der Debatte um Hartz IV 
rauskommen. Wir wollen Hartz IV überwinden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das ist unser Ziel miteinander. Denn ich muss feststellen, 
dass das Gesetz, das da ist, das SGB II – das sagen uns 
alle Praktiker –, wahrscheinlich eines der bürokratischs-
ten Gesetze ist, die es gibt. Das liegt nicht an den fleißi-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Jobcenter, die 
übrigens eine hervorragende Arbeit machen.

(Beifall bei der SPD)

Aber die sagen mir aus der Praxis: Wir wollen Menschen 
helfen. Wir brauchen ein besseres Gesetz. Wir kennen zig 
kleine Sachen, die man entbürokratisieren kann, von Be-
scheiden bis hin zu vielem anderen mehr.

Wir setzen auch größere Elemente mit dieser Reform 
um, um dafür zu sorgen, dass der Sozialstaat im Tun und 
im Ton besser wird. Denn in der Coronazeit haben wir 
erlebt, dass ganz, ganz viele Menschen in die Grund-
sicherung gekommen sind, die nie gedacht haben, dass 
sie darauf angewiesen sein würden. Sie haben erlebt, dass 
es gut ist, dass es eine Grundsicherung gibt, aber dass es 
zu bürokratisch ist.

Es ist auch eine Konsequenz der letzten Jahre, dass wir 
das vom Kopf auf die Füße stellen und dass wir aus dieser 
polarisierten gesellschaftlichen Debatte endlich rauskom-
men mit einem zukunftsorientierten Sozialstaat, der den 
Menschen nicht vor der Nase steht, sondern im Fall von 
Notlagen zur Seite steht und ihnen möglichst hilft, aus der 
Situation wieder rauszukommen. Das ist mein Prinzip. 
Insofern: Ja, das hat hohe Priorität für den Bundesarbeits-
minister.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie können noch eine kurze Nachfrage stellen.

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, das möchte ich gerne 

tun. – Wenn wir über Grundsicherung reden, dann gibt 
es noch ein zweites Programm, das wir auflegen wollen: 
Das ist die Kindergrundsicherung. Mit dem Sofort-
zuschlags- und Einmalzahlungsgesetz haben wir bereits 
einen ersten Schritt dorthin getan. Sehr geehrter Herr 
Minister, wie bewerten Sie dieses Vorhaben der Koalition 
vor dem Hintergrund der insgesamt veränderten Rahmen-
bedingungen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, das ist ein wichtiger, notwendiger 
Schritt, aber – Sie haben es eben beschrieben – es ist 
nur im Vorgriff auf das, was wir eigentlich wollen, näm-
lich zusätzlich eine eigenständige Kindergrundsicherung 
in Deutschland einführen. Wir haben beim Kindersofort-
zuschlag verabredet, dass die Federführung beim Bun-
desarbeitsminister liegt, die Ko-Federführung bei der 
Bundesfamilienministerin. Das wird jetzt bei der Kinder-
grundsicherung andersherum sein; die Kollegin Paus 
wird nämlich federführend sein.

Wir haben eine Arbeitsgruppe gegründet, um in dieser 
Legislaturperiode eine Kindergrundsicherung einzufüh-
ren, weil diese Bundesregierung der Überzeugung ist, 
dass Kinder und Jugendliche in der Grundsicherung 
eben keine kleinen Langzeitarbeitslosen sind, sondern 
eben Kinder und Jugendliche. Mit der Kindergrundsiche-
rung werden sie deshalb materiell bessergestellt und ha-
ben vor allen Dingen – Herr Kollege Teutrine hat das in 
der letzten Debatte, wie ich finde, sehr gut ausgeführt – 
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bessere Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben. Soziale 
Herkunft darf kein dauerhaftes Schicksal für Kinder sein. 
Jeder und jede muss die Chance haben, zu einem selbst-
bestimmten Leben zu kommen. Das ist das Prinzip dieser 
Koalition bei der Einführung der Kindergrundsicherung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich habe jetzt zum gleichen Thema noch drei Fra-

gestellerinnen und Fragesteller. Die würde ich jetzt auch 
noch drannehmen – alle haben ja auch noch die Chance, 
eine Nachfrage zu stellen –, aber dann würde ich wieder 
in die reguläre Reihenfolge der Fragesteller gehen; denn 
sonst schaffen wir es in einer Stunde nicht, dass alle 
Fraktionen einmal eine reguläre Frage, die angemeldet 
ist, stellen können. – Es sind natürlich alle Fragen regu-
läre Fragen; Entschuldigung. Aber Sie wissen, was ich 
meine.

Jetzt fragt als Nächstes die Kollegin Dr. Ottilie Klein 
aus der CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Bundes-

minister! Ich wollte noch mal kurz auf das Thema Sank-
tionsmoratorium zurückkommen. Es wurde jetzt bereits 
deutlich, dass Sie Sanktionen für zwölf Monate aussetzen 
wollen. Da würde mich interessieren, ob Sie dann Betrof-
fene nachträglich sanktionieren wollen und, falls nein, 
wie Sie diese Form der Ungleichbehandlung begründen.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, ich würde anregen – das ist ja im Rah-
men des Bürgergeldes auch möglich –, dass wir vielleicht 
den Begriff „Sanktionen“ weglassen

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und von Mitwirkungspflichten und Leistungsminderun-
gen sprechen, weil in diesen Zeiten der Begriff „Sankti-
on“ ein bisschen anders belegt ist. Deshalb muss man mit 
Sprache vorsichtig sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU/CSU: Oh!)

– Ich meine das ganz ernst.
(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind sehr, sehr 

dünnhäutig!)
Wenn Sie das schon unterschätzen, dann unterschätzen 
Sie auch, dass manches aus fachpolitischen Debatten 
bei Bürgerinnen und Bürgern ganz anders ankommt. 
Also: Da müssen wir auch mit Sprache ein bisschen auf-
passen.

Aber ich will das in der Sache beantworten. Wir haben 
tatsächlich gesagt: Die Aussetzung soll zwölf Monate 
andauern. – Das ist das, was jetzt im Parlament verhan-
delt wird und hier beschlossen werden soll. Das ist jetzt 

im parlamentarischen Verfahren. Mitwirkungspflichten 
soll es nach wie vor geben. Meldeversäumnisse können 
im wiederholten Falle auch zu Leistungsminderungen 
führen. Es gibt also keine vollständige Abschaffung der 
Mitwirkungspflichten und der Rechtsfolgen an dieser 
Stelle. Wir werden mit dem Bürgergeld ein neues System 
aufstellen, wie ich das Ihrem Kollegen vorhin beschrie-
ben habe.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Ich möchte meine Frage nochmals wiederholen: Wer-

den Betroffene nach diesen zwölf Monaten nachträglich 
sanktioniert, und, falls nein, womit begründen Sie diese 
Ungleichbehandlung?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, ich werde einen Gesetzentwurf zum 
Bürgergeld vorlegen, und das wird dann Ihre Frage be-
antworten.

(Lachen des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Ich kann jetzt dem Gesetzgeber mit Blick auf das, was an 
zukünftiger Gesetzgebung stattfindet, auch nicht vorgrei-
fen; aber ich weiß, was ich will.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Max Straubinger [CDU/CSU])

– Ja, für das eine Gesetz. – Das Bürgergeld kommt, und 
das wird Ihre Frage auch beantworten. Ich sage mal: Zu-
kunftsfragen kann ich an dieser Stelle beantworten, wenn 
der Gesetzentwurf vorliegt.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Wir dürfen also 
nur die Vergangenheit erfragen!)

Dann, glaube ich, ist das auch vernünftig.
Wir haben eine Einigung über das Sanktionsmoratori-

um, wie es heißt, erzielt.
(Stephan Brandner [AfD]: „Sanktionen“ darf 

man nicht sagen!)
– Sie haben jetzt nicht das Wort, glaube ich. Das erteilt 
Ihnen die Präsidentin.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich wollte Sie nur 
erinnern!)

– Das brauchen Sie gar nicht.
Ich wollte die Frage beantworten. Wir haben in der 

Koalition jetzt offensichtlich eine Einigung im Rahmen 
des Gesetzesvorhabens erzielt, das in diesen Tagen im 
Bundestag debattiert und auch abgeschlossen wird, 
wenn ich es richtig weiß. Sie betrifft die Rechtslage der 
Geltungsdauer von einem Jahr. Was die Frage betrifft, 
wie es dann weitergeht: Das Bürgergeld wird eingeführt, 
und das wird Ihre Frage beantworten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Nachfrage stellt der Kollege Kleinwächter 

von der AfD-Fraktion.

Norbert Kleinwächter (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, wir beobachten hier mit großer Aufmerksam-
keit Ihren Transformationsprozess und die Verwandlung 
von Sanktionen in Mitwirkungspflichten. Deswegen die 
sehr klare Frage an Sie: Welchen Stellenwert hat der 
Nachranggrundsatz, den wir bislang in den Sozialsyste-
men hatten, tatsächlich noch in Ihrer Konzeption des 
Bürgergeldes? Sie sprechen ja eben nicht mehr von Sank-
tionen, die zum Beispiel erfolgen, wenn man eine durch-
aus zumutbare Stelle nicht annimmt, sondern Sie spre-
chen jetzt nur noch von Mitwirkungspflichten. Das 
klingt erst mal so, gerade weil Sie die Vermögensprüfung 
ausgesetzt haben, weil die Sanktionen ausgesetzt werden 
sollen, weil Sie zum Beispiel ukrainische Flüchtlinge 
direkt ins SGB-II-System eingliedern, nach einer deutlich 
gestiegenen Zahl an Leistungsberechtigten, aber auch 
nach deutlich ansteigenden Kosten für Sozialleistungen, 
die insgesamt ausgezahlt werden müssen. Was sagen Ihre 
Kalkulationen? Was kostet Ihre Planung den Steuerzahler 
zusätzlich?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege, das waren eine ganze Menge Fragen. Ich 
versuche, einzelne zu beantworten; aber ich schaffe das 
nicht ganz in der Kürze der Zeit. Das können wir aber, 
glaube ich, noch debattieren.

Zum einen will ich Ihnen erklären, was damit gemeint 
ist, dass wir im Bürgergeld dafür sorgen werden, dass 
zwei Jahre lang die Größe des Wohnraums nicht über-
prüft und ein nicht erhebliches Vermögen nicht angefasst 
wird. Das haben wir in der Coronazeit auch gemacht. 
Hintergrund ist, dass, wenn Menschen in die Grundsiche-
rung kommen, sie sich nicht gleichzeitig noch um ihren 
Wohnraum Gedanken und Sorgen machen müssen. Wir 
wollen dafür sorgen, dass Menschen, die in eine existen-
zielle Not und in die Grundsicherung kommen – und das 
ist immer Ausdruck einer existenziellen Not –, sich da-
rauf konzentrieren können, mit Unterstützung des Staates 
wieder aus dieser Not zu kommen, ohne sich in Zeiten 
von steigenden Mieten nicht gleichzeitig noch um Wohn-
raum Gedanken machen zu müssen. Ich finde das einen 
richtigen Weg. Das soll zeitlich begrenzt werden; es gibt 
also eine Karenz. Aber das ist auch das, was die Praktiker 
in den Jobcentern uns geraten haben: dass wir damit 
anders umgehen sollen.

Das Zweite, was Sie angesprochen haben, nämlich 
zum Thema der ukrainischen Geflüchteten, habe ich 
schon mal versucht Ihnen in der Plenardebatte zum Son-
derzuschlag zu vermitteln. Es stimmt nicht, was Sie sa-
gen. Wir stellen sie nicht besser, wir stellen sie gleich mit 
anerkannten Asylbewerbern, weil die Geflüchteten aus 
der Ukraine, die vor Putins Krieg geflohen sind, hier nicht 
ein Asylverfahren durchlaufen wie andere Menschen, die 
um politisches Asyl nachsuchen und deshalb gar nicht 
aus dem Anwendungsbereich des Asylbewerberleis-

tungsgesetzes rauskommen können. Das ist richtig, und 
meine herzliche Bitte gerade an Ihre Fraktion, in der es ja 
eine große Unterstützung für Herrn Putin gibt, ist, die 
Geflüchteten an diesem Punkt nicht gegen die einhei-
mischen Bedürftigen auszuspielen. Das wäre unanstän-
dig. Darum bitte ich Sie einfach ganz herzlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werter Herr Minister, bei uns gibt es eine große Unter-

stützung für die deutschen Interessen, aber nicht für Pu-
tin.

Meine Nachfrage bezieht sich auf die erste Frage, die 
ich gestellt hatte, nach dem Nachranggrundsatz. Welchen 
Stellenwert hat der in Ihren Planungen, also die Tatsache, 
dass das Sozialsystem nur für diejenigen, und zwar wirk-
lich ausschließlich für diejenigen, zugänglich sein sollte, 
die im Endeffekt keine Möglichkeit haben, ihren Lebens-
unterhalt durch eine zumutbare Stelle oder durch vorhan-
denes Vermögen selbst zu bestreiten?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Es ist – übrigens ist das nach wie vor nicht nur meine 
Auffassung, sondern auch Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts in einem einschlägigen Urteil zur 
Frage, was Grundsicherung und dann auch Bürgergeld 
sein soll – dem Grunde nach ein nachrangiges System, 
das das soziokulturelle und sozioökonomische Existenz-
minimum von Menschen, die sich nicht anders helfen 
können, abdecken soll. Davor gibt es für viele Beschäf-
tigte Gott sei Dank die Arbeitslosenversicherung, die 
vielen hilft, wenn sie arbeitslos werden, nicht gleich in 
Grundsicherung kommen zu müssen. Das ist ein System, 
das stark ist und das uns gerade in der Coronapandemie 
zusammen mit der Kurzarbeit Möglichkeiten gegeben 
hat. Insofern ist auch das Bürgergeld eine Grundsiche-
rung, eine existenzsichernde Leistung, die Menschen, 
die sich sonst nicht helfen können, weiterhelfen wird. 
Ich glaube, das beantwortet Ihre Frage.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Lukas 
Köhler [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die letzte Nachfragerin zu diesem Komplex ist jetzt 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Beate Müller- 
Gemmeke.

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Minister, ich möchte noch einen anderen Aspekt beim 
Thema Bürgergeld ansprechen. Der Haushalt 2023 steht 
ja vor der Tür. In diesem Haushalt müssen wir natürlich 
alle Vorhaben der Ampel abbilden. Ein zentrales Vor-
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haben ist das Bürgergeld, über das wir gerade hier dis-
kutieren. Wir wollen einen Perspektivwechsel bei der 
Arbeitsförderung. Wir wollen Beratung auf Augenhöhe. 
Wir wollen individuelle Angebote, die zu den Menschen 
passen; ein Fokus liegt auf Weiterbildung und Qualifizie-
rung. Wir wollen den Menschen neue Chancen und Per-
spektiven ermöglichen. Ich wiederhole das noch mal – 
auch in Richtung Union –; denn es geht nicht nur um 
Sanktionen, sondern es geht um den Perspektivwechsel, 
den wir mit dem Bürgergeld vorhaben.

Für Menschen, die sehr lange arbeitslos sind, braucht 
es vor allem soziale Teilhabe, und da geht es um den 
sogenannten Sozialen Arbeitsmarkt, um den § 16e 
SGB II. Sie haben gesagt, er wird entfristet. Wir wollen 
ihn auch ein bisschen anders ausgestalten. Meine Frage 
ist: Werden Sie sich in den Haushaltsberatungen dafür 
einsetzen, dass der Soziale Arbeitsmarkt wirklich ausrei-
chend finanziert wird? Und damit meine ich: besser als 
heute.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, der Haushaltsaufstellung für 2023 kann 
ich nicht vorweggreifen; die läuft. Wir haben Donners-
tagnacht die Bereinigungssitzung für den 2022er-Haus-
halt, sind mit dem Bundesfinanzminister aber auch schon 
im Aufstellungsverfahren für den Haushalt 2023.

Da Sie mich nach meiner fachlichen Meinung fragen: 
Der Soziale Arbeitsmarkt zeigt, dass das richtig gut in-
vestiertes Geld ist. Wir haben über 50 000 Menschen 
nicht in irgendwelche Maßnahmen, sondern in sozialver-
sicherungspflichtige Arbeit gebracht. Es geht um Men-
schen, die ganz lange raus aus dem Arbeitsmarkt waren, 
die trotz der guten Lage am Arbeitsmarkt über viele Jahre 
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen waren und die 
sonst keine Chance gehabt hätten, wieder in sozialver-
sicherungspflichtige Arbeit zu kommen. Ich habe vorhin 
versucht, das am Beispiel eines Menschen aus Heidelberg 
zu beschreiben. Man muss, glaube ich, in der Arbeits-
marktpolitik berücksichtigen: Die meisten Menschen, 
die arbeitslos werden, brauchen keine aktive Arbeits-
marktpolitik; denn der Arbeitsmarkt ist gut. Es gibt wel-
che, die aktive Arbeitsmarktpolitik brauchen, um Ar-
beitsplätze zu sichern, Stichwort „Kurzarbeit“. Aber 
Menschen, die drei, vier, fünf, sechs oder zehn Jahre 
arbeitslos sind, haben meistens begleitende Probleme; 
da fehlt nicht nur Arbeit. Und da müssen wir Brücken 
bauen.

Deshalb: Ja, ich werde mich dafür einsetzen, dass wir 
den Arbeitsmarkt entfristen und auch Mittel im Einglie-
derungstitel bekommen, um dafür zu sorgen, dass wir den 
sozialen Arbeitsmarkt verstetigen und möglichst auch 
ausbauen können, um Langzeitarbeitslosigkeit wirksam 
zu bekämpfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber am Ende entscheidet dieser Bundestag über das 
Geld; denn das ist Ihr Recht.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das ist auch gut so.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Genau.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Aber es ist auch gut, dass wir uns alle unterhaken und 
im Voraus für die richtigen Aspekte kämpfen.

Meine Nachfrage zielt darauf ab, was darüber hinaus 
beim Thema Bürgergeld zentral ist. Unser Fokus liegt 
ganz klar bei jungen Menschen. Es geht darum, ihnen 
Perspektiven zu eröffnen. Ein wichtiges Instrument dafür 
ist die Assistierte Ausbildung, von der ich glaube, dass 
wir sie stärken und finanziell besser ausstatten müssen. 
Von daher frage ich an dieser Stelle nach: Werden Sie sich 
zusammen mit uns dafür einsetzen, dass wir das Instru-
ment der Assistierten Ausbildung zum einen etwas ver-
ändern und passgenauer machen, zum anderen aber auch 
genügend finanzielle Mittel dafür und für die Ausbildung 
der jungen Menschen insgesamt im SGB II bereitstellen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, Ja ist die Antwort. Aber das ist nicht der 
wichtigste Punkt. Es ist ganz zentral, dass wir die Assis-
tierte Ausbildung für die jungen Leute besser organisie-
ren und sie vermehrt anbieten, da es wirklich die Chance 
bietet, wieder eine Ausbildung zu bekommen.

Aber als größeren Rahmen – das kann ich, glaube ich, 
an dieser Stelle sagen – muss man sich die Struktur der 
Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland einmal genauer 
angucken. Leute, die sich nicht mit Arbeitsmarktpolitik 
beschäftigen, stehen vor einem Rätsel, das da lautet: Der 
Arbeitsmarkt ist super; trotzdem haben wir einen verfes-
tigten Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit. Wie passt das 
zusammen? Sind die alle zu faul, oder was ist los? – Das 
ist die Unterstellung, die manchmal mitschwingt. Das ist 
gesellschaftliches Gift, und deshalb muss man sich die 
Realität anschauen. Und die Realität zeigt, dass zwei 
Drittel der langzeitarbeitslosen Menschen keine abge-
schlossene Berufsausbildung haben, dass Jahr für Jahr 
50 000 junge Menschen die Schule ohne Schulabschluss 
verlassen und dass wir in Zeiten des Fachkräftemangels 
1,3 Millionen Menschen zwischen 20 und 30 Jahren ohne 
Berufsausbildung in Deutschland haben. Denen müssen 
wir eine zweite und eine dritte Chance geben.

Am besten ist es übrigens, dieser Entwicklung den 
Nachwuchs abzugraben. Deshalb ist ein Element, das 
ich zusätzlich zur Assistierten Ausbildung kurz erwähnen 
will, die Tatsache, dass wir mit dem Vermittlungsvorrang 
im SGB II anders umgehen werden. Im Moment steht im 
Gesetz – ich übersetze das mal –: Man muss die Leute in 
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irgendwelche Arbeit bringen. Das führt dazu, dass viele 
ohne Ausbildung mal kurz in Arbeit kommen, manchmal 
auch in prekäre Arbeit, und das Jobcenter sie dann wie-
dersieht. Das ist keine nachhaltige Integration in den 
Arbeitsmarkt. Mit dem Bürgergeld werden wir einführen, 
dass das Nachholen eines Berufsabschlusses im Zwei-
felsfall Vorrang vor der Vermittlung in irgendwelche Ar-
beit hat, wenn Sie so wollen nach dem Motto „ordentliche 
Arbeit statt Hilfskräfte produzieren“. Das ist übrigens 
auch gut für die Fachkräftesicherung in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich gehe jetzt wieder zur Liste der angemeldeten Fra-

gestellerinnen und Fragesteller über. Als Nächstes ist 
Andreas Audretsch von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen dran.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Minister, wir haben große Trans-

formationen in dieser Gesellschaft vor uns. Das bezieht 
sich auf die Digitalisierung, das bezieht sich natürlich auf 
den demografischen Wandel, aber ganz besonders auch 
darauf, dass wir unsere Wirtschaft klimaneutral gestalten 
wollen. Wir haben eine Menge an Instrumenten im Koa-
litionsvertrag vereinbart, nämlich eine ganze Weiterbil-
dungsstrategie vom Lebenschancen-BAföG über die 
Weiterentwicklung zum – in Anlehnung an das Kurz-
arbeitergeld – Qualifizierungsgeld. Dazu würde ich Sie 
gerne fragen: Was ist Ihre zeitliche Perspektive, und wie 
würden Sie diese Instrumente einordnen? In dem Zusam-
menhang vielleicht auch: Die BA plant Weiterbildungs-
verbünde, um regional agieren zu können. Wie sehen Sie 
das innerhalb des Konzepts, das wir im Koalitionsvertrag 
vereinbart haben?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Lieber Kollege Audretsch, ganz herzlichen Dank für 
diese Frage. – Das ist mir ein großes Anliegen; denn 
neben dem aktuellen Krisenmanagement macht die 
Transformation, die geprägt ist durch Digitalisierung, 
Dekarbonisierung und Demografie, vor dem Arbeits-
markt ja keinen Halt. Im Gegenteil: Es gibt bestimmte 
Entwicklungen, die schneller vorangehen werden. Das 
haben wir im Zusammenhang mit Corona bei der Digita-
lisierung erlebt, und das erleben wir jetzt bei der Not-
wendigkeit, von fossilen Importen unabhängiger zu wer-
den. Das hat auch Folgen für den Arbeitsmarkt. Wenn wir 
wollen, dass die Beschäftigten von heute die Chance 
haben, die Arbeit von morgen zu machen, und wenn 
wir uns vergegenwärtigen, dass die Arbeitskräfte, die 
2030 mehrheitlich am Arbeitsmarkt tätig sind, ihre Aus-
bildung meist schon hinter sich haben, dann kommen wir 
zum Thema „Qualifizierung und Weiterbildung“.

Wir haben eine Nationale Weiterbildungsstrategie, die 
federführend von der Bundesbildungsministerin und mir 
betreut wird, und wir werden dafür sorgen, dass es neue 
Instrumente gibt. Ich bin sehr froh, dass der Koalitions-

vertrag viele gute neue Instrumente nennt, zum Beispiel 
die Einführung der Bildungszeit nach österreichischem 
Vorbild; dort heißt das „Bildungskarenz“. Das gibt Men-
schen die Chance, ihre Arbeit zu unterbrechen, wenn es 
eine Vereinbarung mit den Arbeitgebern gibt, und sich 
beruflich weiterzubilden unter Absicherung des Lebens-
standards. Das hat in Österreich dazu geführt, dass die 
berufliche Weiterbildung geboostert wurde. Wir haben 
Instrumente wie das Lebenschancen-BAföG unter Feder-
führung der Kollegin Stark-Watzinger, das ich sehr inte-
ressant finde. Wir haben beispielsweise das Instrument 
des Transformationszuschusses, wenn Unternehmen 
mehr in Weiterbildung investieren; das habe ich in der 
letzten Legislaturperiode mit dem Arbeit-von-morgen- 
Gesetz durchgesetzt. Und wir werden analog zu der 
Idee des Transformationskurzarbeitergeldes die stärkere 
Verbindung von Kurzarbeit mit Qualifizierung einführen.

Ich sage das so ausführlich, weil wir für den aktuellen 
Transformationswandel nicht nur einen Schrauben-
schlüssel brauchen. Wir brauchen einen ganzen Werk-
zeugkasten, damit die Beschäftigten von heute die 
Chance haben, die Arbeit von morgen zu machen. Daran 
arbeite ich mit Hochdruck. Ich rechne mit der Gesetz-
gebung für das nächste Jahr.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen. Der Minister ant-

wortet dann hoffentlich etwas kürzer.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Der Minister hat die Zeit quasi für die Beantwortung 

von zwei Fragen verwendet. Insofern ist es in Ordnung.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Danke, Herr Audretsch.

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Ich habe gesehen, dass es zum gleichen 

Thema zwei Nachfragen aus der CDU/CSU-Fraktion 
gibt. Ich würde die zwei Fragen zulassen und dann, 
wenn nichts dagegenspricht, gerne wieder zur Reihen-
folge übergehen; sonst kommen wir in der Stunde nicht 
mit den Fraktionen durch. – Sie haben das Wort, Kolle-
gin.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister, Sie ha-

ben jetzt beschrieben, was Sie im nächsten Jahr tun wol-
len. Ich frage mich natürlich: Was haben Sie schon getan? 
In Bezug auf die Weiterbildung haben wir ganz akut die 
Situation: Wir haben eine Zuwanderung von geflüchteten 
Menschen. Sie kommen mit Qualifikationen, aber häufig 
ohne Sprachkenntnisse. Deshalb frage ich Sie: Was haben 
Sie getan, um die Anerkennung von Abschlüssen von 
ukrainischen Flüchtlingen zu verbessern? Welche Quali-
fizierungsmaßnahmen haben Sie auf den Weg gebracht, 
um diese „on the Job“ zu qualifizieren? Und was tun Sie, 
damit diese Geflüchteten nicht in geringqualifizierten Tä-
tigkeiten landen? Denn sie brauchen ja meistens dringend 
Geld.
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Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ganz herzlichen Dank, Frau Kollegin. – Das kann ich 
Ihnen sagen: Wir haben, nachdem diese Menschen ihren 
Schutzstatus und gleichzeitig übrigens eine Arbeits-
erlaubnis bekommen haben, als Allererstes dafür gesorgt, 
dass Sprachkurse für sie geöffnet wurden. Das betrifft die 
Sprachkurse des BAMF im Verantwortungsbereich von 
Nancy Faeser und die arbeitsmarktbezogenen Sprach-
kurse in meinem Verantwortungsbereich. Und ich bin 
zuversichtlich, dass wir mit dem Ergänzungshaushalt 
für 2022 dafür noch zusätzliche Mittel von Ihnen bekom-
men werden.

Zweitens hatten wir gestern eine weitere Schalte einer 
Taskforce, bestehend aus Frau Stark-Watzinger und mir, 
also Bildungsministerin und Arbeitsminister, mit Karl- 
Josef Laumann, dem Arbeitsminister von Nordrhein- 
Westfalen, und dem für die Kultusministerkonferenz zu-
ständigen Bildungssenator Ties Rabe aus Hamburg, um 
ganz konkret die Berufsanerkennung sowohl für die ge-
schützten Berufe als auch für die nicht geschützten Be-
rufe voranzubringen. Denn Sie haben vollkommen recht: 
Die Menschen aus der Ukraine, die jetzt zu uns flüchten, 
haben im Schnitt ein sehr hohes Ausbildungsniveau. Und 
wir müssen im Bereich der Berufsanerkennung ohnehin 
besser werden als in der Vergangenheit, damit diese Men-
schen nicht alle zu Hilfskräften gemacht werden. Das ist 
es, was wir tun. Und das ist eine gute Übung für die 
Erweiterung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes, für 
die wir das ohnehin brauchen. Ich bin froh, dass das in 
dieser Koalition besser gelingt als in der Vorgängerregie-
rung mit Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Das war jetzt noch eine kleine Stichelei. – Es ist eine 

gute Entscheidung von Ihnen, dass Sie Karl-Josef 
Laumann in diesen Prozess einbinden. Dann sind wir 
hoffnungsvoll, dass was Gutes dabei herauskommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte Sie an meine Frage erinnern. Die Erfahrung 
aus dem vorangegangenen Zuwanderungsgeschehen 
zeigt, dass die Betroffenen mit den Sprachkursen erst 
einmal nicht viel anfangen können. Sie brauchen zwei, 
drei Jahre, bis sie die Sprache erlernt haben, und dann 
sagt man ihnen: Jetzt kannst du dich noch zwei Jahre 
qualifizieren, und dann darfst du in den Job gehen. – 
Wir brauchen doch Maßnahmen, um die Menschen „on 
the Job“ zu qualifizieren und ihnen gleichzeitig die Spra-
che zu vermitteln. Ich weiß, viele Arbeitgeber wären dazu 
auch bereit. Was haben Sie getan, Herr Minister, um 
solche Maßnahmen auf den Weg zu bringen, die wir jetzt 
dringend brauchen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Wir haben bestehende Maßnahmen aktiviert, gerade 
für diesen Bereich. Ich konnte mich gestern bei der 
Bahn AG – ich habe das vorhin beschrieben – davon in 
Kenntnis setzen, dass an dieser Stelle Wirtschaft und die 
Bundesagentur für Arbeit gut zusammenarbeiten mit den 
Instrumenten, die uns zur Verfügung stehen, übrigens 
sehr unbürokratisch. Ich habe am Beispiel dieser beiden 
Frauen, von denen ich vorhin gesprochen habe, erlebt, 
dass wir beides machen: Sie konnten beide noch nicht 
richtig gut Deutsch, finden jetzt trotzdem einen Job und 
bekommen durch die Unterstützung der Bundesagentur 
für Arbeit – Stichwort „Training on the Job“ – die Mög-
lichkeit, die Sprache dabei zu erlernen. Denn Sie haben 
vollkommen recht: Wir dürfen keine Zeit verlieren.

Zu Ihrer Frage, warum Karl-Josef Laumann dabei ist: 
nicht nur, weil er davon Ahnung hat, sondern weil er 
zurzeit Vorsitzender der Arbeits- und Sozialministerkon-
ferenz ist. Ich kann das nicht ohne die Länder hinbekom-
men. Die Kompetenzen im Bereich Berufsanerkennung 
sind zwischen Bund und Ländern aufgeteilt: Die ge-
schützten Berufe fallen oft in Länderkompetenz, die so-
zialen Berufe sind in Länderkompetenz, die berufliche 
Bildung sowie die akademische Bildung sind in Bundes-
kompetenz. Es gibt in Deutschland 1 400 Stellen, die für 
Berufsanerkennung zuständig sind. – Ich will, dass wir da 
schneller vorankommen, und das geht nur gemeinsam 
und auch parteiübergreifend. Deshalb danke ich Ihnen 
für Ihr Interesse und Ihr Engagement bei diesem Thema. 
Das unterstützt die Politik der Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Zum gleichen Thema hat noch eine Nachfrage 

Dr. Reichel aus der CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Herr Minister, Sie haben in Ihren Einführungen auf die 

Weiterbildungsstrategie verwiesen und auf die hervor-
ragenden Abstimmungen mit dem BMBF. Ein Teil dieser 
Weiterbildungsstrategie ist die Erstellung eines entspre-
chenden Portals für Weiterbildungsplattformen. Nun hat 
die Hochschulrektorenkonferenz in Abstimmung mit 
dem BMBF im April eine eigene Plattform in Gang ge-
setzt: „hoch & weit“. Gleichzeitig sind im Haushalt des 
BMAS mit, ich glaube, 18 Millionen Euro sehr große 
Mittel eingestellt für die Nationale Weiterbildungsplatt-
form, die über die Bundesagentur für Arbeit betrieben 
werden soll. Meine Frage ist nun: In welcher Form stim-
men sich diese beiden Plattformen ab? Was ist der Vorteil 
dieser Doppelstruktur, und inwieweit vermeiden Sie hier 
Ineffizienzen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ganz herzlichen Dank für diese Frage. – Diese Dis-
kussion habe ich bereits in der letzten Regierung, weil 
ich die Ehre hatte, dieser schon anzugehören, mit der 
damaligen Bundesbildungsministerin Frau Karliczek – 
Sie können sie dazu auch fragen – geführt. Es ist richtig, 
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dass wir beides aufbauen, aber nicht sozusagen als un-
abhängige Röhren. Vielmehr wollen wir das gut mit-
einander vernetzen und verlinken. Es ist richtig, dass 
die Bundesagentur nach dem, was ich weiß, im Aufbau 
ein bisschen weiter ist als die Plattform, die Sie beschrie-
ben haben. Aber beides wird vor allen Dingen für eines 
sorgen: dass die passgenauen Weiterbildungsangebote, 
die in Deutschland sehr vielfältig sind, transparenter wer-
den für die Menschen, die sie brauchen. Das werden wir 
gut miteinander verbinden. Deshalb ist das kein Wider-
spruch; vielmehr decken wir die gesamte Bandbreite ab.

Wir haben in Deutschland doch das Problem, dass die 
vorhandenen Weiterbildungsangebote für viele Beschäf-
tigte sehr unübersichtlich sind, übrigens genauso unüber-
sichtlich wie die Vielzahl von Berufsbildern, die es in 
Deutschland gibt. Deshalb ist es vernünftig, dass wir 
digitale Systeme schaffen und den Menschen damit pass-
genaue Angebote machen. Das machen wir gemeinsam. 
In der Fortschreibung der Nationalen Weiterbildungsstra-
tegie, die wir mit dem Bundesbildungsministerium ab-
stimmen werden, wird das auch berücksichtigt. Die letzte 
Nationale Weiterbildungsstrategie habe ich mit Anja 
Karliczek und den Sozialpartnern sowie der Wissenschaft 
aufgestellt. Die nächste wird jetzt mit der neuen Kollegin 
fortgeschrieben, und sie wird ambitionierter sein.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Andreas 
Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Lukas Köhler [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Ich möchte noch einmal nachfragen. – Sie haben zu 

Recht darauf hingewiesen, dass der, ich sage mal, Markt 
für Weiterbildung unübersichtlich ist. Sie haben mir jetzt 
aber nicht erklärt, inwieweit Sie zur Übersichtlichkeit 
beitragen, wenn die Bundesregierung nun anstelle von 
einer einzigen Weiterbildungsplattform zwei parallel er-
stellen will. Wo ist hier exakt die Abgrenzung?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege, dann habe ich eben nicht deutlich genug 
formuliert, was ich sagen wollte; ich bitte um Entschul-
digung. Es geht um zwei unterschiedliche Segmente, und 
wir werden dafür sorgen, dass diese Dinge miteinander 
vernetzt sind. Die simple Vorstellung, die in Ihrer Frak-
tion einmal vorhanden war, man brauche nur so eine Art 
Netflix, lässt sich an dieser Stelle nicht umsetzen. Viel-
mehr haben wir unterschiedliche Segmente und Ansätze, 
weil wir auch unterschiedliche Zielgruppen haben. Aber 
wir werden dafür sorgen, dass sich diese beiden Systeme 
nicht sozusagen digital auseinanderentwickeln, sondern 
gut miteinander verzahnt werden. Das ist, glaube ich, ein 
guter Schritt. Ich kann Ihnen das in der Kürze der Zeit 
nicht ausführlich erläutern; möglicherweise kann ich Ih-
nen schriftlich antworten oder in einem Gespräch bei 
einem Kaffee, wenn Sie den Kaffee zahlen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

– Ich muss ja bei den Haushaltsmitteln für mein Haus 
sparen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Wir gehen weiter in der Liste der ange-

meldeten Fragesteller. Der Nächste ist René Springer aus 
der AfD-Fraktion.

René Springer (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, zu-

nächst möchte ich Kritik üben; denn es wurden jetzt 
zweimal Problembereiche angesprochen, die von Unge-
rechtigkeiten geprägt sind, und Ihre Reaktion war je-
weils, man solle Gruppen nicht gegeneinander ausspie-
len.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ich denke, dass das ein Totschlagargument ist und ein 
Versuch, eine Debatte abzuwürgen. Aber das hier ist ein 
Haus, in dem Debatten geführt werden müssen, auch 
wenn das manchmal unangenehm ist. Deswegen kriti-
siere ich Sie dafür, dass Sie hier versuchen, Debatten 
abzuwürgen.

Zu meiner Frage. Laut Zahlen Ihres Ministeriums hat-
ten Mütter, die drei Kinder zur Welt gebracht haben, zu-
letzt einen durchschnittlichen Rentenzahlbetrag von 
751 Euro im Monat. Ein Hartz-IV-Empfänger, sagen 
wir: hier in Berlin, hat einen Regelsatzanspruch von 
449 Euro, hinzu kommen 426 Euro für Kosten der Un-
terkunft – das ist der Richtwert –, macht 880 Euro. Eine 
Frau, die drei Kinder zur Welt gebracht hat, die eine 
Lebensleistung erbracht hat, erhält also 130 Euro weniger 
als eine Person, die unter Umständen noch nie einen Cent 
ins Sozialsystem eingezahlt hat.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Quatsch! Sie kriegt ja Wohngeld!)

Jetzt haben Sie ein Entlastungspaket eingebracht, das 
beschlossen wurde, das 200 Euro für Hartz-IV-Empfän-
ger vorsieht. Rentner gehen leer aus. Wir als AfD-Frak-
tion verurteilen Sie ganz klar dafür, dass Sie Rentner 
hiervon ausnehmen, ignorieren, fallen lassen. Wir werden 
einen Antrag einbringen – er ist vorbereitet –, in dem wir 
300 Euro für Rentner fordern. Das ist nämlich der Betrag, 
den Arbeitnehmer als Entlastung erhalten. Meine Frage 
ist: Können Sie sich dieser Forderung in der Sache an-
schließen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Sehr geehrter Kollege Springer, das ist ein freies Land, 
und hier im Parlament kann jeder eine Meinung vertreten; 
aber Sie müssen auch damit rechnen, dass Ihnen wider-
sprochen wird. Deshalb bleibe ich bei der Haltung der 
Bundesregierung: Wir werden Menschen in Not, die aus 
unterschiedlichen Gründen in Not sind, in dieser Gesell-
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schaft nicht gegeneinander ausspielen. Das will ich Ihnen 
auch auf diese Frage sagen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Warum haben Menschen im Alter niedrige Renten? 
Die Antwort ist doch klar: Armut oder Armutsgefähr-
dung im Alter ist meistens das Ergebnis von Armut im 
Erwerbsverlauf, das heißt von Langzeitarbeitslosigkeit 
zum Beispiel oder von viel zu niedrigen Renten aufgrund 
von viel zu schlechter Bezahlung. Deshalb führen wir 
beispielsweise den Mindestlohn ein; das wird übrigens 
vor allen Dingen Frauen helfen.

Zu Ihrer Bemerkung zu den Entlastungspaketen 
möchte ich Sie auf die Debatte verweisen. Wir können 
uns gerne darüber unterhalten, ob für Rentnerinnen und 
Rentner genug dabei war. Da kann man unterschiedlicher 
Meinung sein. Aber Ihre Behauptung, dass in den Ent-
lastungspaketen nichts für Rentnerinnen und Rentner da-
bei ist, ist schlichtweg falsch. Ich will Ihnen kurz sagen, 
warum: Es gibt allgemeine Maßnahmen, von denen auch 
Rentnerinnen und Rentner profitiert haben. Die Abschaf-
fung der EEG-Umlage ist Teil des Entlastungspakets. Der 
Heizkostenzuschuss für Wohngeldempfänger gehört da-
zu, von dem zu 50 Prozent Rentnerinnen und Rentner 
profitieren werden; von den Zuschüssen für die Rentne-
rinnen und Rentner in der Grundsicherung im Alter mal 
ganz abgesehen.

Noch einmal: Eine Debatte darüber, ob das genug ist, 
kann man gerne führen, auch mit mir. Ich sage sehr deut-
lich: Die Entlastungspakete im Wert von 30 Milliarden 
Euro, die wir jetzt beschließen, helfen, das Leben für 
viele ein bisschen einfacher zu machen. Bei dauerhaften 
Preissteigerungen werden wir weitere strukturelle Maß-
nahmen ergreifen müssen. Aber Ihre Behauptung, da sei 
für Rentner nichts dabei, ist, auch wenn Sie sie zehnmal 
wiederholen, schlicht wahrheitswidrig. Das müssen Sie 
sich gefallen lassen. Im Übrigen: Sie können mich poli-
tisch verurteilen, rechtlich können Sie es nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen. – Aber, lieber Mi-

nister, Sie haben jetzt fast eine Minute überzogen. Bitte 
die Antwort und auch die Fragestellung kürzer halten!

René Springer (AfD):
Herr Minister, ich habe eine ganz konkrete Frage ge-

stellt. Hartz-IV-Empfänger bekommen 200 Euro mehr, 
Arbeitnehmer bekommen 200 Euro mehr, Kinder bekom-
men mehr, nur Rentner bekommen keinen Einmal-
zuschlag. Noch einmal die Frage: Schließen Sie sich in 
der Sache der Forderung der AfD an, 300 Euro Einmal-
zuschlag für Rentner, wie Sie es auch bei den Arbeitneh-
mern getan haben?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Sie haben, glaube ich, vorhin nicht zugehört. An dieser 
Stelle habe ich gesagt: In der Grundsicherung im Alter – 
und davon habe ich gesprochen – bekommen Rentnerin-
nen und Rentner die 200 Euro Zuschlag genauso wie 
diejenigen in anderen Grundsicherungssystemen. Inso-
fern werden Rentnerinnen und Rentner in der Grund-
sicherung nicht anders behandelt als andere Menschen 
in der Grundsicherung. Und ich habe vorhin beschrieben, 
welche weiteren Entlastungsmaßnahmen wir haben. In-
sofern, glaube ich, ist Ihre erste Frage beantwortet gewe-
sen, und zwar ziemlich präzise, Herr Kollege.

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich lasse auch jetzt wieder zwei Nachfragen zu diesem 

Thema zu. Dann gehe ich in der Liste der Fragesteller/- 
innen weiter; denn die Zeit ist fortgeschritten, und wir 
kommen sonst nicht durch.

Die nächste Frage stellt Frau Gerrit Huy aus der AfD- 
Fraktion.

Gerrit Huy (AfD):
Vielen Dank, dass ich nachfragen darf. – Herr Minister, 

Sie haben darauf hingewiesen, dass niedrige Renten nied-
rige Löhne zur Ursache haben. Das ist im Prinzip auch 
korrekt. Sie müssen sich aber trotzdem vorwerfen lassen, 
dass Bezieher niedriger Einkommen in anderen Ländern 
weit höhere Renten haben, weil das Rentenniveau gerade 
für die Niedriglöhner in den meisten anderen Ländern 
eben höher liegt. Sie haben das ein bisschen kompensiert. 
1,3 Millionen Grundrentenempfänger erhalten eine ge-
wisse Verbesserung. Aber wir haben viel mehr arme 
Rentner, und für die muss auch etwas getan werden. – 
Danke.

(Zuruf von der SPD: Und die Frage?)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, Sie werden erstaunt sein, aber ich bin 
Ihrer Meinung, dass wir viel, viel mehr tun müssen, um 
Altersarmut in Deutschland zu bekämpfen und zu ver-
meiden. Wir haben erste Schritte gemacht. Danke, dass 
Sie die Grundrente gelobt haben; die hilft nämlich sehr 
vielen Menschen.

Wir werden – als Regierung haben wir das vorgeschla-
gen – übrigens in Kürze, glaube ich, in diesem Bundestag 
beschließen, dass wir bei den Erwerbsgeminderten Leis-
tungen verbessern. Das sind Rentnerinnen und Rentner, 
die ihr Lebtag gearbeitet haben, aber aufgrund von Er-
krankungen, von Behinderung oder von Arbeitsunfällen 
tatsächlich niedrige Leistungen im Alter haben. Jetzt end-
lich gelingt es – das ist überfällig, das gebe ich zu; das 
war in der letzten Regierung nicht möglich, aber in dieser 
Regierung ist es möglich –, bei den Erwerbsgeminderten 
im Bestand zu Verbesserungen zu kommen.

Ich sage Ihnen: Wir haben – erstaunlicherweise – eine 
ähnliche Analyse der Lage, aber unterschiedliche Instru-
mente im Sinn, über die wir an dieser Stelle streiten 
können. Dieses Thema bewegt mich sehr. Ich bleibe 
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aber bei dem Prinzip: Das, was im Erwerbsleben schief-
geht aufgrund von viel zu niedrigen Löhnen oder der 
Unterbrechung von Erwerbstätigkeit, schlägt sich im 
Alter in niedrigen Renten nieder. Da müssen wir an die 
Wurzel heran – durch Gleichstellung von Männern und 
Frauen am Arbeitsmarkt beispielweise,

(Beifall der Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD] 
und Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

durch anständige Löhne auch für soziale Berufe. Da ist 
die Anhebung des Mindestlohns ein wichtiger Schritt, 
aber das Beste sind ordentliche Tarifverträge in diesem 
Bereich,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

und auch dafür werden wir kämpfen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Gerrit Huy (AfD):
Vielen Dank. – Ich kenne die Maßnahme und begrüße 

sie auch. Aber ich möchte trotzdem noch einmal darauf 
hinweisen, dass es bei vielen Millionen armen Rentnern 
bleibt. Das liegt an unserem niedrigen Rentenniveau und 
auch an der Unfähigkeit der vergangenen Regierungen, 
für Geringverdiener das Rentenniveau zu erhöhen. Meine 
Frage ganz konkret: Haben Sie das noch vor?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Wir werden in dieser Regierung vor allen Dingen dafür 
sorgen, dass das bestehende Rentenniveau dauerhaft ge-
sichert wird. Das ist angesichts der Demografie schon 
eine sehr heftige Aufgabe, weil ab 2025 sehr geburten-
starke Jahrgänge – das ist die große Zahl derjenigen, die 
vor 1964 geboren sind – in wohlverdiente Rente gehen 
werden. Davon sind nicht alle arm; es gibt auch Rentne-
rinnen und Rentner mit einer ordentlichen Absicherung. 
Aber wir haben Rentnerinnen und Rentner – und das ist 
der größte Teil –, die nicht in Saus und Braus leben, und 
einige sind armutsgefährdet. Deshalb bleibe ich dabei: 
Die Sicherung des Rentenniveaus ist eine große Aufgabe. 
Und ich bin froh, dass diese Regierung sich vorgenom-
men hat, das Rentenniveau auch über 2025 hinaus dauer-
haft zu sichern. Das ist das, was wir tun.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Nachfrage stellt Max Straubinger, CDU/ 

CSU-Fraktion.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herr Bundesminister, Sie haben zu Recht darauf hin-

gewiesen: Die Renten sind unterschiedlich. Sie sind letzt-
endlich dem Erwerbsleben und der damit verbundenen 
Beitragszahlungen nachvollzogen. Wenn man das Entlas-
tungspaket der Bundesregierung betrachtet, wäre es da-

her folgerichtig, den Heizkostenzuschlag, der ja an sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung gebunden ist, 
Rentnerinnen und Rentnern ebenso zu gewähren wie den-
jenigen, die in sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung sind; denn es gibt ja einen inneren Zusammenhang 
zwischen der vorhergehenden sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung und der Rente. Ich würde damit un-
termauern, dass den Rentnerinnen und Rentnern diese 
300 Euro zustehen.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Lieber Herr Kollege, den Heizkostenzuschuss, den Sie 
angesprochen haben, bekommen alle Wohngeldempfän-
gerinnen und Wohngeldempfänger, und das sind zu 
50 Prozent Rentnerinnen und Rentner. Der Heizkosten-
zuschuss ist nicht an eine Erwerbstätigkeit, sondern an 
den Bezug von Wohngeld gekoppelt, und das kriegen 
alle in Deutschland, die des Wohngeldes bedürfen. 
Noch einmal: Das sind zu 50 Prozent Rentnerinnen und 
Rentner. Deshalb ist es falsch, dass die Rentnerinnen und 
Rentner nicht vom Heizkostenzuschuss profitieren wür-
den.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Eine zweite Frage. Es wird immer wieder dargelegt, 

dass die Durchschnittsrenten zu niedrig seien. Kann ich 
Ihre Aussage dahin gehend deuten, dass Sie eine Abkehr 
vom Äquivalenzprinzip in der Rentenversicherung wol-
len?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Unten 
wäre das gut, Max! Und ganz oben müsste 
man’s abflachen!)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege, das Äquivalenzprinzip gilt. Aber wir 
haben, wenn wir es genauer betrachten, jetzt schon Ab-
weichungen im System. Beispielsweise haben Ihre und 
unsere Partei gemeinsam Verbesserungen bei der Mütter-
rente beschlossen – Andrea Nahles und ich haben sie 
dann umgesetzt –, obwohl dies nicht ganz dem Äqui-
valenzprinzip entspricht, was die Einzahlungen betrifft. 
Aber es ist sozialpolitisch richtig, dass die Rentenver-
sicherung das macht. Das betrifft auch die Einführung 
der Grundrente – die haben wir auch gemeinsam be-
schlossen –, weil wir hier über fleißige Menschen reden, 
vor allem über Frauen, die ihr Lebtag gearbeitet haben, 
aber viel zu niedrige Löhne hatten. Auch das entspricht 
nicht der reinen Lehre des Äquivalenzprinzips, aber das 
ist die Solidarität der Rentenversicherung, die in Ordnung 
ist. Aber ich bleibe beim Äquivalenzprinzip.

Ihre Frage ist berechtigt, nämlich ob die Durchschnitts-
betrachtung der gesetzlichen Rente allein ein genaues 
Bild macht. Das macht sie nicht. Wir haben – ich habe 
es vorhin beschrieben – Menschen in Altersarmut, oder 
sie sind armutsgefährdet. Wir haben Menschen, die eine 
mittlere Rente haben, die kein Leben in Saus und Braus 
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ermöglicht. Und wir haben Menschen mit ganz ordentli-
cher Altersabsicherung, wenn man alles zusammenrech-
net. Der Median dieser Betrachtung kann ein bisschen 
verzerren, weil es auch Leute gibt, die zum Beispiel 
kurz in die Rentenversicherung einbezahlt haben, dann 
aber Beamtinnen oder Beamte geworden sind. Die Sta-
tistik weist entsprechend aus, dass sie nur ganz niedrige 
Rentenanwartschaften haben, und das sieht dann wie ein 
niedriger Durchschnitt für alle aus.

Ich glaube, wir haben gemeinsam die Aufgabe, für 
mehr Transparenz zu sorgen, was den Menschen zusteht, 
ohne irgendetwas am deutschen System zu beschönigen. 
Aber wir sollten vor allem eines tun, Herr Straubinger: 
dafür sorgen, dass die gesetzliche Rente die tragende 
Säule der Alterssicherung bleibt. Und dafür werde ich 
arbeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Martin Gassner-Herz [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich fahre jetzt fort mit der Liste der Fragesteller. 

Nächste Fragestellerin ist für die SPD-Fraktion Rasha 
Nasr.

Rasha Nasr (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Werter Minister Heil, 

Sie haben in Ihren einleitenden Worten uns Parlamenta-
rier/-innen für die konstruktive Zusammenarbeit gedankt. 
Deswegen möchte ich gern im Namen der SPD-Fraktion, 
eben weil wir so große Themen auf dem Tableau haben, 
diesen Dank an Sie und das BMAS zurückgeben. Vielen 
Dank für die konstruktive Zusammenarbeit!

Sie haben schon davon gesprochen. Den schnellen 
Wechsel von Ukrainerinnen und Ukrainern ins SGB II 
haben wir hier vollzogen. Ich würde gern den Blick auf 
den Bereich Arbeitsmarktintegration etwas weiten wol-
len. Wir stehen vor großen Herausforderungen. Wo set-
zen Sie im BMAS die Prioritäten? Was ist jetzt noch zu 
tun?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin Nasr, ganz herzlichen Dank für die Fra-
ge. – Wir haben vorhin – ich glaube, da gibt es kaum 
Unterschiede hier im Bundestag – parteiübergreifend 
festgestellt, dass das Thema der Fachkräftesicherung 
eine entscheidende Frage nicht nur für den sozialen Zu-
sammenhalt dieser Gesellschaft, sondern auch für die 
wirtschaftliche Zukunft des Landes ist. Die Fachkräfte-
klemmen, die wir jetzt schon in einzelnen Bereichen ha-
ben, drohen zu einer dauerhaften Wachstumsbremse zu 
werden. Daher ist es im Sinne der Integration notwendig, 
alle inländischen Potenziale, die wir ja haben, zu heben, 
beispielsweise durch eine höhere Frauenerwerbsbetei-
ligung, indem wir dafür sorgen, dass Langzeitarbeitslose 
wieder in Arbeit kommen, dass Menschen ohne Berufs-
abschluss diesen nachholen können, dass jeder junge 
Mensch durch eine ordentliche Ausbildung einen Ein-
stieg ins Arbeitsleben bekommt – Stichwort „Ausbil-
dungsgarantie“, die wir organisieren wollen –, wie auch 

durch das Thema Weiterbildung. Wir werden alle Regis-
ter für eine Fachkräftesicherung ziehen.

Gleichwohl brauchen wir ergänzende Fachkräfteein-
wanderung aus dem Ausland. Ich war froh, dass ich in 
der letzten Legislaturperiode mit dem Kollegen Seehofer 
einen ersten Schritt mit dem Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz machen konnte. Wer hätte gedacht, dass Horst 
Seehofer und ich das gemeinsam zustande bringen! 
Aber wir müssen weitergehen. Das hat sich diese Koali-
tion vorgenommen. Wir werden das Einwanderungs-
gesetz grundlegend erneuern. Wir werden gezielt dafür 
sorgen, dass wir kluge Köpfe und helfende Hände in 
Deutschland bekommen. Wir müssen aber auch mit de-
nen besser umgehen, die aus anderen Gründen, aus hu-
manitären Gründen hier Aufnahme gefunden haben, die 
sehr lange geblieben sind, die mittlerweile auch Zugang 
zum Arbeitsmarkt gefunden haben. Deshalb war die Be-
schäftigungsduldung ein wichtiger Schritt. Viele Hand-
werksmeister vor allen Dingen aus Süddeutschland haben 
mir gesagt: Leute, schiebt nicht die Falschen ab! Die 
können wir hier echt gut gebrauchen. – Ich finde, das 
ist ein vernünftiger Geist, und in dem werden wir auch 
weiter in dieser Regierung arbeiten.

Wir müssen dafür sorgen, dass wir in Zeiten des Wan-
dels der Demografie am Arbeitsmarkt allen inländischen 
Potenzialen helfen und die Leute, die wir noch gebrau-
chen können, auch aus anderen Ländern, dazu bewegen, 
möglichst nach Deutschland zu kommen, um hier zu 
leben und zu arbeiten.

Wir werden einen Fehler der Vergangenheit – Frau 
Nasr, ich weiß, dass Sie sich dafür sehr interessieren – 
nicht machen. Wir werden beachten: Da kommen nicht 
nur Arbeitskräfte, sondern es kommen Menschen. Das 
heißt, wir müssen Integration dann auch mitdenken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Minister, ich höre Ihnen wirklich gerne zu; aber es 

ist sehr lang.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das geht nicht 
nur Ihnen so!)

Wir kommen sonst nicht weiter.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Entschuldigung. Mein Herz ist voll, und mein Mund ist 
übergelaufen. Ich werde es kürzer machen. – Sie hören 
auch gerne zu; das ist nett, Herr Kollege.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben sich hingesetzt, also keine Nachfrage. – Es 

gibt Nachfragen. Ich lasse wieder nur zwei Nachfragen 
zu, wie gerade eben, weil wir immer noch zwei Fraktio-
nen haben, die mit ihrer Frage noch nicht drangekommen 
sind. Als Erster: Norbert Kleinwächter, AfD-Fraktion.
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Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister, 

Sie haben gerade gesagt, Sie wollen bei der Fachkräfte-
sicherung alle Hebel ziehen, und haben dann viel über 
Frauenerwerbsbeteiligung gesprochen; Sie haben über 
Integration, über Migration gesprochen.

Sie haben aber einen Aspekt ausgelassen. Das sind die 
über 100 000 Fachkräfte, die fleißigen Hände, die durch-
aus intelligenten Personen, die unser Land jedes Jahr ver-
lassen. Sie tun das zum Teil wegen einer sehr hohen Be-
lastung mit Steuern und Sozialabgaben; sie tun das zum 
Teil, weil die Veränderungen, die diese Bundesregierung, 
aber auch die Vorgängerbundesregierung unter Ihrer Be-
teiligung in diesem Land erreicht haben, oder auch die 
Geldpolitik ihnen zutiefst missfallen. Welche Hebel wol-
len Sie denn zur Sicherung der bereits vorhandenen Fach-
kräfte ziehen, die im Begriff sind, unser Land zu ver-
lassen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege, Demografie besteht, wenn man das ent-
schlüsselt, aus Lebenserwartung, Geburtenrate und Zu- 
und Abwanderung. Das prägt die Demografie am Ar-
beitsmarkt und übrigens auch die Renten. Ich glaube, 
dass Deutschland für Fachkräfte durchaus ein attraktives 
Land ist, auch für Leute, die sehr viel verdienen. Ich 
kenne übrigens viele davon, die in diesem Land gerne 
sind und Steuern zahlen, weil unsere Infrastruktur im 
Vergleich zu manchen anderen Ländern, etwa Teilen 
Amerikas, die viel niedrigere Steuern haben, dann doch 
mitunter besser ist.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die zweite Nachfrage stellt der Kollege Carl-Julius 

Cronenberg.

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, vielen Dank, dass Sie die Fachkräftesicherung 
hier ansprechen. Sie ist in der Tat eine der ganz großen 
Herausforderungen für die Wirtschaft; in vielen Re-
gionen und Branchen haben wir Arbeitskräfte- und 
Fachkräftemangel. Die Koalition hat sich da so einiges 
vorgenommen, unter anderem die Entfristung der West-
balkanregelung.

Ich höre allerdings aus der Praxis, dass es da immer 
wieder wegen komplizierter Terminvergaben und auch 
wegen der sehr strengen Kontingentierung zu Problemen 
kommt, sodass die Fachkräfte erst viele Monate später 
tatsächlich ihren Dienst hier in Deutschland antreten kön-
nen. Daher meine Frage: Kann das BMAS diesen Ein-
druck bestätigen, und, wenn ja, ist das BMAS im Aus-
tausch mit dem Auswärtigen Amt, um die Visavergabe zu 
beschleunigen und auch den Einsatz von ausländischen 
Fachkräften in der Praxis für die Unternehmen planbarer 
zu machen?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege Cronenberg, der Begriff „Fachkräfte“ ist 
weit gefasst. In diesem Bereich sind wir im Grenzbereich 
von „Arbeitskräften“ und „Fachkräften“, um das einmal 
ganz offen zu sagen. Es ist trotzdem eine richtige Rege-
lung, die wir verlängern werden; das haben wir in der 
Koalition vereinbart. Übrigens: Für richtige Fachkräfte 
brauchen wir drei Ts – das habe ich vorhin vergessen –: 
Toleranz, Technologie und Talente. An dieser Stelle: To-
leranz, Herr Kleinwächter, gehört auch dazu. Ich wollte 
das nur nachtragen. Wir müssen ein Land sein, das Men-
schen, die zu uns kommen, dann auch eine Chance gibt.

Zu Ihrer Frage. Wir sind im Gespräch mit dem Aus-
wärtigen Amt, nicht nur, was die Westbalkanregelung 
betrifft; denn wir müssen feststellen, dass viele konsula-
rische Abteilungen des Auswärtigen Amts in den Bot-
schaften überlaufen sind. Deshalb kann nur eines helfen: 
die Einführung des Bundesamts für Auswärtige Angele-
genheiten in Brandenburg an der Havel als Backoffice, 
um das zu beschleunigen. Das hat mir die Außenminis-
terin auch so gesagt.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Es gibt keine Nachfrage. – Sie sehen: Das Präsidium 

hat gewechselt. Ich werde aber die Praxis der Präsidentin 
fortsetzen. Das heißt: Ich werde beide Fraktionen, die 
noch nicht zum Zuge gekommen sind, mit ihrer Frage 
aufrufen. Der Fragesteller oder die Fragestellerin hat die 
Möglichkeit zu einer Nachfrage, und ich lasse maximal 
zwei weitere Nachfragen hier aus dem Rund zu. Wenn 
wir das geschafft haben, endet dann auch die Regierungs-
befragung, und wir gehen in die entsprechend verkürzte 
Fragestunde über.

Die nächste Frage stellt der Kollege Jens Teutrine für 
die FDP.

Jens Teutrine (FDP):
Sehr geehrter Herr Minister, in der Coronapandemie 

gab es einen deutlichen Rückgang an neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträgen. Wenn wir die Jahre 2020 
und 2021 zusammennehmen, dann sind die Ausbildungs-
verträge um fast 100 000 zurückgegangen. Gleichzeitig 
konnten Schülerinnen und Schüler schwerer ein Prakti-
kum machen. Die berufliche Orientierung hat ebenfalls in 
der Pandemie gelitten. Und wir haben ein Phänomen, das 
wir jedes Jahr beobachten können, auch im letzten Jahr: 
63 000 Unternehmen sind am Ende übrig geblieben, die 
noch einen Auszubildenden suchen, und 25 000 junge 
Menschen, die noch einen Ausbildungsplatz gesucht ha-
ben, also ein Mismatching. Ich würde Sie fragen: Welche 
Maßnahmen wollen Sie ergreifen, um diesem Mismat-
ching entgegenzuwirken und die berufliche Ausbildung 
weiter zu stärken?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Teutrine, ganz herzlichen Dank für die Frage. – Es 
geht um kurzfristige Dinge, die wir nachholen müssen, 
weil Corona da war und zum Beispiel Berufsorientierung 
in der Form, die es sonst gegeben hat, nicht stattgefunden 
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hat aufgrund der Tatsache, dass es kaum Betriebspraktika 
gegeben hat und auch viele Instrumente der Bundesagen-
tur für Arbeit, die sonst physisch stattgefunden hätten, 
digital gemacht werden mussten. Damit kann man viele 
erreichen, aber eben nicht alle. Deshalb haben wir uns mit 
den Spitzenverbänden der Wirtschaft, der Bundesagentur 
und auch mit den Gewerkschaften in der Allianz für Aus- 
und Weiterbildung vorgenommen, in diesem Sommer als 
Sommer der Ausbildung noch mal kräftig nachzulegen 
und, wo immer es geht, dieses Mismatch zu überwinden.

Aber es geht auch um strukturelle Maßnahmen, und 
das geht über diesen Sommer hinaus. Es geht darum, 
dass genug betriebliche Ausbildungsplätze auch angebo-
ten werden – das ist regional unterschiedlich in Deutsch-
land, je nach wirtschaftlicher Lage –; denn wir müssen 
feststellen, dass viele Unternehmen betriebliche Ausbil-
dungsplätze abgebaut haben. Andere finden händerin-
gend keine. Das müssen wir besser hinkriegen.

Ich glaube, ein Schlüssel von vielen dazu ist bessere 
Berufsorientierung möglichst an allen Schulen, übrigens 
auch an Gymnasien, und, wenn es nach mir geht, ab der 
siebten Klasse. Das kann ich nicht allein verfügen. Wir 
werden das mit der Bundesagentur unterstützen; aber ich 
würde mir das von allen Bundesländern wünschen: ab der 
siebten Klasse Arbeit, Technik, Wirtschaft an jeder Schu-
le. Das hilft, mehr Berufsbilder kennenzulernen und 
junge Menschen frühzeitiger aufs Leben vorzubereiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Jens Teutrine (FDP):
Eine Nachfrage. Im Koalitionsvertrag haben wir uns 

darauf geeinigt, dass wir auch die Jugendberufsagenturen 
weiter ausbauen wollen.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ja.

Jens Teutrine (FDP):
Welchen Mehrwert sehen Sie in den Jugendberufs-

agenturen, um das Thema Ausbildung zu stärken?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Das ist ein hervorragendes Beispiel; das ist in Ham-
burg entstanden, als der Arbeitssenator Detlef Scheele 
hieß, der jetzt noch Chef der Bundesagentur für Arbeit 
ist, und der Bürgermeister hieß, glaube ich, Olaf Scholz. 
Die Idee war, dass in Hamburg – und die Idee versuchen 
wir in ganz Deutschland umzusetzen – junge Menschen 
im Übergang von Schule und Beruf nicht in irgendwelche 
behördlichen Lücken fallen, sondern dass Behörden so 
zusammenarbeiten, dass junge Menschen eine Chance 
auf Ausbildung bekommen, wo immer es geht, und, wo 
das nicht gelingt, auf Qualifizierung und späte Ausbil-

dung, um Zugang zum Arbeitsmarkt zu bekommen. Das 
ist regional unterschiedlich.

Hamburg hat den Vorteil, dass sie Kommune und Land 
sind, dass das gut zusammengeht, dass es ein Stadtstaat 
ist. Es gibt andere Modelle von Jugend- und Berufsagen-
turen; aber wir werden unterstützen, dass das flächen-
deckend – es gibt inzwischen sehr viele – in Deutschland 
ausgerollt wird. Es ist vernünftig, Hilfe aus einer Hand 
mit den verschiedenen Systemen über die Jugendberufs-
agenturen zu organisieren, damit junge Menschen nicht 
in irgendwelche behördlichen Lücken fallen, sondern 
möglichst jeder und jede eine Chance auf eine Ausbil-
dung und ein selbstbestimmtes Leben bekommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Herr Kollege Jens Peick das 

Wort.

Jens Peick (SPD):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, 

der Kollege Teutrine hat ja die Coronakrise ange-
sprochen, und Sie haben in Ihrem Eingangsstatement 
auch noch einmal erwähnt, dass wir mit einem starken 
und verlässlichen Sozialstaat, unter anderem mit dem 
Kurzarbeitergeld, da durchgekommen sind. Mich würde 
Ihre vertiefte Einschätzung interessieren, wie wichtig 
das Kurzarbeitergeld war, auch um Ausbildungsplätze 
zu sichern, weil wir Liquidität von Betrieben sicher-
gestellt haben. Und gab es eigentlich aus dem Ausland 
Rückmeldungen zu diesem Modell?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege, das kann ich bestätigen. Ich glaube, das 
ist eine grundlegende Lektion, die man über die Corona-
krise und Wirtschaftskrisen, die kommen und gehen, hi-
naus lernen sollte. Es gab einmal eine politische Debatte: 
Wie viel Sozialstaat kann sich eine erfolgreiche Markt-
wirtschaft leisten? Wir haben jetzt erlebt, dass es aus-
gerechnet der Sozialstaat war, der in Krisenzeiten nicht 
nur den Beschäftigten sozial geholfen hat, sondern den 
Unternehmen geholfen hat.

Nach allen internationalen Studien oder Kommenta-
ren, die ich von Arbeitsministern aus anderen Ländern 
bekomme, kann ich sagen: Die haben versucht, in Europa 
unser Instrument zu kopieren – das Instrument der Kurz-
arbeit! Das hat auch eine ökonomische Funktion. Öko-
nomen sprechen von automatischen Stabilisatoren, die 
ein Sozialstaat in schlechten Zeiten parat hat, auch um 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage abzufedern. Das hat 
Unternehmen geholfen, Fachkräfte an Bord zu behalten 
und nach der Krise mit denen wieder durchstarten zu 
können.

Sie haben recht – ich habe das hier in diesem Hause 
auch schon einmal gesagt –: Ich habe vor Kurzem in einer 
Schalte mit Amerika – ich war in Harvard; aber nicht wie 
Karl Lauterbach, ich habe dort nicht studiert, sondern es 
war nur eine digitale Schalte mit Wissenschaftlerinnen 
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und Wissenschaftlern – gelernt, dass der Begriff „the 
kurzarbeit“ in Amerika mittlerweile ein Lehnwort gewor-
den ist wie das gute deutsche Wort „the kindergarten“. Er 
ist eine Chiffre für gutes Krisenmanagement.

Die Lektion dürfen wir nicht vergessen: Es geht nicht 
um „Sozialstaat gegen erfolgreiche Wirtschaft“, sondern 
beides muss gut miteinander funktionieren. Es ist eine 
Lektion aus der Coronapandemie für mich als Bundes-
arbeitsminister, dass es durchaus nicht nur eine soziale, 
sondern eine ökonomisch stabilisierende Wirkung hatte, 
dass wir einen starken Sozialstaat haben.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Mareike Wulf hat das Wort zu einer 

Nachfrage.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Herr Minister, Sie haben jetzt sehr lange über Berufs-

ausbildung geredet. Sie haben eine Maßnahme genannt, 
die im Koalitionsvertrag verankert ist; das sind die Ju-
gendberufsagenturen. Die Berufsorientierung ab Klasse 7 
findet man nicht im Koalitionsvertrag; das scheint mir 
eher ihr persönlicher Wunsch zu sein.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Stimmt.

Mareike Lotte Wulf (CDU/CSU):
Eine andere Maßnahme steht aber im Koalitionsver-

trag – die haben Sie jetzt gar nicht genannt –, und zwar 
die so genannte Ausbildungsgarantie. Ich habe mich 
schon häufig gefragt – angesichts der Tatsache, dass wir 
nunmehr seit über zehn Jahren mehr Ausbildungsplätze 
als Nachfrage nach Ausbildungsplätzen haben –: Ist das 
die richtige Maßnahme? Wie konkret ist der Planungs-
stand? Wann werden Sie die Ausbildungsgarantie umset-
zen, oder ist das Thema – weil Sie es gerade gar nicht 
genannt haben – vom Tisch?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Kollegin, ich habe vorhin – Frau Klose ist meine 
Zeugin, weil sie sich sehr für das Thema interessiert – die 
Ausbildungsgarantie einmal erwähnt. Sie haben aber 
recht: Die Berufsorientierung, die ich angesprochen habe, 
ist deshalb nicht im Koalitionsvertrag, weil es nur meine 
Meinung ist, sondern weil es in der Kompetenz der Bun-
desländer liegt, an ihren Schulen ab der 7. Klasse ein 
entsprechendes Angebot zu machen. Ich finde es als Ar-
beitsminister total richtig, das zu machen. Vielleicht kön-
nen wir gemeinsam in diese Richtung wirken.

Die Ausbildungsgarantie wird kommen. Aber Sie kön-
nen sich das nicht als eine Maßnahme, als einen Hebel 
vorstellen, sondern das ist ein Setting von Maßnahmen, 
das wir mit dem Ziel einsetzen wollen, dass wir möglichst 
jedem jungen Menschen die Chance auf Ausbildung ge-
ben, und, wo das nicht gelingt, dafür zu sorgen, dass sie 

erst einmal nicht ins Bergfreie fallen und dann auch in 
Ausbildung kommen können. Dazu werden ich in diesem 
Jahr Vorschläge machen. Die werden wir dann Stück für 
Stück umsetzen.

Ich wollte nur aufklärend sagen, dass es nicht der eine 
Hebel ist, weil wir auf dem Ausbildungsmarkt zum Bei-
spiel regional sehr unterschiedliche Situationen haben. In 
einigen Bereichen in Deutschland finden sie als mittel-
ständisches Unternehmen keinen Auszubildenden mehr. 
Es gibt Bereiche, in denen sich junge Leute händeringend 
einen Ausbildungsplatz suchen und sich die Finger 
wundschreiben, um einen Ausbildungsplatz zu bekom-
men. Deshalb gilt es, für diese Ausbildungsgarantie nicht 
nur einen Schalter zu haben, sondern ein Setting von 
Instrumenten und dafür zu sorgen, dass das auch umge-
setzt werden kann.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste und auch letzte Frage in der Regierungs-

befragung stellt der Kollege Matthias W. Birkwald.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr verehrter Herr 

Bundesminister Heil, lieber Hubertus, Sie haben eben 
gesagt, dass Sie bereit sind, bei den Verbesserungen da-
rüber zu diskutieren, ob sie reichen oder ob sie nicht 
reichen. In Ihrem Rentenpaket I haben Sie nunmehr vor, 
Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentnern, also 
Menschen, die wegen chronischer Krankheiten nicht ar-
beiten können, höhere Erwerbsminderungsrenten in 
Form eines Zuschlages zu gewähren. Das ist notwendig, 
weil SPD und Grüne im Jahr 2001 eine Rentenreform 
gemacht haben, die dafür gesorgt hat, dass chronisch 
kranke Menschen deutlich niedrigere Ansprüche haben.

Nun haben Sie einen Zuschlag von 7,5 Prozent bzw. 
4,5 Prozent vorgeschlagen für alle, die zwischen 2001 
und 2018 in Rente gehen mussten. Ich frage Sie: Wie 
begründet bzw. wie berechnet sich der Ausgabendeckel 
von 2,6 Milliarden Euro für diese viel zu niedrigen Zu-
schläge? Zudem erwecken Sie den Eindruck, dass diese 
jahrelang vergessene Gruppe mit einer sehr hohen Ar-
mutsgefährdung und – so traurig das ist – einer sehr 
kurzen Lebenserwartung hinsichtlich der Leistungsver-
besserung gleichgestellt würde. Sie wollen sie aber bis 
2024 im Regen stehen lassen. Warum 2024? Und vor 
allen Dingen: Wie berechnet sich der Zuschlag?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Sehr geehrter Abgeordneter Birkwald, ich habe Ihrer 
Rede zur ersten Lesung sehr aufmerksam gelauscht. Ich 
finde es schade, dass Sie den positiven Teil aufgrund der 
Kürze der Zeit heute weglassen mussten; denn wir sind 
uns im Kern einig, dass diese längst überfällige Verbes-
serung der Leistungen für Erwerbsgeminderte im Be-
stand etwas ist, das Fortschritt im Lebensalter von Men-
schen bedeuten wird.
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Sie haben die Punkte angesprochen, die im parlamen-
tarischen Verfahren diskutiert werden. Da geht es um die 
Frage: Wann kann das technisch umgesetzt werden, zu 
welchem Zeitpunkt? Die zweite ist: Wie ist die Höhe? Da 
kann ich dem Bundestag nicht vorgreifen. Wir haben 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Die Begründung der 
Bundesregierung können Sie der Begründung des Geset-
zestextes sehr wohl entnehmen. Das parlamentarische 
Verfahren läuft; ich hoffe, es wird bald abgeschlossen. 
Wie immer das ausgeht: Das wird der Bundestag ent-
scheiden. Ich glaube, es gibt am Montag der nächsten 
Sitzungswoche, der Haushaltswoche, dazu eine Anhö-
rung Ihres Ausschusses. Ich gehe davon aus, dass wir 
dann schnell eine Einigung herbeiführen werden.

Ich will an dieser Stelle sagen: Im Grundsatz, Herr 
Birkwald – über die Höhe kann man immer streiten; 
dass Sie immer mehr wollen als andere Parteien, ist hin-
länglich bekannt, das ist klar: noch einen druff –, ist das 
ein Riesenfortschritt für 3 Millionen Menschen in 
Deutschland, die endlich, nach einem Leben von Arbeit, 
das unterbrochen wurde durch Krankheit, durch Unfälle 
oder weil man eine Behinderung bekommen hat, tatsäch-
lich bessergestellt werden. Das ist, glaube ich, ein großer 
sozialer Fortschritt – das hatten Sie ja auch in der letzten 
Rede gesagt –, bei allen Wünschen, die Sie eben noch 
einmal unterstrichen haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer Nachfrage, die dann aber 

so kurz ist, wie wir uns das vorgenommen haben.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Dann kommt wieder nur der negative Teil; schade ei-
gentlich.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Herr Minister, bei 886 Euro Durchschnittserwerbsmin-

derungsrente sind die Zuschläge von 66 oder 40 Euro 
wirklich zu wenig. Deswegen frage ich Sie noch einmal: 
Werden Sie dem Hohen Hause eine transparente und 
fachlich nachvollziehbare Vergleichsberechnung für die 
Zuschläge, die auf 2,6 Milliarden Euro Finanzvolumen 
begrenzt sind, vorlegen? Falls ja, wann wird das der Fall 
sein, und, falls nein, warum nicht?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Birkwald, da muss ich das Prinzip deutlich ma-
chen, für das ich kämpfe. Ich kämpfe für jeden sozialen 
Fortschritt. Aber bevor ich keinen bekomme, hole ich 
raus, was ich rausholen kann. Deshalb: Es gibt ein lau-
fendes Verfahren. Wir haben unseren Gesetzentwurf, 
glaube ich, gut begründet. Es liegt jetzt in der Hand des 
Deutschen Bundestages, und ich hoffe, dass zeitnah ent-
schieden wird. Das ist auch notwendig, weil in dem Ren-
tenpaket die Rentenerhöhung von 5,3 Prozent im Westen 
und 6,1 Prozent im Osten, die zum 1. Juli kommen soll, 

enthalten ist, weil systemische Fragen und die Verbes-
serung der Erwerbsminderungsrente enthalten sind. Das 
ist meine Antwort.

Wenn Sie es ehrlich betrachten: Wir haben jahrelang in 
diesem Parlament die Debatte über dieses Thema ge-
meinsam gefordert. Auch Sie sind überrascht, dass diese 
Koalition es als eines der ersten Pakete angeht. Das ist 
auch gut so. Der Bundestag wird darüber entscheiden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die nächste Nachfrage stellt der Kollege Kai 

Whittaker.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundesminister, 

ich möchte anknüpfen an das, was der Kollege Birkwald 
gesagt hat. Sie schlagen jetzt einen Zuschlag von 4,5 Pro-
zent bzw. von 7, 5 Prozent vor. Das entspricht ungefähr 
der Hälfte dessen, was eigentlich gemacht werden müss-
te, um den vollen Ausgleich zu erreichen. Deshalb frage 
ich Sie, warum Sie nur die Hälfte ausgleichen wollen und 
warum Sie nicht wenigstens dazu bereit sind, beim Über-
gang in die reguläre Altersrente jeden Rentenbescheid 
noch einmal anzufassen, um die Differenz voll auszuglei-
chen. Zudem stelle ich die Frage, warum Sie nicht auch 
die Erwerbsminderungsrentner, die vor 2001 in die Er-
werbsminderungsrente gegangen sind, berücksichtigen. 
Sie haben zwar keine Abschläge hinnehmen müssen, 
aber Sie haben ein geringeres Bezugsalter gehabt, näm-
lich 55 Jahre statt des aktuellen regulären Renteneintritts-
alters. In Summe frage ich mich, warum Sie für die 
Schwächsten unserer Gesellschaft keinen Extrasteuer-
zuschuss machen, sondern das auf dem Rücken der Bei-
tragszahler finanzieren.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
nicht auf dem Rücken der Beitragszahler! Das 
ist systemkonform!)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Kollege Whittaker, Ihr Engagement für Steuer-
zuschläge hätte ich mir bei der Verbesserung der Mütter-
rente das letzte Mal sehr gewünscht; das will ich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Aber es ist ein Fortschritt, dass wir endlich etwas hinbe-
kommen, was mit Ihrer Partei in der letzten Legislatur-
periode längst noch nicht möglich war. Wir haben da-
mals – ich kann mich an die Koalitionsverhandlungen 
erinnern – gesagt: Wir müssen im Bestand der Erwerbs-
geminderten etwas tun. – Das hat Ihre Partei abgelehnt. 
Jetzt haben Sie dazugelernt. Wir machen das jetzt, und 
jetzt wollen Sie mehr machen. Mehr geht immer. Aber ich 
bin der festen Überzeugung: Man muss immer für viel 
kämpfen, man muss den Menschen aber auch sagen, was 
man an dieser Stelle erreichen kann. Was an dieser Stelle 
nicht geht, ist, dass Sie sagen: Das darf nicht aus Beiträ-
gen sein, das darf aber auch nicht aus Steuern sein. Dann 
wollen Sie Steuern senken, dann sollen keine Schulden 
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gemacht werden. – Ich sage noch einmal: Das, was wir 
machen – und das sollten Sie nicht kleinreden –, hilft 
Menschen, die es schwer haben im Bestand.

Die Frage zu den Erwerbsminderungsrenten bei einem 
Eintritt vor 2001 haben Sie selbst beantwortet: Das ist 
eine andere Systematik gewesen. Aber Sie können nicht 
verkennen, dass das ein großer sozialer Fortschritt für 
3 Millionen Menschen ist. Der ist überfällig. Meine Bitte 
ist – Sie können immer mehr fordern; das darf eine Op-
position –: Wenn Sie jemals wieder regieren sollten, dann 
machen Sie es bitte nicht wieder andersrum; das habe ich 
letztes Mal erlebt. Ich bin froh, dass hier mehr Fortschritt 
möglich ist, als das mit Ihnen möglich war.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU/ 
CSU)

Ich kann mich noch an die Nachtsitzung zur Grundrente 
erinnern. Da haben Sie alles versucht kleinzuhäckseln.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Bundesminister, das müssen Sie jetzt verschie-

ben. Wir sind in der Regierungsbefragung.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Ich schaue auch nach vorne, versprochen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die letzte Nachfrage stellt der Kollege Pascal Meiser.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister Heil, 

wir wissen es sehr wohl zu würdigen, wenn Sie unsere 
langjährigen Forderungen umsetzen, vor allem, wenn Sie 
sie komplett und konsequent umsetzen. Aber dann müs-
sen Sie uns natürlich auch zubilligen, dass wir dort, wo 
noch Leerstellen sind, auch weiterhin darauf hinweisen, –

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Absolut.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
– damit Sie auch dort unseren Vorschlägen folgen kön-

nen und das dann auch korrekt umsetzen können.
Deswegen möchte ich auf das eingehen, was Sie in 

Ihrer Antwort auf Herrn Birkwald schon gesagt haben. 
Sie haben gesagt, dass nach Ihrer Einschätzung diese 
Zuschläge, die für diese spezielle Gruppe der Erwerbs-
minderungsrentner jetzt kommen sollen, was wir im 
Grunde begrüßen, auch wenn wir sie für zu niedrig hal-
ten, wohl erst 2024 kommen können, weil es technisch 
nicht anders möglich ist. Das mag so sein. Aber wenn im 
Gesetzgebungsverfahren, auf das Sie verwiesen haben, 
daran nichts mehr geändert wird, ist es aus Ihrer Sicht 
dann nicht notwendig, dass für die Jahre 2022 und 2023, 
so wie DGB, Sozialverbände und wir Linke das fordern, 
eine Einmalzahlung erfolgt? Denn für die Probleme bei 

der organisatorischen Umsetzung können die Betroffenen 
nichts. Wäre es nicht gut, wenn da mit einer Einmalzah-
lung für einen Ausgleich gesorgt würde?

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Herr Meiser, so sympathisch ich Ihre Forderung finde 
und so gut ich es finde, dass jetzt auch der Kollege 
Whittaker der Meinung ist, dass wir das längst hätten 
machen sollen, ich sage Ihnen trotzdem: Ich will keinem 
Menschen etwas versprechen, was man nicht halten kann; 
das führt nur zu bitteren Enttäuschungen. Ja, ich hätte mir 
gewünscht, dass wir das schon vor vielen Jahren gemacht 
hätten. Ja, ich wünschte, wir könnten jetzt sagen: Das 
kommt im nächsten Monat. – Ich kann es nur nicht ver-
sprechen, weil ich es persönlich nicht für realistisch halte.

Was im parlamentarischen Verfahren diskutiert wird, 
ist möglicherweise die Frage des Inkrafttretens. Das über-
lasse ich diesem Bundestag, weil ich es ihm überlassen 
muss. Ich habe dazu eine Meinung. Natürlich wünsche 
auch ich mir immer mehr und schneller; aber wichtig ist, 
was ich vorhin gesagt habe, dass es kommt. Deshalb 
werbe ich dafür, dass dieser Bundestag das zügig be-
schließt.

Noch einmal: Wir kämpfen an dieser Stelle für sozialen 
Fortschritt, für Verbesserungen, die den Menschen hel-
fen. Mehr ist immer wünschenswert; aber man sollte nie 
Dinge versprechen, die man nicht halten kann. Deshalb 
bitte ich, meine Zurückhaltung zu verstehen. Ich vertrete 
hier den Kabinettsbeschluss. Der ist natürlich das Ergeb-
nis von Ressortabstimmungen. Ich habe eine persönliche 
Meinung; aber als Mitglied der Bundesregierung werde 
ich versuchen, in meinem Bereich, wo immer es geht, 
nicht Dinge zu versprechen, von denen ich jetzt schon 
weiß: Die gehen nicht.

Ich kann Ihnen nicht versprechen, dass es nächsten 
Monat etwas gibt, dass es zwischendurch etwas gibt. Je 
früher, desto besser, gar keine Frage. Aber der Gesetz-
entwurf ist, glaube ich, so vorbereitet, dass es eine realis-
tische Erwartung gibt, wann Menschen wirklich damit zu 
rechnen haben. Er ist sowohl in finanzieller Hinsicht 
realistisch, weil es für die Rentenversicherung finanziell 
darstellbar ist, als auch in organisatorischer Hinsicht. Das 
wird, glaube ich, oft unterschätzt: Gut gemeint ist nicht 
schnell umgesetzt. – Wir müssen bei der Gesetzgebung, 
glaube ich, in Zukunft viel stärker auch an die adminis-
trative Umsetzung denken. In der Krise haben wir ja 
erlebt, wo das funktioniert hat und wo nicht. Das ist 
meine Amtsverantwortung. Deshalb werde ich nicht im-
mer allen alles versprechen, nur weil sich das gut anhört. 
Das ist vielleicht eine Nuance, aber deshalb ist man in der 
Regierung: Damit man das macht, was man kann.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich beende die Befragung. Ich danke allen Fragenden 

und natürlich dem Bundesminister, der die Fragen beant-
wortet hat.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksache 20/1816
Die mündlichen Fragen auf Drucksache 20/1816 wer-

den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Bildung und Forschung auf. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Jens 
Brandenburg bereit.

Ich bitte, zügig die Plätze einzunehmen. Das gilt für die 
Regierungsbank genauso wie für die Reihen der Fraktio-
nen. Gespräche kann man sicherlich, wenn sie dringend 
notwendig sind, nach draußen verlagern.

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming auf:

Welche Mittel will die Bundesregierung in dieser Legisla-
turperiode für Bildungs- und Forschungsprojekte zum Links-
extremismus zur Verfügung stellen, und ist geplant, dass nicht 
nur Ursachen und Folgen ermittelt, sondern auch Handlungs-
empfehlungen und Maßnahmen für Politik, (Sicherheits-)Be-
hörden sowie (Zivil-)Gesellschaft erarbeitet werden?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Kollege Frömming, namens der Bundesregierung beant-
worte ich Ihre Frage wie folgt: Ein wehrhafter Rechts-
staat muss gegen alle Auswüchse des Extremismus ent-
schlossen vorgehen. Die Bundesregierung stellt sich 
extremistischen Tendenzen dauerhaft und nachhaltig ent-
gegen. Das gilt für rechten, linken genauso wie für reli-
giös motivierten Extremismus gleichermaßen. Daher för-
dert die Bundesregierung eine Vielzahl von Programmen 
und Maßnahmen.

Im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ werden ak-
tuell fünf Modellprojekte und ein Kompetenzzentrum zur 
Prävention von linkem Extremismus gefördert, die prä-
ventiv-pädagogische Bildungskonzepte erproben und 
forschend tätig sind. Die jeweiligen Fördersummen sind 
der Website des Bundesprogramms zu entnehmen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung setzt sich 
mit Extremismus in der Gesellschaft und dessen Präven-
tion im Rahmen eines phänomenübergreifenden Ansat-
zes auseinander. Durch die phänomenübergreifende Aus-
richtung der Maßnahmen ist eine valide Zuteilung der 
Mittel auf die verschiedenen Phänomenbereiche nicht 
möglich.

Zahlreiche weitere Maßnahmen richten sich zudem 
phänomenübergreifend gegen Extremismus und widmen 
sich dessen Prävention. Eine Aufschlüsselung der auf-
gewendeten Mittel für einzelne Phänomene ist nicht 
möglich.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär, vielen Dank für Ihre Auskunft. Ich muss 
sagen, ich bin schon etwas verwundert, weil Sie sich um 
den eigentlichen Kern der Frage schon etwas herum-
gedrückt haben; denn wir wollten auch wissen, welche 
konkreten Projekte die Bundesregierung im Bereich des 
Linksextremismus fördert. Im Bereich des Rechtsextre-
mismus sind eine ganze Reihe von Projekten bekannt, die 
auch immer dargestellt werden. Hier haben wir bis zu 17 
große Projekte. Die Summen, die für die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus oder auch den sogenannten Kampf 
gegen rechts bereitgestellt werden, erreichen inzwischen 
astronomische Höhen. Inzwischen ist das bis zu 1 Milli-
arde Euro. Selbst beispielsweise die Vertreter der Bun-
deszentrale für politische Bildung haben eingeräumt, sie 
wissen gar nicht, wie sie dieses Geld ausgeben sollen. 
Meinen Sie nicht, dass es sinnvoll wäre, die Mittel etwas 
gleichmäßiger zu verteilen? Denn auch die Statistik des 
BKA zeigt ja, dass der Linksextremismus ein mindestens 
ebenso großes Problem wie der Rechtsextremismus ist.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege Frömming, ich habe eben sehr deutlich 
gemacht, dass wir als Bundesregierung natürlich Extre-
mismus in all seinen Varianten und Phänomenen aktiv 
angehen wollen, bekämpfen wollen, dass wir insbeson-
dere auch in der Präventionsarbeit tätig sind. Ich habe 
Ihnen konkrete Beispiele und Maßnahmen genannt. Das 
Gleiche gilt übrigens auch für die Forschungstätigkeit, 
die das BMBF fördert.

Sie sehen natürlich in den Statistiken, auch in den 
öffentlich verfügbaren Kriminalstatistiken, dass es einen 
deutlich stärkeren Fokus auf rechtsextremistisch moti-
vierte Straftaten gibt. Aber gleichermaßen – auch das 
möchte ich hier noch einmal betonen – lassen wir links 
und religiös motivierten Extremismus nicht aus den 
Augen. Ganz im Gegenteil: Die Programme richten sich 
gegen alle Varianten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Ja, vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich möchte eine 

Nachfrage stellen, die sich auf etwas ganz Aktuelles be-
zieht. Wie Sie vielleicht der Presse entnommen haben, 
möchte sich die Bundesinnenministerin mit dem Begriff 
„Heimat“ beschäftigen. Sie hat empfohlen, ihn umzudeu-
ten. Wie beurteilen Sie das? Ist das auch ein Beitrag zur 
Prävention gegen Rechtsextremismus, oder ist dieser 
Vorstoß aus Sicht der Bundesregierung eine Einzelmei-
nung? Wie sehen Sie das? Brauchen wir eine Neudefini-
tion des Begriffs „Heimat“?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege Frömming, zu Fragen zur Interpretation 
von Interviewaussagen anderer Ministerien bitte ich Sie 
sich an das zuständige Ministerium zu wenden.
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(Dr. Götz Frömming [AfD]: Werden wir ma-
chen! Vielen Dank!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Damit rufe ich die Frage 2 des Abgeordneten Dr. Götz 

Frömming auf:

Was plant die Bundesregierung in der aktuellen Legislatur-
periode, um die Benachteiligung von Jungen im deutschen 
Bildungssystem in den vergangenen 20 Jahren zu korrigieren, 
und welche Mittel sollen hierfür gegebenenfalls bereitgestellt 
werden?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege 
Frömming, namens der Bundesregierung antworte ich 
wie folgt: Die Bundesregierung will mit bester Bildung 
mehr Aufstiegschancen schaffen, und zwar unabhängig 
vom Elternhaus und auch unabhängig vom Geschlecht. 
Entsprechend der verfassungsrechtlichen Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Ländern liegt die Zuständig-
keit für die Schulbildung allerdings bei den Ländern. Sie 
sind daher auch für die Entwicklung, Ausgestaltung und 
Umsetzung von Maßnahmen zur Verhinderung bzw. zum 
Abbau möglicher Benachteiligungen von Jungen verant-
wortlich. Die Bundesregierung kann im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit im außerschulischen Bereich unterstützend 
tätig werden, wie beispielsweise durch den vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
geförderten Boys’ Day, einen bundesweiten Aktionstag 
zur Berufsorientierung und Lebensplanung für Jungen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär, Ihre Antwort hätte ich fast erwartet. Im-
mer dann, wenn es ungemütlich wird, verweist der Bund 
auf die Zuständigkeit der Länder. In anderen Punkten, wo 
er sich selber mit Projekten schmücken will, beispiels-
weise beim DigitalPakt, zieht er gerne die Kompetenz 
an sich. Meinen Sie nicht, dass die Benachteiligung von 
Jungen doch ein Thema von nationaler Bedeutung ist? 
Denn vorausgesetzt, dass Mädchen und Jungen gleich 
intelligent sind, ist es doch schon ein Skandal, dass 
Jungen nicht nur häufiger sitzen bleiben, sondern auch 
schlechtere Abschlüsse haben, häufiger sanktioniert wer-
den und übrigens auch häufiger beim Psychiater landen 
als Mädchen. Sehen Sie hier nicht ein Problem, das man 
auf ähnliche Weise und auch bundesweit in den Blick 
nehmen müsste, beispielsweise durch geeignete For-
schungsprojekte, um zu klären, ob vielleicht die zuneh-
mende Feminisierung des Bildungswesens daran schuld 
sein könnte? Das wissen wir doch nicht genau. Oder 
können Sie uns erklären, warum Jungen hier so eklatant 
schlechter abschneiden?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Kollege Frömming, zunächst einmal ist die Zuständig-
keitsverteilung im föderalen System keine Frage von Ge-
mütlichkeit, sondern eine Frage der Verfassung, und die 
achten wir selbstverständlich. Ich habe eben ja sehr deut-
lich gemacht, dass auch wir als Bundesregierung im Rah-
men unserer Zuständigkeit, beispielsweise bei unterstüt-
zenden Projekten, das Thema „Geschlechtergerechtigkeit 
und geschlechtergerechte Bildungschancen“ sehr ernst 
nehmen. Ich freue mich, dass Sie dieses Thema heute 
auf die Agenda setzen. Ich kann Ihnen versichern, dass 
auch wir als BMBF beispielsweise mit den Projekten 
„Schule macht stark“, „Leistung macht Schule“ etc. im-
mer für gleichermaßen gute und beste Chancen sorgen 
wollen, und davon profitieren natürlich auch Jungen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für Ihre Antwort, der 

ich entnehme, dass Sie hier keinen besonderen Hand-
lungsbedarf sehen. Das ist sehr bedauerlich.

Aber vielleicht können wir doch noch etwas anregen. 
Sie wissen, dass es im MINT-Bereich – MINT-Bildung 
liegt ja uns allen am Herzen – spezielle Förderprogramme 
für Mädchen gibt; auch bundesweit wird das vorangetrie-
ben. Meinen Sie nicht mit Blick auf die PISA-Erhebun-
gen, bei denen Jungen ja eklatant schlechter abgeschnit-
ten haben als Mädchen und bei denen die Leistungen der 
Jungen immer schlechter werden, dass wir vielleicht auch 
einmal über besondere Jungen-Leseförderprogramme 
nachdenken sollten, ähnlich wie es MINT-Förderpro-
gramme für Mädchen gibt?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Kollege Frömming, wie Sie meiner Antwort entneh-
men können, dass uns das Thema egal sei, kann ich nicht 
ganz nachvollziehen. Ich habe ja eben das Gegenteil be-
tont und an dieser Stelle auch konkrete Beispiele genannt, 
etwa den Boys’ Day. Ich glaube, geschlechtergerechte 
Ansätze können uns sehr helfen, Bildungschancen, Auf-
stiegschancen und berufliche Perspektiven von Jungen zu 
stärken.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Nachfrage hat der Abgeordnete Dr. Kraft das 

Wort.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, ich bin jetzt ein 

bisschen verwirrt. Wir erkennen selbstverständlich die 
föderale Struktur und die Gewaltenteilung der Republik 
an. Aber ist es nicht ein bisschen wenig, wenn Sie, wie 
Sie gesagt haben, ein Problem erkannt haben, sich aber 
auf die Projekte zurückziehen, für die Sie zuständig sind, 
und dann die Kultusminister der Länder, mit denen Sie 
sich regelmäßig treffen und austauschen, nicht auf dieses 
Problem hinweisen, damit die Kultusminister der Länder 
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dieses Problem, das in deren Verantwortung liegt, auch 
mal angehen? Wäre da nicht ein bisschen mehr Aktivität 
Ihres Hauses nötig?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich kann Ihnen versichern, Herr Kollege, dass das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, auch 
die Ministerin persönlich, in regelmäßigem und intensi-
vem Austausch mit der KMK steht

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wunderbar!)
zu sehr vielen aktuellen Themen und insbesondere zu 

Fragen des chancengerechten Zugangs zu Bildung.
Ich bitte Sie nur auch darum, Fragen, die den Zustän-

digkeitsbereich der Landesregierungen betreffen, tat-
sächlich auch an die Landesregierungen zu richten. Die 
können wir seitens der Bundesregierung nicht beantwor-
ten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Stephan 

Brandner auf:
Wie bewertet die Bundesministerin für Bildung und For-

schung die Tatsache, dass in ihrem Haus an einer Studie ge-
arbeitet wurde, in welcher eines von sechs Zukunftsszenarien 
die Einführung eines Sozialpunktesystems nach chinesischem 
Vorbild empfiehlt (www.tichyseinblick.de/daili-essentials/ 
bildungsministerium-chinesisches-sozialpunktesystem-fuer- 
deutschland/)?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Herr Kollege Brandner, namens der 
Bundesregierung beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 
Der Angriff auf die Ukraine ist durch nichts zu recht-
fertigen. Russland bricht Völkerrecht und trägt die Ver-
antwortung für Krieg auf europäischem Boden.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Entschuldigen Sie, Herr Staatssekretär, ich glaube, Sie 

sind ein Stück zu weit.
(Stephan Brandner [AfD]: Das glaube ich 

auch!)
Ich habe die Frage 3 aufgerufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Zu China!)

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Entschuldigung! In der Tat. Vielen Dank für den Hin-
weis. – Herr Brandner, Sie hatten zwei Fragen gestellt. 
Zur zweiten kommen wir gleich.

Die erste Frage beantworte ich wie folgt: Das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung fördert im Rah-
men seines Foresight-Prozesses die Erstellung von Fore-
sight-Studien durch externe Expertinnen und Experten. 
Im konkreten Fall, nach dem Sie gefragt haben, hat das 
BMBF im August 2020 die Studie „Zukunft von Wert-
vorstellungen der Menschen in unserem Land“ veröffent-

licht. Diese wurde nicht im BMBF, sondern im Auftrag 
des BMBF von einem sogenannten Zukunftsbüro erarbei-
tet, das erfolgreich aus der Ausschreibung des BMBF im 
Jahr 2019 hervorgegangen war.

Als etablierte und anerkannte Foresight-Methode wur-
den auch im Rahmen dieser Studie expertenbasierte Sze-
narien entwickelt. Die im Foresight-Prozess entwickelten 
sechs Szenarien sind explorativ angelegt und sollten 
eine breite Palette möglicher zukünftiger gesellschaftli-
cher Realitäten beschreiben. Die damalige Hausleitung 
hat in der Vergangenheit mehrfach deutlich gemacht, 
dass das BMBF keine inhaltlichen Vorgaben für die ein-
zelnen Szenarien gemacht hat. Aber es wurde von der 
damaligen Hausleitung ebenso erklärt, dass das BMBF 
nicht die Einführung eines Sozialpunktesystems nach 
chinesischem Vorbild befürwortet. Dies sehen wir heute 
genauso.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Es ist schön, dass Sie das nicht befürworten. Es geht ja 

um die Studie, die Sie gerade hier genannt haben. Wenn 
man sich das Sozialpunktesystem aus China anschaut, 
dann wird einem richtig gruselig zumute. Da werden 
für soziales oder möglicherweise sozialschädliches Ver-
halten – was auch immer das sein mag – Bonuspunkte 
oder Negativpunkte vergeben. Das hat dazu geführt, dass 
in China Millionen Menschen keine Flugtickets mehr 
bekommen, Millionen Menschen auch nicht mehr mit 
dem Zug fahren dürfen, das Internet teilweise abgeriegelt 
wird und sich Karriereaussichten unter Umständen ver-
schlechtern, und es gibt weitere solcher Geschichten. Da 
wird einem also himmelangst, wenn man das hört.

Jetzt könnte ich mir vorstellen: Auf Deutschland über-
tragen, gäbe es wahrscheinlich Bonuspunkte für „Glo-
ckenläuten gegen rechts“ oder „Festkleben fürs Klima“. 
Das würde dann wahrscheinlich Bonuspunkte bringen. 
Wenn dieses System, dessen Umsetzung Sie ja nicht aus-
schließen, sondern nur nicht befürworten, eingeführt 
würde: Könnten Sie sich vorstellen, wo dann die negative 
Punktesystematik anfangen würde?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, Sie unterstellen in Ihrer Frage Dinge, die 
nicht der Position der Bundesregierung entsprechen. Die 
Position der Bundesregierung ist dezidiert nicht, ein sol-
ches System einzuführen – ganz im Gegenteil. Sie spre-
chen hier über eine Studie, die als eines von vielen Sze-
narien untersucht hat, welche Auswirkungen ein solches 
System in der Zukunft hätte.

Wenn Sie sich beispielsweise einmal Bereiche der 
Friedensforschung anschauen, sehen Sie, dass dort auch 
untersucht wird, welche Auswirkungen Kriege haben. 
Und trotzdem ist damit noch lange nicht eine Empfehlung 
der Autoren oder gar des Zuwendungsgebers verbunden, 
in kriegerische Handlungen einzutreten. – Insofern geht 
Ihre suggestive Frage ein Stück weit an der Arbeit des 
Bildungsministeriums vorbei.
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(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zu einer zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Ich habe ja nach der Bewertung der Studie gefragt und 

nach nichts anderem. Und das war jetzt Ihre Bewertung.
Aber es gibt ja noch andere Studien, die Sie in Auftrag 

gegeben haben, beispielsweise „Erkennen und Bekämp-
fung von digitalen Desinformationskampagnen“. Ge-
zielte Desinformation durch Fake News, die sich im In-
ternet verbreiten, sei zur Bedrohung für die Gesellschaft 
geworden und könne die politische Stimmung beeinflus-
sen. Das Ganze wird jetzt erforscht. Vor diesem Hinter-
grund interessiert mich, ob dieses Forschungsvorhaben 
auch Desinformationskampagnen der Bundesregierung 
umfassen wird. Ich denke da nur an den Nutzen von 
Masken – Stichwort „Virenschleudern“ – und an die 
Planungen zur Einschränkung von Grundrechten – es 
hieß zuerst, niemals werde es Einschränkungen geben, 
und zwei Tage später kam der totale Lockdown – oder 
den Impfzwang – es wurde behauptet, niemals werde es 
einen Impfzwang geben, und plötzlich waren wir mit dem 
Impfzwang konfrontiert –, also drei klassische Fälle von 
Desinformationskampagnen seitens der Bundesregie-
rung. Wird das in dieses Forschungsvorhaben integriert?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich kann Ihnen versichern, Herr Kollege, dass das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung keine 
Desinformationskampagnen plant, sondern – ganz im 
Gegenteil – zusätzliche Mittel in Wissenschaftskom-
munikation investieren wird; damit sind wir ja in Ihrer 
Fraktion auf Kritik gestoßen.

Zu dieser konkreten Studie: Das, was Sie geschildert 
haben, ist nicht zutreffend. Nähere Informationen reichen 
wir gerne nach.

(Stephan Brandner [AfD]: Darauf freue ich 
mich schon jetzt!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Damit kommen wir zur Frage 4 des Abgeordneten 

Stephan Brandner:
Wie reagiert die Bundesministerin für Bildung und For-

schung auf die Kritik der ukrainischen Generalkonsulin an 
der Einrichtung von Willkommensklassen zur Beschulung 
ukrainischer Kinder, die sie mit deutlicher Kritik am deutschen 
Bildungssystem verbindet, das weniger intensiv sei und nied-
rigere Anforderungen habe als das ukrainische (www. 
tagesspiegel.de/wissen/flucht-nach-berlin-die-ukraine-will- 
keine-schulische-integration-in-deutschland/28169516.html)?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Kollege 
Brandner, diese Frage beantworte ich wie folgt: Der An-
griff auf die Ukraine ist durch nichts zu rechtfertigen. 

Russland bricht Völkerrecht und trägt die Verantwortung 
für Krieg auf europäischem Boden. Wir müssen mit un-
seren Partnern geschlossen und mit aller Härte reagieren. 
Unsere Solidarität gilt der Ukraine.

Nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
fällt der Bereich Bildung in die Zuständigkeit der Länder. 
Hierzu gehört auch die Einrichtung von Willkommens-
klassen zur Beschulung ukrainischer Kinder. Es ist gut, 
dass die Länder die geflüchteten Schülerinnen und 
Schüler unbürokratisch willkommen heißen und den Un-
terricht sicherstellen. Als Bundesbildungsministerium 
sind wir mit den Ländern im Austausch, um einfache 
Lösungen zu finden. Um ein Stück ukrainischen Unter-
richt nach Deutschland zu holen, können digitale Formate 
helfen. Als Bund unterstützen wir auch mit Mitteln des 
DigitalPakts, dass die ukrainischen Kinder bei uns mit 
ihren Lehrbüchern weiterlernen können. Ich freue mich, 
dass die Länder hier sehr schnell ein laufendes länder-
übergreifendes Projekt angepasst haben.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank. – Die Generalkonsulin hat sich ja sehr 

diplomatisch ausgedrückt. Ich könnte mir vorstellen, dass 
Herr Melnyk, wenn er sich dazu geäußert hätte, vielleicht 
formuliert hätte: Lasst uns bloß mit eurem deutschen 
Bildungssystem in Ruhe! – Das wäre wahrscheinlich 
seine Aussage gewesen.

Und diese Ablehnung des deutschen Bildungssystems 
kommt ja auch bei der Generalkonsulin zum Ausdruck, 
wenn sie sagt, Integrationsklassen seien gar nicht not-
wendig, weil ein temporärer Unterricht nach dem ukrai-
nischen Bildungssystem, sogar unter Einbeziehung ukrai-
nischer Lehrkräfte und Bücher, die alle online verfügbar 
seien, möglich sei. In der Ukraine geht das, in Deutsch-
land geht das nicht. Heißt das, dass wir hier wirklich viel 
von der Ukraine lernen können? Und warum funktioniert 
der digitale Unterricht in Deutschland nicht?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

In Europa können Länder aus guten Gründen viel von-
einander lernen; deshalb wollen wir die europäische In-
tegration und den Austausch vorantreiben. Auch wir als 
BMBF sind zu diesen Fragen nicht nur mit den Ländern, 
sondern auch mit dem Bildungsministerium der Ukraine 
in sehr engem Austausch. Das Anliegen, dass Schüler 
und Schülerinnen aus der Ukraine, die gerade zu uns 
gekommen sind, den Kontakt zu ihrem Bildungssystem 
nicht verlieren – erst recht übrigens diejenigen, die kurz 
vor dem Schulabschluss sind –, ist durchaus berechtigt; 
das wird von den Ländern im Rahmen des praktisch 
Möglichen berücksichtigt. Gleichermaßen wird es in der 
Fläche in Deutschland aber nicht möglich sein, dauerhaft 
zwei parallele Schulsysteme laufen zu lassen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.
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Stephan Brandner (AfD):
Es geht noch mal um die Frage: Was kann man von 

anderen Ländern lernen? Wir alle haben noch die Rat-
schläge von Ex-Kanzlerin Merkel im Kopf. Win-
ter 2020/2021: frierende Kinder in Klassenzimmern. 
Merkels Tipp war: Hüpft doch mal ein bisschen herum, 
klatscht mal ein bisschen und macht Kniebeugen, damit 
euch wärmer wird! – Da stellt sich mir die Frage – Merkel 
ist Geschichte; diese Tipps sind jetzt auch nicht besonders 
geistreich gewesen –: Hat die Bundesregierung zwi-
schenzeitlich Möglichkeiten genutzt, um sich auf solche 
Extremsituationen, wie sie im Winter 2020/2021 gegeben 
waren, besser vorzubereiten, sodass es nun Besseres gibt 
als Hinweise auf Hüpfen, Klatschen und das Öffnen der 
Fenster? Haben wir da irgendwas vom Ausland gelernt?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sie haben eben schon ein Beispiel genannt, und das 
ist das Thema der Digitalisierung in der Bildung, das 
wir als neue Bundesregierung auf die Agenda gesetzt 
haben. Wir standen schon in den vergangenen Wochen 
und Monaten in sehr engem Austausch mit den Ländern, 
um die Umsetzung des aktuellen DigitalPakts Schule zu 
beschleunigen. Parallel bereiten wir ein Folgeinstrument 
vor, den Digitalpakt 2.0. Wir wollen die digitale Bildung 
in Deutschland ausbauen und verbessern. Das ist eins von 
vielen Instrumenten, das den Präsenzunterricht aber na-
türlich nicht ersetzt. Ich bin froh, dass Sie diesen Punkt 
nennen, da Ihre Fraktion in den letzten Jahren immer 
dann, wenn es um digitale Bildung ging, der lauteste 
Kritiker war. Wenn Sie Ihre Position verändert haben, 
freut mich das sehr.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Damit kommen wir zur Frage 5 des Abgeordneten 

Tobias Matthias Peterka:
Inwieweit gedenkt die Bundesministerin für Bildung und 

Forschung, Maßnahmen voranzubringen, um das selbst aus-
gegebene Ziel umzusetzen, geflüchteten ukrainischen Mäd-
chen und Jungen schon ab dem Kleinkindalter einen ersten 
Zugang zur deutschen Sprache zu ermöglichen, insbesondere 
vor dem Hintergrund des generellen Problems des Lehrkräfte-
mangels (hasepost.de vom 26. April 2022 – www.hasepost.de/ 
stark-watzinger-sichert-ukrainischen-kindern-hilfen-zu- 
304496/ und zdf.de vom 14. April 2022 – www.zdf.de/ 
nachrichten/politik/lehrer-fluechtlinge-integrationsschule- 
prien-ukraine-100.html, jeweils zuletzt abgerufen am 12. Mai 
2022)?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Herr Kollege Peterka, namens der 
Bundesregierung antworte ich auf Ihre Frage wie folgt: 
Die Bundesregierung unterstützt die Länder und Kom-
munen bei der Finanzierung der Ausgaben für die Ge-
flüchteten aus der Ukraine. Für das Jahr 2022 wird der 
Bund 1 Milliarde Euro als Beteiligung an den Kosten im 
Bereich Kinderbetreuung und -beschulung sowie Ge-
sundheits- und Pflegekosten über einen erhöhten Anteil 
an der Umsatzsteuer bereitstellen. Die Betreuung und 
Beschulung von Kindern und Jugendlichen liegt in der 

Zuständigkeit der Länder. Die für Bildung und Wissen-
schaft zuständigen Ministerinnen und Minister von Bund 
und Ländern haben im Rahmen der 377. Sitzung der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland, KMK, die „Lübecker 
Erklärung zum Krieg in der Ukraine und seinen Auswir-
kungen“ vom 11. März 2022 verabschiedet, der sich Bun-
desbildungsministerin Bettina Stark-Watzinger an-
geschlossen hat.

Darüber hinaus fördert das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung Projekte der Stiftung „Lesen“, bei-
spielsweise „Lesestart 1-2-3“ und „Lesestart: Weil uns 
Lesen weiterbringt. Ein Projekt für Kinder mit Flucht-
erfahrung“. Mehrsprachig aufwachsenden Kindern und 
Kindern mit Fluchterfahrung, darunter Mädchen und 
Jungen aus der Ukraine, wird mit diesem Programm ab 
dem ersten Lebensjahr ein erster Zugang zur deutschen 
Sprache eröffnet, dies bereits in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen und Gemeinschaftsunterkünften. Das Projekt „Lese-
start 1-2-3“ stellt altersgerecht entwickelte Bücher bereit 
und eine Information für Eltern, die in zehn Sprachen, 
unter anderem in Ukrainisch, bereitgehalten wird.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank für diese Ausführungen. – Sie flüchten 

sich ja immer – je nachdem – in die Länderzuständig-
keiten oder stellen Projekte dar, die Sie begrüßenswerter-
weise anscheinend auf Bundesebene auflegen. Das halte 
ich für etwas inkonsequent. Der Kollege Kraft hat auch 
schon auf die KMK hingewiesen, wo ja meines Wissens 
der Bund in ständigem Austausch mit den Kultusminis-
tern der Länder steht.

Jetzt aber zu meiner Frage. Dass Sie erhebliche Sum-
men zur Verfügung stellen, um die Beschulung der 
Flüchtlingskinder aus der Ukraine zu unterstützen, finde 
ich löblich. Jedoch entstehen dadurch keine Lehrkräfte. 
Wir wissen alle: Es gibt einen erheblichen Lehrkräfte-
mangel. Wie wird der angegangen? Wird vielleicht auch 
auf ukrainische Lehrer zurückgegriffen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, in der Tat stehen wir mit den Ländern in 
sehr engem Austausch dazu. Sie kennen aus der öffent-
lichen Diskussion vermutlich auch entsprechende Initia-
tiven der Länder, beispielsweise aus der Ukraine geflüch-
teten Lehrkräften eine Perspektive in Deutschland zu 
bieten. Die KMK hat eine Taskforce Ukraine zur zentra-
len Koordinierung eingesetzt, um geflüchteten ukrai-
nischen Schülerinnen und Schülern sowie Lehrkräften 
schnell zu helfen. Als BMBF stehen wir mit dieser Task-
force in sehr engem Austausch.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.
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Tobias Matthias Peterka (AfD):
Dann möchte ich noch mal thematisch an die Frage des 

Kollegen Brandner anknüpfen. Nehmen Sie das ernst 
bzw. sind Sie auf die Kritik eingegangen, dass die Mei-
nung über das deutsche Bildungssystem in der Ukraine 
anscheinend nicht sehr hoch ist? Oder sehen Sie das als 
aufgeregte Überreaktion an? Ich möchte bitte wissen: Hat 
man sich in Ihrem Haus irgendwie – quasi diplomatisch – 
diesen Kritiken genähert?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich habe es ja eben erwähnt: Auch mit dem ukrai-
nischen Bildungsministerium stehen wir in sehr engem 
und übrigens in lösungsorientiertem Austausch. Ich 
möchte betonen, was eben schon ein Thema war: dass 
wir natürlich auch vom ukrainischen Bildungssystem ei-
niges lernen können. Es gibt Aspekte, wo wir besser sind, 
es gibt andere Aspekte – MINT-Bildung beispielsweise, 
digitale Bildung –, wo wir auch manche Aspekte von den 
Ukrainern lernen können. Ich finde, es gehört zu einem 
modernen Europa dazu, sich nicht immer in nationale 
Grenzen zurückzuziehen, sondern offen für Neues und 
Weiterentwicklung zu sein.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Damit kommen wir zur Frage 6 des Abgeordneten 

Tobias Matthias Peterka:

Anhand welcher konkreten Kriterien wird der Erfolg oder 
Misserfolg des sogenannten Coronaaufholprogramms für 
Schüler gemessen, welches durch die Bundesregierung mit 
2 Milliarden Euro für die Jahre 2021 und 2022 aufgelegt wurde 
(vergleiche dazu „Süddeutsche Zeitung“ vom 10. Mai 2022 – 
www.sueddeutsche.de/politik/aufholprogramm-schulen- 
coronazwischenbereicht1.5582140, zuletzt abgerufen am 
12. Mai 2022)?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Herr Kollege Peterka, namens der 
Bundesregierung antworte ich auf Ihre Frage wie folgt: 
Die Vereinbarung „Aktionsprogramm Aufholen nach 
Corona“ von Bund und Ländern zum sogenannten Coro-
naaufholprogramm wurde von der Vorgängerregierung 
verhandelt und unterzeichnet. Der von der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland zum 31. März 2022 vorgelegte 
Zwischenbericht zur Umsetzung des Aktionsprogramms 
„Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ für 
die Jahre 2021 und 2022 belegt jedoch, dass das finan-
zielle Engagement des Bundes Impulsgeber für eine Viel-
zahl von breitgestreuten Ländermaßnahmen gewesen ist. 
Diese wurden in der zweiten Jahreshälfte 2021 aufgesetzt 
und begonnen, im Jahr 2022 fortgeführt und zum Teil 
auch weiter ausgebaut. Es handelt sich bei dem Bericht 
um einen Zwischenbericht. Eine Bilanz zur Umsetzung 
der gemeinsamen Initiative von Bund und Ländern, in der 
auch die Effekte der Maßnahmen dargestellt werden, ist 
für den vereinbarten Abschlussbericht im kommenden 
Jahr vorgesehen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Mir ist natürlich bekannt, dass Sie das nicht aufgelegt 

haben. Dennoch sind Sie in Ihrem Haus jetzt in der Ver-
antwortung, zu überwachen, wo die Gelder hinfließen 
und ob und wie sie genutzt werden. – Der Bericht enthält 
eine recht hohe Quote an geplanten Maßnahmen, obwohl 
wir demnächst schon Mitte 2022 haben. Können Sie mir 
eine genaue prozentuale Quote nennen, aus der hervor-
geht, wie viele der Projekte wirklich abgeschlossen wur-
den?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, die Informationen, die uns seitens der 
Bundesregierung vorliegen, sind exakt diejenigen, die 
offenbar auch Ihnen zur Verfügung stehen; Sie haben ja 
auf den Zwischenbericht verwiesen. Detailliertere Infor-
mationen werden sicherlich im Abschlussbericht eine 
Rolle spielen.

Ansonsten möchte ich noch mal darauf hinweisen: 
Beide Berichte beruhen auf der bereits in der vergange-
nen Legislaturperiode beschlossenen Bund-Länder-Ver-
einbarung. Jetzt nachträglich neue Kriterien einzuführen, 
würde bedeuten, dass wir uns seitens des Bundes mit 
allen 16 Landesregierungen auf eine neue Bund-Län-
der-Vereinbarung einigen müssten. Wie realistisch das 
ist, überlasse ich der persönlichen Einschätzung. Wichtig 
ist mir vor allen Dingen mit Blick auf künftige Maßnah-
men, dass wir in solchen Fragen rechtzeitig eine wissen-
schaftliche Begleitung in den Blick nehmen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Dann stimmen Sie mir wohl zu, dass man bisher das 

vollkommene Fehlen von solchen Erfolgskontrollkatego-
rien feststellen kann. Das hat die Ständige Wissenschaft-
liche Kommission der KMK gerade festgestellt. Es gibt 
kein Punktesystem und keine Kontrolle, mit der der Er-
folg eines Projekts, das ein Land verkündet, im Verhältnis 
zum eingesetzten Geld bewertet werden kann. Gehe ich 
recht in der Annahme, dass Sie demnächst sich ein ent-
sprechendes Punktesystem ausdenken und es dann bei 
der erneuten Vergabe von Milliarden Euro auch durch-
setzen werden?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, Sie haben auf das Impulspapier der 
SWK verwiesen. Auch für das BMBF gilt, dass eine 
evidenzbasierte Ausrichtung von Fördermaßnahmen 
und eine angemessene Erfolgskontrolle sowie die Um-
setzung von Maßnahmen des Bundes begrüßt werden. 
Und in der Tat: Für künftige Programme – auch gemein-
sam mit den Ländern – haben wir uns als Koalition vor-
genommen, wissenschaftliche Begleitung, Erfolgskon-
trolle etc. zu berücksichtigen.
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Frage 7 der Abgeordneten Canan Bayram soll 

schriftlich beantwortet werden.
Ich rufe auf die Frage 8 der Abgeordneten Katrin Staff-

ler:
Plant die Bundesregierung, die Berufsorientierung zu stär-

ken, und, falls ja, mit welchen Maßnahmen will die Bundes-
regierung Angebote zur Berufsorientierung in allen Bildungs-
sektoren und Leistungsstufen schaffen?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Kollegin Staff-
ler, namens der Bundesregierung beantworte ich Ihre 
Frage wie folgt:

Ziel der Bundesregierung ist es, die Berufsorientierung 
gemeinsam mit den Ländern flächendeckend auszubau-
en. Dafür stellt die neue Bundesregierung für das 
Jahr 2022 9 Millionen Euro mehr zur Verfügung, als 
von der Vorgängerregierung noch vorgesehen waren. 
Für das Jahr 2023 sind es sogar 20 Millionen Euro mehr. 
Zudem werden wir eine Exzellenzinitiative Berufliche 
Bildung auf den Weg bringen, um die Ausbildung deut-
lich attraktiver zu machen.

Dabei wollen wir auch die Berufsorientierung flächen-
deckend stärken. Bisher unterstützt die Bundesagentur 
für Arbeit junge Menschen nicht nur beim Übergang 
von der Schule zum Beruf durch konkrete Beratung und 
Orientierung, sondern auch durch ihr vielfältiges Online-
angebot. Mit dem Berufsorientierungsprogramm, BOP, 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung wer-
den Schülerinnen und Schüler aller Schulformen dabei 
unterstützt, den für sie individuell richtigen Beruf zu 
finden. Prioritäten für verstärkte berufliche Orientierung 
setzen wir insbesondere bei der Einbindung der Gymna-
sien in das BOP sowie bei digitaler Berufsorientierung. 
Das BOP ist Teil der Initiative Bildungsketten, in der wir 
mit den Ländern zusammenarbeiten. Hierzu wurde die 
2010 vom BMBF initiierte Initiative unter Beteiligung 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, der 
BA und der Länder bis 2026 verlängert.

Mit dem Berufenavi bieten wir den Schülerinnen und 
Schülern seit 2021 ein digitales Tool an, mit dem sie sich 
jederzeit und an jedem Ort über Ausbildungsmöglichkei-
ten und berufliche Perspektiven informieren können. Das 
Berufenavi bietet einen zielgruppengerechten, qualitäts-
gesicherten Zugang zur Zielgruppe der Jugendlichen und 
ist auf allen mobilen Endgeräten nutzbar.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Ja, vielen Dank für die Antwort. – Jetzt waren wir ja 

beide Mitglieder der Enquete-Kommission „Berufliche 
Bildung in der digitalen Arbeitswelt“ in der vergangenen 
Legislaturperiode. Wir haben da auch eine ganze Reihe 
an Punkten erarbeitet, wie die Berufsorientierung künftig 
besser aufgestellt werden kann. Können wir – und, wenn 

ja, wann – damit rechnen, dass die Maßnahmen, die wir 
dort vorgeschlagen und die wir ja einstimmig, über alle 
Fraktionen hinweg, beschlossen haben, auch umgesetzt 
werden?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Kollegin, ich bin dankbar, dass Sie auf diesen 
Bericht der Enquete-Kommission hinweisen. Das war ja 
in der Tat eine jahrelange, sehr intensive Arbeit. Dort 
entstanden viele Ideen, die eine wirklich gute Grundlage 
für unsere jetzigen Maßnahmen bieten. Ich habe eben 
schon darauf hingewiesen, dass wir im Vergleich zum 
bisherigen Finanzplan schon in diesem Jahr mehr Geld 
zusätzlich in die Berufsorientierung investieren.

Ein Punkt in der Enquete-Kommission war ja, dass wir 
insbesondere die Gymnasien stärker in den Blick neh-
men. Ich glaube, es wäre ein Fehler, zu glauben, dass 
junge Menschen, die das Gymnasium besuchen, per se 
nur die Hochschule im Blick haben sollten. Es sollten 
dort in frühen Jahren auch die Perspektiven der berufli-
chen Bildung mit in den Blick genommen werden. Das 
setzen wir jetzt im Zuge dieser Maßnahmen um.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
In dem Zusammenhang möchte ich noch mal darauf 

hinweisen, dass es uns natürlich wichtig ist, nicht nur 
einzelne Maßnahmen umzusetzen, sondern das Ganze, 
in toto. Dazu gehört auch, gerade Mädchen für eine Aus-
bildung im MINT-Bereich zu begeistern.

Deswegen an der Stelle konkret noch mal die Nach-
frage: Was plant denn die Bundesregierung, um dieses 
Ziel zu erreichen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

In der Tat spielt das ja auch im Zuge des nationalen 
MINT-Aktionsplanes eine Rolle. Ich persönlich bin ein 
sehr starker Anhänger der Stiftung „Haus der kleinen 
Forscher“, die ja junge Menschen schon sehr frühzeitig – 
ab dem Kitaalter – für Technikfragen, für Experimente 
begeistert. Die Erfahrung zeigt, dass sich dadurch ins-
besondere junge Mädchen noch sehr viel stärker für die-
sen Bereich begeistern können. Ich glaube, dass wir die-
sen Schwerpunkt zusätzlich auch bei den etwas älteren 
Mädchen – gerade im Alter von 10 bis 16 Jahren, wo wir 
in den Biografien oftmals sehen, dass der Bezug zu 
MINT-Fächern ein wenig verloren geht – stärken sollten. 
Auch darüber hatten wir ja in der letzten Legislaturpe-
riode spannende Debatten, und das nehmen wir jetzt in 
den Blick.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Damit kommen wir zur Frage 9 der Abgeordneten 

Katrin Staffler:
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Was unternimmt und plant die Bundesregierung im Bereich 
der Forschung, um einen Beitrag bei der Förderung von wich-
tigen Zukunftstechnologien, wie zum Beispiel von Quanten-
computern oder künstlicher Intelligenz, in Europa zu leisten?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin Frau Staffler, 
namens der Bundesregierung antworte ich auf Ihre Frage 
wie folgt:

Die Bundesregierung leistet einen wesentlichen Bei-
trag zur Forschung im Bereich Quantencomputer und 
künstliche Intelligenz in Europa. Die Stärkung der euro-
päischen Zusammenarbeit in der KI-Forschung ist ein 
Ziel der KI-Strategie. Dieses wurde im Koalitionsvertrag 
bekräftigt. Für dessen Umsetzung hat die Bundesregie-
rung verschiedene Maßnahmen aufgelegt. Zur Stärkung 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit in der KI-
Forschung werden bilaterale Forschungsprojekte geför-
dert. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
beteiligt sich an der europäischen Forschungsinitiative 
EUREKA, insbesondere am Software-Cluster ITEA. Da-
rin werden Software- und KI-Projekte gefördert, die Eu-
ropas Positionen bei der weltweiten Standardisierung un-
terstützen.

Auch die KI-Kompetenzzentren als Säule der KI-For-
schung in Deutschland kooperieren mit Forschungsein-
richtungen in Europa und werden dies im Rahmen ihrer 
institutionellen Förderung weiter intensivieren. Weitere 
Maßnahmen zur europäischen Vernetzung sind in Vor-
bereitung.

Die Bundesregierung engagiert sich zudem in europäi-
schen Partnerschaften zur Forschung im Bereich Quan-
tentechnologien und Quantencomputing. Im Rahmen des 
ERA-NET-Programms QuantERA fördert das BMBF ge-
meinsame Forschungsprojekte im Bereich der Quanten-
technologien mit 30 Partnern aus der Europäischen Uni-
on, Israel, der Türkei und der Schweiz.

Das BMBF setzt sich für die Stärkung der EU-Initia-
tive Quantum Flagship im EU-Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation ein. Deutschland ist Partner 
des European High Performance Computing Joint Under-
taking, EuroHPC JU, einer Gemeinschaftsinitiative der 
Europäischen Kommission und von EU-Mitgliedstaaten 
für den Auf- und Ausbau sowie die wissenschaftliche und 
industrielle Nutzung von Höchstleistungsrechnerinfra-
strukturen, die aktuell auch das Quantencomputing auf-
greift.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Vor Kurzem hat McKinsey eine Studie 

veröffentlicht – Sie kennen sie vielleicht –, in der attes-
tiert wird, dass wir in Bezug auf diverse Zukunftstech-
nologien einen erheblichen Rückstand in Europa haben. 
Ohne jetzt die Wichtigkeit der Maßnahmen, die Sie be-
schrieben haben, infrage zu stellen, bleibt natürlich die 
Frage, ob diese Maßnahmen ausreichen werden, um den 

eklatanten Rückstand aufzuholen. Daher lautet die Frage 
an Sie, ob Sie davon ausgehen, dass dies mit diesen Maß-
nahmen gelingt bzw. ob Sie an weiteren Maßnahmen 
arbeiten.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank. – Sie weisen auf die Heraus-
forderungen hin. Das würde ich in der Tat unterstreichen: 
Wir haben da einen großen Nachholbedarf und auch 
große Chancen, die in stärkeren Investitionen in diesem 
Bereich in Deutschland liegen. Ich möchte deshalb noch 
mal ergänzend auf unsere nationalen Maßnahmen hin-
weisen, insbesondere auf den Auf- und Ausbau des deut-
schen KI-Forschungsökosystems, auf die Förderung der 
KI-Kompetenzzentren und der gemeinsam mit den Sitz-
ländern vorgenommenen Verstetigung, die wir weiter vo-
rantreiben, auf den Einsatz von KI in Unternehmen mit 
den Fördermaßnahmen KI4KMU und KMU-innovativ 
im Bereich Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie. Auch dort treiben wir einiges voran.

Das BMBF stärkt auch die KI-Fachkräftebasis mit 
Maßnahmen zur Gewinnung und Qualifizierung von 
KI-Fachkräften wie der Alexander-von-Humboldt-Pro-
fessur für KI, der Förderung von KI-Nachwuchsgruppen 
und auch der Maßnahme Postdoc-NeT-AI. Das BMBF 
stärkt die KI-spezifische Infrastruktur insbesondere 
durch den Aufbau der bereits erwähnten KI-Servicezen-
tren.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Besten Dank. – Das waren ja jetzt viele nationale Maß-

nahmen. Uns geht es in dem Fall noch mal explizit um die 
europäischen Maßnahmen. Zu den wichtigen Zukunfts-
technologien zählt ja sicherlich auch der gesamte Kom-
plex Medizin, Gesundheit, Pharma. Umso mehr hat uns 
in dem Zusammenhang das Nein des Bundesfinanzminis-
ters zur Bereitstellung von Mitteln für das IPCEI ver-
wundert. Wir sorgen uns ein wenig, dass eine Nichtteil-
nahme an diesem europäischen Projekt dazu führen wird, 
dass die Entwicklungen in dem Sektor nicht mehr in 
Deutschland gemacht werden und dass die klugen Köpfe, 
die wir dazu benötigen, dann aus Deutschland abwan-
dern.

Deswegen die Frage: Was tun Sie, was tut die Minis-
terin, um das zu verhindern und den Bundesfinanzminis-
ter, der ja ein Parteifreund ist, davon zu überzeugen, dass 
er Mittel für dieses EU-Projekt bereitstellt?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich kann Ihnen versichern, dass wir ressortübergrei-
fend einen starken Schwerpunkt auf diese Themen setzen 
und dass auch die benannten Maßnahmen – insbesondere 
mit Blick auf die europäische Ebene; ich habe sie in 
meiner ersten Antwort beschrieben – weiterhin umgesetzt 
werden.
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Nun ist die Haushaltsberatung eine Sache des Par-
laments; morgen findet ja die Bereinigungssitzung statt. 
Zur spezifischen Nachfrage reiche ich gerne noch mal 
schriftliche Informationen nach. Ich möchte Ihnen aber 
versichern, dass das weiterhin ein Schwerpunktthema der 
Bundesregierung und insbesondere natürlich des BMBF 
ist.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 10 des Abgeordneten Dr. Michael 

Kaufmann auf:

Welche Rolle spielt für die Bundesregierung in der mittel-
fristigen Planung die intensivierte Forschung auf dem Gebiet 
der Kernfusion, angesichts der Tatsache, dass insbesondere in 
den USA in jüngster Zeit bedeutende Fortschritte im Hinblick 
auf eine Nettoenergieerzeugung erzielt wurden, während von 
den 31 auf der Seite www.fusionenergybase.com gelisteten 
Unternehmen, die an der wirtschaftlichen Nutzung der Kern-
fusion arbeiten, nur ein einziges in Deutschland beheimatet ist, 
und teilt die Bundesregierung meine Einschätzung, dass die 
Kernfusion perspektivisch einen wichtigen Beitrag zur Ener-
gieversorgung leisten wird?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege Kauf-
mann, namens der Bundesregierung antworte ich auf 
Ihre Frage wie folgt: Die Erforschung der Fusionsenergie 
hat zum Ziel, eine nicht fossile, verlässliche und wirt-
schaftliche Energiequelle zu erschließen. Gelingt der 
Schritt in die Anwendung, wird diese voraussichtlich 
erst nach 2050 verfügbar sein. So ergänzt die Fusions-
forschung als langfristig ausgerichtete und anwendungs-
orientierte Grundlagenforschung die auf die Umsetzung 
bezogene Forschung und Entwicklung zur Energiewen-
de.

Als Mitglied der Europäischen Atomgemeinschaft ist 
Deutschland mit den anderen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union am Bau des International Thermonuclear 
Experimental Reactor, ITER, in Südfrankreich beteiligt. 
Euratom ist einer von sieben Partnern im Projekt, neben 
Japan, den USA, Russland, China, Südkorea und Indien.

ITER soll die grundlegende Machbarkeit der kontrol-
lierten terrestrischen Energiegewinnung aus Fusionspro-
zessen demonstrieren und dafür – erstmals – mit einem 
Fusionsplasma im 500-Megawatt-Bereich zehnmal mehr 
Energie liefern, als zur Aufheizung des Plasmas benötigt 
wird. Langfristig soll ITER damit ein wichtiger Zwi-
schenschritt auf dem Weg zu einem ersten Demonstrati-
onskraftwerk sein, das Strom ins Netz einspeisen kann. 
Die erste Plasmaerzeugung ist derzeit für das Jahr 2025 
geplant.

Die Bundesregierung fördert institutionell und damit 
langfristig die Fusionsforschung in Deutschland als an-
wendungsorientierte Grundlagenforschung im Rahmen 
des Energieforschungsprogramms der Bundesregierung.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur ersten Nachfrage.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Recht vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Meine Frage 

habe ich aus dem Grund gestellt, weil in den USA tat-
sächlich ein erster Durchbruch gelungen ist. Es hat näm-
lich ein Fusionsreaktor, ein Versuchsreaktor, eine Netto-
energieerzeugung geschafft. Das ist ein Durchbruch, und 
deswegen ist Ihre Vorhersage von 2050 vielleicht etwas 
zu pessimistisch.

Meine Frage: Welche konkreten Pläne hat denn die 
Bundesregierung, jetzt an Universitäten und Forschungs-
instituten die Kernfusionsforschung auszubauen und vo-
ranzutreiben, wenn das in Zukunft, wie Sie sagen, ein 
wichtiger Bestandteil der Energieversorgung sein soll?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich habe ja eben bereits auf ITER verwiesen. Das ist 
tatsächlich das große internationale Projekt, an dem wir 
gemeinsam arbeiten. Ich freue mich über jeden Zwi-
schenschritt und positive Signale. Es ist aber bei Grund-
lagenforschung so, dass wir am Anfang nie wissen, was 
genau am Ende herauskommt. Deshalb müssen wir wei-
ter investieren. Wir können uns natürlich nicht alleine auf 
diese mögliche Energiequelle verlassen, müssen aber 
weiter investieren.

Ich möchte an der Stelle ergänzend zu ITER insbeson-
dere noch auf die in Deutschland in der Fusionsforschung 
tätigen Forschungseinrichtungen Max-Planck-Institut für 
Plasmaphysik, also IPP, das KIT – Karlsruher Institut für 
Technologie – und auch das Forschungszentrum Jülich 
verweisen, die in diesem internationalen Kontext wesent-
liche Beiträge leisten. Es ist ein Schwerpunkt der Bun-
desregierung, insbesondere des BMBF, auch in diesem 
Bereich weiter in die Forschung zu investieren. Wir soll-
ten da aber natürlich auf mehrere Säulen setzen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage. – Sie ver-

zichten.
Eine weitere Frage stellt der Abgeordnete Frömming.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär, wir haben eben über Kernfusions-
forschung gesprochen. Wie Sie wissen, ist ja die Bundes-
regierung auch aus der Erforschung der Kernenergie 
ausgestiegen. Es ist nur noch Forschung zur Sicherheits-
technik oder zum Abwracken der noch bestehenden 
Reaktoren zugelassen. Halten Sie das für richtig, ins-
besondere mit Blick auf unsere europäischen Partner 
und auf die weltweite Entwicklung? Sie haben ja selber 
betont, man sollte möglichst im Verbund arbeiten. Sollte 
Deutschland nicht erwägen, wenigstens in die Forschung 
zur Kernenergienutzung – Stichwort „neue sichere 
Technologien oder Reaktoren“ – wieder einzusteigen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege Frömming, es gibt in Deutschland eine 
damals von einer breiten parlamentarischen und auch 
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gesellschaftlichen Mehrheit getragene gesetzliche Ent-
scheidung, seine Energieversorgung in Zukunft weitest-
gehend aus erneuerbaren Energiequellen zu decken. 
Auch der Ausstieg aus der Kernenergie erfolgte damals 
mit sehr, sehr breiter Mehrheit. Für uns liegt seitens des 
BMBF deshalb der Schwerpunkt der Forschung im Be-
reich des Rückbaus kerntechnischer Versuchsanlagen so-
wie im Bereich der nuklearen Sicherheitsforschung und 
auch der Strahlenforschung.

Zu allen weiteren Fragen rund um die Kernenergie 
verweise ich auch gerne an das zuständige BMUV.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Eine weitere Nachfrage stellt der Abgeordnete 

Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. – Kurz zur Klarstellung: Auch Kernfu-

sion ist Kernenergie.
Ich habe entnommen – und ich begrüße das sehr – und 

möchte, dass Sie das bitte schön bestätigen können, dass 
Ihr Ministerium in der Kernfusion eine zuverlässige, 
dauerhafte, möglicherweise auch preiswerte und natür-
lich nahezu CO2-neutrale Form der Energieerzeugung 
sieht, auf die wir uns mittel- bis langfristig in Deutsch-
land freuen können. Ist das so richtig?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich kann Ihnen versichern, dass wir seitens des BMBF 
durchaus großes Potenzial in dieser Forschung sehen. 
Andernfalls würden wir nicht mit starker Beteiligung 
deutscher Forschungseinrichtungen und auch Bundes-
budgets dort unterstützen und die Forschung vorantrei-
ben. Insofern: Potenzial ist vorhanden. Aber – ich habe es 
eben betont – Grundlagenforschung ist ergebnisoffen. 
Das heißt, wir sollten uns nicht alleine auf diese Variante 
verlassen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Danke!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Lars Rohwer 

auf:
In welcher Höhe plant das Bundesministerium für Bildung 

und Forschung den 43 Milliarden Euro umfassenden European 
Chips Act, der auf EU-Ebene nur mit rund 5,5 Milliarden Euro 
gefördert wird, mit nationalen finanziellen Mitteln zu unterset-
zen?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege Rohwer, 
auf Ihre Frage antworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung begrüßt, dass die Europäische Kommission einen 
Vorschlag für einen European Chips Act vorgelegt hat. 
Das ist ein starkes Signal für den Ausbau der forschungs-
intensiven Mikroelektronik in Europa.

Der Ausbau ist wichtig, um unsere Anwenderindus-
trien künftig vor Chipkrisen und vor der technologischen 
Abhängigkeit von anderen Ländern und Regionen zu be-
wahren. Europa braucht eine eigene Elektronikkom-
petenz, um seine technologische Souveränität zu sichern.

Unter Berücksichtigung der intensiven Debatte um die 
Mikroelektronik wird von der Bundesregierung derzeit 
geprüft, welche Ausrichtung des Chips Acts im Interesse 
der Bundesregierung unterstützt wird. Daraus wird sich 
die Positionierung zu den Umschichtungen der Mittel der 
Europäischen Union und zur Bereitstellung möglicher 
nationaler Mittel ableiten.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Antwort, Herr Staatssekretär. – Ich 

habe eine Nachfrage. Vor dem Chips Act muss eigentlich 
noch das Programm „Key Digital Technologies“ finan-
ziert und umgesetzt werden. Wie viele Haushaltsmittel 
stellt das BMBF dafür in diesem Jahr für den gegenwär-
tigen Aufruf zur Verfügung?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, von den BMBF-Mitteln für das Mikro-
elektronik-Rahmenprogramm 2021 bis 2024 der Bundes-
regierung setzen wir ja schon jetzt regelmäßig knapp die 
Hälfte für europäische Forschungsvorhaben ein. Dazu 
gehört insbesondere die Forschungsinitiative zu digitalen 
Schlüsseltechnologien, also Key Digital Technologies, 
und diese Initiative wird durch den Chips Act erweitert, 
inhaltlich wie finanziell. Auf den derzeit laufenden Mei-
nungsbildungsprozess habe ich eben bereits hingewiesen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur zweiten Nachfrage.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Dann habe ich noch eine zweite Frage. Sie sprachen 

schon an, dass die Ausrichtung für die Bundesrepublik 
Deutschland gerade im BMBF diskutiert wird. Insofern 
ist die Frage logisch, inwiefern das BMBF plant, auch das 
Thema „Aus- und Weiterbildung“ als Teil des European 
Chips Acts zu adressieren.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Herr Kollege, ich habe ja eben bereits darauf hinge-
wiesen, dass auch die Ausgestaltung bzw. die Gespräche 
auf europäischer Ebene Bestandteil dieses sehr wichtigen 
Meinungsbildungsprozesses sind. Das ist natürlich ein 
Element des Ganzen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. – Wir beenden 

die Fragestunde.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Vereinbarte Debatte

Sterbehilfe
Die Parlamentarischen Geschäftsführerinnen und Ge-

schäftsführer haben sich darauf verständigt, dass es in 
dieser Debatte keine Kurzinterventionen geben soll. Die 
Abgeordneten, deren Redewünsche nicht berücksichtigt 
werden können, haben die Möglichkeit, ihre Redebeiträ-
ge, orientiert am Umfang einer Fünf-Minuten-Rede, zu 
Protokoll zu geben. Sind Sie damit einverstanden? – Das 
ist der Fall. Dann verfahren wir so.1)

Für die Aussprache ist eine Dauer von 90 Minuten 
beschlossen, und sobald alle Kolleginnen und Kollegen 
ihren Platz gefunden haben, können wir diese Aussprache 
auch eröffnen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Helge Lindh aus der SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die autonom gebildete Entscheidung eines Menschen, 
sich das Leben zu nehmen, dafür vielleicht auch Hilfe 
zu beanspruchen, ist eine Zumutung für uns alle und 
eine Zumutung für die Gesellschaft. Die Entscheidung 
des Verfassungsgerichts, diesem autonom gebildeten 
Willen in ganz besonderer Weise gerecht zu werden und 
auch das Verbot der geschäftsmäßigen Förderung als ver-
fassungswidrig zu erklären, ist auch eine solche Zumu-
tung für die Gesellschaft und für uns alle. Das kann man 
nicht kleinreden.

Gerade weil das aber so ist, sind wir, die wir für den 
Antrag „Helling-Plahr, Lindh, Steffen, Sitte, Fricke“ ste-
hen, der Überzeugung, dass wir aus dieser Zumutung 
keine Zumutung für den Betroffenen und potenzielle Hel-
ferinnen und Helfer werden lassen dürfen, sondern dass 
wir diese Zumutung ertragen müssen. Daher ist auch das 
Strafrecht nach unserer tiefsten Überzeugung der falsche 
Weg, um Suizide zu verhindern, und wir sollten nicht 
wieder den Weg des Strafrechts und der Strafbarkeit be-
schreiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sehen an dieser Situation zugleich, dass wir uns in 
einem Spannungsverhältnis zwischen Individuum und 
Gesellschaft befinden. Die Gesellschaft muss in so einer 
Ausnahmesituation, in der oft auch nicht klar ist, wie die 
Person sich entscheidet, aber dem Individuum dienend 
sein. Wenn diese Entscheidung letztlich fällt, und zwar 
frei – nicht unter Druck, nicht unter Zwang, nicht in der 
Situation einer akuten psychischen Störung –, dann müs-
sen wir auch die Bedingungen dafür schaffen, sie zu er-

möglichen, auch wenn wir sie rational für falsch halten 
und religiös, ethisch und moralisch nicht richtig finden. 
Das müssen wir uns zumuten.

Deshalb halte ich es für wichtig, zu sehen, von welcher 
Perspektive aus wir die Frage Suizidhilfe denken. Wir 
versuchen, sie aus der Situation des Betroffenen heraus 
und aus der Perspektive desjenigen, der helfen will, zu 
denken. Deshalb brauchen wir auch eine Assistenz beim 
assistierten Suizid, also eine Unterstützung für denjeni-
gen, der sterbenswillig ist oder noch ringt, aber auch für 
diejenigen, die helfen wollen und denen das nicht ver-
unmöglicht werden darf, ohne sie dazu zu zwingen. Von 
dieser Perspektive aus wollen wir denken und nicht von 
der Perspektive fragwürdiger Sterbehilfevereine und ei-
ner Sterbehilfeinfrastruktur aus.

Denn machen wir uns klar: Wenn wir von dieser Per-
spektive aus denken, vergessen wir, dass diese Vereine 
und diese Situation letztlich nur entstanden sind, weil es 
gegenwärtig keine andere Möglichkeit gibt, rechtssicher 
und tatsächlich zu helfen. Und der einzig richtige Weg ist 
derjenige über das Vertrauensverhältnis zwischen dem 
betroffenen Sterbewilligen und dem Arzt bzw. der Ärz-
tin – kein anderer.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dabei ist immer zu beachten, dass der Arzt bzw. die 
Ärztin die Möglichkeit, das Recht, die Freiheit hat, zu 
helfen; es ist kein Zwang.

Daher legen wir auch entschieden Wert darauf, dass 
der Einzelne oder die Einzelne nach einer umfassenden 
Beratung entscheiden kann und auch über die Kon-
sequenzen eines möglicherweise fehlschlagenden, nicht 
funktionierenden Suizids sowie über die Auswirkungen 
auf die Angehörigen wirklich vollumfänglich informiert 
wird – nicht in Richtung Suizid, sondern ergebnisoffen. 
Denn nur informierte, gut aufgeklärte, beratene Indivi-
duen und Personen können wirklich autonom und frei 
entscheiden, und das ist das, was wir wollen und was 
wir unterstützen wollen, ja müssen. Es ist sogar ethisch 
geboten, dies zu tun.

In diesem Sinne kann eine solche Form der Assistenz 
sogar suizidpräventiv sein; denn viele befreit das Wissen, 
dass sie irgendwann die Möglichkeit haben, unterstützt 
aus dem Leben zu scheiden, wenn sie dieses Leben nicht 
mehr als erträglich erachten. Es nimmt ihnen auch 
manchmal – nicht selten, wie Ärztinnen und Ärzte be-
richten – einen aktiven Sterbewunsch, entlastet sie und 
bringt sie dazu, gegenwärtig noch aktiver um das Leben 
kämpfen zu wollen und zu kämpfen. Insofern ist auch 
diese Möglichkeit präventiv.

Daher bitten wir Sie: Unterstützen Sie unseren Gesetz-
entwurf!

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.1) Anlage 3
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Helge Lindh (SPD):
Wir wollen Anwälte der betroffenen Sterbewilligen 

wie auch der Helfenden und auch des Lebens sein – nicht 
des abstrakten, sondern ihres konkreten –, aber wir wol-
len nicht Richter über den Einzelnen und seine autonom 
getroffene Entscheidung sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe vorhin da-

rauf hingewiesen, dass es die Verständigung unter den 
Parlamentarischen Geschäftsführern gibt, keine Kurz-
interventionen zuzulassen. Ich habe vergessen, zu bemer-
ken, dass wir als amtierende Präsidentinnen und Prä-
sidenten hier in einer schwierigen Situation sind, wenn 
sich die Rednerinnen und Redner nicht an die vereinbar-
ten Redezeiten innerhalb der Fraktionen halten. Ich er-
kläre das auch denjenigen, die uns hier zuschauen und 
zuhören.

Es gibt – das werden Sie im Verlauf der Debatte be-
merken – sehr unterschiedliche Antworten auf die Frage, 
die sich der Deutsche Bundestag auch nach einem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes stellen muss. Und die 
Fraktionen haben ein Redezeitkontingent in dieser so-
genannten Orientierungsdebatte und haben innerhalb 
der Fraktionen unter den Vertretern der unterschiedlichen 
Positionen diese Redezeit aufgeteilt. Wenn ich jetzt die 
überzogene Redezeit des Kollegen Lindh dem nächsten 
Redner oder der nächsten Rednerin der SPD-Fraktion 
abziehe, der oder die vielleicht eine andere Position ver-
tritt, dann wird es nicht nur ungerecht, sondern auch 
schwierig, diese Debatte in der entsprechenden auch ver-
abredeten Art und Weise und mit Würde zu gestalten.

Tun Sie mir also bitte den Gefallen, darauf zu achten, 
dass Sie die vereinbarten Redezeiten einhalten. Machen 
Sie es dem mir nachfolgenden Kollegen Kubicki und mir 
nicht schwer, damit entsprechend umzugehen. – So viel 
dazu.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)
Das Wort hat der Kollege Ansgar Heveling aus der 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Vor etwas über siebeneinhalb Jahren, im November 2014, 
haben wir hier im Plenum schon einmal über Suizid-
assistenz und Sterbebegleitung debattiert. Der seinerzei- 
tige Bundestagspräsident Norbert Lammert sprach von 
dem „vielleicht anspruchsvollsten Gesetzgebungspro-
jekt“ der damaligen Wahlperiode. Argumente und Emo-
tionen prallten aufeinander, die wie nur wenige andere als 
existenziell bezeichnet werden können. Die intensive 
Diskussion und der anschließend gefundene Kompromiss 
führten zu einer der vielgerühmten Sternstunden des Par-
laments.

Nun befinden wir uns nach siebeneinhalb Jahren wie-
der hier im Plenarsaal des Bundestages, um über Suizid-
assistenz zu debattieren. Aber wie heißt es bereits bei 
Heraklit: „Man kann nicht zweimal in denselben Fluss 
steigen.“ Auch wenn wir heute wieder über die Suizid-
assistenz sprechen, führen wir nicht die Diskussion des 
Jahres 2014 fort, sondern wir sind mit der Entscheidung 
des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts aus 
2020 in einer neuen Situation. Dort hat das Gericht ein 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben als Ausdruck persön-
licher Autonomie anerkannt, und dieses Recht, so das 
Bundesverfassungsgericht, „umfasst auch die Freiheit, 
hierfür bei Dritten Hilfe zu suchen und Hilfe, soweit sie 
angeboten wird, in Anspruch zu nehmen“.

Aber schon dieser verfassungsrechtlich eindeutige 
Ausgangspunkt wirft in der Praxis komplexe Fragen 
auf: Wann ist der Wunsch, dem eigenen Leben ein Ende 
zu setzen, Ausdruck persönlicher Autonomie? Wie soll 
man herausfinden, ob die Entscheidung eines Sterbewil-
ligen vielleicht gar nicht selbstgesetzten Gründen ent-
springt, sondern er sich sozialem Druck ausgesetzt sieht 
oder an einer Krankheit leidet, die es ihm unmöglich 
macht, seinen Wunsch, zu sterben, selbstbestimmt zu 
reflektieren?

Diese Situationen voneinander abzugrenzen, ist kei-
neswegs trivial. Denn das Bundesverfassungsgericht hat 
auch unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass 
der Staat dafür Sorge zu tragen hat, dass der Entschluss, 
bergleiteten Suizid zu begehen, tatsächlich auf freiem 
Willen beruht:

Angesichts der Unumkehrbarkeit des Vollzugs einer 
Suizidentscheidung …

– so das Bundesverfassungsgericht –

gebietet die Bedeutung des Lebens als ein Höchst-
wert innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung …, 
Selbsttötungen entgegenzuwirken, die nicht von 
freier Selbstbestimmung und Eigenverantwortung 
getragen sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier liegt die zentrale 
Aufgabe jeder zukünftigen Regelung, die den verfas-
sungsgerichtlichen Vorgaben gerecht werden will.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Autonomie des Einzelnen und sein daraus resultie-
rendes Recht auf selbstbestimmtes Sterben müssen 
ebenso geschützt werden wie das Leben. Das ist kein 
Paradox, sondern zeigt, dass Leben und Sterben nicht 
losgelöst voneinander betrachtet werden können.

Über seinen Tod frei entscheiden kann nur, wer lebt. 
Wer einmal die Grenze zum Tod überschritten hat, kann 
seine Entscheidung nicht revidieren. Deshalb ist es so 
wichtig, dass sich der Staat schützend vor das Leben 
des Einzelnen stellt, weil nur so auch die Autonomie 
des Einzelnen geschützt werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)
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Ein effektiver Schutz der Freiverantwortlichkeit der 
Entscheidung zur Selbsttötung verlangt, die geschäfts-
mäßige Förderung der Selbsttötung grundsätzlich unter 
Strafe zu stellen. Dabei geht es nicht um die Suizidassis-
tenz als solche, sondern es richtet sich gegen die För-
derung von Geschäftsmodellen, die dazu führen, dass 
die Selbsttötung als Normalfall der Lebensbeendigung 
gehandelt wird. Es ist bekannt, dass in Ländern, in denen 
die geschäftsmäßige Suizidassistenz weitgehend schran-
kenlos angeboten wird, die Selbsttötungsraten ausgespro-
chen hoch sind.

Wichtig ist es vielmehr, im Rahmen eines klaren 
Schutzkonzeptes Ausnahmen für Menschen zu schaffen, 
die frei und ernsthaft den Entschluss gefasst haben, aus 
dem Leben scheiden zu wollen. Dazu bedarf es erstens 
der Feststellung der Freiverantwortlichkeit der Entschei-
dung zur Selbsttötung durch Fachärzte für Psychiatrie 
und zweitens einer umfassenden, ergebnisoffenen Bera-
tung. In Sondersituationen, etwa bei einer fortgeschritte-
nen unheilbaren Erkrankung und einer zugleich begrenz-
ten Lebenserwartung, kann die Feststellung schneller 
getroffen werden.

Nur so, durch eine strafrechtliche Regelung und ein 
Schutzkonzept als Ausnahme, schützen wir wirksam die 
Selbstbestimmung und das Leben.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Kirsten Kappert-Gonther aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir über assis-
tierten Suizid reden, geht es im wahrsten Sinne um Leben 
und Tod. Diese Orientierungsdebatte gibt uns die Gele-
genheit, Argumente noch einmal abzuwägen und eigene 
Gewissheiten zu überprüfen.

Suizidalität ist häufig. In der Regel haben Menschen 
im Laufe ihres Lebens auch mal suizidale Gedanken. 
Darum ist es so wichtig, dass wir das Tabu brechen und 
Suizidalität entstigmatisieren. Es fördert nämlich nicht 
etwa Suizidalität, darüber zu reden, sondern es hilft dabei, 
andere Wege zu finden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP und der LINKEN)

Die Vorstellung, die häufig auch als Argument ange-
führt wird, dass mit der Förderung des assistierten Sui-
zids die Zahl der sogenannten harten Suizide reduziert 
würde, ist leider ein Trugschluss. Suizidalität entsteht 
immer im Kontext der Lebenssituation. Suizidwünsche 

sind in der Regel nicht der Wunsch nach dem Tod, son-
dern der Wunsch nach einer Pause von einer als unerträg-
lich empfundenen Lebenssituation.

Über mehr als zwei Jahrzehnte habe ich als Fachärztin 
für Psychiatrie und Psychotherapie viele Menschen in 
suizidalen Krisen begleitet, und ich finde, es ist entschei-
dend, dass wir hier die Prävention an erste Stelle setzen. 
Dafür hat die Gruppe, der ich angehöre, bereits einen 
Vorschlag erarbeitet: einen Antrag zur Stärkung der Sui-
zidprävention. Wir legen zudem mit dieser interfraktio-
nellen Gruppe von Abgeordneten aller demokratischen 
Fraktionen einen Gesetzentwurf zur Regulierung der Sui-
zidbeihilfe vor, der das Angebot von assistiertem Suizid, 
also den Zugang, unter klare Regeln stellt.

Eine Gesellschaft, in der es schwierig ist, an gute Pfle-
ge, an Krisenhilfe, an einen Psychotherapieplatz zu kom-
men, in der es aber womöglich an jeder Ecke oder auch in 
jedem Pflegeheim eine Infrastruktur für den assistierten 
Suizid gibt – das wäre für mich ein Horrorszenario.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Wir dürfen doch Menschen in Not mit ihren Problemen 
nicht alleine lassen! Stattdessen muss es buchstäblich an 
jeder Brücke Hinweise für eine jederzeit erreichbare Sui-
zidhotline geben, auch online, auch anonym.

Das Bundesverfassungsgericht hat uns nun aufgetra-
gen, die Suizidassistenz zu regeln; mein Kollege 
Heveling ist schon darauf eingegangen. Der Regelungs-
bedarf ist virulent; denn zurzeit findet Suizidassistenz 
statt, aber ohne eine gesetzliche Rahmung. Das Gericht 
hat auch klargestellt, dass besonders gefahrenträchtige 
Angebote der Suizidbeihilfe verboten werden können 
und dass ein Schutzkonzept sinnvoll ist, gerade um die 
Autonomie abzusichern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Meine Gruppe setzt sich für eine Verankerung im 
Strafrecht ein, um eine möglichst widerspruchsfreie Ge-
setzgebung umzusetzen. Wer Suizidassistenz anbietet, 
zum Beispiel Sterbehilfevereine, muss sich an ein Mehr-
augenprinzip und an Wartefristen halten, andernfalls 
macht er sich strafbar. Es wäre der Tragweite der Ent-
scheidung keinesfalls angemessen, wenn ein Beamter 
am Schreibtisch in der Arzneimittelbehörde mit einem 
Stempel einen Suizid quasi staatlich absegnete. Im Ge-
genteil: Wer Suizidassistenz anbietet, muss sicherstellen, 
dass der Suizidwunsch freiverantwortlich entstanden ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Denn darum geht es, liebe Kolleginnen und Kollegen: um 
Selbstbestimmung.

Warum nun setzen Autonomie und Selbstbestimmung 
ein gutes Schutzkonzept voraus? Das klingt für einige 
vielleicht erst mal kontraintuitiv. Eine selbstbestimmte 
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Entscheidung setzt voraus, dass diese frei von inneren 
und äußeren Drucksituationen getroffen wurde. Selbst-
bestimmung bedeutet eben, die Wahl zu haben. Die 
Selbstbestimmung aber ist gefährdet, wo der Suizid-
wunsch durch Drucksituationen wie seelische Krisen, 
Armut, aber auch das Gefühl, anderen zur Last zu fallen 
oder sich überflüssig zu fühlen, entsteht.

Es braucht also sinnvolle prozedurale Regelungen, ge-
rade um die Autonomie sicherzustellen. Für Kinder – 
davon bin ich fest überzeugt – sollte der assistierte Suizid 
klipp und klar ausgeschlossen werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Denn Sterbewünsche sind eben volatil, und das gilt ganz 
besonders für Kinder und Jugendliche.

Wir in unserer Gruppe sagen: Regeln wir den assistier-
ten Suizid, aber fördern ihn nicht! Stellen wir sicher, dass 
die Autonomie gewahrt wird, und flankieren wir eine 
gesetzliche Regelung zum assistierten Suizid mit einer 
guten Suizidprävention!

Danke sehr.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Katrin Helling-Plahr aus der FDP-Frak-

tion.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Seit Jahren streite ich gemeinsam mit Dr. Petra Sitte, 
Helge Lindh, Dr. Till Steffen, Otto Fricke und vielen 
anderen für eine liberale Sterbehilferegelung für die 
Menschen in unserem Land. Seit Jahren erreichen mich 
tagtäglich Nachrichten von Menschen, die mir ihre Le-
bensumstände, ihre Schicksale schildern, die Schmerzen 
haben, die Angst haben.

Ich kann es gut verstehen, wenn man selbst bestimmen 
möchte, wann und wie das eigene Leben endet. Und ich 
kann gut verstehen, dass man emotional die Sicherheit 
haben möchte, gehen zu dürfen, wenn es für einen selbst 
so weit ist.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Den Menschen in ihren Bedürfnissen zur Seite zu stehen, 
ist meine Motivation. Ich streite für eine liberale Sterbe-
hilferegelung, weil ich den Menschen die Sicherheit ge-
ben möchte, dass sie ihr im Grundgesetz verankertes 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben ausüben können, 
wenn sie es für geboten halten.

Deshalb ist es für mich indiskutabel, eine neue Rege-
lung der Sterbehilfe im Strafrecht überhaupt nur an-
zudenken. Ich finde, wir sollten denjenigen, die bereit 

sind, Menschen auf ihrem letzten Weg zu begleiten und 
ihnen zu helfen, mit Respekt begegnen, statt ihnen mit 
Strafen zu drohen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Schaffen wir für die Menschen stattdessen mit einem 
liberalen Sterbehilfegesetz Rechtsklarheit, ohne uns 
noch einmal moralisch über sie zu erheben!

Das Bundesverfassungsgericht hat ganz klar gesagt: 
Einen gegen die Autonomie gerichteten Lebensschutz 
kann und darf es nicht geben. – Stehen wir Menschen, 
die über einen Suizid nachdenken, zur Seite, indem wir 
flächendeckend und bundesweit niederschwellige Bera-
tungsmöglichkeiten schaffen! Etablieren wir echte An-
laufstellen, und bieten wir dort auch konkrete Hilfe, 
zum Beispiel auf dem Weg ins Pflegeheim, an!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Seien wir schließlich aber auch so ehrlich und eröffnen 
denjenigen, die sich entscheiden, gehen zu wollen, die 
Möglichkeit, nach Beratung und ärztlicher Verschreibung 
ein Medikament wie Natrium-Pentobarbital, das ja auch 
in der Schweiz Anwendung findet, zu erhalten. Denn: Ich 
finde, es gebietet die Menschlichkeit, Betroffene mit ih-
rem Recht auf selbstbestimmtes Sterben nicht mehr al-
leine zu lassen und sie nicht weiter auf risikoreichere 
Methoden oder gar auf Brutalsuizide zu verweisen. Aber: 
Lassen wir vertraute Ärzte über Verschreibungen ent-
scheiden, nicht anonyme Behörden!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich war bei der Ent-
scheidung zu § 217 Strafgesetzbuch in Karlsruhe. Das 
Urteil, das das Bundesverfassungsgericht vor inzwischen 
gut zwei Jahren gesprochen hat, war unmissverständlich 
und ist wegweisend. Ich möchte uns alle aufrufen, das 
Urteil und seine Erwägungen zu achten. Das Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben braucht ausreichend Raum. Es 
darf nicht noch einmal wegen zu hoher gesetzlicher Hür-
den faktisch leerlaufen. Das sind wir den Menschen in 
unserem Land schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Thomas Seitz aus der 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Seitz (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

Selbsttötung ist in Deutschland straflos, weil kein frem-
des Rechtsgut verletzt wird. Damit ist grundsätzlich auch 
die Förderung der Selbsttötung straflos.
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Im Jahr 2015 wurde deshalb mit dem Verbot der ge-
schäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung eine Beihil-
fehandlung zum eigenständigen Delikt erhoben. Seit das 
Bundesverfassungsgericht 2020 diese Vorschrift für mit 
dem Grundgesetz unvereinbar erklärt hat, fehlt es jenseits 
des ärztlichen Standesrechts wieder an einer Regelung. 
Dies bedeutet Rechtsunsicherheit und die Gefahr von 
Auswüchsen. Der Gesetzgeber ist also gefordert, den as-
sistierten Suizid zu regeln. Die Vorgaben haben Gesetzes-
kraft und sind eindeutig – Zitat –:

Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben erstreckt 
sich auch auf die Entscheidung des Einzelnen, sein 
Leben eigenhändig zu beenden.

Und weiter:
... Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben ist ... 
nicht auf fremddefinierte Situationen wie schwere 
oder unheilbare Krankheitszustände beschränkt. … 
Eine Einengung des Schutzbereichs auf bestimmte 
Ursachen und Motive liefe auf eine Bewertung der 
Beweggründe des zur Selbsttötung Entschlossenen 
und auf eine inhaltliche Vorbestimmung hinaus, die 
dem Freiheitsgedanken des Grundgesetzes fremd 
ist.

Nach der Entscheidung darf der Einzelne selbst ent-
scheiden, was sein Verständnis von Lebensqualität und 
Sinnhaftigkeit seiner Existenz ausmacht. Staat und Ge-
sellschaft haben diese Entscheidung als Akt autonomer 
Selbstbestimmung zu respektieren.

Mit diesen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
muss die zu schaffende Regelung einen zumutbaren 
Weg zu einem selbstbestimmten Freitod eröffnen, was 
einen legalen Zugang zum Betäubungsmittel Natrium- 
Pentobarbital erfordert. Festzuhalten ist aber auch, dass 
kein Arzt oder Apotheker verpflichtet ist, an der Selbst-
tötung eines anderen mitzuwirken.

Gleichzeitig gebietet die Schutzpflicht für das Leben 
ein tragfähiges Schutzkonzept. Für einen freien Suizid 
bedarf es zunächst der Fähigkeit der freien Willensbil-
dung und der Fähigkeit, auch nach dieser Einsicht zu 
handeln. Die Willensbildung muss frei von Beeinträchti-
gung durch Krankheit sein, vor allem durch akute psy-
chische Störungen. Das ist gerade bei betagten und 
schwerkranken Menschen ein Problem, die oft unter Sui-
zidgedanken infolge einer Depression leiden.

Weiter muss der Betroffene gut informiert sein, um auf 
einer soliden Beurteilungsgrundlage das Für und Wider 
realistisch abzuwägen. Dazu gehört insbesondere, dass er 
Handlungsalternativen zum Suizid erkennt, ihre jewei-
ligen Folgen bewertet und sich in Kenntnis aller erheb-
lichen Umstände und Optionen entscheidet. Ebenso muss 
gewährleistet sein, dass sich der Betroffene frei von 
Zwang, Drohung, Täuschung oder sonstigen Formen 
der Beeinflussung für den Suizid entscheidet.

Die Regelung muss auch sicherstellen, dass der Ent-
schluss, aus dem Leben zu scheiden, von einer gewissen 
Dauerhaftigkeit und inneren Festigkeit getragen ist. Da 
nach den gerichtlichen Vorgaben je nach Lebenssituation 
unterschiedliche Anforderungen an den Nachweis der 
Dauerhaftigkeit und Ernsthaftigkeit eines Selbsttötungs-
willens gestellt werden können, darf hier differenziert 

werden zwischen Menschen mit schweren oder fort-
geschrittenen Erkrankungen einerseits und völlig gesun-
den Menschen andererseits. Alle diese Voraussetzungen 
sind selbstredend bei Kindern und Jugendlichen nicht 
gegeben.

Mit der Regelung des Suizids ist es aber nicht getan; 
denn je niederschwelliger der Zugang zu Palliativmedizin 
und Hospizdiensten ist, umso eher ist der Betroffene be-
reit, seine Situation auch ohne Suizid zu ertragen. Und 
vor allem bedarf die Suizidprävention ganz allgemein 
einer massiven Förderung. Denn eines darf nicht verges-
sen werden: Auch wenn der Suizid nicht strafbar ist, so 
hat doch jeder Suizid schwere Auswirkungen auf das 
gesamte Umfeld und ist immer auch eine Tragödie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Dr. Petra Sitte aus der Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Helge Lindh 
[SPD])

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! „Die 

Würde des Menschen ist unantastbar.“ Sie steht im Zen-
trum und am Anfang des Grundgesetzes. Aus ihr leitet 
sich das Selbstbestimmungsrecht des einzelnen Men-
schen ab. Zur Würde und Selbstbestimmung gehört das 
Recht, das eigene Leben zu beenden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Diese Entscheidung, so das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Urteil, „dem eigenen Leben entsprechend sei-
nem Verständnis von Lebensqualität und Sinnhaftigkeit 
der eigenen Existenz ein Ende zu setzen“, haben wir zu 
respektieren. Damit hat das Gericht vor allem die Per-
spektive der Betroffenen aufgenommen. Es steht somit 
niemandem zu, zu bewerten, aus welcher Lebenssituation 
heraus der Wunsch auf Suizidhilfe entstanden ist. Hier 
war das Bundesverfassungsgericht für viele überraschend 
klar: Würde und Selbstbestimmung müssen Ansatzpunkt 
jeder gesetzlichen Regelung sein. Der selbstbestimmte 
Tod ist in den Worten des Bundesverfassungsgerichts 
ein „wenngleich letzter, Ausdruck von Würde“.

Dieses Recht, meine Damen und Herren, muss aber 
auch praktisch wahrnehmbar sein. Daraus ergibt sich, 
dass die Hilfe durch Dritte straffrei sein muss. Wir tragen 
hier gemeinsam Verantwortung dafür, dass Betroffene die 
Möglichkeit finden, umfassend zu den Konsequenzen 
ihrer Entscheidung aufgeklärt und beraten zu werden – 
sowohl zu rechtlichen als auch zu medizinischen Fragen 
und schließlich auch zu Hilfsangeboten und Alternativen. 
Diese Beratung muss fachlich kompetent sein. Sie darf 
keinen Druck aufbauen, weder in die eine noch in die 
andere Richtung.
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(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vor allem muss sie zugänglich für alle sein. Das be-
deutet: Vor diesem Hintergrund soll dann der Zugang zu 
einem humanen Vollzug des Suizids auch tatsächlich er-
möglicht werden. Denn ein Recht, das sich in der Praxis 
nicht ausüben lässt, ist kein Recht.

Meine Damen und Herren, niemand hier möchte, dass 
Suizidhilfe in einem kommerziellen Rahmen erfolgt. 
Aber Hilfe zur Wahrnehmung eines Rechts darf nicht 
unter Strafe gestellt werden. Es geht schließlich um 
mehr Fürsorge statt mehr Strafrecht; es geht um mehr 
Schutz statt Bevormundung. Wir können kommerziellen 
Angeboten den Boden entziehen, indem Beratungsange-
bote unentgeltlich gestaltet werden und allen zugänglich 
sind.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD und der FDP)

Das heißt, statt sozialem und ökonomischem Druck sol-
len auch in dieser letzten Phase des Lebens Solidarität 
und Achtung geboten werden.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Martina Stamm-Fibich aus 

der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Bürgerinnen und Bürger! Wenn 
wir über das Thema Suizidhilfe sprechen, dann tun wir 
dies oft mit einem ganz bestimmten Bild vor Augen. Wir 
stellen uns dann todkranke Menschen vor, die durch un-
endliches Leid und kaum aushaltbare Schmerzen schwer 
gezeichnet sind, Menschen, die einfach nicht mehr wei-
terleben wollen oder können, Menschen, die ihr Leben 
nur noch als Belastung und den eigenen Tod als Erlösung 
empfinden.

In seinem Urteil zur Suizidhilfe hat das Bundesverfas-
sungsgericht die Rechte dieser Menschen gestärkt. Es hat 
klipp und klar deutlich gemacht, dass jeder Mensch das 
Recht auf selbstbestimmtes Sterben hat. Das hat auch 
dieses Haus zu respektieren, und deshalb stehen und 
sitzen wir heute hier. Gleichzeitig hat das Gericht aber 
betont, dass sich das Selbstbestimmungsrecht über das 
eigene Leben eben gerade nicht auf unheilbare Krank-
heitszustände oder bestimmte Lebens- und Krankheits-
phasen beschränkt. Nein, es gilt für uns alle, egal ob alt 
oder jung, krank oder gesund.

Das Beispiel des unheilbar Kranken ist deshalb nur ein 
kleiner Ausschnitt aus der Realität, mit der wir jetzt um-
gehen müssen. Diese Realität kennt keine vorgefertigten 

Denkschablonen, und diese Realität umfasst Menschen, 
die aus den verschiedensten persönlichen Gründen ihrem 
Leben ein Ende setzen wollen.

Es ist nicht unsere Aufgabe, Werturteile darüber zu 
fällen, weshalb jemand sein Leben beenden möchte. Es 
ist auch nicht die Aufgabe dieses Hauses, festzulegen, 
wann es „akzeptabel“ ist, dass jemand sich das Leben 
nehmen möchte.

(Beifall der Abg. Helge Lindh [SPD] und 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Ich warne deshalb entschieden davor, dass sich dieses 
Haus eine Bewertung der individuellen Gründe für diese 
Entscheidung anmaßt und so bestimmten Menschen ihre 
Rechte vorenthält.

Wichtig ist vor allem das Folgende: Wir müssen Vor-
sorge dafür treffen, dass die Freiverantwortlichkeit und 
die Dauerhaftigkeit des Sterbewunsches zu jeder Zeit 
sichergestellt sind. Menschen, die sich den Tod wün-
schen, müssen besonders gut vor Zwang und Manipula-
tion geschützt werden.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD] und 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Es liegt in unserer Verantwortung, einen rechtssicheren 
Rahmen hierfür zu schaffen. Wir müssen durch entspre-
chende Schutzbestimmungen verhindern, dass die Frei-
verantwortlichkeit der Entscheidung durch psychischen, 
gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Druck infrage 
gestellt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der LINKEN)

Gleichzeitig müssen wir aber auch sicherstellen, dass 
das Recht auf selbstbestimmtes Sterben nicht durch blo-
ckierendes Verwaltungshandeln eingeschränkt wird. Es 
braucht also einen geregelten Prozess, der den Menschen 
die Wahrnehmung ihres Rechtes erlaubt. Diejenigen Ein-
richtungen, in denen künftig Suizidhilfe geleistet werden 
wird, brauchen von uns die entsprechende Unterstützung, 
um diese neue Herausforderung gut zu bewältigen. Das 
sind unsere Aufgaben – nicht mehr und nicht weniger.

Klar ist für mich auch, dass es dort, wo die Freiver-
antwortlichkeit regelhaft nicht gewährleistet ist, etwa bei 
Kindern oder bei Menschen mit rechtlicher Betreuung, 
keine Suizidhilfe geben darf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Genauso wenig kommt die Suizidhilfe per Patientenver-
fügung infrage, weil die Kontinuität des Sterbewunsches 
so nicht sichergestellt werden kann.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD], 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Ich will am Ende meiner Rede noch zwei ganz wich-
tige Punkte ansprechen, die wir im Rahmen dieses Ver-
fahrens ebenfalls unbedingt adressieren sollten; Kollegin 
Kappert-Gonther hat das schon getan. Zum einen geht es 
um die Stärkung der Suizidprävention und zum anderen 
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um die Stärkung der palliativmedizinischen Versorgung. 
Eine Neuregelung der Suizidhilfe sollte beide Punkte mit 
aufnehmen, um von vornherein die Zahl der suizidwil-
ligen Personen zu senken.

Ich weiß, dass viele Kolleginnen und Kollegen das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes sehr kritisch se-
hen. Dennoch rufe ich Sie heute dazu auf: Begreifen 
wir dieses Urteil als Chance! Begreifen wir dieses Urteil 
als Chance dafür, einen Rahmen zu schaffen, der es Men-
schen mit freiverantwortlichem und dauerhaftem Sterbe-
wunsch ermöglicht, mit Würde aus dem Leben zu schei-
den!

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Marc Biadacz aus der CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat 
uns einen Auftrag gegeben, nämlich die Frage nach den 
gesetzlichen Regelungen zur Sterbehilfe hier im Deut-
schen Bundestag zu diskutieren. Diese Grundfrage des 
menschlichen Daseins berührt mehr als jede andere die 
Identität und die Individualität. In dieser Orientierungs-
debatte gibt es kein Richtig und kein Falsch; es gibt kein 
Schwarz, es gibt kein Weiß; es gibt kein Oben, es gibt 
kein Unten. Das heißt aber nicht, dass diese Entscheidung 
keine Auswirkungen hat.

Unser Grundgesetz baut auf der Würde des Menschen 
auf, die in unserem christlichen Menschenbild fest ver-
ankert ist. Dazu gehört auch, dass die freie Entscheidung 
für selbstbestimmtes Sterben von jedem Einzelnen ge-
troffen werden kann. Bei den gesetzlichen Regelungen 
kann es aber nicht alleine um die Entscheidung des Ein-
zelnen gehen. Der gesellschaftliche und der kulturelle 
Umgang mit dem Tod ist prägend für eine soziale Ge-
meinschaft. Sterben und Tod sind nicht nur eine Privat-
angelegenheit; sie berühren auch die Gesellschaft als 
Ganzes. Richtig ist: In dieser Debatte geht es um die 
zentralen ethischen Fragen für unsere Gesellschaft, um 
Fragen über den Umgang mit dem Leben und dem Tod. 
Daher müssen wir als Gesellschaft die notwendigen ethi-
schen Leitplanken diskutieren und setzen.

Papst Johannes Paul II. hat einmal geschrieben – ich 
zitiere –: „Der Tod zwingt den Menschen, sich die radi-
kalen Fragen nach dem eigentlichen Sinn des Lebens zu 
stellen“. Das habe ich ganz persönlich erlebt, als mein 
Vater im Jahr 2004, als ich 25 Jahre alt war, unheilbar 
an Darmkrebs erkrankte und zwei Jahre später an den 
Lebermetastasen verstorben ist. Zeitweise waren die 
Schmerzen für ihn fast nicht zu ertragen. Vielleicht hat 
er sich manchmal auch gedacht, es wäre besser, wenn er 
seinem Leben und dem Leid ein Ende setzen würde. 
Vielleicht hat er sich gedacht, er könnte seiner Familie 
so das Miterleben des Leids ersparen.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, er hat es nicht 
getan, und er hat mir etwas Wichtiges mitgegeben: Es 
gibt nicht nur Schatten und Licht, nicht nur Leid und 
Glückseligkeit; das Leben ist viel facettenreicher. Nach 
der ambulanten Chemotherapie ging mein Vater in die 
Kirche in meiner Heimatstadt Böblingen und zündete 
eine Kerze an; danach ging er in die Kneipe und hat ein 
Bier getrunken. Das hat mir gezeigt: Er war geprägt vom 
Leid; aber er hatte trotzdem noch so viel Leben in sich. 
Viele Erfahrungen, die er mir und meiner Familie mit-
gegeben hat, haben mich sehr stark und tief geprägt.

Unser Entwurf, den wir heute hier diskutieren, möchte 
diese freie Entscheidung über das Leben und Sterben 
schützen. Der Staat muss sicherstellen, dass die un-
umkehrbare Entscheidung zum Sterben frei und ohne 
jeden Druck getroffen wird. Wir brauchen in Deutschland 
daher einen klar definierten gesetzlichen Rahmen – nicht 
für das selbstbestimmte Sterben, sondern zum Schutz der 
selbstständigen Entscheidung über das eigene Leben. 
Alte und kranke Menschen dürfen nicht das Gefühl ha-
ben, dass Druck auf sie ausgeübt wird. Dies zu verhin-
dern, ist die oberste Pflicht des Staates. Er schützt damit 
das Recht auf ein selbstbestimmtes und würdevolles Le-
ben.

Ich bin davon überzeugt, dass es richtig ist, so paradox 
es auch klingen mag, dass bei der Frage des selbst-
bestimmten Sterbens immer der Schutz des Lebens und 
die Würde des Menschen in den Mittelpunkt zu stellen 
sind. Das haben wir in unserem Gruppenantrag getan. 
Der assistierte Selbstmord darf niemals die normale 
Form der Lebensbeendigung werden, insbesondere nicht 
für alte und kranke Menschen. Wir haben daher in unse-
rem Gesetzentwurf klar die Regelung vorgesehen, dass 
die im Strafgesetzbuch erwähnte geschäftsmäßige För-
derung von Selbsttötung strafbar bleibt. Den Menschen 
sollen nach unserem Entwurf weitreichende Hilfsange-
bote gemacht werden, und Werbung für attestierten 
Selbstmord soll strafrechtlich verboten werden.

Ich weiß, darüber kann man viel diskutieren, und da-
rüber kann man hier in diesem Hohen Haus auch viel 
streiten. Aber mir geht es darum, gute Rahmenbedingun-
gen mit diesem von uns vorgelegten Gesetzentwurf, den 
ich hier vertreten möchte, zu schaffen. Deswegen: Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen, der Mensch steht im 
Mittelpunkt bei dieser Frage. Daher würde ich mich freu-
en, wenn Sie unseren Gesetzentwurf unterstützen wür-
den.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Renate Künast aus der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

Kern geht es um Selbstbestimmung. Das ist das, was uns 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes mitgegeben 
hat. Es hat im Februar 2020 klargestellt, dass aus dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht – quasi als Ausdruck 
persönlicher Autonomie – das Recht auf selbstbestimm-
tes Sterben folgt und deshalb auch das Recht, sich dazu 
einer Hilfe zu bedienen. Deshalb hat es den damaligen 
§ 217 StGB für nichtig erklärt, den wir hier intensiv dis-
kutiert haben.

Einige haben gesagt: Das Bundesverfassungsgericht 
hat uns einen Auftrag gegeben. – Nein, das hat es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Wir als Bundestag könnten die Situation jetzt einfach so 
lassen. Denn der § 217 StGB ist nichtig, andere Dinge 
sind geregelt; die Tötung auf Verlangen ist strafbar. Nein, 
meine Damen und Herren. Die Frage ist, ob wir das 
wollen, ob wir als Bundestag uns mühen wollen, dazu 
einen Rahmen zu setzen, Schutzregeln einzusetzen.

Denn Tatsache ist: Nach dieser Entscheidung findet 
Beihilfe zur Sterbehilfe statt: Vereine beraten, Ärztinnen 
und Ärzte leisten Beihilfe. – Wir fragen uns aber an dieser 
Stelle: Gibt es eigentlich die notwendige Transparenz? 
Welche Mittel verschreiben die eigentlich? – Die Gruppe 
um mich, Katja Keul, Herrn Franke, Frau Scheer, Frau 
Bayram, Herrn Benner und andere sagt: Wir brauchen 
eine rechtseinheitliche Regelung, die im ganzen Bundes-
gebiet gilt. Wir brauchen Schutzmechanismen, Beratun-
gen, Zuverlässigkeitsprüfungen und eine Transparenz. 
Deshalb sagen wir: Nein, wir können jetzt nicht sagen: 
„Wir regeln es nicht.“ Wir brauchen eine Regelung. Es ist 
unsere Aufgabe, und wir dürfen uns nicht davor drücken.

Das Bundesverfassungsgericht hat übrigens auch im-
mer klar gesagt: Man darf nicht verhindern, dass es einen 
Weg gibt, in zumutbarer Weise sein Leben zu beenden. – 
Deshalb, meine Damen und Herren, geht es hier um die 
Fragen: Kriegt man gute Beratung durch Vereine – nicht 
irgendwelche, sondern zuverlässige? Hat man den Zu-
gang zu Betäubungsmitteln, zum Beispiel zu Pentobarbi-
tal, zu dem auch Palliativmedizinerinnen und -mediziner 
sagen: „Das ist der zumutbare und geeignete Weg“, und 
der ist besser, als ein Mittel zu nehmen, bei dem Sie sich 
möglicherweise reflexartig erbrechen, obwohl Sie ster-
ben wollen, und am Ende mit schweren Behinderungen 
daliegen? Das ist nicht würdevoll.

Wir alle haben gemeinsam eine Aufgabe. Es bleibt uns 
gar nichts anderes übrig, als die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zu respektieren: Jeder Mensch 
hat dieses Recht in jeder Lebensphase.

(Beifall der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])

Zur Frage, wie man das regelt. Wir meinen, man sollte 
es nicht zu schwer machen. Deshalb gilt es, einen kriti-
schen Blick auf das Vorhaben zu werfen, mit einer Straf-
vorschrift zu beginnen, die als Erstes beinhaltet: drei 
Jahre Freiheitsstrafe. – Wir meinen aber auch, man sollte 
es nicht zu leicht machen; denn in manchen Bereichen ist 

die Umsetzung schwierig. Vielleicht können wir auch 
nicht alles millimetergenau regeln, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. In manchen Bereichen ist es schwierig.

Wir haben zum Beispiel gesagt, Volljährige sollen den 
Zugang haben. Warum? Wir diskutieren gerne im Aus-
schuss noch darüber, ab welchem Alter. Aber: Ab wel-
chem Alter ist jemand in der Pubertät trotzdem vom 
freien Willen beseelt und kann danach handeln? Was ist 
mit der Entscheidung der Eltern oder des Familien-
gerichts? Wie stehen die drei zueinander? Das ist schwie-
rig, meine Damen und Herren.

Auf alle Fälle sollte es nicht zu schwer durch das 
Strafgesetzbuch werden; man sollte es aber auch nicht 
zu einfach machen. Und natürlich haben wir nicht das 
Recht, materielle Kriterien aufzustellen. Wir können Ver-
fahrensvorschriften machen und sagen: Wir müssen se-
hen, dass es freiwillig ist, dass ein freier Wille besteht und 
dass die Fähigkeit gegeben ist, danach zu handeln. – 
Dann müssen wir den Weg zumutbar eröffnen, meine 
Damen und Herren. Dieser Weg muss heißen: Schutz-
vorschriften, Transparenzvorschriften, Zuverlässigkeit 
in den Vereinen, Fristen zwischen zwei Beratungen und 
Aufklärung über Wirkungsweisen.

Das ethische Dach für uns – wir haben es in § 4 unseres 
Gesetzentwurfs formuliert – ist ausdrücklich der „Grund-
wert jedes Menschenlebens“. Das ist der sozusagen ethi-
sche Punkt.

Ich will an dieser Stelle einmal konkret werden, wie 
wir es regeln möchten, meine Damen und Herren. Wir 
wollen, dass Volljährige Zugang haben; das habe ich 
gesagt. Unser Vorschlag umfasst zwei Wege, die wir für 
adäquat halten.

Weg eins: die Voraussetzung für den Zugang zu Betäu-
bungsmitteln für Sterbewillige in medizinischer Notlage 
schaffen. Wir stellen uns vor, dass jemand in existenziel-
ler Luftnot ist. Den kann ich nicht noch irgendwohin 
schicken. Vielmehr wollen wir der Person ermöglichen, 
mit den behandelnden Ärztinnen oder Ärzten das Ge-
spräch zu führen – mit Regeln, wie das schriftlich dar-
zulegen ist, mit Aufklärungs- und Dokumentationspflich-
ten, mit einem zweiten Arzt oder einer zweiten Ärztin, 
der oder die unabhängig davon bestätigen muss, dass 
dieser freie Wille vorliegt und dass aufgeklärt wurde, 
meine Damen und Herren. Ich glaube, dass das angemes-
sen ist, zumal wir in diesem Punkt beides haben, nämlich 
auch die Beratung über eine mögliche Schmerztherapie.

Der andere Weg umfasst bei uns den Zugang in allen 
anderen Fällen. Wir sagen: Es muss eine Behörde geben, 
gegenüber der man seinen Sterbewunsch glaubhaft dar-
legt, die Dauer darlegt und ein, zwei Fragen beantwortet.

Das Fazit, meine Damen und Herren, ist: Wir wissen, 
wir müssen nicht, aber wir können eine Schutzvorschrift 
schaffen. Dann sollten wir das auch tun. Für meine Be-
griffe ist es so, dass wir den Weg gehen sollten, dass die 
einen die Ärzte des Vertrauens kontaktieren können und 
dass die anderen einen offenen Zugang haben. Neben 
alldem würde ich sagen: Was wir wirklich sträflich ver-
nachlässigt haben, ist der gesamte Bereich der flächen-
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deckenden guten Versorgung mit Palliativ- und Hospiz-
medizin. Auch das sollten wir bei dieser Gelegenheit ver-
ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Benjamin Strasser aus der 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Benjamin Strasser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem 
Urteil aus dem Februar 2020 für Klarheit gesorgt. Klar 
ist, dass eine jahrelange Debatte um das Ob des assistier-
ten Suizids beendet ist. Wir diskutieren jetzt über das 
Wie.

Klar ist auch, dass das Urteil einen regelungslosen 
Zustand hinterlassen hat, mit dem viele – abgesehen 
von manchen Sterbehilfevereinen – unzufrieden sind. 
Und ja, das ist eine schwierige Aufgabe für uns als Ge-
setzgeber, die sich sicher keiner leicht macht. Für mich ist 
aber auch klar: Nichtstun kann keine Option sein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat aber 
auch den Rahmen des Diskurses verschoben. Im Kern 
steht jetzt die Frage: Wie sichern wir tatsächlich Selbst-
bestimmung für alle Menschen in allen Lebenslagen? – 
Es geht eben nicht mehr nur um schwerstkranke Men-
schen in der letzten Phase ihres Lebens. Es geht auch 
um Menschen mit einer Suchterkrankung, mit psy-
chischen Erkrankungen. Es geht um Menschen mit Be-
hinderungen. Es geht um Menschen, die in Armut leben. 
Und ja, es geht auch um Menschen, die pflegebedürftig 
werden und die sich die Frage stellen: Investiere ich mein 
Geld oder Teile meines Geldes in einen Pflegeplatz, oder 
gebe ich es meinen Kindern und Enkelkindern?

Gerade dieses Beispiel ist nicht konstruiert, sondern 
die Ängste, die Befürchtungen sind messbar. So wollen 
laut einer Studie mit dem Titel „55plus – Pflege im Alter“ 
74 Prozent der Bürgerinnen und Bürger im Pflegefall 
ihren Kindern nicht zur Last fallen. Die Gespräche, die 
wir in den letzten zwei Jahren mit Ärztinnen und Ärzten, 
mit Sterbebegleiterinnen und -begleitern geführt haben, 
decken sich mit dieser Studienlage.

Insofern müssen wir auch anerkennen, dass nicht jeder 
Sterbewunsch ein Suizidwunsch ist. Die Äußerung von 
Betroffenen „Ich will nicht mehr leben“ ist, wenn man 
sich mit diesem Wunsch auseinandersetzt und mit ihnen 
spricht, oftmals eben eigentlich als „Ich will so nicht 
mehr leben“ gemeint.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn wir Selbstbestimmung ernst nehmen, dann müs-
sen wir diese schwierige Entscheidung absichern. Wir 
müssen sie absichern durch eine umfassende Beratung 
über die Alternativen des assistierten Suizids. Wir müs-
sen sie dadurch absichern, dass die Alternativen zum 
Suizid auch zeitnah verfügbar sind. Und ja, wir müssen 
sie auch dadurch absichern, dass eine unzulässige Beein-
flussung durch Dritte in dieser heiklen Phase bestmöglich 
ausgeschlossen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dazu hat uns das Bundesverfassungsgericht den Weg 
der generalpräventiven Wirkung des Strafrechts weiter-
hin offengelassen. Es geht hier nicht um Bevormundung, 
es geht nicht um Kriminalisierung, sondern es geht da-
rum, dass das Schutzkonzept über die Selbstbestimmung 
nicht nur im Bundesgesetzblatt steht, sondern in der Pra-
xis tatsächlich gelebt wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Martin Sichert aus der 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In den 

letzten zwei Jahren wurde beinahe in jeder gesundheits-
politischen Debatte so getan, als gelte es, jedes Leben um 
jeden Preis zu erhalten. Heute nun diskutieren wir darü-
ber, wie der Staat Menschen dabei helfen sollte, ihr Leben 
zu beenden.

Obwohl es 2020 eine deutliche Untersterblichkeit 
gab, wurden Millionen psychisch Kranke, Zehntausende 
Krebskranke und Zehntausende Menschen mit schweren 
Impfnebenwirkungen in Kauf genommen, um zu ver-
suchen, zu verhindern, dass auch nur ein weiterer Mensch 
als Coronatoter mehr stirbt.

Nun also diskutieren wir hier über Sterbehilfe. Ich fand 
sehr, sehr interessant, zu beobachten, dass einige der 
Befürworter schärfster Coronamaßnahmen mit all den 
damit verbundenen Gesundheitsschäden sich nun für 
weitreichende Sterbehilfe aussprechen. Zwei Jahre wur-
den Würde und Selbstbestimmung mit Füßen getreten. Es 
freut mich sehr, dass hier und heute nun viele Würde und 
Selbstbestimmung in den Vordergrund stellen. Ich wün-
sche mir, dass das künftig auch bei allen anderen Themen 
so sein wird.

(Beifall bei der AfD)
Es muss klar sein, dass Sterbehilfe – anders als Co-

rona – nicht zum Geschäftsmodell mit Milliardengewin-
nen für Pharmaindustrie und Ärzte werden darf. Es muss 
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sichergestellt werden, dass niemand mehr daran verdient, 
wenn sich am Ende einer Beratung jemand für den Tod 
entscheidet, als wenn sich derjenige für das Leben ent-
scheidet. Die Entscheidung über Sterbehilfe sollte nur 
derjenige selbst treffen können. Aber man sollte eine 
Möglichkeit einräumen, durch die der Mensch in einer 
Patientenverfügung bestimmte Parameter festlegen kann, 
wann er Sterbehilfe in Anspruch nehmen möchte. Wenn 
jemand bei vollem Bewusstsein eine Verfügung formu-
liert, dass er, wenn er massive Schmerzen hat und bei-
spielsweise nach einem Schlaganfall nicht mehr seinen 
Willen klar formulieren kann, Sterbehilfe in Anspruch 
nehmen möchte, warum sollte man es ihm verwehren?

(Martina Stamm-Fibich [SPD]: Weil es Tötung 
auf Verlangen ist!)

Grundsätzlich sollte Sterbehilfe aber eng begrenzt 
sein. Wer unheilbar krank ist, wer starke Schmerzen hat 
und leidet, der sollte das Recht haben, sein Leiden zu 
beenden und dabei auch Unterstützung finden. Das ist 
menschlich. Bei schweren Leiden muss das auch ohne 
lange Wartezeiten möglich sein. Und bei Menschen, bei 
denen man weiß, dass die Beendigung lebenserhaltender 
Maßnahmen mit Leid verbunden ist, weil die Menschen 
Schmerzen haben oder das Sterben sich tagelang hin-
zieht, bis der Mensch elendig erstickt oder verdurstet 
ist, sollte es die Möglichkeit geben, mit der Spritze dem 
Leid ein schnelles Ende zu setzen.

Aber gesunden Menschen dabei zu helfen, sich aus 
dem Leben zu befördern, nur weil diese lebensmüde sind, 
das ist nicht Aufgabe des Staates. Das hat auch der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte in seinem Urteil 
vom 12. April dieses Jahres festgestellt, in dem erklärt 
wurde, dass es kein grundsätzliches Recht auf Beihilfe 
zum Suizid gibt. Das sollten wir alle auch bedenken, 
wenn wir uns um die entsprechenden Anträge bemühen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Kathrin Vogler, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

bin sehr froh, zu hören, dass es zumindest in den demo-
kratischen Parteien noch den Konsens gibt, dass es Gren-
zen gibt: Zum Beispiel wird in keinem der bisher vor-
liegenden Gesetzentwürfe gefordert, dass die Tötung 
auf Verlangen legalisiert werden soll. Denn ich finde, 
gerade wenn wir über dieses sensible Thema reden, müs-
sen wir darauf achten, dass wir Grenzen wahren

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

und dass wir auch nicht unterscheiden zwischen Men-
schen, die krank sind, die psychisch krank sind, die be-
hindert sind, und Menschen, die gesund sind. Das würde 

doch ganz schlimme Erinnerungen an die Geschichte 
dieses Landes wecken. Und auch da bin ich froh, dass 
wir uns darüber hier in diesem Hause, auf der demokra-
tischen Seite, auch weitgehend einig sind.

Wir reden heute darüber, wie wir verhindern können, 
dass Menschen, die sich entschieden haben, ihr Leben zu 
beenden, durch ein angebotsgetriebenes Marktsystem 
dazu gedrängt werden könnten, und wie sie angemessen 
Unterstützung und Beratung und damit einen Weg aus 
ihrer Lebenskrise finden können. Wenn wir darüber spre-
chen, dann müssen wir uns auch über die Realität der 
mangelhaften Suizidprävention in diesem Land unterhal-
ten,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der SPD und der Abg. Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Benjamin Strasser [FDP])

in dem sich jeden Tag etwa 25 Menschen das Leben 
nehmen. Deshalb schlägt die Gruppe, die ich unterstütze – 
mit Frau Kappert-Gonther, Herrn Castellucci, Herrn 
Heveling und anderen –, auch vor, dass wir ein Gesetz 
zur Suizidprävention schaffen. Das fordern auch viele 
Verbände und Institutionen, die Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen, mit Behinderung oder Pflegebe-
darf vertreten und die sich mit den sozialen Nöten von 
Menschen in Zeiten immer ungleicherer Lebensverhält-
nisse und zunehmender Existenzsorgen beschäftigen.

Ich lade Sie ein: Beteiligen Sie sich daran, und lassen 
Sie uns, egal welchen Gesetzentwurf Sie bevorzugen, 
dieses Thema in den Mittelpunkt stellen und mehr tun 
für Suizidprävention in diesem Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Vogler. – Nächster Redner 

ist der Kollege Professor Lars Castellucci, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ansgar Heveling [CDU/CSU] und 
Benjamin Strasser [FDP])

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Warum ist der Suizid oder der assistierte Suizid 
eigentlich ganz klar die Ausnahme in unserer Gesell-
schaft? Hat das etwas mit Tradition zu tun oder mit Tabus 
oder mit mangelndem Zugang? Ich glaube, ganz ent-
scheidend für die allermeisten Menschen ist ihr Lebens-
wille: Lebenswille, gerade wenn es auf das Sterben zu-
geht, Hoffnung, es könnte noch Rettung geben, noch zu 
erleben, dass der Enkel zur Welt kommt. Und deshalb: Ja, 
ich bin der Meinung, dass wir den Sterbewillen und in 
dieser Konsequenz auch den Suizidwillen von Menschen 
anerkennen müssen; aber viel mehr bin ich der Meinung, 
dass wir ihren Lebenswillen unterstützen müssen, so 
lange es möglich ist, und mit allem, was möglich ist.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Es kann in unserem Leben immer wieder Situationen 
geben, in denen unser Lebenswille wie verschüttet ist: 
Krisen, gesundheitlich, Zeiten der Trauer, depressive 
Phasen. Und dann können auch Suizidgedanken kom-
men. Diese Suizidgedanken – und das hat Kirsten 
Kappert-Gonther gesagt, ebenso Benjamin Strasser – 
sind in den allermeisten Fällen nicht mit einem Sterbe-
wunsch verbunden, sondern mit dem Wunsch, nicht so 
leben zu müssen, wie es sich aktuell darstellt. Wir geben 
viel Geld für Forschung aus in diesem Bereich. Die Er-
gebnisse dieser Forschung sind eindeutig. Wir sollten sie 
in diesem Gesetzgebungsverfahren berücksichtigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Ansgar Heveling [CDU/ 
CSU] und Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Deswegen müsste unsere Debatte korrekterweise mit 
„Suizidhilfe“ überschrieben sein und nicht mit „Sterbe-
hilfe“. Denn ein Suizidwunsch ist eben nicht automatisch 
mit einem Sterbewunsch gleichzusetzen.

Also geht es in den allermeisten Fällen auch nicht vor-
schnell darum, Möglichkeiten des Sterbens aufzuzeigen, 
sondern Hilfe und Unterstützung im Leben anzubieten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Ich will, dass diese Hilfe und Unterstützung zum und im 
Leben auch künftig die Chance haben, die Menschen eher 
zu erreichen als Organisationen, die sich vielleicht eine 
momentane Schwäche eines Menschen zunutze machen 
und einen Weg zum schnellen Tod versprechen. Wie wir 
das sicherstellen, darum geht es in den kommenden Be-
ratungen.

Eines ist für mich klar, Frau Helling-Plahr: Mit flä-
chendeckenden, staatlich finanzierten Suizidberatungs-
stellen erreichen wir das genaue Gegenteil.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der AfD und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Was es dagegen braucht, sind flächendeckende Be-
ratungsangebote zur gesamten Vielfalt menschlicher 
Problemlagen, ausreichende Therapieplätze, Arbeits-
bedingungen in Heimen, in Krankenhäusern, die den Be-
schäftigten Zeit für die Menschen lassen. Wir dürfen 
nicht nachlassen, daran zu arbeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der LINKEN)

Und ja, es bleiben die Fälle, in denen jemand, ob 
schwer erkrankt oder nicht, jung oder alt, für sich selber 
entscheidet: „Das war es jetzt“, und für die Selbsttötung 
die Hilfe anderer Menschen erbittet. Diese freie Entschei-

dung steht den Menschen zu. Sie kann bedauert werden; 
aber sie muss auch respektiert werden. Dafür müssen wir 
Regelungen schaffen. Die Ärzteschaft hat das mit ihrem 
Standesrecht bereits getan. Jetzt sind wir als Gesetzgeber 
gefordert und müssen regeln, unter welchen Umständen 
die Abgabe eines todbringenden Medikamentes nach 
dem Betäubungsmittelgesetz erlaubt werden kann.

So richtig es ist, diesen assistierten Suizid zu ermögli-
chen, so richtig ist es allerdings, einer Normalisierung des 
Suizids entgegenzuwirken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Warum eigentlich? Weil dann auch Gefahr für die Selbst-
bestimmung von Menschen droht, weil dann der Druck 
steigt, dass sich Menschen zu fragen beginnen: Lohnt 
sich das noch? Falle ich nicht nur zur Last? Was koste 
ich? – Diese Fragen verlangen nach der Gegenrede. Denn 
niemand in diesem Land soll sich überflüssig fühlen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Kathrin 
Vogler [DIE LINKE])

Wir wollen ein gutes Land für alle sein. Deswegen bitte 
ich Sie: Gehen Sie unseren Weg mit, den assistierten 
Suizid zu ermöglichen, ohne ihn zu fördern! Ich bitte 
Sie um Ihre Unterstützung.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Kathrin Vogler 
[DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Thomas Rachel, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FDP)

Thomas Rachel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Menschen werden älter; das ist eine gute 
Nachricht. Aber zugleich wächst bei vielen von ihnen die 
Angst, dass sie im Alter oder bei Krankheit allein sind 
oder leiden. Viele von ihnen wollen niemandem zur Last 
fallen.

Meine Damen und Herren, es ist nicht die erste Debat-
te, die wir zur Frage der Sterbehilfe führen; und das ist 
gut so. Denn es lenkt unseren Blick auf den Menschen, 
und zwar gerade auf den Menschen in seiner Verletzlich-
keit, vielleicht sogar in seiner vermeintlichen Ausweg-
losigkeit. Das macht mich zuallererst und vor allem de-
mütig. Daher steht im Zentrum unserer Bemühungen der 
schwerstleidende Mensch selbst.

Suizidales Handeln ist aus Sicht des christlichen Men-
schenbildes immer zutiefst zu bedauern und tragisch. Aus 
guten ethischen Gründen haben wir uns 2014 zusammen 
mit den beiden großen christlichen Kirchen gegen die 
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organisierte und geschäftsmäßige Beihilfe zum Suizid 
ausgesprochen. Der Suizid ist ein ethisch wie auch po-
litisch letztlich nicht vollständig regulierbarer Grenzfall 
menschlicher Existenz.

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber 
allerdings aufgefordert, eine gesetzliche Neuregelung 
für den assistierten Suizid zu schaffen. Die Sorgen vieler 
nehme ich sehr ernst, denen dieses Urteil zu weit geht, 
besonders hinsichtlich der schrankenlosen Möglichkeit 
zum assistierten Suizid auch in Fällen ohne schwere 
oder lebensbedrohliche Krankheitslage. Dennoch: Wir 
müssen die Grundvorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts beachten. Dabei gibt es Ermessensspielräume, 
die wir als wertegebundener Gesetzgeber ausfüllen soll-
ten.

Es darf gesellschaftlich nicht zur Normalität werden, 
sich das Leben zu nehmen oder anderen dabei zu helfen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der AfD)

Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger Punkt, den wir bei 
der anstehenden Gesetzgebung zwingend berücksichti-
gen müssen. Es muss sichergestellt werden, dass Men-
schen nicht unter einen zusätzlichen Druck geraten. 
Jede Form der Kommerzialisierung der Suizidbeihilfe 
muss ausgeschlossen werden – genauso wie jede Wer-
bung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der AfD und des Abg. Dr. Lars Castellucci 
[SPD])

Sehr geehrte Damen und Herren, ein ermutigendes 
Zeichen im Sinne der Ökumene ist die gemeinsame Stel-
lungnahme der katholischen Bischöfe und evangelischen 
Leitenden Geistlichen in Niedersachsen und Bremen zur 
Suizidbeihilfe. Sie erinnert daran, dass „gesetzliche Re-
gelungen für einen angemessenen Umgang mit konkreten 
Grenzsituationen zwischen Leben und Tod letztlich nicht 
ausreichen“, sondern „jeder Einzelfall … multiperspekti-
visch betrachtet werden“ muss. Die Unterstützung eines 
Suizids ist und bleibt eine Gewissensentscheidung in ei-
ner Grenz- und in einer Notsituation. Insofern kann auch 
weder eine Person noch eine Institution zur Suizidbei-
hilfe verpflichtet werden. Ob Beihilfe zum Suizid in 
Grenz- und Notsituationen in kirchlichen Häusern gedul-
det werden solle, sei nicht pauschal zu beantworten, son-
dern müsse im Einzelfall geklärt werden, schreiben zum 
Beispiel die christlichen Kirchen in Niedersachsen. Ne-
ben der Selbstbestimmung des Suizidwilligen müsse 
auch die Verantwortung für die Angehörigen und die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen mit 
bedacht werden. Diesen Einzelabwägungen wollen und 
sollten wir ebenfalls ausreichend Raum geben.

Unser ganzes Bemühen sollte sich aber vornehmlich 
auf das eigentliche Ziel konzentrieren, nämlich Leiden 
und Schmerzen nach Menschenmöglichkeit zu mindern, 
persönliche Fürsorge, Seelsorge und Begleitung zu leis-
ten und die beste palliativmedizinische und hospizliche 

Versorgung für alle sicherzustellen. Daher brauchen wir 
als Erstes ein Gesetz zum massiven Ausbau von niedrig-
schwelligen Angeboten zur Suizidprävention.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD] und Kathrin 
Vogler [DIE LINKE])

Wir brauchen fachlich kompetente und menschlich zuge-
wandte Hospizarbeit und Palliativversorgung für schwer-
kranke Patientinnen und Patienten. Entscheidend ist es, 
ein menschenwürdiges Leben auch in der letzten Lebens-
phase sicherzustellen. Denn wir möchten erreichen, dass 
ein Mensch nicht durch die Hand eines anderen, sondern 
an der Hand eines anderen verstirbt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Heike Baehrens 
[SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rachel. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Dr. Till Steffen, Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir sind 

heute hier, weil das Bundesverfassungsgericht vor gut 
zwei Jahren eine richtungsweisende Entscheidung ge-
troffen hat, und zwar: Das allgemeine Persönlichkeits-
recht umfasst eben auch das Recht, zu entscheiden, 
wann das Leben zu Ende sein soll. Es erklärte das im 
Strafgesetzbuch normierte Verbot der geschäftsmäßigen 
Förderung der Selbsttötung als nichtig, weil es die Mög-
lichkeiten einer assistierten Selbsttötung faktisch weit-
gehend entleerte.

Daraus ergibt sich jetzt für uns als Gesetzgeber die 
Aufgabe, sicherzustellen, dass ein Zugang zu freiwillig 
bereitgestellter Suizidhilfe real gegeben ist. Dies ist eine 
schwierige Aufgabe, da sie auf höchstpersönliche Erfah-
rungen, Ansichten und Wertvorstellungen trifft. Ich 
denke jedoch, dass die meisten von uns – wir haben es 
eben gesehen – in wesentlichen Punkten übereinstimmen. 
Bei dem Gedanken an eine geschäftsmäßig betriebene 
Suizidhilfe beschleicht uns alle ein ungutes Gefühl. Wir 
haben die – sicherlich nicht unberechtigte – Sorge, dass 
die Selbsttötung normalisiert wird und es daher zu einem 
Anstieg kommt. Und ganz besonders besorgt es uns, dass 
sich ältere und vulnerablere Menschen auch von ihrem 
engsten Umfeld zu einer Beendigung ihres Lebens ge-
drängt fühlen könnten. Es stellt sich daher die Frage, 
wie wir diese sich widersprechenden Interessen am bes-
ten zum Ausgleich bringen können.

Ich bin der festen Überzeugung, dass der wichtigste 
Baustein auf diesem Weg eine neutrale und ergebnis-
offene Beratung ist. Dies ist der Weg, den unser Gesetz-
entwurf – Katrin Helling-Plahr, Petra Sitte, Helge Lindh 
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haben hier für ihn gesprochen – beschreitet. Wir wollen, 
dass jeder Mensch, der sich mit dem Gedanken an eine 
Selbsttötung trägt, umfassend informiert wird: über die 
Bedeutung und Folgen für ihn und sein persönliches Um-
feld, über die Voraussetzungen und – am wichtigsten – 
über Alternativen. Hierzu ist die Schaffung einer Bera-
tungsinfrastruktur nötig, die für alle leicht zugänglich ist. 
Diese Beratung muss ergebnisoffen erfolgen. Die Bera-
tung soll aber auch sicherstellen, dass Betroffenen, etwa 
bei Vorliegen von akuten psychischen Störungen, die 
Möglichkeit zur Inanspruchnahme weiterer Hilfsange-
bote eröffnet wird.

Die Beratung ist nach unserem Entwurf die notwen-
dige Voraussetzung, um eine ärztliche Verschreibung ei-
nes Medikaments zur Selbsttötung zu erhalten. Ein Arzt 
darf einer Person, die aus autonom und frei gebildetem 
Willen ihr Leben beenden möchte, dann ein Arzneimittel 
zum Zweck der Selbsttötung verschreiben, wobei er dann 
auch noch zu umfassender Aufklärung verpflichtet ist. 
Dieses Verfahren soll eine geschäftsmäßige Suizidhilfe 
eben nicht fördern, sondern sie überflüssig machen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP und der 
Abg. Helge Lindh [SPD] und Dr. Petra Sitte 
[DIE LINKE])

Das ist das Ziel dieses Gesetzentwurfs. Tatsächlich ist es 
so, dass allein die Möglichkeit, Suizidhilfe in Anspruch 
zu nehmen, bei nicht wenigen Suizidwilligen den Effekt 
hat, von einem solchen abzusehen.

Ich möchte nicht, dass, wie es ein anderer Entwurf 
vorsieht, Ärzte letztlich entscheiden, ob ein absehbar 
nicht mehr veränderlicher Sterbewunsch vorliegt oder 
nicht. Auch könnte die Auswahl von Ärzten durch An-
gehörige manipuliert werden. Und können wir es Ärzten 
zumuten, diese Entscheidung zu treffen? Ich habe da 
Sorgen. Zudem differenziert dieser Entwurf zwischen 
Sterbewilligen in einer gegenwärtigen medizinischen 
Notlage und anderen Sterbewilligen. Ich halte diese Ab-
grenzung für ausgesprochen schwierig. Worauf soll abge-
stellt werden? Etwa auf starke Schmerzen? Das ist weit-
gehend überholt, weil diese heutzutage praktisch alle 
behandelbar sind. Dann ist die Frage: Was ist mit den 
nicht Schwerkranken? Da soll eine staatliche Stelle eine 
Prüfung vornehmen. Was hat der Staat eigentlich an der 
Stelle zu suchen? Ich finde, da gehört er nicht hin. Des-
wegen möchte ich auch nicht, dass Menschen in dieser 
Situation einer solchen Prüfung ausgesetzt sind.

Der dritte Entwurf möchte den Weg über das Strafge-
setzbuch gehen. Das ist nach meiner ganz festen Über-
zeugung nicht die richtige Stelle für dieses Thema. Die 
Suizidhilfe hier umfassend zu regeln, enthält eine sehr 
klare Wertung, die nach meiner Überzeugung mit der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts eben nicht 
in Einklang steht. Sie sagt: Diese Entscheidung stört 
mich; ich bin mit der Entscheidung nicht einverstanden. 
Deswegen gehen wir trotzdem im Grunde den gleichen 
Weg, den das Bundesverfassungsgericht verworfen hat.

(Beifall der Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Wir müssen uns der Aufgabe stellen, dass dieser Weg 
durch das Gericht verbaut worden ist.

(Beifall der Abg. Helge Lindh [SPD], Katrin 
Helling-Plahr [FDP] und Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE])

Meine Damen und Herren, das Grundgesetz garantiert 
ein Recht auf Leben, es begründet aber keine Pflicht, zu 
leben. Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, 
dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht das Recht um-
fasst, zu entscheiden, wann das Leben zu Ende sein soll. 
An diesem Anspruch orientiert sich unser Gesetzentwurf. 
Wir möchten sicherstellen, dass der Mensch bei aller 
notwendigen Unterstützung seinen nachhaltig und auto-
nom gebildeten freien Willen, nicht mehr leben zu wol-
len, umsetzen kann.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
FDP und der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Steffen. – Als Nächstes 

erhält das Wort der Kollege Michael Kruse, FDP-Frakti-
on.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Kol-

leginnen und Kollegen! Zunächst mal: Wir führen ja eine 
Debatte unter Aufhebung des Fraktionszwangs. Für ein 
Thema wie die Sterbehilfe ist das sehr angemessen. Die-
ses Verfahren zwingt jeden Einzelnen und jede Einzelne 
in diesem Raum, sich selbst eine eigene Meinung zu 
diesem Thema zu bilden, und das ist aus meiner Sicht 
der entscheidende Vorteil des Formats der heutigen De-
batte. Deswegen begrüße ich das sehr.

Wir haben heute viele rechtliche und moralische As-
pekte zur korrekten Ausgestaltung der Sterbehilfe gehört. 
Ich persönlich habe mich für den Antrag der Kollegen 
Katrin Helling-Plahr, Dr. Till Steffen, Otto Fricke und 
vieler weiterer entschieden, weil ich meine, dass der An-
trag einer ist, der der Zielstellung, die hier schon oft 
rezitiert worden ist, am nächsten kommt, nämlich der 
Freiheit zu einem selbstbestimmten Tod – Freiheit in 
allen Lebenslagen, aber eben auch Freiheit und Selbst-
bestimmung für das Ende des eigenen Lebens.

Ich möchte nicht all die Argumente wiederholen, die 
jetzt schon mehrfach vorgetragen worden sind, sondern 
von der Person erzählen, mit der ich die meisten Gesprä-
che über dieses Thema geführt habe. Das ist meine Groß-
mutter. Meine Großmutter wird am Sonntag 100 Jahre alt.

(Helge Lindh [SPD]: Ui!)

Sie lebt selbstständig. Sie lebt allein. Sie schreibt mit mir 
über Whatsapp, noch kurz vor der Sitzung, zu diesem 
Thema.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
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Und sie ist die Person, der ich mich bei diesem Thema 
besonders verpflichtet fühle, weil wir seit vielen Jahren 
darüber sprechen, weil wir über hohes Alter sprechen, 
weil wir darüber sprechen, was es bedeutet, wenn der 
eigene Lebenswille langsam schwindet.

Ein Satz, den sie sehr häufig zu mir gesagt hat, ist: Ich 
habe mein Leben gelebt, und wenn ich einmal weggetre-
ten bin, dann helft mir bitte beim Sterben. – Deswegen 
weiß ich, dass für diejenigen, die Angehörige sind, die 
sich im Umfeld einer Person befinden, die sich in diese 
Richtung entscheidet, eine hohe Verantwortung besteht. 
Dieser hohen Verantwortung versuchen wir mit diesem 
Vorschlag gerecht zu werden.

Ich habe sie auch gefragt: Was wären eigentlich deine 
Wünsche, wenn es denn mal so weit ist? – Sie hat mir 
gesagt, dass sie sich vor allem wünscht, dass es wenig 
Bürokratie in diesem Bereich gibt, dass es einen niedrig-
schwelligen Zugang gibt, dass es keinen Missbrauch ge-
ben soll und dass ihr Hilfe zuteilwird, wenn der Lebens-
wille erlischt.

Wir werden am Sonntag ihren 100. Geburtstag feiern. 
Allerdings weiß ich, dass, wenn es einmal so weit sein 
sollte, dass ihr Lebenswille erlischt, ich eine hohe Ver-
antwortung dafür trage, ihrem Willen nachzukommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kruse. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Beatrix von Storch, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn wir 

alt und krank sind, unsere geistigen und körperlichen 
Kräfte schwinden, verliert unser Leben nicht Sinn und 
Würde. Der Schriftsteller Walter Jens war ein vehementer 
Kämpfer für die aktive Sterbehilfe und litt später an 
schwerer Demenz. Der gesunde Walter Jens konnte sich 
nicht vorstellen, dass ein solches Leben für ihn noch 
lebenswert sein könnte. Der an schwerer Demenz er-
krankte Walter Jens wollte dann nicht mehr sterben, son-
dern leben, trotz seiner Patientenverfügung. Das bezeug-
ten die Menschen, die ihn am meisten liebten und am 
besten kannten: seine Frau und sein Sohn. Und sie ließen 
ihn leben.

Das Urteil des Verfassungsgerichtes, den § 217 StGB, 
das Verbot der geschäftsmäßigen Suizidbeihilfe, ab-
zuschaffen, hat uns auf eine schiefe Bahn gebracht. 
Minderjährige, also unter 18 Jahre, dürfen keine Ziga-
retten kaufen, weil gesundheitsgefährdend; aber – nach 
dem Diskussionspapier des BMG, Seite 17, zu Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe a – 15-Jährige sollen einen selbst-
bestimmten Entschluss zur Selbsttötung treffen können, 
wenn ein Familiengericht die Einsichts- und Urteilsfähig-
keit feststellt. Wirklich? Zigaretten gefährlich, aber 
Selbsttötung möglich?

Die Forderung nach aktiver Sterbehilfe wird lauter, 
und ich fürchte: Wo nach Suizidbeihilfe Sterbehilfe zur 
Normalität wird, da verfließen dann auch irgendwann die 
Grenzen zwischen Tötung auf Verlangen und Tötung 
ohne Verlangen. Die Niederlande sind ein warnendes 
Beispiel. Der Medizinethiker Theo Boer hat festgestellt, 
dass sich dort seit der Legalisierung der Sterbehilfe der 
extreme Ausnahmefall zum Normalfall entwickelt hat. 
4 Prozent aller Sterbefälle dort sind Fälle von Sterbehilfe, 
ein Drittel so viel wie Coronatote, an und mit Corona 
Verstorbene, und zehnmal mehr als Verkehrstote, 2020 
in den Niederlanden 7 000 Menschen. In Deutschland 
wären das 30 000. In 235 Fällen waren die Gründe Alters-
beschwerden, das Nachlassen der Sehkraft, des Gehörs, 
Arthritis, Gehbeschwerden, und in 170 Fällen war der 
Grund Demenz.

Meine Damen und Herren, in den Niederlanden ist es 
zulässig, schwer demenzkranke Patienten auch dann zu 
töten, wenn sie sich nonverbal heftig dagegen zu wehren 
versuchen. Stärken wir die Palliativmedizin – das wurde 
schon oft gesagt –, helfen wir, dass Menschen an der 
Hand eines Menschen, aber nicht durch die Hand eines 
Menschen sterben!

Ich darf zum Schluss die Deutsche Bischofskonferenz 
von 1999 zitieren; sie schrieb dazu:

Jeder Mensch hat seine Würde, seinen Wert und sein 
Lebensrecht von Gott her. ... Weil Gott allein Herr 
über Leben und Tod ist, sind Menschenwürde und 
Leben geschützt.

Daran glaube ich.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin von Storch. – Das Wort 

erhält nunmehr Dr. Nina Scheer, SPD-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mich hat jetzt doch noch mal der Satz auf-
geschreckt: „Es darf nicht zur Normalität werden“, den 
Herr Thomas Rachel gerade gesagt hat. Man ist vielleicht 
geneigt, zunächst zu sagen: Okay, Normalität und Ster-
ben, das wollen wir nicht zusammendenken. – Aber in 
„Normalität“ steckt auch Norm; es steckt auch Geregelt-
heit, es steckt auch etwas, das wir als Selbstverständnis in 
unserer Gesellschaft haben. Und der Tod und auch das 
selbstbestimmte Ausscheiden aus dem Leben gehören zur 
Normalität; das ist Norm.

Das hat das Bundesverfassungsgericht letztendlich 
auch normiert, indem es unser Grundgesetz ausgelegt 
hat in der Frage, was Selbstbestimmtheit in der Frage 
des Aus-dem-Leben-Scheidens heißt. Es hat mit klaren 
Kriterien formuliert, wann ein Recht zum selbstbestimm-
ten Sterben und damit natürlich implizit auch Sterbehilfe 
zuzubilligen ist,
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(Beifall der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

nämlich wenn es sich um einen autonomen, dauerhaften 
und ernsthaften Willen handelt. Das sind die festen Kri-
terien, an denen wir uns zu orientieren haben.

Ich habe große Demut und auch Ehrfurcht vor der 
Aufgabe, dass wir uns hier einer Normgebung auf dieser 
Basis, anhand dieser Kriterien neu widmen, und zwar 
insofern, als dass es natürlich immer um ganz existen-
zielle individuelle Situationen geht, bei denen dieses 
Recht, das wir dann neu zu schaffen hätten, zur Anwen-
dung käme. Es geht um Entscheidungen, die wir nicht zu 
entscheiden haben; diese sind individuell zu entscheiden. 
Wir können nur den Rahmen setzen, um diesem Recht, 
das das Verfassungsgericht verbrieft hat, Geltung zu ver-
leihen.

Wenn wir jetzt eine weitere Runde hier im Bundestag 
drehen, nachdem das Bundesverfassungsgericht eine 
Gesetzgebung für nichtig erklärte, ihr also den Boden 
entzog, bei der zuvor eine Kriminalisierung von Sterbe-
hilfe stattgefunden hatte – sie war im Gesetz –, dann ist 
das eine Ausgangslage, vor der ich Respekt habe, weil ich 
eines vermeiden möchte: dass wir erneut in eine Situation 
kommen, einen Rahmen zu schaffen, der wieder Rechts-
unsicherheit bringen könnte, wenn er für nichtig erklärt 
wird, der wieder Kriminalisierung schaffen könnte; denn 
das könnte eben in der Diskussion darüber, was denn 
eigentlich an legalisierter Sterbehilfe existiert und was 
nicht, bedeuten, dass sich die Menschen dem wieder nicht 
widmen möchten und alles in die Tabuzone schieben. Es 
darf dann eben nicht als Norm gelten, was aber doch 
Normalität ist. Es ist Normalität – wir können das nicht 
leugnen –, dass es Menschen gibt, die selbstbestimmt 
sterben wollen. Dem müssen wir uns solidarisch mit die-
sen Menschen stellen; diesen Umständen müssen wir uns 
stellen.

Insofern ist es konsequent, dass wir, wenn wir uns als 
Gesetzgeber dieser Frage widmen, uns ihr in dieser Ein-
zelfallorientierung widmen. Das heißt also auch, dass ein 
Straftatbestand nicht in Betracht kommen kann; denn das 
Bundesverfassungsgericht hat den Regelfall definiert. 
Der Regelfall ist die Erlaubnis. Wenn wir einen Straftat-
bestand mit dem Ausnahmefall der Erlaubnis schaffen 
würden, würden wir die Aussage des Bundesverfassungs-
gerichts auf den Kopf stellen. Der Regelfall ist nach dem 
Bundesverfassungsgericht die Erlaubnis.

Insofern ist es wichtig – das ist auch in dem Antrag der 
Abgeordneten Keul, Künast, dem ich mich angeschlossen 
habe, verbrieft –, dass man im Beratungsrahmen heraus-
findet: Welche individuellen Fälle werden mit den Krite-
rien „autonom“, „ernsthaft“ und „dauerhaft“ angespro-
chen? Das müssen wir identifizieren. Ich hoffe, wir 
kommen zu einer guten Lösung.

In diesem Sinne – meine Redezeit ist abgelaufen –: 
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Scheer. – Das Wort hat 

nunmehr der Kollege Hubert Hüppe, CDU/CSU-Frakti-
on.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Gerade nach dieser 
Rede muss ich sagen, dass es mir noch nie so schwerge-
fallen ist, eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts wie diese zu akzeptieren. Ich will es begründen: 
Sie zwingt mich, an einer Regelung mitzuwirken, die ich 
aus Gewissensgründen grundsätzlich ablehnen muss. 
Nicht, dass ich es nicht verstehen kann, wenn Menschen 
sich das Leben nehmen wollen – ich schließe übrigens 
auch für mich nicht aus, dass ich jemals in eine solche 
Situation kommen könnte –, aber ich möchte einfach 
nicht, dass es eine Regelung gibt, die die Beihilfe zur 
Selbsttötung sozusagen als therapeutische Alternative 
sieht. Das möchte ich verhindern.

Meine Damen und Herren, die meisten Menschen, die 
sich selbst töten, sind depressiv, alt oder behindert, chro-
nisch krank, pflegebedürftig, verwitwet, arbeitslos oder 
einsam. Die Suizidforschung weist darauf hin, dass hinter 
vielen Suizidversuchen eine psychische Erkrankung oder 
soziale Probleme stehen. Die wenigsten Menschen, die 
nach einem Suizidversuch professionelle Hilfe erhalten, 
unternehmen jemals wieder einen Suizidversuch.

Wir beobachten, dass sich die Debatte um die Beihilfe 
zur Selbsttötung verschärft hat, seit unsere Gesellschaft 
älter wird. Wir führen sie auch vor dem Hintergrund, dass 
wir überall über Pflegenotstand, über Pflegende und feh-
lende Hilfe, insbesondere in Einrichtungen, reden. Die 
Entscheidung von Menschen, die in Einrichtungen ge-
pflegt werden müssen, kann sehr wohl durch die Um-
stände in einer Einrichtung beeinflusst werden.

(Beifall der Abg. Beatrix von Storch [AfD] und 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Wenn es ein gesetzlich garantiertes Recht auf assistier-
ten Suizid gibt, dann ist auch klar, dass nicht mehr das 
Schicksal dafür verantwortlich ist, wenn ich als kranker, 
alter oder pflegebedürftiger Mensch die Gesellschaft, ins-
besondere auch meine Verwandten, belaste, sondern dass 
ich es selber bin, der sie belastet. Wenn assistierter Suizid 
gesellschaftlich einmal akzeptiert wird, dann trage ich 
schließlich die Verantwortung dafür, dass ich weiterlebe, 
die Ressourcen der Allgemeinheit in Anspruch nehmen 
will und – was wahrscheinlich viel entscheidender ist – 
meinen Angehörigen zur Last falle. Selbst wenn das ob-
jektiv nicht stimmt, reicht allein schon das Empfinden, 
anderen zur Last zu fallen, um sich moralisch verpflichtet 
zu fühlen, sich für den Suizid zu entscheiden.

Das, meine Damen und Herren, ist keine Spekulation, 
sondern die Erfahrung aus Ländern, in denen der ärztlich 
assistierte Suizid schon länger legal praktiziert wird. Aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts geht hervor, 
dass in Oregon, wo es eine solche Regelung schon seit 
über 20 Jahren gibt, 54 Prozent derjenigen, die sich unter 
ärztlicher Assistenz das Leben genommen haben, ange-
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geben haben, dass sie Sorge haben, ihrer Familie, Freun-
den, Pflegenden zur Last zu fallen; so sagt es zumindest 
der offizielle Jahresbericht zu Oregon aus dem Jahr 2021. 
Das war dem Bundesverfassungsgericht bekannt. Und es 
trifft eben die sozial Schwachen. In Oregon handelte es 
sich in 80 Prozent der Fälle von assistiertem Suizid um 
Menschen, die nur die Mindestkrankenversorgung wie 
Medicaid und Medicare hatten. 2008 waren es unter 
10 Prozent. Das zeigt den Trend.

In dieser Diskussion ist es wichtig, sich bewusst zu 
sein, dass dieser gesellschaftliche Druck möglicherweise 
auch auf andere übergreift. Wir haben eben die Diskus-
sion über Menschen mit Demenz geführt. Was ist eigent-
lich mit Menschen mit Behinderung, die bereits ab Ge-
burt als nicht einwilligungsfähig gelten? Haben die auch 
ein Recht auf Selbsttötung? Wie wird das umgesetzt? 
Und wie sieht es aus: Werden wir diese hauchdünne 
Unterscheidung zwischen der Tötung auf Verlangen und 
der Beihilfe zur Selbsttötung wirklich beibehalten kön-
nen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Das ist der Kern der De-
batte!)

Wie will ich jemandem erklären, dass er zwar das Recht 
auf Selbsttötung hat, aber dass ihm, wenn er nicht in der 
Lage ist, das Glas zu nehmen, kein anderer dieses Glas 
geben kann.

Ich komme zum Schluss. Ich hoffe, dass wir wenigs-
tens zu einer Regelung kommen, die die Suizidprävention 
stärkt und die die Schwachen vor vermeintlichem Druck 
schützt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hüppe. – Als Nächster 

erhält das Wort der Kollege Jens Beeck, FDP-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Jens Beeck (FDP):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich will fast am Ende dieser Debatte daran erinnern, 
dass wir uns darüber einig sind, dass jeder der Entwürfe, 
über die wir heute diskutieren, besser ist als der aktuelle 
Rechtszustand, der nämlich sehr ungeregelt ist, was viele 
Einzelfragen angeht. Ich glaube, wir sind uns in dieser 
Debatte auch einig darüber, dass am Ende des gesetz-
geberischen Prozesses das klare Votum dieses Hauses 
steht: Ja, die autonome Selbsttötung mit Assistenz ist 
zulässig, sie ist dein Recht. – Aber wir müssen genauso 
klar die Botschaft dagegen- und mit dazustellen: Kein 
Leben ist eine Last in dieser Gesellschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Menschliches Leben ist immer ein Wert an sich. Das 
ändert sich nicht durch Alter und Gebrechlichkeit, das 
ändert sich nicht durch Behinderung, das ändert sich 
nicht durch eine Suchtproblematik oder durch die vielen 
anderen Dinge, die jeden zweifeln lassen können, ob man 
sich in einer Situation befindet, aus der man noch heraus-
findet, oder ob man nicht tatsächlich für andere zu einer 
Last wird.

Das ist eine gemeinsame Aufgabe, die wir mit diesem 
Gesetzentwurf nicht werden lösen können, nämlich die-
sen Staat weiter so auszubauen, dass wir stärker zu einer 
integrativen, inklusiven Gesellschaft kommen, die Men-
schen in solchen Situationen abholt und ihnen klar sig-
nalisiert: Du bist uns wertvoll. – Denn jedes menschliche 
Leben ist wertvoll, und es ist keiner Wertung durch an-
dere zugänglich,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Kathrin 
Vogler [DIE LINKE])

niemals wieder in diesem Land.
An dieser Stelle ist die zivilisatorische Decke manch-

mal dünn. Die Diskussion um Pränataldiagnostik und 
viele andere Dinge haben uns das immer wieder gezeigt. 
Deswegen ist es unsere gemeinsame Aufgabe, zu ermög-
lichen, was das Bundesverfassungsgericht uns aufgege-
ben hat, aber auch zu sagen: Menschliches Leben ist in 
Deutschland im Jahr 2022 immer wertvoll, und wir wer-
den alles tun, um dich dabei zu unterstützen, es zu erhal-
ten. – Das ist unsere gemeinsame Aufgabe. Ich hoffe, 
daran arbeiten wir auch zusammen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Beeck. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Kerstin Griese, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ansgar 
Heveling [CDU/CSU] und Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Kerstin Griese (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Daran kann ich sehr gut anknüpfen. Auch ich 
sage als Erstes: In dieser Debatte steht im Mittelpunkt der 
Mensch, jeder Mensch, die Würde jedes Menschen. Die 
Würde jedes Menschen ist gleich viel wert, unabhängig 
davon, ob er alt, krank, leidend, behindert ist. Der Res-
pekt vor der Würde des Menschen, vor der Würde des 
Lebens leitet mich in dieser Debatte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dabei geht es mir um zwei Dinge: erstens um die 
Selbstbestimmung, um den freien Willen, und zweitens – 
das gehört zusammen – um ein Schutzkonzept, das diese 
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Selbstbestimmung sichert. Gerade der Schutz von vulne-
rablen Gruppen, von Menschen, die in Notsituationen 
sind, die leiden, ist wichtig. Jedes Leben hat die gleiche 
Würde, und niemand hat darüber zu urteilen, ob ein Le-
ben weniger oder mehr lebenswert ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Deshalb unterstütze ich den Gesetzentwurf von Lars 
Castellucci und anderen. Wir wollen, wie das Bundes-
verfassungsgericht es vorgibt, einen assistierten Suizid 
nach engen Regeln ermöglichen; aber wir wollen ihn 
nicht fördern. Wir wollen ihn doch nicht bewerben, wir 
finden ihn doch nicht gut, sondern wir wollen ihn, wenn 
Menschen es wünschen, nach bestimmten Regeln – zwei-
maliges Arztgespräch mit Zeit dazwischen zum Nach-
denken – ermöglichen. Aber wir wollen ihn nicht fördern, 
sondern wir wollen Menschen unterstützen, wenn sie 
leben wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich war bei der Verkündung des Urteils durch das 
Bundesverfassungsgericht selbst dabei. Das Bundesver-
fassungsgericht hat selbstverständlich klar erklärt, dass es 
auch die Anwendung der Mittel des Strafrechts für mög-
lich hält. Es hat das Strafrecht nicht ausgeschlossen; das 
klang hier eben so an.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Deshalb: Ja, wir wollen mit diesem Gesetz Sterbehilfe-
vereine regulieren. Wir wollen nicht, dass es bleibt, wie 
es jetzt ist, dass sie unbegrenzt machen können, was sie 
wollen, sondern wir wollen Regeln schaffen, nach denen 
der assistierte Suizid möglich ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Selbstbestimmung kann nicht ohne den Schutz der 
Schwachen funktionieren. Die Achtung vor dem Leben 
gebietet das. Ich will nicht, dass Menschen in Pflegehei-
men unter Druck geraten – jeder, der das mal erlebt hat, 
weiß, wie das ist –, ihr Leben zu beenden, weil dieser 
Druck, dass der assistierte Suizid doch eine vermeintlich 
einfache, gute, schmerzfreie, schnelle Lösung wäre, da 
ist. Ich will, dass sie in diesen Situationen allen Schutz 
und alle Hilfe bekommen.

Selbstverständlich ist Sterbehilfe in Deutschland mög-
lich. Deshalb ist der Titel der Debatte in der Tat falsch. Es 
geht hier um den assistierten Suizid. Hilfe beim Sterben 
ist in Deutschland in verschiedenen Formen möglich: 
palliative Sedierung, Abbruch von Behandlungen. Alles, 
was in Patientenverfügungen steht, ist natürlich möglich, 
damit Menschen frei und selbstbestimmt so leben und 

sterben können, wie sie wollen. Hilfe beim Sterben ist 
möglich. Es geht darum, wie wir die Hilfe zum Sterben 
so begrenzt wie möglich regeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP sowie des Abg. Ansgar Heveling [CDU/ 
CSU])

Ich befürchte, dass Druck entstünde, wenn der assis-
tierte Suizid ein Normalfall wäre. Und ich will nicht, dass 
wir bundesweit Suizidberatungsstellen haben, die den 
assistierten Suizid befördern. Stattdessen brauchen wir 
bundesweit Suizidprävention.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen Unterstützung für Menschen in diesen Not-
situationen.

Kollegin Kappert-Gonther hat es schon gesagt: Erwie-
senermaßen – dazu gibt es wirklich viel Forschung; das 
hat auch Herr Castellucci gesagt – ist der Suizidwunsch 
ein volatiler. Der Satz „Ich will nicht mehr leben“ bedeu-
tet so oft: Ich will so nicht leben. – Gerade dann kann man 
so viel Hilfe anbieten. Ich danke allen, die sich in Hospiz-
vereinen engagieren, die sich in der Palliativmedizin en-
gagieren. Davon brauchen wir noch viel mehr: mehr Hil-
fe, mehr Begleitung, mehr Unterstützung. Niemand muss 
qualvoll sterben, und vor allem soll niemand alleine ster-
ben müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ich will auch deutlich sagen: Gar keine Regelung ist 
keine Lösung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Gar keine Regelung würde Sterbehilfevereinen wie dem 
von Herrn Kusch Tür und Tor weit öffnen. Diese Situa-
tion haben wir jetzt. Das halte ich für ethisch nicht trag-
bar. Wir müssen uns als Gesetzgeber dieser schwierigen 
Aufgabe stellen, dafür Regeln zu finden und ein gesell-
schaftliches Klima zu schaffen, das die Würde des Men-
schen in den Mittelpunkt stellt, das die Unterstützung von 
Menschen gerade in Notsituationen in den Mittelpunkt 
stellt.

Deshalb haben wir einen Gesetzentwurf entwickelt, 
der den assistierten Suizid nach den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts zwar möglich macht, dafür aber 
ärztliche Beratung in einem zeitlichen Abstand vorsieht. 
Und wir haben das verbunden mit einem Antrag, der zum 
Ziel hat, die Suizidprävention in Deutschland zu verbes-
sern. Wir haben außerdem ausdrücklich gesagt: Für unter 
18-Jährige geht das nicht.

Wir reden hier darüber, wie wir leben und wie wir 
sterben. Das hat viel damit zu tun, welches Bild wir von 
der Gesellschaft haben. Gerade bei diesem Thema zeigt 
sich, wie wir die Würde jedes Einzelnen wahrnehmen. 
Ich freue mich auf gute Beratungen und hoffe auf ein 
gutes, gemeinschaftliches Ergebnis.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Griese. – Nunmehr hat das 

Wort der Kollege Erich Irlstorfer, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Der Tod gehört zum Leben, und jedes Leben 
hat einen Wert. Doch durch ein Leben in Frieden, in 
Wohlstand und Luxus haben wir dieses ungeliebte Thema 
„Sterben und Tod“ aus der gesellschaftlichen Mitte ir-
gendwie an den Rand unseres Denkens und Handelns 
verbannt.

Es ist eher die Ausnahme, dass die letzten Stunden und 
Minuten in der gewohnten Häuslichkeit erlebt werden 
dürfen, weil wir – Gott sei Dank, sage ich – Senioren-
einrichtungen, Krankenhäuser und eine äußerst fähige 
Hospizinfrastruktur haben. Das hilft uns Angehörigen. 
Das hilft uns dabei, diese schwersten Stunden durch-
zustehen. Deshalb geht an dieser Stelle ein herzliches 
„Vergelts Gott!“ an alle, die hier einen Dienst am Men-
schen leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Diese Orientierungsdebatte ist wichtig. Es gibt hier die 
Gruppe um den Kollegen Pilsinger, die den Vorschlag 
erarbeitet hat, dass man mit Fachpersonal aus der Psy-
chiatrie Menschen, die den Wunsch des Sterbens in sich 
tragen, über Alternativen informieren soll. Sie sagt auch, 
dass assistierter Suizid ermöglicht werden soll, aber nicht 
gefördert werden darf. 90 Prozent der Suizidfälle entste-
hen durch und in Ausnahmesituationen. Auch das müssen 
wir uns vor Augen halten. Ein Missbrauch soll natürlich 
geahndet und bestraft werden. Es ist klar – darüber sind 
wir uns einig –, dass Kinder und Jugendliche von der 
Sterbehilfe ausgeschlossen sind.

Ich lege besonderen Wert darauf, dass wir hier gemein-
sam darauf bauen, dass die Palliativmedizin und die Hos-
pizbewegung nicht nur Grandioses leisten, sondern auch 
ein Schlüssel zu einem besseren Leben sein können. Des-
halb ist es wichtig, dass wir die Hand zur Hilfe reichen 
und in meinen Augen nicht zum Töten. Natürlich muss 
kein Mensch Schmerzen ertragen. Wir sind medizinisch 
so weit und können wirklich helfen. Das sollten wir auch 
tun.

Das Erleben des Sterbens meines Vaters hat mich wirk-
lich sehr geprägt. Er sagte: Wer ordentlich gelebt hat, darf 
auch ordentlich sterben. – Ich habe dies interpretieren 
lassen. Sein Wunsch war, daheim zu sterben, in seinem 
Umfeld. Ich glaube, dass es die Chance und auch die 
Kernaufgabe von Familie ist, aber auch von Kirchen 
und Glaubensgemeinschaften, das Thema Seelsorge hier 
in den Mittelpunkt zu stellen. Mich leitet immer noch 
dieser Satz, den Kardinal Höffner von sich gegeben hat, 
als er sagte: Der Mensch stirbt nicht an einer Krankheit, 
sondern dann, wenn Gott ein Leben vollendet hat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Irlstorfer. – Letzter Redner 

in dieser Debatte ist der Kollege Dr. Herbert Wollmann, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Herbert Wollmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Als letzter Redner ist es natürlich nicht so leicht, 
hier noch Neuigkeiten zu verbreiten; aber ich versuche es 
am Ende meiner Rede dann doch.

Wir wissen, dass im Februar 2020 das Bundesverfas-
sungsgericht den Strafrechtsparagrafen 217 für nichtig 
erklärt hat, und das mit einer Begründung auf 115 Seiten. 
Das Gericht hat eindeutig klargemacht, dass die Auto-
nomie des einzelnen Menschen ihn befähigt, über sein 
Leben und seinen Tod selbst zu bestimmen. Das heißt, 
die Freiheit, sich das Leben zu nehmen, umfasst auch die 
Freiheit, die Hilfe Dritter in Anspruch zu nehmen. Rein 
formal ist die Suizidabsicht nicht nur zu dulden, sondern 
der Suizid ist auf humane Weise sogar zu ermöglichen. 
Darüber hinaus ist die Suizidabsicht laut diesem Urteil 
weder zu begründen noch zu rechtfertigen. Dabei sind 
weder Alter noch Krankheit eine Voraussetzung für die 
Inanspruchnahme der Suizidhilfe. Ich betone, dass da-
durch umgekehrt niemand verpflichtet werden kann, Sui-
zidhilfe zu leisten.

Warum kommen wir überhaupt zusammen, wenn die 
Fakten so eindeutig sind? Ist der Suizidhilfe damit jede 
Beschränkung genommen worden? Nein. Da muss ich 
Frau Künast widersprechen. Aber wir müssen zusam-
menkommen. Das Gericht hat den Gesetzgeber ausdrück-
lich mit einer detaillierten Regulierung der Suizidhilfe 
beauftragt. Dabei haben höchste Priorität: der Nachweis 
der Freiverantwortlichkeit, die Wohlerwogenheit und die 
Nachhaltigkeit des Entschlusses der Suizidwilligen. Au-
ßerdem – das wurde auch schon mehrmals betont – darf 
der Suizidwunsch nicht auf äußeren Druck geäußert wer-
den.

Daher kommt der Suizidprävention natürlich mehr 
denn je eine enorme Bedeutung zu. Soziale Notsituatio-
nen, akute Belastungsstörungen und behandelbare 
Krankheiten, insbesondere aus dem Bereich der Psychia-
trie, müssen sicher ausgeschlossen sein bzw. behandelt 
werden, um einen Suizid zu verhindern. Allein diese Bei-
spiele zeigen, dass es einen vulnerablen Personenkreis 
gibt, der vor dem Entschluss, sich das Leben zu nehmen, 
unbedingt geschützt werden muss.

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Wer meine Rede verfolgt hat, dem wird aufgefallen 
sein, dass ich das Wort „Sterbehilfe“ bis jetzt nicht in 
den Mund genommen habe. Der Titel – das wurde auch 
schon gesagt – „Orientierungsdebatte zur Sterbehilfe“ ist 
im Grunde völlig falsch.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Wir reden hier über Suizidhilfe. Suizidhilfe und Sterbe-
hilfe sind verschiedene Themenkreise. So ehrenwert ein 
100. Geburtstag ist – ich bewundere das –: Das ist nicht 
der Kern dessen, was wir heute besprechen und dem-
nächst beschließen müssen.

(Beifall des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU])

Das muss ich ganz klar so sagen. Seit jeher leisten Fach-
kräfte, die sich mit der Medizin am Lebensende beruflich 
beschäftigen, Sterbehilfe.

Auch mir, muss ich allerdings ehrlich sagen, wurden 
die fundamentalen Unterschiede zwischen Sterbehilfe 
und Suizidbeihilfe erst im Laufe der Zeit klar. Und damit 
wurde mir bewusst, dass es eines sehr sensiblen Regel-
werkes bedarf, um Missbrauch zu verhindern.

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf zwei ganz 
wesentliche Aspekte eingehen:

Mir ist überhaupt nicht klar, wie die Suizidhilfe bei 
Nichtvolljährigen zu regeln ist. Ich kenne auch keine 
Positionspapiere, die für eine Gesetzesvorlage tauglich 
wären, durch die Kinder und Jugendliche ausreichend 
gewürdigt werden. Ich möchte darauf hinweisen, dass 
es vor Kurzem mit dem Deutschen Ethikrat ein Online-
format dazu gab. Gerade dieses Thema wurde sehr aus-
führlich diskutiert; es ist nicht abschließend zu beurteilen. 
Wir können uns diesem hochsensiblen Problem nicht ver-
schließen; denn laut Bundesverfassungsgericht – das 
muss ich betonen – gilt das Urteil in jeder Phase der 
menschlichen Existenz – ich wiederhole: in jeder Phase 
der menschlichen Existenz –, was auch immer das zu 
bedeuten hat.

Die Stellungnahme des Deutschen Ethikrates ist erst 
im September zu erwarten; das haben uns Mitglieder 
dieses Rates am vorigen Mittwoch mitgeteilt. Das heißt, 
wir sollten jetzt nicht versuchen, vorschnell Dinge um-
zusetzen, die in der vorherigen Legislaturperiode ver-
säumt wurden.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Wollmann. – Damit 

schließe ich die Aussprache und gebe dem Haus bekannt, 
dass noch weitere Reden zu Protokoll gegeben wur-
den.1)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b auf:

a) Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Ein Zukunftszentrum für Europäische 
Transformation und Deutsche Einheit 
schaffen

Drucksache 20/1857

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung

Eckpunkte zur Einrichtung eines Zu-
kunftszentrums für Deutsche Einheit und 
Europäische Transformation

Drucksache 20/1764
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen um einen zü-
gigen Platztausch.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Bernhard Herrmann, Bündnis 90/Die 
Grünen, das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP])

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich möchte Sie bitten, einmal kurz 
innezuhalten und an das Jahr 2020 zurückzudenken, ge-
nau genommen an den Herbst. Unter dem Motto „30 Jah-
re. 30 Tage“ feierten wir ein Fest zum Tag der Deutschen 
Einheit in Potsdam – ein Jubiläum, das daran erinnert hat, 
wie sich drei Jahrzehnte zuvor mutige Frauen und Män-
ner in der DDR friedlich gegen die SED-Diktatur auf-
gelehnt haben. Wir haben uns getraut und haben Wider-
stand in einer Diktatur geleistet. Unser Wunsch nach 
Freiheit, Demokratie und Selbstbestimmung war un-
gebrochen.

Als wir im Jahr 2020 unser Jubiläum feierten, blende-
ten wir viel aus, zum Beispiel den bereits seit Jahren 
andauernden Krieg in der Ostukraine. Wir ahnten nicht, 
welche Konsequenzen das haben würde – auch für uns.

Während sich für viele Menschen im westlichen Teil 
unseres Landes infolge der Wiedervereinigung kaum et-
was veränderte, außer, überspitzt gesagt, ein paar Zahlen 
auf dem Lohnzettel – durch den Soli, den ja alle zahlten –, 
wurden im anderen Teil unseres Landes ganze Leben auf 
den Kopf gestellt. Während die einen wie gewohnt in 
ihren Sommerurlaub fuhren, wurden die anderen über 
Nacht arbeitslos. Während die einen in ihrem gewohnten 
Umfeld wohnen blieben, als wäre nichts gewesen, muss-
ten die anderen ihre Familien verlassen und Arbeit in 
anderen Teilen der Republik suchen. Von einem Tag auf 
den anderen mussten sich Ostdeutsche in einem völlig 
fremden System zurechtfinden.1) Anlage 3
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Sicherlich, all das geschah aufgrund des Wunsches 
nach Freiheit und Selbstbestimmung. Doch solche Um-
brüche gehen auch an einem nach Freiheit strebenden 
Menschen nicht spurlos vorbei.

Mit diesen Schilderungen geht es mir ausdrücklich 
nicht darum, Wunden und Gräben zwischen Ost und 
West aufzureißen, sondern darum, gegenseitiges Ver-
ständnis zu schaffen. Auch wenn die Transformation 
seit der Wiedervereinigung eine gesamtdeutsche Aufgabe 
ist: Die starken politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Einschnitte erfuhren die Menschen in Ost-
deutschland. Den Westdeutschen blieben sie überwie-
gend unbekannt.

Wenn wir von Transformation sprechen, sollten wir 
also immer beachten, dass dahinter ganz konkrete Bio-
grafien, ganz reale Menschen mit beachtlichen Lebens-
leistungen stehen.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Hagen Reinhold 
[FDP])

Das Zukunftszentrum kann mit einer wissenschaftlichen 
und kulturellen Aufarbeitung im Dialog dies aufzeigen 
und den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken.

Während wir in den vergangenen Jahrzehnten den 
Blick stark nach innen richteten und eine eher innerdeut-
sche Perspektive auf den Transformationsprozesses ein-
nahmen, klammerten viele die historische europäische 
Perspektive aus. Dabei gab es bereits in den 70er- und 
80er-Jahren in Polen, in Ungarn, in der ČSSR und auch in 
der DDR zivilgesellschaftliche Bestrebungen nach demo-
kratischer Selbstbestimmung und der Wahrung der Men-
schenrechte. Doch das – und nicht nur das – wissen hier-
zulande viele nicht.

Möglicherweise waren fehlendes Wissen oder die feh-
lende Sensibilität die Gründe auch dafür, dass die Mai-
dan-Proteste in der Ukraine Ende 2013, Anfang 2014 bei 
vielen schnell in Vergessenheit gerieten. Unsere Erinne-
rungskultur bot für die demokratischen Bestrebungen in 
Ost- und Mitteleuropa, weder vor dem Zerfall der Sow-
jetunion noch danach, jenseits von Sonntagsreden nicht 
viel Platz – und das trotz durchaus ähnlicher Erfahrungen 
zumindest der Ostdeutschen.

Die Frage nach dem Warum müssen wir uns alle stel-
len. Und so mahnen uns die Ereignisse in der Ukraine und 
der seit dem 24. Februar andauernde Angriffskrieg Russ-
lands, den Blick nicht nur auf uns selbst zu richten. Viel-
mehr sollten wir den Betrachtungsradius auf die Trans-
formation in Europa erweitern. So kann ich persönlich 
die Unterzeichner/-innen des offenen Briefes, darunter 
über 95 Wissenschaftler/-innen, an der Stelle gut verste-
hen. Denn um die Transformation der 90er-Jahre zu ver-
stehen und einzuordnen, muss deren Vorgeschichte seit 
den 1970er-Jahren ebenso einbezogen werden wie ihr 
gesamteuropäischer Rahmen.

Das Zukunftszentrum sollte als Brückenbauer zwi-
schen Ost- und Westeuropa fungieren, um die Geschichte 
der postkommunistischen Regionen nicht nur in Deutsch-
land, sondern in ganz Westeuropa bekannter zu machen 
und den Einsatz der Zivilgesellschaft für Demokratie in 
diesen Ländern zu würdigen. Denn eine nationale Be-

trachtung der Geschichte greift zu kurz. Nur wenn wir 
auch an dieser Stelle gegenseitiges Verständnis aufbrin-
gen, kann Europa zusammenwachsen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nach mehr als drei Jahrzehnten im vereinigten Deutsch-
land ist es wichtig, dass unser Land weiterhin eng mit 
seinen Nachbarn zusammenarbeitet und wir gemeinsam 
die Demokratie in Deutschland und in ganz Europa stär-
ken.

Nun geht es darum, den Standort in den Ländern Bran-
denburg, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen- 
Anhalt oder Thüringen in einem Standortwettbewerb aus-
zuloten und die Gestaltung des Zentrums mit einem ge-
samteuropäischen Blick auf die Geschichte Deutschlands 
und Ost- und Mitteleuropas zügig und transparent vor-
anzubringen. Eine breite gesellschaftliche Debatte zur 
Stärkung des Profils des Zukunftszentrums wäre sehr 
wünschenswert. Ich bin davon überzeugt, dass das Zu-
kunftszentrum als Begegnungsort einen wichtigen Bei-
trag zum Diskurs zwischen Wissenschaft, Kultur und 
Zivilgesellschaft leisten wird und so für die Folgen der 
Transformationserfahrungen Deutschlands und seiner 
Nachbarn gegenseitiges Verständnis schaffen und den 
europäischen Zusammenhalt fördern wird.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Herrmann. – Als nächste 

Rednerin erhält das Wort die Kollegin Yvonne Magwas, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Yvonne Magwas (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Am 7. Oktober 1989 feierte die greise Regie-
rung der DDR in Ostberlin pompös den 40. Jahrestag der 
Staatsgründung. An diesem Tag gingen in Plauen, meiner 
Heimat, rund 15 000 mutige Menschen auf die Straße. Sie 
protestierten gemeinsam gegen die Zustände im Land.

Jörg Schneider, ein ehemaliger Wehrpflichtiger bei den 
Grenztruppen, hatte zuvor heimlich Flugblätter verteilt 
und zu dieser Demonstration aufgerufen. Wie von Geis-
terhand setzte sich damals der Demonstrationszug ohne 
erkennbare Führung in Bewegung. Erste Sprechchöre 
wurden laut. Die ersten Transparente für Reformen, Rei-
sefreiheit und Frieden erschienen. Die Staatsmacht setzte 
Wasserwerfer ein, doch es gelang nicht, die Menge auf-
zulösen. Das war der Beginn der Großdemonstrationen in 
der DDR. Der Wille zur Veränderung und das Verlangen 
nach Freiheit waren stärker als die Angst vor dem Sicher-
heitsapparat, vor Maschinenpistolen und Wasserwerfern.

In Plauen nahm die Friedliche Revolution ihren An-
fang. Ohne diese Friedliche Revolution hätte es die deut-
sche Einheit nicht gegeben. Die Wiedervereinigung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das große deutsche 
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Glücksereignis unserer jüngeren Geschichte. Aus „Wir 
sind das Volk“ wurde auch damals schnell „Wir sind ein 
Volk“. Und es folgten beispiellose Transformationsent-
wicklungen in den neuen Bundesländern, ebenso wie in 
allen Ländern Mittel- und Osteuropas. Schmerzhaft wa-
ren sie gleichwohl. Sie haben Narben hinterlassen. Aber 
wenn man heute durch unsere Städte und Gemeinden 
geht, sieht man auch, was alles entstanden und gelungen 
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Auch die europäische Einheit, meine Damen und Her-
ren, ist damit fest verbunden; ein weiterer großer Glücks-
fall, auch und gerade für uns Deutsche.

Meine Fraktion unterstützt die gute Idee eines Zen-
trums für Europäische Transformation und Deutsche Ein-
heit. Diese wurde von der Kommission „30 Jahre Fried-
liche Revolution und Deutsche Einheit“ der letzten 
Bundesregierung erarbeitet. Wir danken allen Mitglie-
dern für die Arbeit, und wir begrüßen auch das erarbeitete 
Konzept, welches auf drei Säulen fußt: Wissenschaft, 
Kultur sowie Dialog und Begegnung.

Die staatlichen, wirtschaftlichen und die gesellschaft-
lichen Veränderungen seit 1989 und 1990 und ihre Aus-
wirkungen auf die Menschen sind bisher sehr wenig sys-
tematisch erforscht. Aus diesen Erfahrungen und mit dem 
europäischen Blick können wir für die kommenden 
Transformationen auch wertvolle Schlüsse ziehen. Wir 
sollten auch heute schon definieren, wie wir diese wis-
senschaftlichen Erkenntnisse für nachfolgende Genera-
tionen nutzbar machen. Wie finden sie zum Beispiel ihren 
Weg in die Schulbücher?

Für ebenso wichtig halte ich das geplante Vorhaben, 
neue Formate des Gesprächs zwischen Bürgerschaft, 
Fachleuten und Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträgern zu finden. „Wir müssen reden“ trifft es 
ziemlich gut. Es besteht innerdeutscher und grenzüber-
schreitender Gesprächsbedarf, immer noch und immer 
wieder. Dem sollten wir Raum geben.

Jetzt gibt es eine Vielzahl von guten Ideen, Bewerbun-
gen, und vor allem gibt es eine breite Debatte. Die sehen 
wir aber noch am Beginn. Wir plädieren also dafür, jetzt 
nichts zu überstürzen, uns eher ein paar Monate mehr Zeit 
zu nehmen und die Fenster und Türen der Diskussion 
weit offenzuhalten, natürlich dann mit einem Ergebnis 
zum Standort, vor allem aber zum Konzept. Der Deutsche 
Bundestag, wir als Abgeordnete, sollten dabei ein sehr 
zentraler Akteur sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen uns 
unbedingt mit einem Impuls aus der Zivilgesellschaft – 
getragen unter anderem auch von fünf ehemaligen Kom-
missionsmitgliedern – befassen. Sie fordern – ich zitiere – 
eine Weiterentwicklung zu einem Europäischen Frei-
heits- und Zukunftszentrum, „das die politischen und 
kulturellen Bündnisse zwischen der deutschen Zivil-
gesellschaft und den europäischen Nachbarn stärkt, um 
gemeinsam Freiheit und Demokratie gegen autoritäre 
Herrschaft zu verteidigen.“ Im Angesicht der aggressiv- 
imperialistischen Politik des autokratischen Putin-Russ-
lands spricht vieles dafür, dies einzubinden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es gibt auch schon Vorbilder in den Europaregionen, 
beispielsweise in der Euregio Egrensis. Hier haben Bay-
ern, Sachsen, Thüringen und Tschechien gemeinsam 
schon viel Erfahrung mit großen wie kleinen grenz-
überschreitenden Projekten. An dieser Nahtstelle zwi-
schen Mittelosteuropa, Ost- und Westdeutschland werden 
Transformationsprozesse gemeinsam erlebt und bewäl-
tigt, und diese gilt es wissenschaftlich mehr zu nutzen.

Zum Schluss, lieber Herr Präsident: Auch die weiteren 
guten Empfehlungen der Regierungskommission sollten 
umgesetzt werden, beispielsweise das angedachte ost-
deutsche Begabtenförderungswerk. Nun, liebe Bundes-
regierung, lieber Carsten Schneider, seid ihr gefragt und 
gefordert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Magwas. – Sie haben ge-

sehen, dass mein schleswig-holsteinisches Herz den 
Sachsen gegenüber sehr, sehr großzügig war.

Nächster Redner ist der Herr Staatsminister Carsten 
Schneider für die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Carsten Schneider, Staatsminister beim Bundes-
kanzler:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren an den Bildschir-
men! Liebe Kollegin Magwas, vielen Dank für Ihre 
Rede – er gilt auch den Kolleginnen und Kollegen, die 
noch folgen oder bereits gesprochen haben – und auch für 
die Unterstützung des Zentrums für Deutsche Einheit und 
Europäische Transformation. Es ist – wie bereits ausge-
führt wurde – ein Auftrag aus der Kommission „30 Jahre 
Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“, die vor drei 
Jahren eingesetzt wurde. Leider haben bisher insbeson-
dere die Begegnungen zwischen Menschen aus Ost und 
West, Nord und Süd, aber auch aus Groß- und Klein-
städten oder auch die Begegnungen von Leuten, die vor 
1990 geboren wurden oder die nach 1990 geboren wur-
den, maximal an der Bildschirmkachel stattfinden kön-
nen.

Das ist bedauerlich, weil es Zeit gewesen wäre, nach 
diesen aufregenden, spannenden, umwälzenden 30 Jahren 
einmal kurz innezuhalten und sich zu fragen, was es mit 
unserer Gesellschaft gemacht hat, ob wir eng beieinander 
sind oder ob wir uns vielleicht mental auseinanderbewe-
gen oder -bewegt haben oder ob zwischen Stadt und Land 
die Unterschiede eigentlich viel größer sind, als sie zwi-
schen Ost und West sind. Das alles sind spannende 
Fragen, die in diesem Zukunftszentrum besprochen wer-
den sollen, wie auch die Frage der Transformation – das 
klingt sehr technisch –, also die komplette Umwälzung 
einer Gesellschaft von der totalen Sicherheit im Sinne 
von „Dein Arbeitsplatz ist sicher, dein Leben wird ge-
steuert“ zu „Du kannst alles selbst in die Hand nehmen 
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und bist frei“. Diese Freiheit ist für viele in Erfüllung 
gegangen. Für mich, der ich zur Wende 14 Jahre alt 
war, und für meine Familie kann ich das sagen. Ich kenne 
aber auch andere, bei denen das nicht der Fall war.

Was wir vor allem mit diesem Zentrum machen wol-
len, ist, wieder Interesse füreinander zu wecken, also für 
die unterschiedlichen Begegnungen zwischen Ost und 
West. Ich kann nur sagen: In meiner Zeit in Erfurt hatten 
wir den ersten Austausch mit einem katholischen Mäd-
chengymnasium in Limburg. Ich erinnere mich noch sehr 
genau daran, als wir dort als 14-jährige Plattenbaukinder 
aufschlugen. Es war ein Kulturschock, der da stattgefun-
den hat, aber es war ein spannender und ein interessanter. 
So viel kann ich verraten, und meine Freunde von damals 
wissen noch genau, was ich meine.

Solche Begegnungen haben allerdings weniger in den 
letzten Jahren stattgefunden, um ehrlich zu sein. Ich fin-
de, dass diese Begegnungen nicht nur notwendig sind, 
sondern dass es eine Gesellschaft auch ausmacht, zu re-
flektieren und neugierig zu bleiben.

Wir starten diesen Standortwettbewerb so, wie Sie ihn 
mit uns beauftragt haben – vielen Dank für diese Unter-
stützung. Wir starten ihn ergebnisoffen und auch ort-
schaftsoffen, um das ganz klar zu sagen. Wir legen die 
Kriterien an, die die Einheitskommission und auch die 
letzte Bundesregierung in ihrem Beschluss im Juni ge-
fasst haben und die Sie auch im Antrag wiederfinden. Ich 
möchte Sie auch herzlich dazu einladen, dass wir diese 
Entscheidung durch eine Konsultation mit den Fraktio-
nen in einer Jury treffen. In dieser Jury möchte ich – das 
will ich klar sagen – gar kein Stimmrecht haben, weil ich 
nicht möchte, dass es so aussieht, als sei das Ergebnis 
vorgegeben. Es ist offen, und ich bin wirklich sehr be-
geistert, wie viele Städte in Ostdeutschland Interesse da-
ran zeigen, dass es diesen bundespolitischen Leuchtturm 
geben soll. Ich hatte Gelegenheit, mir das bei Frau Kol-
legin Magwas in Plauen anzugucken; es gab aber auch 
Einladungen aus Jena, aus Frankfurt/Oder, denen ich – 
wie auch die Kommission – nachkomme.

Der zweite Punkt, den ich noch ansprechen will: Es 
geht nicht darum, dass wir eine „Nabelschau Ost und 
West“ machen, sondern darum, dass wir den europäi-
schen Blick weiten. Deswegen habe ich meine erste 
Dienstreise ins Ausland in meiner Funktion als Beauf-
tragter der Bundesregierung für Ostdeutschland auch 
ganz bewusst nach Prag gemacht. Ich kann Ihnen berich-
ten, dass die tschechische Regierung klar gesagt hat, dass 
sie sich an diesem Projekt beteiligen, sich mit einbringen 
will. Ich werde mit ihrer Unterstützung im Juni nach 
Polen reisen, um auch dort dafür zu werben, dass wir 
die mittel- und osteuropäischen Länder als Bestandteil 
der neuen Europäischen Union, aber eben auch als frühe-
rer Bestandteil der anderen Seite des Eisernen Vorhangs 
sehen. Wir Ostdeutsche sind sehr froh und dankbar für die 
Solidarnosc-Bewegung in Polen, aber auch für die Unter-
stützung aus Ungarn oder durch die Prager Botschaft. Wir 
sind dankbar, dass dort die Bewegungen hin zur Freiheit 
stattfanden, die uns die Möglichkeit gegeben haben, die 
Mauer einzureißen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Zu oft habe ich – das will ich selbstkritisch sagen – den 
politischen Blick nach Westen gerichtet – damit meine 
ich nicht Koblenz, sondern Paris, London, Washington – 
und zu wenig und zu selten nach Vilnius, Bukarest oder 
Prag. Ich finde, dass dieser Blick uns als Bundesrepublik 
Deutschland guttut, und ich lade Sie herzlich dazu ein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. 
Yvonne Magwas [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Marc Jongen, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Marc Jongen (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um es vor-

wegzunehmen: Unser Problem mit dem Zukunftszentrum 
für Europäische Transformation und Deutsche Einheit ist 
nicht, dass die Lebensleistung der Ostdeutschen gewür-
digt und wissenschaftlich erforscht werden soll, dass 
Ausstellungen und Bürgerdialoge dazu stattfinden. Wir 
sind die Letzten, die das nicht unterstützen würden. Unser 
Problem ist, dass dieser Aspekt zugunsten der soge-
nannten Europäischen Transformation immer weiter in 
den Hintergrund tritt. Auf den letzten Metern haben Sie 
auch den Titel geändert: Die „Deutsche Einheit“ steht 
jetzt nur noch an zweiter Stelle; das lässt tief blicken.

Sie versuchen hier, das historische Narrativ zu etab-
lieren, die Friedliche Revolution und die deutsche Einheit 
seien quasi nichts anderes gewesen als eine Art Durch-
gangsstadium zu einem bunten und vielfältigen EU-Eu-
ropa; aber die Bürger der DDR, meine Damen und Her-
ren, sind 1989 unter Einsatz ihres Lebens für ihre Freiheit 
in einem geeinten und souveränen Deutschland auf die 
Straße gegangen und nicht dafür, dass unsere Souveräni-
tät an einen europäischen Superstaat mit Sitz in Brüssel 
verscherbelt wird.

(Beifall bei der AfD)
Ihr Antrag spricht ja nur sehr abstrakt und verwaschen 

von Transformation. Der Klartext findet sich in den 
Vorschlägen der sogenannten Konferenz zur Zukunft Eu-
ropas, die das EU-Parlament in seiner letzten Sitzungs-
woche quasi unter Ausschluss der Öffentlichkeit durch-
geführt hat.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wird nichts mehr!)

Was kommt da alles auf uns zu? – Eine gemeinsame 
europäische Armee, vereinheitlichte Steuerpolitik, ver-
schärfte Sanktionsmöglichkeiten gegen einzelne Mit-
gliedstaaten, Aufgabe des Einstimmigkeitsprinzips sowie 
gesamteuropäische Volksabstimmungen – mit anderen 
Worten: Die Südländer werden demnächst mit ihrer 
Mehrheit über die Zahlungsverpflichtungen Deutsch-
lands entscheiden. Ganz wichtig ist Ihr Lieblingsprojekt: 
die Umsetzung einer gemeinsamen und kollektiven Mi-
grationspolitik inklusive Aufklärung von Kindern ab Be-
ginn der Grundschule über Migration und Integration.
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(Yvonne Magwas [CDU/CSU]: Was hat das 
denn mit dem Zukunftszentrum zu tun? – 
Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Reden Sie 
noch zum Antrag?)

Meine Damen und Herren, ein amerikanischer Bun-
desstaat wird mehr nationale Souveränität besitzen als 
Deutschland nach diesen Reformen.

(Beifall bei der AfD)

Wir werden zu einer tributpflichtigen Provinz Brüssels 
herabgestuft, und Sie alle, die sich demokratisch nennen-
den Parteien, haben dem in Straßburg zugestimmt. Das ist 
das Gegenteil von demokratisch; denn ohne das deutsche 
Staatsvolk als Souverän hört die Demokratie in Deutsch-
land zu existieren auf.

(Beifall bei der AfD)

Das sollten Sie dem Volk zumindest auch offen sagen.
Vor diesem Hintergrund weist all die plakative Bürger-

beteiligung in der Zukunftskonferenz, wie jetzt auch in 
dem Zukunftszentrum, doch einen deutlichen Alibicha-
rakter auf. Man kann sich des Eindrucks einer Demokra-
tiesimulation nicht erwehren, zumal Sie ja vor allem die 
sogenannte Zivilgesellschaft einbeziehen wollen, also re-
gierungskonforme NGOs, die Sie sich mit Steuermitteln 
zuvor selbst herangezogen haben. Und wenn wir dann 
noch lesen, im Abschlussbericht der Kommission 
„30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“, 
es gebe – ich zitiere – „noch immer ein signifikant höhe-
res Niveau an Rassismus, Fremden- und Ausländerfeind-
lichkeit in Ostdeutschland“, daher solle sich „das zu 
gründende Zukunftszentrum … der Frage nach den Be-
dingungen weltoffener und damit zukunftsfähiger Ver-
hältnisse in Ostdeutschland mit besonderer Vordringlich-
keit widmen“ – in großen Lettern geschrieben!

(Stephan Brandner [AfD]: Um Gottes willen!)

Da wird doch die arrogante Attitüde offenbar, die Sie den 
Ostdeutschen in Wahrheit immer noch entgegenbringen.

(Beifall bei der AfD – Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagt der Wessi!)

Nehmen Sie endlich zur Kenntnis, dass man in Dresden 
oder Rostock keine Verhältnisse wie in Frankfurt-Bahn-
hofsviertel oder in Duisburg-Marxloh haben will. Das ist 
absolut legitim, und es ist infam, das als Rassismus zu 
diffamieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Ich komme zum Schluss. Wir stimmen dennoch nicht 
gegen ein „Zukunftszentrum für Deutsche Einheit“, son-
dern wir werden uns enthalten, vor allem wegen der po-
sitiven Potenziale. Wenn Sie mit der ost- und mitteleuro-
päischen Vernetzung wirklich Ernst machen und wirklich 
Vertreter der Mehrheitsmeinung – etwa aus Polen oder 
aus Ungarn – zu Wort kommen lassen, dann könnte hier-
zulande sogar manche Verirrung in Sachen Migration 
oder europäische Zentralisierung heilsam korrigiert wer-
den.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Jongen. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Thomas Hacker, 
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Thomas Hacker (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir kommen zurück zum Thema.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die Bilder prägten sich ein: Am 27. Juni 1989 durch-
schnitten der Außenminister Ungarns, Gyula Horn, und 
sein österreichischer Kollege Alois Mock bei Sopron den 
Grenzzaun zwischen beiden Ländern. Der erste Zaun 
zwischen Ost und West öffnete sich, die Grenzen im 
Herzen Europas folgten. Die Mauer wurde eingedrückt, 
der Eiserne Vorhang war Vergangenheit.

Das waren die sichtbaren Zeichen einer Bewegung der 
Menschen, ihres Kampfes für Freiheit und Demokratie. 
Die Friedliche Revolution erfasste die DDR, die Samtene 
die Tschechoslowakei und die Singende das Baltikum. 
Die in Polen losgetretenen Wellen setzten sich fort und 
erfassten die Menschen in der Sowjetunion, in den Län-
dern des Warschauer Paktes bis weit an die bulgarische 
Schwarzmeerküste mit einer unvergleichlichen Dyna-
mik. Die Freiheit hatte gesiegt.

Aus sozialistisch geprägten Gesellschaften entstanden 
marktwirtschaftlich orientierte Demokratien. Aus den ge-
lebten Utopien des real existierenden Sozialismus wur-
den mit einem Schlag Transformationsgesellschaften, in 
denen die Menschen ihren Platz neu finden mussten. Der 
Systemwechsel traf die Menschen unvorbereitet und mit 
allen Konsequenzen für ihr Leben – ihr berufliches und 
vor allem ihr privates Leben. Ja, es gab gesellschaftliche 
Brüche, die bis heute nicht geheilt sind, und große Ent-
täuschungen, die bis heute nicht überwunden sind. Das 
lässt sich nicht beschönigen und auch nicht leugnen, und 
doch: Ostdeutsche Städte und Gemeinden haben sich zu 
Boom-Regionen mit hoher Wirtschaftsdynamik, hervor-
ragender Lebensqualität, einer exzellenten Hochschul-
landschaft und großer Innovationskraft entwickelt.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Zukunftsweisende Unternehmen schaffen neue Arbeits-
plätze, gerade auch in letzter Zeit. Heute ist der Lebens-
standard der Menschen in Ostdeutschland deutlich ge-
wachsen.

Natürlich gibt es weiter Aufholbedarf. So unvorberei-
tet der Systemwechsel kam – die danach gemachten Er-
fahrungen bei uns und unseren Nachbarn scheinen auch 
vieles gemeinsam zu haben. Von diesen Erfahrungen zu 
lernen, ist der Weg, den wir mit dem Zukunftszentrum für 
Europäische Transformation und Deutsche Einheit be-
schreiten wollen. Mit diesem Zukunftszentrum bekom-
men wir eine Einrichtung, einen Thinktank von gesamt-
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europäischer Bedeutung, eine Bedeutung, die das Euro-
päische Zentrum der Solidarnosc in Danzig bereits hat. 
Es erinnert an die Geschichte und behauptet sich auch in 
Zeiten nationalkonservativen Gegenwinds.

(Beatrix von Storch [AfD]: Reden Sie mal zum 
Thema!)

– Ihren Gegenwind ertragen wir auch.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 

SPD)
Es arbeitet für unsere gemeinsame europäische Identität. 
Es mahnt an die Bedeutung von Frieden, Demokratie und 
Freiheit, und daran werden wir auch Sie immer erinnern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Heute ist das wichtiger denn je.
Das Gemeinsame ist das zentrale Element, das das 

Zukunftszentrum künftig in den Mittelpunkt stellen soll. 
Wir wünschen uns, dass die Erfahrungen so vieler Men-
schen, die glücklichen und die bitteren, die Lebens-
leistungen eine größere Würdigung erfahren, damit 
gesellschaftliche Brüche geheilt und Enttäuschungen 
überwunden werden.

Wir wollen, dass das Zukunftszentrum ein Ort wird, 
der breit getragen wird und zeigt, dass die deutsche Ein-
heit immer ein Teil einer europäischen Einigung war. 
Daran wollen wir arbeiten, gemeinsam, für die Menschen 
in Deutschland, für die Menschen in Europa.

Danke. 
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hacker. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich bin eine große Freundin der 
Wissenschaft, doch was in diesem Zentrum untersucht 
werden soll, das kann Ihnen jeder Ostdeutsche auf der 
Straße erzählen. Wenn Sie untersuchen wollen, warum 
viele Menschen in Ostdeutschland die deutsche Einheit 
als fremdgesteuert wahrnehmen, schauen Sie doch ein-
fach mal, wer in den Chefetagen in Ostdeutschland und in 
der Bundesregierung sitzt. Da kann man die Ostdeut-
schen mit der Lupe suchen, und das ist für viele Fremd-
bestimmung. Das ist doch wohl klar.

(Beifall bei der LINKEN)
Oder schauen Sie sich die Geschichte der Treuhand an. 

Das war eine Industrievernichtungsmaschine. Sie hat den 
maximal möglichen Schaden verursacht.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Darüber kann man doch reden! – 
Stephan Brandner [AfD]: Maximalen Schaden 

hat die SED verursacht, Frau Lötzsch! Die hat 
alles verkommen lassen!)

Sie hat Ostdeutschland deindustrialisiert, und die Ab-
wicklung von Wirtschaft, Wissenschaft, Sport und Kultur 
haben in Ostdeutschland dauerhaften Schaden angerich-
tet. Und darüber müssen wir reden, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Auf unsere Nachfrage hat die Bundesregierung berich-

tet, dass von 1998 bis heute 90 Prozent aller öffentlichen 
Bibliotheken und nahezu zwei Drittel der Theater in 
Ostdeutschland geschlossen wurden. Ebenso verhält es 
sich mit den Kinos, und selbst jedes zweite Orchester 
im Osten ist mittlerweile spurlos verschwunden. Das ist 
der falsche Weg, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Darum muss doch die richtige Schlussfolgerung sein: 

Wir müssen endlich wirksame Dinge für die Menschen in 
Ostdeutschland tun.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, lösen Sie sich 
mal auf! Auflösen und abwählen!)

Wir müssen verhindern, dass ein großer Teil der ostdeut-
schen Rentner in Altersarmut fällt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Tun Sie etwas, damit die Menschen ihre Miete und ihre 
Heizkosten bezahlen können!

Wenn wir den gesellschaftlichen Zusammenhalt stär-
ken wollen, dann reicht ein Zukunftszentrum nicht aus, 
sondern wir brauchen in jeder Stadt ein Kulturhaus und 
einen öffentlichen Sportplatz.

(Beifall bei der LINKEN)
In den Kommunen fehlen über 159 Milliarden Euro an 

Investitionen, hat uns die KfW, die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau, vorgerechnet. Allein für Schulen fehlen über 
45 Milliarden Euro. Also müssen wir hier mehr Geld 
reinstecken; denn in Schulen und Universitäten wird ge-
lehrt und geforscht, und dort sollen Jugendliche die De-
mokratie jeden Tag erleben können.

(Beifall bei der LINKEN)
Und vor allem – das ist die feste Überzeugung der 
Linken – sollen die Jugendlichen lernen, dass Krieg 
kein Mittel der Politik mehr sein darf und dass Aufrüs-
tung keinen Frieden sichert.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, eine europäische Zukunft 

werden wir nur haben, wenn wir sie gemeinsam friedlich 
gestalten. Und das ist unser Grundanliegen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Das war jetzt die Dankbarkeit über die 
deutsche Einheit!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lötzsch.
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(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

– Der Kollege Birkwald weist darauf hin, dass die Linke 
die Redezeit nicht ausgeschöpft hat. – Das hilft aber auch 
nicht weiter, Kollege Birkwald.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
freut Sie doch immer!)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Katrin Budde, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Katrin Budde (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn Sie 

bei Facebook Werbung bekommen mit der Frage „Sind 
Sie 1965 geboren oder früher?“ und dann das Angebot für 
ein superkleines leistungsfähiges Hörgerät kommt oder 
wenn Sie beim Eintragen des Geburtsjahres im Formular 
so lange zurückscrollen müssen, dass Sie schon denken: 
„Kommt das noch?“, dann wissen Sie: Sie haben schon 
ein ganz schönes Stück Lebenszeit hinter sich gebracht.

(Beifall des Abg. Gereon Bollmann [AfD])
Bei mir ist das jedenfalls so, und ich sage für mich: Es 

war eine gute Lebenszeit bis hierher, eine Lebenszeit in 
zwei Staaten, die unterschiedlicher nicht sein könnten. 
Ich war Teil einer friedlichen Revolution, ich habe die 
SPD, eine freie, demokratische Partei, in meiner Region 
mit gegründet und aufgebaut. Ich war Teil des Aufbaus 
meines Bundeslandes. Ich habe Strukturbrüche gesehen 
und Strukturwandel gestaltet, als Landespolitikerin, als 
Landesministerin, zum Teil erfolgreich; aber oft genug 
bin ich auch gegen Wände gerannt.

Ich habe als junge Diplom-Ingenieurin erlebt, wie mir 
schlechter qualifizierte Erwachsenenbildner aus dem 
Westen etwas beibringen wollten und wie Haupttech-
nologen großer ostdeutscher Betriebe den Kopf eingezo-
gen haben, weil sie nicht wussten, was sie im neuen 
System sagen dürfen.

Ich habe miterlebt, wie meine Eltern mit Ende 50 aus 
dem Berufsleben ausscheiden und ihr Leben komplett 
neu sortieren mussten, und ich habe gelackte junge Typen 
von McKinsey und Arthur D. Little erlebt, die noch nie 
einen Betrieb von innen gesehen hatten, die uns aber 
erzählen wollten, wie man die Betriebe umstrukturiert.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und der 
Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])

Und ich habe auch miterlebt, wie viel Gestaltungswillen, 
wie viel Mut und Kraft in einer Gesellschaft steckt, ob-
wohl der Alltag ihrer Menschen von einem Tag auf den 
anderen komplett anders war.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Was aber mein persönliches Leben beschreibt, ist, dass 
ich immer Teil derer war, die gestaltet haben. Für viele 
Menschen in Ostdeutschland und Osteuropa war und ist 
das anders. Sie waren und sind Teil eines Prozesses, aber 
mit weit weniger aktiven Gestaltungs- und Entschei-
dungsmöglichkeiten.

Wir wissen heute, dass die Zeit nach 1990 nur sehr 
wenig mit Strukturwandel, dafür aber umso mehr mit 
Strukturbrüchen zu tun hatte. Das war in Ostdeutschland 
so; aber wir wurden durch das wiedervereinte Deutsch-
land in einem gemeinsamen System nicht nur sozial auf-
gefangen, sondern für uns gab es eine besondere, bessere 
Situation. Und trotzdem behaupte ich, dass auch heute 
noch in den Tiefen der weiter westlich liegenden deut-
schen Bundesländer sehr vielen nicht klar ist, wie groß 
der Bruch 1990 war, dass er gesellschaftlich viel, viel 
tiefer ging, als vermutet wird, und daraus auch ein Teil 
der deutsch-deutschen Missverständnisse resultiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist weder Jammern noch Anklagen. Wer mich 
kennt, weiß, dass ich weder das eine noch das andere 
tue. Der Weg aus der Diktatur heraus und hinein in die 
demokratische Gesellschaft war und ist für mich alterna-
tivlos. Aber wenn man selbst nicht Teil einer so tiefgrei-
fenden gesellschaftlichen Transformation ist, hat man 
ganz andere Alltagssorgen, und die prägen dann eben 
auch das Verständnis. Um aber zu verstehen und zu ler-
nen, müssen Strukturwandel, Strukturbruch und Trans-
formation mit ihren gesellschaftlichen Auswirkungen 
stärker noch in den Fokus rücken.

Eine Säule des Zukunftszentrums soll diese giganti-
sche Aufgabe übernehmen. Diese Transformationsfor-
schung muss in ständiger Auseinandersetzung mit der 
Gesellschaft stattfinden, an einem Ort, wo Veränderung 
auf Veränderung trifft und wo geballte Bevölkerungsmei-
nung auf Wissenschaft trifft.

Meine Damen und Herren, wie viel härter muss der 
Prozess in den osteuropäischen Nachbarländern gewesen 
sein? Und das war er auch. Die Entwicklung Ostdeutsch-
lands muss deshalb auch immer im Kontext mit der Ent-
wicklung in Osteuropa gesehen werden.

Ivan Krastev schreibt immer wieder sehr deutlich da-
rüber, warum Regionen oder Nationen, die gezwungen 
werden oder die sich auch selber dazu entscheiden, an-
dere gesellschaftliche Systeme anzunehmen, sie zu imi-
tieren, nicht glücklich werden. Sein Zitat: Das Leben des 
Imitators wird zunehmend von Gefühlen der Unzuläng-
lichkeit, Minderwertigkeit, Abhängigkeit und des Ver-
lusts der eigenen Identität beherrscht.

Es lohnt sich übrigens, seine Aufsätze in Gänze zu 
lesen; denn auch wenn er eigentlich über die osteuropäi-
schen Staaten schreibt, so beschreibt er ein Problem, das 
wir alle gemeinsam auch in Deutschland haben, in dem 
Prozess, den Willy Brandt mit den Worten beschrieben 
hat: Es wächst zusammen, was zusammengehört. – Aber 
es wächst noch.

Den Satz „Wir wollen kein Imitat des Westens sein“, 
den höre ich und hören viele von uns seit über zwei Jahr-
zehnten auch in Ostdeutschland, und das müssen wir 
ernst nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Deshalb brauchen wir den Dialog miteinander – gesell-
schaftlichen Dialog zwischen Bürgerinnen und Bürgern 
unterschiedlicher Regionen, zwischen Generationen –, 
Debattenort und Begegnungszentrum. Das soll die zweite 
Säule des Zukunftszentrums sein.

Wir brauchen in unserer Zeit mit ihren großen globalen 
neuen Herausforderungen keine Fragmentierung der Ge-
sellschaft, sondern wir brauchen Zusammenhalt, einan-
der Verstehen – im besten Falle Verständnis füreinander – 
und die aktive Entscheidung dafür, die Herausforderun-
gen gemeinsam anzugehen.

Und was wäre Dialog ohne Kultur? Deshalb steht über 
der dritten Säule des Zukunftszentrums das Wort „Kultur-
zentrum“. Wer eine Ahnung davon bekommen will, von 
welcher Idee wir uns dabei haben leiten lassen, sollte sich 
das Solidarnosc-Zentrum in Danzig ansehen. Ständige 
und temporäre Ausstellungen, kulturelle Bildung, künst-
lerische Auseinandersetzung mit Phänomenen der gesell-
schaftlichen Transformation, Würdigung gesellschaftli-
cher und individueller Lebensleistung, Austausch über 
die geschichtliche Entwicklung bis ins Heute und Ideen-
entwicklung für das Morgen, Wanderausstellungen in die 
Republik – das ist nur eine unvollständige und kursori-
sche Beschreibung.

Trotz der unterschiedlichen Entwicklungen im neuen, 
größeren Europa haben wir über die Jahre ein gutes, ein 
neues Europa, ein stärkeres Europa aufgebaut, das sich in 
Krisen gegenseitig stützt. Und wir erleben seit dem Über-
fall Russlands auf die Ukraine, wie stark dieses neue 
Europa trotz der Unterschiedlichkeiten ist.

Wir stehen alle vor großen Herausforderungen. Die 
nächsten Transformationsprozesse stehen ins Haus. Ener-
gie ist dabei ein großes Thema. Die Auswirkungen auf 
die Automobilindustrie betreffen alle Regionen Europas 
mit ihren Arbeitsplätzen. Deshalb: Lassen Sie uns gute 
Ideen für ein gutes gemeinsames Morgen entwickeln!

Ein Dank noch zum Schluss an alle, die in der Kom-
mission und an dem Zukunftszentrum mitgearbeitet ha-
ben. Als Teil beider Gruppen weiß ich, wie arbeitsauf-
wendig und intensiv der Prozess war.

Eine Entschuldigung an die CDU/CSU-Fraktion! Ich 
will es hier auch sagen: Sie sind als Koalitionspartner der 
letzten Legislatur gleichsam mit Geburtshelfer dieses 
Zentrums. Es ist mein Versäumnis; ich habe Sie einfach 
zu spät eingebunden, sonst hätte es auch ein gemeinsamer 
Antrag sein können. Ich würde mich aber freuen, wenn 
wir den Prozess weiter alle gemeinsam begleiten würden, 
wenn wir im Plenum und auch im Ausschuss beraten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ein guter Schluss!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Schon wieder hatte ich ein großes Herz.

(Katrin Budde [SPD]: Ich habe darauf gesetzt, 
weil „Sachsen“ bei „Sachsen-Anhalt“ ja auch 
mit drinsteht, Herr Präsident, und für Sachsen 
haben Sie ja ein großes Herz!)

– Ich bin gebürtiger Niedersachse; insofern schließt sich 
der Reigen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Nun ist der nächste Redner der Kollege Dr. Jonas 
Geissler, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Kollegin Budde, wir bedanken uns gleich am An-
fang für das Statement am Schluss, weil wir uns die 
Einbindung natürlich gewünscht hätten, da es ein ge-
meinsames Projekt ist. Es ist ein gemeinsames Projekt 
der vergangenen Bundesregierung, das es jetzt gilt in 
die Zukunft fortzuführen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und ich glaube, es ist auch ein gemeinsames Projekt, das 
Ost und West miteinander verbindet – genau so, wie Sie 
das dargestellt haben –, weil es ein Projekt ist, bei dem es 
einfach um Vertrauen geht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zu meinem Wahlkreis Coburg gehören unter anderem 
Coburg, Kronach und Geroldsgrün. Er liegt im Norden 
Bayerns, direkt an der ehemaligen innerdeutschen Gren-
ze. Ich bin ein, sagen wir mal, Kind der Wiedervereini-
gung – in Anführungszeichen –; als es die deutsche Tren-
nung gab, war ich Kleinkind. Aber ich habe den 
Einigungsprozess erlebt, und zwar genau mit dem Blick-
winkel, der uns in der Grenzregion jeden Tag aufs Neue 
beschäftigt hat, weil wir erlebt haben, wie die Menschen 
in Ostdeutschland arbeitslos geworden sind, weil wir er-
lebt haben, wie Demografie eine Region beeinflusst, weil 
wir erlebt haben, dass das auch Auswirkungen auf das 
nördliche Bayern hatte, weil wir erlebt haben, dass Gren-
zen weggefallen sind und dass Freundschaften auf beiden 
Seiten der Grenze entstanden sind.

Ich war am vergangenen Sonntag beim Oberfränki-
schen Bezirksschützentag. Er hat das erste Mal nicht in 
Nordbayern, sondern in Südthüringen stattgefunden, und 
zwar in Sonneberg, unter dem Motto „Sportschützen 
überwinden Grenzen“. Das war eine tolle Veranstaltung, 
die sich in einer Tradition wiedergefunden hat, mit der 
wir auf fränkischer Seite ein paar Jahre vorher angefan-
gen haben, indem wir den Tag der Franken auch zum 
ersten Mal in Thüringen veranstaltet haben, in dem Be-
wusstsein, dass Franken nicht an den bayerischen Lan-
desgrenzen endet, sondern dass es eben auch einen frän-
kischen Teil Thüringens gibt. Das ist genau das, was uns 
in der Grenzregion ausmacht: dass man zusammen arbei-
tet, dass man zusammen lebt und dass man auch gemein-
sam Themen setzt.

Ich glaube, im Zukunftszentrum ist so etwas auch 
möglich. Der Titel an sich passt – ich muss ehrlich zu-
geben: als ich ihn das erste Mal gehört habe, habe ich 
gedacht: der ist sehr, sehr sperrig –, weil er genau das 
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beschreibt, worauf es ankommt: einen unglaublichen 
Transformationsprozess, eine Zukunftsperspektive und 
eine deutsche Einheit, die zugleich europäische Einheit 
ist. Das muss unser Anspruch für die Zukunft sein, den 
wir jetzt auch weiterführen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Die Unterzeichner des am 11. April 2022 veröffent-
lichten offenen Briefes, mit dem gefordert wird, die euro-
päische Dimension beim Zukunftszentrum für Deutsche 
Einheit und Europäische Transformation mehr in den 
Mittelpunkt zu stellen, hatten in vielen Punkten recht, 
weil wir sehen, dass das, was wir in Deutschland haben 
und auf das wir im Sinne der Demokratisierung, im Sinne 
der Einheit, die entstanden ist, und im Sinne der Freiheit 
so stolz sind, auch rückabgewickelt werden kann. Frei-
heit – das ist kein Weg, der nur in eine Richtung geht; 
Freiheit kann sich auch umkehren.

Wenn jemand vor 15 Jahren am Roten Platz in Moskau 
mit einem Schild gestanden und demonstriert hätte, hätte 
er da den ganzen Tag gestanden. Heute steht er da keine 
fünf Minuten mehr. Im russischen Parlament wird offen 
über die Wiedereinführung der Todesstrafe diskutiert. 
Keiner von uns hätte gedacht, dass ein Land seinen Nach-
barn überfällt. Und deswegen ist diese europäische Di-
mension so zentral und auch so wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Deswegen glaube ich, dass es in dem Fall eben genau 
nicht darum geht, dass wir eine „tributpflichtige Provinz 
Brüssels“ sind, wie das die AfD gerade formuliert hat, 
sondern dass es darum geht, dass wir Europa als Einheit 
denken, dass wir Europa als Einheit sehen, die für die 
Demokratie aufsteht, die für die Freiheit eintritt. Genau 
das können wir im Zukunftszentrum formulieren, indem 
wir die Zivilgesellschaft einbinden, indem wir Menschen 
in beiden Teilen Deutschlands miteinander verbinden, 
indem wir Menschen in ganz Europa in den Mittelpunkt 
stellen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

indem wir Demokratie stärken, weil das das Zentrale all 
unseres Gemeinwesens ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen den Weg 
mit Ihnen gemeinsam. Wir freuen uns auf die Zusammen-
arbeit und darauf, dass wir die Perspektive des Zukunfts-
zentrums ein bisschen erweitern; denn ich glaube, das ist 
unser gemeinsamer Anspruch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Letzter Redner in dieser 

Debatte ist der Kollege Friedhelm Boginski, und es ist 
seine erste Parlamentsrede.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN und 
des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Friedhelm Boginski (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wenn wir nach mehr als 30 Jahren über die deutsche 
Einheit sprechen, klingt das manchmal so, als ob die 
Wiedervereinigung nach einem bestimmten Zeitraum er-
reicht wäre oder erreicht sein muss. Aber dem ist nicht so, 
sondern die Einheit ist das Ziel eines Prozesses, der in der 
Friedlichen Revolution durch Millionen Menschen im 
Ostteil der Republik begonnen wurde und am 3. Oktober 
1990 ein Zwischenziel erreichte: die staatliche Einheit.

Das war ein Tag der Emotionen, ein Tag der Freude, 
der Überwindung der SED-Diktatur mit seinem Unter-
drückungsapparat, aber es war auch ein Tag der vielen, 
vielen individuellen Hoffnungen und Wünsche für eine 
bessere Zukunft. Und dann prallten die Menschen mit 
ihren Wünschen unvorbereitet auf die wettbewerbsori-
entierte Marktwirtschaft.

Als ehemaliger Bürgermeister der brandenburgischen 
Kreisstadt Eberswalde habe ich die Auswirkungen der 
Einheit selbst erlebt: eine Stadt, die rund 15 000 Arbeits-
plätze und große Betriebe verloren hat, eine Stadt, die von 
53 000 Einwohner auf 38 000 schrumpfte, weil gut aus-
gebildete junge Frauen – junge Menschen insgesamt – die 
Stadt verließen, eine Stadt, die zeitweise in Perspektivlo-
sigkeit abrutschte und rechtsextremistische Gewalttaten 
zu beklagen hatte. Die Menschen im östlichen Teil der 
Republik mussten sich den schmerzhaften Entwicklun-
gen und Umbrüchen stellen. Eberswalde hat auf Bildung, 
Kultur, Zivilgesellschaft und jeden einzelnen Menschen 
gesetzt, der sich weiterentwickeln wollte und konnte.

Bildung, Kultur und Zivilgesellschaft: Das ist das 
Grundkonzept, wenn wir heute über das Zukunftszen-
trum für Deutsche Einheit und Europäische Transforma-
tion sprechen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Schaffung dieses Zentrums ist Ausdruck des Willens, 
die gesellschaftlichen Entwicklungen vor, während und 
nach den Systemumbrüchen besser zu verstehen und pra-
xisorientierte Lehren daraus zu ziehen.

Was können wir gemeinsam in Deutschland besser 
machen, während wir gleichzeitig darauf achten, wie es 
unseren mittelosteuropäischen Nachbarn in der Transfor-
mation ergangen ist und wie wir mit gegenseitigem Ver-
ständnis die europäische freiheitliche, demokratische Zu-
kunft gestalten können? Ein Schlüssel dabei ist die 
Anerkennung und Wertschätzung jedes einzelnen Men-
schen und seiner Biografie, aber auch das Vertrauen da-
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rauf, mit Bildung, Kultur, einer starken Zivilgesellschaft 
und den Erfahrungen der Vergangenheit die Zukunft er-
folgreich zu gestalten.

Und jetzt der letzte Satz: Mit dem Zukunftszentrum für 
Deutsche Einheit und Europäische Transformation schaf-
fen wir hierfür die Grundlage.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Boginski. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung. Tagesordnungs-

punkt 4 a. Wir kommen zu dem Antrag der Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf Drucksache 
20/1857 mit dem Titel „Ein Zukunftszentrum für Euro-
päische Transformation und Deutsche Einheit schaffen“. 
Die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
wünschen Abstimmung in der Sache, die Fraktion CDU/ 
CSU wünscht Überweisung an den Ausschuss für Kultur 
und Medien. Nun bin ich gespannt.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Ausschussüberweisung? – 
Das sind die Oppositionsfraktionen CDU/CSU, AfD und 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Vertreter 
der Regierungskoalition. Damit ist der Überweisungs-
antrag abgelehnt.

Wir kommen daher zur Abstimmung über den Antrag 
auf Drucksache 20/1857 in der Sache. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist dieser Antrag bei Enthaltung der Frak-
tionen AfD und Linke mit den Stimmen der übrigen 
Fraktionen des Hauses angenommen.

Tagesordnungspunkt 4 b. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 20/1764 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das 
sehe und höre ich nicht. Dann verfahren wir wie vorge-
schlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b:

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU

Masterplan Hilfe, Sicherheit und Integra-
tion für ukrainische Frauen, Kinder und 
Jugendliche

Drucksachen 20/1335, 20/1537

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Clara Bünger, Dr. Gesine 
Lötzsch, Nicole Gohlke, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion DIE LINKE

Geflüchtete aus der Ukraine und anderen 
Ländern schützen – Kommunen bei der 
Aufnahme stärken

Drucksachen 20/1330, 20/1538
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 

beschlossen.
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-

ner dem Kollegen Reem Alabali-Radovan für die Bun-
desregierung das Wort.

(Zurufe)

– Der Kollegin! Oh, ich bitte vielmals um Entschuldi-
gung. Das werde ich in meinem Leben nie mehr falsch 
machen.

Reem Alabali-Radovan, Staatsministerin beim Bun-
deskanzler:

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Ihren 
Anträgen steht viel Richtiges, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der Union und der Linken. Aber Bund und Länder 
haben bereits angepackt. Am Masterplan ist der Haken 
dran. Wir sind mitten in der Umsetzung, und wir liefern.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Unser Masterplan heißt: Machen, machen, machen! 
Das hätten wir auch 2015 und danach gebraucht. Aber 
in der vergangenen Legislatur gab es einen Innenminister, 
der einen ganz anderen Masterplan hatte, der gesagt 
hat: Wir brauchen Obergrenzen. – Er war für irrsinnige 
Asylverschärfungen und hielt Migration für die Mutter 
aller Probleme. Das war nicht gut, und heute gibt es 
eine Koalition, die es besser macht,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

die für mehr Fortschritt und Respekt arbeitet, die 
Deutschland endlich als modernes Einwanderungsland 
versteht, die weiß, dass Flüchtling sein kein Beruf ist. 
Wir gehen einen anderen, einen besseren Weg. Es ist 
gut, wenn die Union diesen Weg auch in den Ländern 
mitgehen möchte. Dazu lade ich Sie herzlich ein.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Heute ist Tag 84 – knapp drei Monate russischer An-
griffskrieg. Wir geben allen Schutz, die aus der Ukraine 
fliehen: Frauen, Kindern, Älteren, Shoah-Überlebenden 
und Drittstaatsangehörigen. Das geht die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den Ländern und Kommunen an. 
Wir sorgen für ein gutes Ankommen und gute Unterbrin-
gung. Wir sichern die Verteilung im Bundesgebiet und 
dass registriert wird, mit Amtshilfe, mit PIK-Stationen 
und dem neuen FREE-System. Wir schützen Frauen 
und Mädchen. Hier sind die Sicherheitsbehörden sehr 
wachsam. Hier ist der Koordinierungskreis gegen Men-
schenhandel präsent an Bahnhöfen und in den Unterkünf-
ten.
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Wir stellen mit § 24 Aufenthaltsgesetz längst die Wei-
chen auf Integration: mit sicherem Aufenthalt, mit 
Deutschlernen, mit Zugang zum Arbeitsmarkt ab Tag 
eins.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Was soll denn 
daran modern sein?)

Und das hätten wir 2015 auch gebraucht!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir ermöglichen für Menschen aus der Ukraine ab dem 
1. Juni Leistungen nach SGB II und SGB VII statt Asyl-
bewerberleistungsgesetz. Das ist ein Meilenstein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Uns geht es um Teilhabe von Anfang an: für Kinder in 
Kita und Schulen, für Jugendliche in Ausbildung und 
Hochschulen, für Frauen und Männer am Arbeitsmarkt. 
Klar ist auch: Der Bund muss finanziell unterstützen. 
Darum haben wir die Länder und Kommunen entlastet 
bei den Kosten der Unterkunft, der Kinderbetreuung oder 
der Beschulung mit insgesamt 2 Milliarden Euro. Im 
November schauen wir, ob das reicht. Das ist gemeinsam 
mit den Ländern vereinbart. Damit war auch Minister-
präsident Wüst sehr einverstanden, liebe Union, auch 
beim Round Table Ukraine, den der Bundeskanzler und 
ich im April ausgerichtet haben.

Ebenso klar muss sein: Es darf keine Ungleichbehand-
lung geben. Es kann zum Beispiel nicht sein, dass interna-
tionale Studierende, die aus derselben Situation aus der 
Ukraine fliehen, hier zu einem Asylverfahren gezwungen 
sind. Darum ist es richtig, dass Hamburg ihnen ein vor-
läufiges Aufenthaltsrecht zur Weiterführung ihres Studi-
ums ausstellt. Wir brauchen genau diese Perspektiven.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir sehen bei den Geflüchteten aus der Ukraine jetzt 
schon, wie gut Integration von Anfang an funktionieren 
kann. Deshalb brauchen wir jetzt den verabredeten Neu-
anfang der Migrations- und Integrationspolitik: keine Ar-
beitsverbote, Schluss mit Kettenduldung, Integrations-
kurse für alle und faire Perspektiven für einen Aufenthalt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Und kein Asylverfahren mehr, oder 
was?)

Wir stellen den Menschen in den Mittelpunkt, nicht 
seinen Status. Wir wollen Menschen fördern, nicht frus-
trieren, gemeinsam, auf Augenhöhe – das heißt Integra-
tion. Das stärkt unser Land und unseren Zusammenhalt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Silvia Breher, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Silvia Breher (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute die Beschlussempfehlung 
und den Bericht zu dem von uns eingebrachten Master-
plan „Hilfe, Sicherheit und Integration für ukrainische 
Frauen, Kinder und Jugendliche“, der übrigens schon 
vom 5. April stammt.

Seit fast zwölf Wochen haben wir Krieg in der Ukrai-
ne. Seit zwölf Wochen sind Frauen, Kinder und Jugend-
liche auf der Flucht, und seit zwölf Wochen machen, 
machen, machen vor allen Dingen Ehrenamtliche in 
ganz Deutschland. Sie engagieren sich und organisieren 
Hilfstransporte. Sie begleiten Geflüchtete auf ihrem Weg 
in einen neuen Alltag und helfen vor Ort. Und an aller-
allererster Stelle möchte ich all diesen Ehrenamtlichen 
von ganzem Herzen Danke sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das soll nicht 
gegeneinander ausgespielt werden!)

Es braucht deutlich mehr. Was wissen wir, zumindest 
ungefähr? Laut Angaben der Bundesregierung, dass 
400 000 Geflüchtete, vor allen Dingen Frauen, Kinder 
und Jugendliche, in Deutschland sind. Was wir sicher 
wissen, weil die KMK mit der Vorsitzenden Karin Prien 
eine richtig gute Arbeit gemacht hat, ist die genaue An-
zahl der Schülerinnen und Schüler, die wöchentlich ak-
tualisiert wird. Was wir aber gar nicht wissen, ist, wie 
viele Kinder und Jugendliche sich überhaupt in Deutsch-
land aufhalten, wie viele von denen heute eine Betreuung 
in Anspruch nehmen und wie viele einen Betreuungsplatz 
in Anspruch nehmen wollen.

Was wir brauchen, ist Folgendes. Das sagen uns die 
Verbände, und das sagen uns die Ehrenamtlichen; sie 
kriegen vieles auf den Weg, weil insbesondere die Kin-
der- und Jugendhilfe gut aufgestellt, quasi krisenerprobt 
ist. Aber sie erzählen uns auch, wo noch Handlungs-
bedarf besteht zwischen Bund, Ländern und Kommunen: 
Zusätzliches Personal muss gewonnen werden. Ukrai-
nische Frauen müssen eingebunden werden, Abschlüsse 
und Qualifikationen leichter anerkannt werden. Wir brau-
chen konkrete Maßnahmen, finanzielle Unterstützung bei 
der Kinderbetreuung und einen Ausbau der Sprach-Kitas.

Darüber hinaus ist es unsere gemeinsame Aufgabe, mit 
den Ländern ein bedarfsorientiertes Unterstützungspro-
gramm für die geflüchteten Kinder und Jugendlichen, 
zum Beispiel durch den Ausbau der frühen Hilfen, auf 
den Weg zu bringen,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dafür brauchen wir keinen Masterplan! Das 
haben wir alles schon!)

aber auch Integrations- und Sprachkurse auszubauen und 
das Patenschaftsprogramm „Menschen stärken Men-
schen“ auszuweiten.
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Zu diesen Maßnahmen sagen Sie mit der Ablehnung 
unseres Plans Nein. Wir werden an unseren Forderungen 
festhalten und sie in die Bereinigungssitzung zum Haus-
halt morgen einbringen und entsprechend finanziell un-
terlegen. Ich danke allen, die daran mitgewirkt haben, 
und vor allen Dingen allen Ehrenamtlichen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Breher. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Filiz Polat, Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Der Antrag von CDU 

und CSU war schon bei seiner ersten Lesung überholt. 
Daran hat sich bis heute nichts geändert – im Gegenteil: 
Anfang April beklagten Sie hier Stillstand und Planlosig-
keit – Frau Breher, Sie haben das jetzt wieder getan – bei 
der Bewältigung der schrecklichsten Fluchtkrise in Eu-
ropa seit Ende des Zweiten Weltkrieges, und das, wohl-
gemerkt, wenige Stunden nachdem Bund und Länder – 
auch Ihre Länder – sich auf ein vorausschauendes und ein 
pragmatisches Paket zur Aufnahme von Geflüchteten aus 
der Ukraine verständigt hatten.

Nicht auf der Höhe der Zeit sind also Sie, nicht etwa 
die Bundesregierung oder die Bundesländer und im Üb-
rigen auch nicht die Kommunen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ihr angestaubter Antrag inklusive eines Dutzends Forde-
rungen und Mängelliste war und ist schon längst in wei-
ten Teilen abgearbeitet; das hat Frau Staatsministerin 
Alabali-Radovan gerade erläutert.

Dabei, verehrte Kolleginnen und Kollegen aus der 
Union, geht es nämlich auch anders. Geben Sie nicht 
nur vor, Sie hätten plötzlich ein Herz für Geflüchtete ent-
deckt, sondern handeln Sie auch so!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nehmen Sie sich gerne ein Beispiel an Ihrem Kieler Par-
teifreund Daniel Günther, dem Gegenentwurf in der 
Flüchtlingspolitik zu Ihrem Fraktionschef Merz.

Eine fortschrittliche, an den Menschen ausgerichtete 
Flüchtlingspolitik ist das Leitprinzip dieser Koalition. 
Und daran, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Uni-
onsfraktion, sollten auch Sie sich langsam orientieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Wir brauchen weniger Merz und Dobrindt. Wir brauchen 
weniger Demokratinnen und Demokraten, die mit ihrer 
Flüchtlingspolitik Ängste gegenüber Geflüchteten schü-
ren und Einwanderer/-innen als Probleme definieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie mal was 
zu „Einwanderer/-innen“!)

Überholen Sie mit Ihrer Flüchtlingspolitik die AfD nicht 
rechts. Damit tun Sie unserer Demokratie keinen Gefal-
len und sich selbst auch nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Wir können 
uns ganz gut um uns selber kümmern!)

Lassen Sie uns stattdessen gemeinsam Schritte gehen, die 
uns voranbringen. Nehmen wir einfach die Kernstücke 
des Bund-Länder-Gipfels vom 7. April – Frau Staats-
ministerin hat es erwähnt –: Geflüchtete aus der Ukraine 
werden in die Grundsicherung aufgenommen; das wurde 
letzte Woche verabschiedet. Damit sind die Menschen in 
der GKV und krankenversichert.

Ich möchte auch noch mal betonen: Ein Meilenstein in 
der Flüchtlingspolitik in Deutschland sind die 2 Milliar-
den Euro seitens des Bundes für Länder und Kommunen 
für die Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine, Frau 
Breher; davon sind 1 Milliarde Euro für Unterkunft und 
Grundsicherung und 1 Milliarde Euro für alle weiteren 
Aufwendungen wie Kinderbetreuung, Beschulung etc. 
vorgesehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Den aktuellen dramatischen Herausforderungen be-
gegnen wir gemeinsam, geschlossen, entschlossen. Wir 
machen, und Sie schreiben Masterpläne von gestern. 
Seien Sie also nicht immer dagegen! Machen Sie mit! 
Machen Sie mit bei unserer Integrationsoffensive!

(Stephan Brandner [AfD]: Man muss ja nicht 
jeden Unsinn mitmachen, oder?)

Machen Sie mit bei einer progressiven menschenrechts-
orientierten Politik! Das ständige Schüren von Ängsten, 
das Sie betreiben, ihre Spalterei unserer vielfältigen Ein-
wanderungsgesellschaft ist einer christlichen Partei un-
würdig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Stephan 
Brandner [AfD]: Sie müssen noch „Hass und 
Hetze“ sagen, Frau Polat! – Gegenruf des Abg. 
Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ruhig, Brauner!)

Wir laden Sie dazu ein, bei unserer zukunftsgerichteten 
und pragmatischen Politik in der Flüchtlingspolitik mit-
zumachen, die alle Geflüchteten im Blick hat.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie haben alles im 
Blick, aber kriegen nichts auf die Reihe!)

Mit uns gibt es keine zwei Klassen von Geflüchteten. Wir 
werden das Flüchtlings- und Aufenthaltsrecht dahin ge-
hend auch korrigieren. Wir werden die Kettenduldung 
abschaffen; das wurde schon gesagt. Wir schaffen Chan-
cen für Menschen, die bereits Teil unserer Gesellschaft 
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geworden sind, durch eine praxis- und lebensnahe Über-
arbeitung der Bleiberechte und – darauf sind wir sehr 
stolz – durch die Einführung des Chancenaufenthalts-
rechts, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Viele Geflüchtete wollen arbeiten, dürfen es aber nicht.
(Stephan Brandner [AfD]: Manche dürfen, 

wollen aber nicht! Das gibt es auch!)
Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
schaffen Sie gemeinsam mit uns endlich die Arbeitsver-
bote im Aufenthaltsrecht ab; es wäre ein Novum. Das 
muss endlich abgeschafft werden. Warum stimmen Sie 
dagegen?

Sie betonen unablässig die Bedeutung der Familie; wir 
machen uns konkret stark für deren Schutz. Statt Fami-
lien für Jahre zu trennen und ihnen immer weiter Hürden 
in den Weg zu legen, wollen wir Familien endlich wieder 
zusammenbringen. Machen Sie ernst, und setzen Sie sich 
mit uns dafür ein, Geflüchtete beim Familiennachzug 
endlich gleichzustellen und den Ehegattennachzug zu be-
schleunigen,

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist denn mit 
den Ehegattinnen?)

indem wir den Sprachnachweis vor der Einreise abschaf-
fen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE] – Stephan Brandner [AfD]: Sie haben 
die Ehegattinnen vergessen, Frau Polat! Dür-
fen dann nur Männer kommen?)

Wir gehen beim Schutz von Frauen und Opfern von 
Menschenhandel weiter als Sie, Frau Breher, indem wir 
eigene und unabhängige Aufenthaltsrechte schaffen wer-
den; das haben Sie in den 16 Jahren an der Regierung nie 
geschafft.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie haben immer 
die gleichen Antworten, und die taugen 
nichts!)

– Herr Frei, ich merke an Ihrer Reaktion, dass Sie da 
getroffen sind; es tut mir leid.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Uns liegt der Schutz von besonders vulnerablen Grup-
pen am Herzen. Verfolgung und Flucht können schwere 
psychische Folgen nach sich ziehen. Es ist diese Koaliti-
on, die dafür sorgt, dass Betroffene adäquate Hilfe be-
kommen und die psychosozialen Hilfen zum ersten Mal 
finanziell massiv aufgestockt werden. Dafür bin ich Mi-
nisterin Paus sehr, sehr dankbar.

Meine Damen und Herren, der Überfall auf die 
Ukraine hat unendlich viel Leid, Zerstörung und Trauma-
tisierung gebracht. Wir wissen nicht, wie lange dieses 
Grauen noch andauern wird; aber wir werden alles tun, 
um den Verfolgten zu helfen, egal ob hier bei uns oder in 
der Ukraine.

Wir lehnen den Antrag ab, Frau Breher.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Polat. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Mariana Harder-Kühnel, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! In diesem Haus herrscht Konsens darüber, dass 
Frauen und Kindern, die vor dem Krieg in der Ukraine 
flüchten müssen, geholfen werden muss. Denn schließ-
lich handelt es sich um echte Flüchtlinge, die kulturnah, 
dankbar und rückkehrwillig sind.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer aussagt, was eine geflüchtete Per-
son ist, sind nicht Sie! Und es ist gut, dass Sie 
nicht darüber bestimmen können!)

Etwa 90 Prozent der ukrainischen Flüchtlinge sind 
Frauen und Kinder. Die kulturfremden Migranten aus 
dem arabischen und afrikanischen Raum sind hingegen 
zu 70 Prozent Männer.

(Maja Wallstein [SPD]: Das ging wieder sehr 
schnell!)

Ukrainische Männer stehen an der Front und bringen ihre 
Frauen und Kinder in Sicherheit. Merkels Migranten ste-
hen vor dem Sozialamt und bringen vor allem sich in 
Sicherheit, in wirtschaftliche Sicherheit; das ist der Un-
terschied.

(Beifall bei der AfD)
Richtig ist, dass Sie von der Union eine Registrierung 

aller ukrainischen Flüchtlinge unmittelbar nach dem 
Grenzübertritt fordern. Das macht Sinn, gar keine Frage. 
Aber warum fordern Sie das erst jetzt, warum nicht schon 
2015, als Sie selbst regiert haben? Und warum fordern 
Sie das nur für ukrainische Flüchtlinge, warum nicht für 
alle Flüchtlinge und Migranten? Und wer soll ausgerech-
net Ihnen glauben, dass Sie es jetzt besser machen wür-
den? Wohl nur Menschen mit Stockholm-Syndrom.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD: Na, 
besser als Sie allemal!)

Auch Ihre Forderung nach Schutzzonen an Bahnhöfen, 
um ukrainische Kinder und Frauen vor Menschenhänd-
lern und anderen Kriminellen zu schützen, ist richtig. 
Aber wo waren Ihre Schutzzonen bisher bei den vielen 
sexuellen Übergriffen in Flüchtlingsunterkünften oder in 
der Kölner Silvesternacht? Es ist ja schön, dass Sie sich 
hier als Law-and-Order-Partei inszenieren. Nur sollten 
die Menschen wissen, dass es eben nur eine Inszenierung 
ist.

(Beifall bei der AfD)
Schmerzlich erfahren musste das eine 18-jährige 

Ukrainerin. Aus Angst vor dem Krieg flüchtete sie aus 
der Ukraine nach Deutschland. Und nun? Nun flüchtete 
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sie aus Angst vor erneuter Vergewaltigung von Deutsch-
land nach Polen. In einer Düsseldorfer Flüchtlingsunter-
kunft wurde sie von zwei Männern aus Nigeria und Tu-
nesien vergewaltigt; bei dem Tunesier hieß es zunächst, 
er wäre aus dem Irak. Das offenbart das ganze Migrati-
onschaos – ein Chaos, für das Sie von der CDU mitver-
antwortlich sind.

(Beifall bei der AfD)
In Polen fühlt sich diese junge Frau nun sicher, also 

dem Land, das Sie Woche für Woche im EU-Parlament 
wegen angeblich mangelnder Rechtsstaatlichkeit mit 
Sanktionen drangsalieren wollen. Aber wenn Frauen 
vor lauter Angst von Deutschland nach Polen flüchten, 
wo herrscht dann das Unrecht? In Polen oder nicht etwa 
doch in Deutschland?

(Beifall bei der AfD)
Warum erwähne ich das? Ganz einfach: Wer ukrai-

nischen Frauen und Kindern und anderen echten Flücht-
lingen helfen möchte, braucht eine entsprechende Infra-
struktur. Doch diese Infrastruktur ist ausgelastet. Warum 
ist sie ausgelastet? Unter anderem, weil etwa 300 000 
ausreisepflichtige Ausländer nicht abgeschoben werden. 
Und warum werden sie nicht abgeschoben? Weil hierzu 
jeder politische Wille fehlt.

(Beifall bei der AfD)
Wer ukrainischen Frauen und Kindern und anderen 

echten Flüchtlingen helfen möchte, muss ausreisepflich-
tige Ausländer endlich abschieben. So schafft man die 
erforderlichen Kapazitäten; so sind ukrainische Frauen 
und Kinder auch in Deutschland sicher.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gehen Sie doch zurück ins sichere Her-
kunftsland Russland!)

Also helfen wir denen, die hilfsbedürftig, dankbar und 
rückkehrwillig sind, aber nicht jenen, die nur aus wirt-
schaftlichen Gründen hierhergekommen sind und ihre 
Frauen und Kinder zurückgelassen haben.

Angesichts des seit 2015 angerichteten Schadens reicht 
der sogenannte Masterplan für ukrainische Frauen und 
Kinder nicht aus. Was wir brauchen, ist eine echte Kehrt-
wende in der Asylpolitik: umfassende Kontrollen der 
deutschen Außengrenze, lückenlose Registrierung und 
Erfassung der Identität, Zurückweisung von Trittbrettfah-
rern mit gefälschten ukrainischen Pässen, konsequente 
Abschiebung aller vollziehbar Ausreisepflichtigen.

(Beifall bei der AfD)
Dann und nur dann haben wir die Kapazitäten, ukrai-
nischen Frauen und Kindern zu helfen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Und dann, auch nur dann werden ukrainische Frauen 

und Kinder, aber auch deutsche Bürger in Deutschland 
wieder sicher sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Harder-Kühnel. – Nächs-

ter Redner ist der Kollege Stephan Thomae, FDP-Frakti-
on.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Prä-

sidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der Krieg in 
der Ukraine bestimmt weiterhin die Diskussion bei uns in 
der Öffentlichkeit, in den letzten Wochen vor allem das 
Thema Waffenlieferungen. Etwas in den Hintergrund in 
der öffentlichen Diskussion ist getreten, dass im Inland, 
in ganz Europa viel humanitäre Hilfe für geflüchtete Per-
sonen geleistet wird. Ja, natürlich lief da nicht immer 
alles überall perfekt; das wird auch niemand verlangt 
und erwartet haben in so einer Situation, die schnell ein-
getreten ist. Aber ich finde, dass es, verglichen mit frü-
heren Flüchtlingskrisen, innerhalb weniger Wochen 
funktionierende Abläufe bei uns im Land gegeben hat. 
Deswegen will auch ich den vielen Ehrenamtlern an die-
ser Stelle Dank sagen. Das ist nicht nur eine stereotype 
Pflichtübung, sondern ich empfinde wirklich Dankbar-
keit,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

weil wir alle auch aus unseren Wahlkreisen wissen, was 
vor Ort von vielen freiwillig engagierten, hilfsbereiten 
Menschen geleistet wird,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau!)

die andere Menschen aus der Ukraine aufnehmen. Aber 
auch die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Städten, den Gemeinden, den Landkreisen erbringen viel 
Leistung. Auch ihnen muss man für ihren Einsatz danken.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Ich will betonen, dass bei uns im Land in den letzten 
Wochen wirklich viel geschehen ist, und nur ein paar 
Beispiele erwähnen. Über 113 000 ukrainische Kinder 
und Jugendliche sind mittlerweile in unseren Schulen 
eingeschult worden. Das ist immens wichtig, weil die 
Kinder und Jugendlichen zu den Hauptleidtragenden ge-
hören und wir jetzt alles tun müssen, dass sie nicht auch 
noch schulisch weit zurückgeworfen werden und den An-
schluss verlieren. Deswegen ist es ungeheuer wichtig, 
dass die Bundesbildungsministerin Frau Stark-Watzinger 
immer wieder darauf hinweist. Auch die Lehrerinnen und 
Lehrer, die oft im Zentrum der Kritik stehen, leisten wirk-
lich viel, um diese Kinder und Jugendlichen mitzuneh-
men. Auch ihnen gilt unser Dank, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
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SPD und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Ein anderes Thema, das Sie in dem Antrag erwähnen, 
ist die medizinische Versorgung. Ab dem 1. Juni ist es 
möglich, dass ukrainische Geflüchtete bei uns Grund-
sicherung erhalten, was ihre Versorgungsmöglichkeiten 
erheblich verbessert. Auch da zeigt sich doch, dass sich 
schon ungeheuer viel getan hat und weiter tut.

(Maja Wallstein [SPD]: So ist es!)

Ein weiterer Punkt: Zugang zum Arbeitsmarkt. Viele 
Menschen, die aus der Ukraine kommen, hoffen jeden 
Tag darauf, dass sie bald zurückkehren können. Die wer-
den nicht versuchen, in unserem Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen. Aber andere tun es sehr wohl. Ihnen öffnen wir 
den Weg über den Rechtskreiswechsel, sodass sie durch 
die Arbeitsvermittlung bei uns im Arbeitsmarkt unter-
kommen können. Auch das zeigt, dass sich schon un-
geheuer viel getan hat und weiterhin tut, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das heißt aber natürlich nicht, dass nicht noch viel zu 
tun ist; das ist ganz klar. Ich persönlich bin der Meinung, 
dass wir vor allem eine gesamteuropäische Bestands-
aufnahme brauchen, eine verlässliche, möglichst voll-
ständige Datenbasis, ein Lagebild, um zu wissen, wie es 
den Ukrainerinnen und Ukrainern bei uns, aber auch in 
Polen, in Ungarn, in der Slowakei, in Rumänien, in 
Frankreich, in Spanien, in Portugal geht. Viele von ihnen 
werden lange Zeit in der Europäischen Union bleiben. 
Viele haben persönliche Bleibewünsche, weil sie irgend-
wo in Europa Angehörige, Freunde und Bekannte haben, 
bei denen sie untergekommen sind. Aber wir müssen 
auch die Leistungsfähigkeit und die Möglichkeiten dieser 
Länder in Betracht ziehen.

Ein anderer Punkt, den ich für wichtig erachte: In den 
ersten Tagen und Wochen bestand unser Regierungshan-
deln in Anbetracht der Situation in Krisenmanagement. 
Aber wir müssen jetzt gesamteuropäisch mehr und mehr 
zu vorausschauendem Entwickeln von langfristigen Per-
spektiven und Langzeitplänen übergehen. Niemand weiß, 
wie lange dieses Kriegsgeschehen noch andauert. Alles 
ist schwer berechenbar. Die Katastrophe inmitten Euro-
pas dauert weiter an. Aber wir müssen uns auf denkbare 
Szenarien vorbereiten und uns auch dann, wenn die öf-
fentliche Aufmerksamkeit nachlässt, Gedanken machen, 
wie wir den Menschen, die hierbleiben wollen, die hier-
bleiben werden, Perspektiven und Möglichkeiten bieten 
können.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Wir werden aber auf lange Zeit sowohl ukrainisch-
stämmige als auch russischstämmige Menschen bei uns 
im Land haben. Wir müssen die Gesellschaft und die 
Behörden darauf vorbereiten, dass daraus auch Konflikt-
potenzial erwachsen kann, und insbesondere darauf ach-
ten, dass sich russischsprachige Menschen über inländi-

sche Medien in russischer Sprache informieren können, 
um nicht auf Informationen aus Russland angewiesen zu 
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Maja Wallstein [SPD])

So will ich als Fazit festhalten, dass die Herausforde-
rungen vielfältig und dauerhaft bleiben werden und stän-
dige Anpassungen erfordern.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Stephan Thomae (FDP):
Insofern ist der Antrag der Union von Anfang an –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Kollege.

Stephan Thomae (FDP):
– nicht ganz up to date gewesen, und er ist es auch nicht 

geworden.
(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ach 

was!)
Deswegen werden Sie verstehen, dass wir ihm heute 
nicht zustimmen können.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Nee, 
verstehen wir nicht! Haben Sie ihn falsch ver-
standen?)

Die Regierung ist up to date und handelt nach einem 
funktionierenden Masterplan.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Dass die Regierung up to date ist, ist aber eine 
steile These!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich gebe Clara Bünger das Wort für die Fraktion Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Clara Bünger (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind sehr froh über alle gesetzlichen Er-
leichterungen, die für Geflüchtete aus der Ukraine auf 
den Weg gebracht werden. Es bleibt aber die Frage: Wa-
rum gelten sie nicht für alle Menschen, die vor dem 
russischen Angriffskrieg fliehen müssen?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es ist nämlich nicht ganz so, wie Frau Staatsministerin 
Alabali-Radovan gerade gesagt hat. Es werden nicht alle 
gleich behandelt. Die Bundesregierung schafft ein Sys-
tem von Geflüchteten erster und zweiter Klasse. Für viele 
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Drittstaatler/-innen hat das zur Folge, dass sie momentan 
nicht wissen, wie sie über die Runden kommen sollen. Sie 
wollen einfach nur studieren oder arbeiten. Warum wird 
ihnen das so schwer gemacht? Darin Abdelaziz kommt 
aus Marokko und hat Medizin in der Ukraine studiert. Sie 
hat mir berichtet, dass sie nicht versteht, warum sie jetzt 
nicht, wie andere Geflüchtete aus der Ukraine, einfach 
weiter studieren kann. Und ich verstehe das, ehrlich ge-
sagt, auch nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Es macht keinen Sinn, hier eine Unterscheidung zu ma-
chen.

Dass sich jetzt einige Bundesländer selbst spezifische 
Lösungen überlegen, hätte vermieden werden können, 
wenn Sie die internationalen Studierenden einfach in 
den Schutz nach § 24 AufenthG einbezogen hätten, so 
wie es Frau Faeser ursprünglich versprochen hatte. Was 
es braucht, ist eine bundeseinheitliche Lösung.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein anderes Thema, bei dem die Bundesregierung hin-
ter ihren Ankündigungen zurückbleibt, ist der Umgang 
mit russischen Deserteuren bzw. Kriegsdienstverweige-
rern. In der Regierungsbefragung vor zwei Monaten hatte 
Frau Faeser erklärt, sie sei hierzu auf EU-Ebene in Ge-
sprächen, man wolle handeln. Ich habe davon aber nichts 
mehr gehört.

Es fehlen auch klare Signale zur Unterstützung von 
Oppositionellen aus Russland. Der „Spiegel“ berichtete 
von etwa 70 Personen, darunter Kultur- und Medien-
schaffende und ihre Familien, die sich mit einem in we-
nigen Wochen ablaufenden Touristenvisum in Deutsch-
land aufhalten. Offenbar streiten das Auswärtige Amt 
und das BMI seit Wochen ergebnislos darüber, wie ihnen 
der weitere Aufenthalt ermöglicht werden soll. Das kann 
doch nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Das BMI verweist dazu – auch heute Morgen wieder im 
Innenausschuss – auf die Möglichkeit eines Asylantrags. 
Das hätte für die Betroffenen zur Folge, dass sie in Auf-
nahmelager verteilt und einem Arbeitsverbot unterliegen 
würden – Zukunft: ungewiss. Das ist doch kein Schutz-
angebot. Das ist eine bürokratische Verhinderung einer 
klaren Lösung. Wir machen den Vorschlag, dass Sie auf 
der Innenministerkonferenz im Juni eine Aufenthalts-
regelung nach § 23 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz schaffen, 
um dieser Gruppe Schutz in Deutschland zu bieten.

Weiterhin problematisch ist auch die Lage von Akti-
vistinnen und Aktivisten, die bislang nicht aus Russland 
ausreisen konnten oder sich in Drittstaaten aufhalten und 
dringend einen sicheren Fluchtweg in die EU benötigen. 
Auch hierzu wird seit Wochen um mögliche Aufnahme-
regelungen gerungen; aber nichts passiert. Ich fordere Sie 
auf: Lassen Sie den Ankündigungen endlich Taten fol-
gen! Handeln Sie hier endlich!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Tobias Bacherle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Helge Lindh hat das Wort für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Harder-Kühnel, Sie haben gerade eine neue Katego-
rie der Textform etabliert: den rassistischen Slapstick.

(Heiterkeit und Beifall des Abg. Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bin dafür nicht dankbar, habe es aber zur Kenntnis 
genommen. Ich will das nur mal wiederholen – man muss 
das, glaube ich, deutlich machen, vor allem für diejeni-
gen, die nicht hier im Raum Zeugen gewesen sind oder 
am Bildschirm zugeschaut haben –: Sie sprachen von – 
ich zitiere – echten Flüchtlingen, kulturnah und dankbar, 
und von kulturfremden Migranten. Rassistisch nackter 
geht es nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Einen Trost gibt es allerdings: Gerade sitzen hier im 
Bundestag diverse Schulklassen auf den Tribünen. Ich 
bin mir absolut sicher, dass sich ein Großteil der dort 
Anwesenden mit Schaudern innerlich abgewandt hat bei 
Ihrem Vortrag.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das machen die 
jetzt!)

Diejenigen werden in den nächsten Jahrzehnten mit ih-
rem Wahlverhalten dafür sorgen, dass die AfD im Orkus 
der Vergessenheit landen wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Die Realität wird Sie widerlegen. – So viel vorab zu 
Ihrem unterirdischen Beitrag.

Kommen wir jetzt zum Antrag der CDU/CSU-Frakti-
on. Ich wünschte mir, dass Sie diesen Impetus und diesen 
Drang, die Vulnerabilität von Geflüchteten anzuerken-
nen, auch auf andere Gruppen ausweiteten. Da wünschte 
ich mir ein bisschen historische Redlichkeit; denn in der 
Vergangenheit habe ich diesen Impetus und diesen Drang 
bei Ihnen nicht wirklich verspürt. Wir waren zusammen 
in einer Koalition. Da müssen wir auch mal selbstkritisch 
gucken: Was ist uns gelungen, und was ist nicht gelun-
gen?

(Martin Reichardt [AfD]: Mit Ihnen nicht 
viel!)

Ein massiver Vorstoß zum Schutz vulnerabler Personen 
zum Beispiel in Aufnahmeeinrichtungen ist an Ihrem 
Widerstand gescheitert. Auf diese Tatsache muss man 
hinweisen. Das jetzt in Bezug auf die Ukraine zu fordern, 
ist nicht schlecht, aber nicht hinreichend. Es ist auch 
deswegen nicht hinreichend, weil Sie sich damit dem 
Verdacht der Double Standards aussetzen und, wenn 
man es zuspitzt, auch der Bigotterie und Scheinheiligkeit.
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(Martin Reichardt [AfD]: Da sind Sie ja Ex-
perten!)

Wenn wir etwas brauchen, dann sind es solche Schutz-
konzepte für alle geflüchteten Personen. Wenn man sich 
in dieser Republik bewegt, offenbart sich einem doch die 
Situation – das ist bedauerlich, aber es ist so –, dass viele 
Geflüchtete aus unterschiedlichen Ländern, die vor der 
Ukrainekrise zu uns gekommen sind, verbittert sind und 
sagen: Warum haben wir nicht diese Möglichkeit erhal-
ten? – Dieses Feuer der Unzufriedenheit glüht. Dass Sie 
noch Öl in dieses Feuer schütten, erachte ich als unred-
lich. Ich finde das nicht in Ordnung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Antwort kann natürlich nicht sein, nicht alles Mögli-
che zu machen, um Verbesserungen des Systems für 
Ukrainerinnen und Ukrainer auf den Weg zu bringen. 
Die Antwort muss vielmehr sein, sich anzugucken, wie 
die Gesamtsituation ist.

Wenn Sie fordern, dass wir uns um psychosoziale Be-
lastungen von Jugendlichen kümmern müssen – Stich-
wort „frühe Hilfen“ –, dann bitte ich Sie, das zu ergänzen, 
damit wir endlich mit Ihrer lauten Unterstützung, von der 
ich jetzt ausgehe, etwas für psychosoziale Zentren und 
andere Institutionen machen können. Die haben in den 
letzten Jahren nicht gerade die Rückendeckung der 
CDU und CSU erfahren, weder bundesrepublikanisch 
noch in unionsgeführten Ländern.

Dann möchte ich noch etwas sagen, weil Sie geradezu 
fetischartig die Registrierung voranbringen wollen. Un-
geachtet der Tatsache, dass die Rechtslage das gerade 
nicht zulässt und Sie eigentlich sagen müssten, dass Sie 
eine neue rechtliche Grundlage wollen, sagen Sie nicht, 
dass, wenn die Registrierung grenznah erfolgen soll, das 
heißen würde, dass wir flächendeckende Grenzkontrollen 
brauchen. Wenn nicht kontrolliert wird, kann auch keine 
grenznahe Registrierung erfolgen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Zeit wird’s!)
Dann möchte ich noch an die Rede von Herrn 

Hoffmann am 8. April erinnern; das ist im Protokoll 
nachzulesen. Er zitierte damals einen Fall aus den Medien 
und sagte, dass es am Berliner Hauptbahnhof die Situa-
tion gebe, dass die Bundespolizei feststellt, dass – ich 
zitiere – „sich in diesem Zug augenscheinlich Personen 
befinden, die nicht aus der Ukraine kommen“. Ich habe 
bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht verstanden, wie man 
augenscheinlich feststellen kann, ob Personen aus der 
Ukraine kommen oder nicht.

(Martin Reichardt [AfD]: Da muss man die 
Brille richtig aufsetzen!)

Das ist dieser dunkle Schatten. Das ist die Problematik 
des Spiels, das Sie hier mitbetreiben: diese Unterschei-
dung zwischen guten Ukrainerinnen und Ukrainern und 
nicht ganz so guten anderen, diesem vermeintlichen Au-
genschein.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD):
Das finde ich hoch problematisch. Deshalb bitte ich 

Sie: Überdenken Sie solche Anträge!

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Helge Lindh (SPD):
Wir werden nicht zustimmen. Entwickeln Sie diese 

Konzepte für alle Migrantinnen und Migranten und alle 
Geflüchteten weiter!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ralph Edelhäußer hat das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man über die Situation der ukrainischen 
Flüchtlinge in Deutschland reden will, ist es von Vorteil, 
wenn man sich selber ein Bild davon macht. Die Mit-
glieder der Unterausschüsse Bürgerschaftliches Engage-
ment und Kinderkommission haben sich heute Nachmit-
tag am Berliner Hauptbahnhof selber ein Bild gemacht 
und sich auch mit den ehrenamtlichen und hauptamtli-
chen Helferinnen und Helfern austauschen können. Da 
ist mir wieder mal bewusst geworden, wie überfordert 
Deutschland mit über 700 000 Geflüchteten wäre, wenn 
wir dieses großartige Engagement der ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer nicht hätten und darauf nicht 
zurückgreifen könnten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Staat wäre überfordert.

(Zuruf des Abg. Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dazu passt die Nachricht, die ich heute von einem Bürger 
aus meinem Wahlkreis bekommen habe – Zitat –: Mit 
staatlicher Unterstützung sieht es eher mau aus. – Er hat 
selber drei geflüchtete Frauen in seiner Familie auf-
genommen.

Jetzt könnte man natürlich meinen, dass wir aus dem 
Jahr 2015, aus der letzten Flüchtlingswelle, eigentlich 
gelernt haben und Strukturen schneller geschaffen wer-
den, die den Geflüchteten Schutz, Sicherheit und Gebor-
genheit vermitteln können. Stattdessen ist es aber so, dass 
Frauen und Mädchen bisweilen neuen Gefahren aus-
gesetzt sind und Opfer von zwielichtigen Gestalten wer-
den. Da stellt man sich die Frage: Wie kann das passie-
ren?

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Beispiel sind sie dem CDU- 
Freund Tönnies ausgesetzt!)
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Wie kann es sein, dass irgendwelche nicht registrierten, 
sogenannten „Helfer“, die Hilflosigkeit dieser geflüchte-
ten Frauen ausnutzen können? Dafür brauchen wir Lö-
sungen. Dafür brauchen wir eine flächendeckende Regis-
trierung. Der Kollege hat ja gerade gesagt, wir würden 
gebetsmühlenartig darauf herumreiten. Aber scheinbar ist 
das nötig, damit so etwas nicht passieren kann. Wir brau-
chen einen starken Staat, damit diese ukrainischen 
Flüchtlinge hier untergebracht werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auf der anderen Seite haben wir die Ehrenamtler. Ich 

habe einen kennengelernt, der seit 20 Jahren in Deutsch-
land lebt. Er kommt aus Kasachstan, arbeitet Vollzeit als 
Bauingenieur und ist seit Mitte März dreimal die Woche 
hier. Er opfert seinen Urlaub und verbringt hier seine 
Stunden. Er bringt sich gerne ein, weil er einfach helfen 
will. Was wäre, wenn wir diese Hilfe nicht hätten? Man 
denke an die Belastungen, die diese Ehrenamtler aushal-
ten und tragen. Wir brauchen hier ein staatliches Konzept, 
entsprechende Unterstützung und einen Plan.

Hinzu kommen die vielen Kinder, die in dieser für sie 
fremden Welt in die Schulen, in die Kitas kommen und 
die Sprache nicht können und daher gefördert werden 
müssen. Auch da fehlt ein Konzept für eine schnelle 
Integration, damit sie hier eine neue Heimat finden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wenn Bayern kein Konzept hat, können wir 
doch nichts dafür! Da müssen Sie sich an 
Ihre bayerische Landesregierung wenden! 
Oder sind die nicht für Bildung zuständig?)

Ich habe einfach meine Zweifel, dass diese Lage voll-
umfänglich von der Regierung umrissen worden ist und 
die entsprechenden Ressourcen dafür geschaffen werden. 
Man muss kein Mathegenie sein, um zu erkennen, dass 
uns hier die entsprechenden Leute fehlen, dass uns die 
Ressourcen fehlen und dass uns die Persönlichkeiten feh-
len.

Wir haben eine Reihe von Herausforderungen zu be-
stehen, die ich gar nicht kleinreden will; das gilt für alle, 
egal ob man in der Regierung oder in der Opposition ist. 
Es ist die Aufgabe unseres Staates, dafür zu sorgen, dass 
es den ukrainischen Flüchtlingen in unserem Land gut 
geht, und diese an die Hand zu nehmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Gülistan Yüksel spricht jetzt zu uns für 

die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sosehr 
ich mich über die Gelegenheit freue, über das wichtige 
Thema der Integration zu sprechen, so sehr bin ich ver-
wundert, dass die Union anscheinend ihr Herz für die zu 

uns kommenden Menschen entdeckt hat. Lassen Sie mich 
kurz drei Zitate vorlesen: „Asylurlauber auf Heimattrip 
können gleich bleiben, wo sie hergekommen sind.“ „Die 
Migrationsfrage ist die Mutter aller politischen Probleme 
in diesem Land.“

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Schrecklich!)

Wir brauchen ein Einwanderungsbegrenzungsgesetz „mit 
Vorrang für Zuwanderer aus unserem christlich-abend-
ländischen Kulturkreis“.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Was Sie gerade gehört haben, sind nicht etwa Aussagen 
der AfD, auch wenn sie klatschen. Nein, es sind Aus-
sagen der letzten Jahre aus den Reihen der Union.

(Martin Reichardt [AfD]: Die Union sagt ja 
manchmal auch was Richtiges! Sie tut es nur 
nie!)

Auch in meiner mehr als 30-jährigen Integrationsarbeit 
habe ich viele Blockaden und Ressentiments der Union 
miterlebt, sei es beim kommunalen Wahlrecht, sei es bei 
der doppelten Staatsbürgerschaft und der unsäglichen 
Unterschriftenkampagne hierzu, sei es bei den Debatten 
zum Zuwanderungsgesetz oder der immer wiederkehren-
den Diskussion über eine Leitkultur. Der rote Faden, der 
sich bei der Union zu Migrationsthemen durchzieht, ist 
das Narrativ von „Wir gegen die anderen“.

(Martin Reichardt [AfD]: Die SPD hat gar 
keine Kultur! Das ist bekannt!)

Immer wieder wurde die Integrationsarbeit durch die 
Union blockiert und erschwert, ob auf kommunaler, Lan-
des- oder Bundesebene.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wenn die Union das jetzt anders sieht, ist das ganz gut. 
Ich hoffe nur, dass diese Besserung auch nachhaltig ist

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
und sich Ihre Solidarität auf alle Geflüchteten und die hier 
lebenden Menschen erstreckt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wichtig und 
richtig, dass wir die zu uns flüchtenden Menschen aus 
der Ukraine schnell und unbürokratisch aufnehmen und 
ihnen Zugang zu Sprachkursen und dem Arbeitsmarkt 
ermöglichen. Es darf aber nicht darum gehen, vor wel-
chem Krieg die Menschen zu uns fliehen. Für alle gilt der 
Grundsatz: Arbeit, Sprache, Bildung und Begegnung von 
Anfang an. Wir brauchen daher zum Beispiel auch die 
Abschaffung von Arbeitsverboten und Kettenduldungen; 
einige Kollegen sind schon darauf eingegangen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Stephan 
Thomae [FDP] und Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 36. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 18. Mai 2022                                                                                                                                                                                                   3445 

Ralph Edelhäußer 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Ich kann es nicht oft genug sagen: Es darf keine Men-
schen erster und zweiter Klasse geben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Stephan 
Thomae [FDP] und Clara Bünger [DIE 
LINKE])

Sehr geehrte Damen und Herren, Integration ist ein 
Prozess, ein Prozess, bei dem alle beteiligten Seiten auf-
einander zugehen müssen. Wenn wir durch unsere Politik 
Gemeinschaft und Wertschätzung im Alltag fördern, for-
dern und stärken, dann kann Integration auch nachhaltig 
gelingen, dann ist Integration eine Bereicherung für unser 
Land.

Da die Union anscheinend ihr Herz für die Integration 
entdeckt hat, freue ich mich schon, zu sehen, wie Sie 
zukünftig auf unsere Vorhaben reagieren. Wie ich sehe, 
sind Sie alle mit Ihren Handys beschäftigt. Ich hoffe, dass 
Sie zugehört haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Clara Bünger [DIE 
LINKE] – Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: 
Wir hören auch zu! Aber so toll war das nicht!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht der Kollege Lars 

Rohwer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Glück auf! Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Angesichts des barbarischen Krieges 
des russischen Diktators Putin sind immer mehr Men-
schen auf der Flucht. Darüber haben wir in dieser Debatte 
miteinander gesprochen. Ich möchte auch für die CDU/ 
CSU-Fraktion noch einmal festhalten: Wir müssen diesen 
Menschen gute Gastgeber sein. Es sollte unser Ziel sein, 
dass sie sich in Deutschland wohlfühlen. Wer sich als 
Gast empfangen fühlt, spricht auch gut über das Gastland, 
welches eine neue Heimat werden kann.

Ich sage das nicht nur als Mitglied der CDU/CSU- 
Fraktion, sondern auch als jemand, der 2015 Vorsitzender 
des Roten Kreuzes in Dresden war und Erstaufnahme-
einrichtungen betrieben hat und der das jetzt auch wieder 
bereit war zu tun. Ich bin ein neues Mitglied des Deut-
schen Bundestages, und ich bin etwas irritiert über den 
Tonfall, den ich hier vorfinde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das waren einfach nur Stigmata. Schauen Sie bitte hin, 
was vor Ort stattfindet!

(Gülistan Yüksel [SPD]: Das wissen wir! 
Schauen Sie mal bei Ihnen, was Sie die letzten 
16 Jahre gemacht haben!)

Nach meiner Auffassung ruhen wir uns im Moment auf 
der Hilfsbereitschaft und dem Engagement der Freiwil-
ligen aus.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Rohwer, das ist im Mittelmeer 
doch schon seit Jahren so! Seit Jahren sind es 
die Ehrenamtlichen, die sich im Mittelmehr, 
auf Lampedusa, um die Menschen kümmern!)

Ich vermisse noch immer einen Krisenstab der Bundes-
regierung, der einen langfristigen Plan für den Schutz und 
die Integration der Schutzsuchenden koordiniert. Wir 
schlagen mit unserem Masterplan Maßnahmen vor. Es 
ist Ihre Aufgabe, diese jetzt umzusetzen.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Wo waren Sie denn 
die letzten 16 Jahre?)

Sie sind jetzt in der Verantwortung, den Menschen Schutz 
zu gewähren und Integration zu ermöglichen.

Die Stabilität, die Kinder und Jugendliche durch den 
Besuch einer Schule erfahren, trägt dazu bei, dass sie 
die Angst, die Sorgen und das Erlebte besser verarbeiten 
und für einige Stunden auch vergessen können. Ein struk-
turierter Tagesablauf, der ihnen die Möglichkeit gibt, 
Freundschaften zu knüpfen und über das Erlebte zu spre-
chen, gibt Halt, hilft ihnen bei der Verarbeitung des 
Fluchttraumas. Deswegen bieten wir den vertriebenen 
Kindern und Jugendlichen aus der Ukraine eine starke 
Bildungsperspektive in Deutschland und geben ihnen 
Stabilität.

Was heißt das für mich ganz konkret? Wenn Israel es 
geschafft hat – mit einer wesentlich größeren Einwan-
derungsquote –, dass jede und jeder innerhalb von drei 
Monaten Hebräisch sprechen und schreiben kann, dann 
sollte das doch auch das Ziel der Bundesregierung für die 
Sprache in unserem Land, für Deutsch, sein. Wir brau-
chen diese Strukturen, wir brauchen die entsprechenden 
Bildungskurse ganz dringend, an jeder Ecke in diesem 
Land, um die Menschen zu integrieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was die Menschen vor Ort nicht brauchen, ist eine 
Bundespolitik, die ständig in Oberlehrermanier sagt, 
was sie alles nicht richtig machen und was sie noch besser 
machen sollen. Die Lehrerinnen und Lehrer vor Ort ge-
hen an ihre Leistungsgrenzen; nach Corona kommt jetzt 
der Krieg. Unterstützen wir unsere Lehrerinnen und Leh-
rer sowie die Menschen, die sich bei der Integration und 
der Bildungsarbeit engagieren! Sagen wir ihnen nicht 
ständig, was sie noch alles besser machen sollen und 
müssen! Fragen wir sie eher, was für eine Unterstützung 
benötigt wird, um die Situation erfolgreich gestalten zu 
können, um jedes einzelne Kind zu integrieren und zu 
fördern!

Ich sehe die Schulleiterin, die eine aus der Ukraine 
vertriebene Frau einstellt, um ein neues Bildungsangebot 
an ihrer Schule anzubieten. Ich sehe die Grundschulleh-
rerin, die nicht erst fragt: „Wo ist denn der Weiterbil-
dungskurs für Integration?“, sondern einfach loslegt und 
mithilfe der Sprach-App auf ihrem Telefon versucht, die 
ukrainischen Kinder zu integrieren. Das alles brauchen 
wir, und deswegen fordere ich Sie auf, die Länder zu 
unterstützen und den ewigen Dreisatz von Geld, mehr 
Personal und guter Lernatmosphäre zu fördern.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat zu dem 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU mit dem Titel „Mas-
terplan Hilfe, Sicherheit und Integration für ukrainische 
Frauen, Kinder und Jugendliche“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/1537, den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 20/1335 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
CDU/CSU-Fraktion. Wer möchte sich enthalten? – Das 
ist die AfD-Fraktion. Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen.

Ich komme zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat zu dem 
Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Titel „Geflüchtete 
aus der Ukraine und anderen Ländern schützen – Kom-
munen bei der Aufnahme stärken“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/1538, den Antrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 20/1330 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
möchte sich enthalten? – Die Beschlussempfehlung ist 
angenommen. Dagegengestimmt hat die Fraktion Die 
Linke. Es hat sich niemand enthalten. Alle übrigen Frak-
tionen haben zugestimmt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf:

a) Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Unterstützung in Bildung und Forschung 
für Geflüchtete aus der Ukraine

Drucksache 20/1856
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Götz Frömming, Nicole Höchst, Dr. Marc 
Jongen, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Zügig pragmatische Lösungen schaffen – 
Beschulung ukrainischer Flüchtlingskin-
der bestmöglich sicherstellen

Drucksache 20/1859
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

Es ist verabredet, hierzu 39 Minuten zu debattieren. – 
Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Dann werden wir so 
verfahren.

Als Erstes gebe ich das Wort der Kollegin Ria Schröder 
für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Ria Schröder (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe durch den Krieg schon so viel ver-
loren, ich will nicht auch noch meine Zukunft verlieren. – 
Diese Worte einer Studentin aus der Ukraine stehen für 
das Gefühl einer ganzen Generation junger Menschen, 
die in den letzten Wochen, Tagen oder gerade erst heute 
vor dem verbrecherischen Angriffskrieg Russlands ge-
flohen sind. Dieser furchtbare Krieg ist ein Feldzug ge-
gen eine stolze Ukraine, die sich selbstbewusst für frei-
heitlich-demokratische Werte entschieden hat. Zu diesen 
Werten gehören auch Wissenschaftsfreiheit und das 
Recht auf Bildung als Grundsteine einer freien Gesell-
schaft, auch unserer Gesellschaft. Unsere Antwort muss 
deshalb die Stärkung der Menschen im Bildungs- und 
Wissenschaftssystem sein. Wir bieten Ukrainerinnen 
und Ukrainern an unseren Bildungseinrichtungen einen 
sicheren Hafen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit diesem Antrag zeigen wir als Fortschrittskoalition, 
welchen Beitrag Ministerin Stark-Watzinger, die Länder, 
Kommunen, Universitäten, Schulen bereits leisten. Mehr 
als 110 000 Schülerinnen und Schüler besuchen unsere 
Schulen. Wir öffnen das BAföG für Studierende aus der 
Ukraine und heißen sie in unseren Hörsälen willkommen. 
Forschenden öffnen wir die Türen zu unseren Laboren 
und Wissenschaftszentren. Daran sind viele Menschen 
im ganzen Land haupt- und ehrenamtlich beteiligt. Ihnen 
allen dafür herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Schwerpunkt unseres Antrags liegt auf der schnel-
len und unbürokratischen Anerkennung bereits erworbe-
ner Qualifikationen; denn wir sehen nicht nur die Hilfs-
bedürftigkeit der Menschen, wir sehen auch ihr Potenzial. 
Die Ministerin hat dies bereits angekündigt: Es ist wich-
tig, dass die Anerkennungspraxis sobald wie möglich 
flächendeckend angepasst wird.

Wir setzen auf Science Diplomacy. Wir zeigen Flagge 
für deutsch-ukrainische Forschungskooperationen und 
für die Unterstützung der Wissenschaftsstrukturen in 
der Ukraine. Putin wird sie nicht zerstören. Für den Wie-
deraufbau von Bibliotheken, Universitäten und For-
schungslaboren stehen wir bereit.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das, meine Damen und Herren, bleibt bei all unseren 
Anstrengungen das Ziel: dass die Menschen so schnell 
wie möglich in ihre Heimat zurückkehren können. Ihre 
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Zukunft ist nicht verloren. Geben wir ihnen etwas mit auf 
den Weg, woran sie anknüpfen können. Was wäre wert-
voller als Bildung?

Mit unserem Antrag zeigen wir Putin den Mittelfinger, 
indem wir Grausamkeit und Krieg mit Hoffnung und 
Zukunftsperspektive beantworten. Das, meine Damen 
und Herren, ist die Kraft der freien Gesellschaft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jedenfalls habe ich keine parlamentsunwürdigen Zei-

chen gesehen.
(Heiterkeit)

Ich hoffe, ich habe nichts übersehen.
Ich gebe das Wort der Kollegin Daniela Ludwig für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Daniela Ludwig (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte zunächst einmal sagen: Ich finde es ausge-
sprochen notwendig, dass wir in zwei aufeinanderfolgen-
den Debatten über die Frage sprechen, wie wir mit den 
vielen Menschen, die zu uns kommen, insbesondere 
Babys, Kinder, Jugendliche und Frauen, gut und erfolg-
reich umgehen.

Diese Frage stellen wir uns aber jetzt schon seit etwas 
Längerem. Sosehr wir mit Ihnen an einem Strang ziehen 
wollen, kann ich Sie, ehrlich gesagt, doch nicht so einfach 
aus der Verantwortung entlassen; denn das, was ich bis-
her höre, sind nur Ankündigungen,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt doch gar nicht!

nicht mehr, und das, was ich in diesem Antrag vor allem 
lese, ist ein Dankeschön an alle anderen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)
die das bisher ganz besonders toll hinbekommen haben – 
und zwar Gott sei Dank hinbekommen haben –, ohne 
nennenswerte Hilfe dieser Bundesregierung. Das ist in 
Wahrheit ein absolutes Armutszeugnis für Sie

(Beifall bei der CDU/CSU)
nach all den Sonntagsreden, die Sie uns immer halten und 
in denen Sie Ihren angeblich so tollen Umgang mit Ge-
flüchteten betonen.

Jetzt sage ich Ihnen als Kreisvorsitzende des Roten 
Kreuzes in Rosenheim einmal eines: Wenn meine Ehren-
amtlichen nicht bereit gewesen wären, in den ersten Wo-
chen ihre gesamte Freizeit zu opfern, wenn die Feuer-
wehren nicht in der Lage gewesen wären,

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Frau Ludwig, Herr Rohwer aus Ihrer 
Fraktion hat eben noch mehr Engagement in 
der Flüchtlingspolitik gefordert! Das ist doch 
Quatsch! Machen Sie sich doch mal gerade!)

ihre Erfahrungen aus 2015/2016/2017 anzuwenden und 
binnen kürzester Zeit Turnhallen umzurüsten, dann wä-
ren diese armen Menschen mit dieser Regierung komplett 
aufgeschmissen gewesen. Das muss man einfach einmal 
zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Darum sage ich Ihnen: Gott sei Dank haben Sie den 
Antrag geschrieben; denn dieses Dankeschön ist mehr als 
angebracht.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist denn in Bayern los? Erst Bildungs-
misere und jetzt auch noch in der Unterbrin-
gung!)

Denn von Ihnen kam, ehrlich gesagt, nicht besonders 
viel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen ist der Antrag richtig. Aber es müssen natür-
lich Taten folgen.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Von den Ankündigungen kann sich keiner etwas runter-
beißen und schon gar nicht die vielen Menschen vor Ort, 
die sich immer noch nicht haben entmutigen lassen und 
trotzdem weitermachen.

Wenn wir über die Verteilung sprechen: In Bayern 
leben mittlerweile 35 Prozent der bis heute angekom-
menen Flüchtlinge, natürlich mehr in den Ballungsräu-
men; das ist auch klar. Jeden Tag kommen in Bayern 
500 Kinder zusätzlich an die Schulen – jeden Tag! Das 
ist richtig viel. Da hilft es auch nicht, wenn sich die 
Bundesministerin hinstellt und sagt: Wir stellen ein paar 
Stühle dazu. – Das wird am Ende des Tages nicht reichen. 
Deswegen möchte ich Ihnen ganz klar sagen: Hören Sie 
auf die Leute, die das vor Ort gerade ehrenamtlich ma-
chen!

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da ist Herr Söder verantwortlich für die Schu-
len in Bayern! Das wissen Sie ganz genau!)

Hören Sie auf die Leute, die das im Moment ehrenamtlich 
machen!

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bildung ist Ländersache, Frau Ludwig! 
Das müssen Sie doch anerkennen!)

Die Ehrenamtsstrukturen in Bayern sind übrigens die 
besten der ganzen Bundesrepublik, und ich weiß, wovon 
ich rede.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

– Ich weiß, wovon ich rede. – Jetzt müssen leider auch die 
bayrischen Abgeordneten der Ampel klatschen.

Deswegen haben wir Ihnen vor einigen Tagen eine 
Kleine Anfrage zukommen lassen.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo ist eigentlich Markus Söder?)
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Keine Sorge, wir haben nicht erwartet, dass Sie die so 
schnell beantworten. Aber wir stellen natürlich schon 
Fragen,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

auf die wir – davon gehe ich aus –, hoffentlich zeitnah, 
eine Antwort bekommen wollen, nämlich: Wie viel Geld 
gedenkt der Bund auszugeben für die Kinder und Jugend-
lichen und für deren Beschulung? Es geht nicht darum, 
dass wir in den Bildungsföderalismus eingreifen wollen, 
sondern darum, dass wir den Ländern nicht eine Aufgabe 
überhelfen wollen, die sie allein nicht stemmen können, 
vor allem finanziell nicht allein stemmen können.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ach!)

Diese Frage ist von Ihnen bisher nicht beantwortet wor-
den.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie doch 16 Jahre verhindert! 16 Jahre 
Kooperationsverbot unter Naturschutz gestellt! 
Ist doch irre, was Sie hier bieten!)

Denn in Ihrem Antrag schreiben Sie ja selber: vorbehalt-
lich „der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel“. Jetzt 
würde uns interessieren: Wie viel stellen Sie denn zur 
Verfügung? Darauf haben wir keine Antwort.

Wir haben auch keine Antwort, wie viele Kinder ak-
tuell im gesamten Bundesgebiet schon beschult werden, 
ob sie regelbeschult werden oder ob sie in Willkommens-
klassen sind.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Frau Ludwig, Bildungspolitik ist kein 
Brokkoli, sondern eine ernsthafte Angelegen-
heit!)

– Ach, wissen Sie was? Wer laut schreit, ist meist ge-
troffen; das ist immer so. Das ist natürlich bitter, wenn 
man über Jahre etwas über die besonders gute Flücht-
lingspolitik erzählt, aber dann, wenn es zur Einlösesitua-
tion kommt, total versagt. Das ist das, was bei Ihnen jetzt 
gerade passiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich kann nur sagen: Halten Sie sich an unseren Master-

plan, den wir vorgelegt haben! Schauen Sie sich unsere 
Fragen an, und versuchen Sie, sie zu beantworten! Die 
Drucksachennummer – kleiner Service von mir – ist 
20/1603. Wir sind sehr gespannt, was am Ende heraus-
kommt. Wir werden Sie natürlich am Schluss an Ihren 
Taten messen. Bis dahin bedanken Sie sich bei denjeni-
gen, die es vor Ort freiwillig und ehrenamtlich in Ihrem 
Auftrag machen.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ruppert Stüwe hat jetzt das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ruppert Stüwe (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Und: Ich finde es großartig, dass auch so viele 
Schülerinnen und Schüler heute hier sind und der Debatte 
zuhören.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Die gehen gerade! – Thomas 
Jarzombek [CDU/CSU]: Kollege, die Schüler 
gehen gerade!)

Liebe Frau Ludwig, eigentlich will ich nur eine Sache 
sagen. Ihr Masterplan scheint so wichtig zu sein, dass Sie 
nicht einmal eine Sekunde Ihrer Redezeit zu den Inhalten 
Ihres Masterplans verloren haben. Vielleicht sagt das 
auch einiges.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Daniela Ludwig 
[CDU/CSU]: Das ist ja ein anderer Punkt! 
Thema verfehlt, Herr Kollege! Sie sind im Ta-
gesordnungspunkt zu spät!)

Wir machen einfach beides: Wir schreiben die Anträ-
ge, und wir handeln ganz konkret, sowohl in der Bundes-
regierung – die betreffende Bundesministerin ist heute 
hier – als auch in den Ländern wie in Berlin oder wie in 
Niedersachsen zum Beispiel, wo Hannover ein Dreh-
kreuz ist, oder wie in Hamburg, wo wir extra einen 
Schwerpunkt legen auf die Wissenschaft und die Integra-
tion von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Ich 
finde es gut, in der Regierungskoalition zu arbeiten, wo 
wir beides machen: Anträge schreiben und handeln.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Der völkerrechtswidrige Krieg Russlands gegen die 
Ukraine ist auch ein Angriff auf Bildung und Wissen-
schaft. Das Recht auf Bildung und die Wissenschafts-
freiheit sind Grundfesten einer demokratischen Gesell-
schaft. Viele Kinder und Jugendliche, die vor Kurzem 
noch ihre Kindergärten und Schulen in der Ukraine be-
sucht haben, können das nicht mehr. Erzieherinnen und 
Lehrerinnen können nicht mehr ihren Beruf ausüben, 
Studierende nicht mehr an ihre Hochschule und Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler sich nicht mehr in 
Lehre und Forschung engagieren. Wir dürfen es nicht 
zulassen, dass Russlands Krieg den Menschen in der 
Ukraine das Recht auf Selbstentfaltung durch Bildung 
und Forschung versagt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ria Schröder [FDP])

Das ist der Kern unseres Antrags.
Wenn wir das richtig machen wollen, dann sind die 

Aufgaben, vor denen wir stehen, tatsächlich groß. Als 
Folge des Krieges rechnet die Kultusministerkonferenz 
mit 400 000 Schülerinnen und Schülern, die nach 
Deutschland flüchten. Die Hochschulen und Wissen-
schaftsorganisationen rechnen mit 100 000 Studierenden 
und Wissenschaftlern, die aus der Ukraine nach Deutsch-
land kommen, darunter übrigens auch Menschen, die 
keine ukrainischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 
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sind, unsere Unterstützung aber ganz genauso verdient 
haben, weil sie vor diesem Krieg ganz genauso fliehen 
wie alle anderen Ukrainerinnen und Ukrainer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ria Schröder [FDP] – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Die haben aber eine andere 
Heimat!)

Ich möchte mich zuerst bei denen bedanken, die von 
Beginn an Unterstützung und Hilfe geleistet haben. Diese 
Unterstützung an unseren Schulen und Hochschulen, bei 
den Wissenschaftsorganisationen und Forschungsein-
richtungen war von Anfang an groß; da haben Sie tatsäch-
lich recht. Jetzt müssen wir diese Unterstützung mit einer 
langfristigen Perspektive versehen. Ich will das gern an 
drei Punkten verdeutlichen, die wir in unserem Antrag 
festgehalten haben und wo die Bundesregierung schon 
handelt.

Erstens. Organisationen wie der Deutsche Akademi-
sche Austauschdienst müssen sich auf die finanziellen 
Hilfen des Bundes verlassen können. Immerhin arbeitet 
der DAAD als nationale Koordinierungsstelle eng mit 
den Hochschulen zusammen. Er bietet den Studierenden 
aus der Ukraine Orientierung, wo sie studieren können, 
und er bietet auch Stipendien. Das Gleiche gilt für die 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung. Mit ihrer Philipp- 
Schwartz-Initiative bietet sie geflüchteten Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern schnell und unbürokra-
tisch einen sicheren Hafen. Deshalb war es auch gut 
und richtig, dass wir als Ampel – übrigens zügig – dafür 
gesorgt haben, dass ukrainische Studierende schon jetzt 
BAföG beziehen können. Wir helfen schnell, und wir 
bieten eine langfristige Perspektive.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Zweitens gilt: Hilfen sind das eine; mit dem Antrag 
setzen wir uns aber auch dafür ein, dass wir bei den 
Hilfen für die Menschen in der Ukraine ihre Bildungs-
abschlüsse und Qualifikationen ernst nehmen. Ich finde 
es gut, dass sich viele Einrichtungen in Bildung und For-
schung flexibel und unbürokratisch für eine Anerken-
nung von Qualifikationen einsetzen. Das ist notwendig, 
um den geflüchteten Menschen eine echte Perspektive zu 
bieten. Hier können wir es jetzt richtig machen. Wir wis-
sen, wie wichtig es ist, vorhandene Qualifikationen ernst 
zu nehmen. Jetzt können wir einen Maßstab dafür setzen, 
wie wir das auch in Zukunft bei allen, die zu uns kommen 
werden, bei der Anerkennung handhaben werden.

Drittens. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ent-
wicklung in der Ukraine ist ungewiss. Klar ist, dass 
auch die Infrastruktur in Bildung und Wissenschaft zum 
Ziel von Russlands Krieg geworden ist. Wir lesen Woche 
für Woche, dass Bildungseinrichtungen bombardiert wer-
den. Deshalb gehört der Wiederaufbau im Bereich von 
Bildung und Wissenschaft zu unserem Konzept. Denje-
nigen, die zu uns kommen, müssen wir eine doppelte 
Perspektive geben, eine Perspektive im deutschen Bil-
dungs- und Wissenschaftssystem und eine Perspektive 
für Bildung und Wissenschaft in der Ukraine. Wer zu-

rückkehren will, wer zurückkehren kann und wer irgend-
wann wieder zurückkehren wird, muss zurückkehren 
können in ein Bildungs- und Wissenschaftssystem in 
der Ukraine, das von uns unterstützt wird. Auch das hal-
ten wir in diesem Antrag fest.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] sowie der Abg. Ria Schröder 
[FDP])

Der Angriffskrieg Russlands hat noch einmal deutlich 
gemacht: Auch die Wissenschaft ist kein abgekoppeltes 
System. Daher wird Wissenschaftsdiplomatie ein stärke-
rer Teil unserer wertegeleiteten Außenpolitik sein. Wir 
müssen besser prüfen, wie wir mit internationalen Wis-
senschaftskooperationen Freiheit und Fortschritt stärken 
und nicht Autokraten stabilisieren.

Im Fall der Ukraine heißt das: Wir müssen eine Per-
spektive für Bildung, Wissenschaft und Demokratie bie-
ten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können es jetzt 
richtig machen. Genau das tun wir als Ampelkoalition 
und mit diesem Antrag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die AfD-Fraktion hat Dr. Götz Frömming das 

Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen 
Sie mich mit einem allgemeinen Kommentar beginnen, 
der sich auch auf die vorangegangene Debatte bezieht: 
Wer Ungleiches gleich behandelt, der handelt weder mo-
ralischer noch vernünftiger, sondern einfach nur töricht, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Den Unterschied zwischen 2015 und heute nicht zu 
erkennen, dazu gehört schon viel. Jetzt ist der Kollege 
Lindh leider nicht mehr da. Aber fast hätte ich gesagt: 
Den muss eigentlich auch ein Blinder mit Krückstock 
erkennen.

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP: Oh! – Ria Schröder 
[FDP]: Respektlos!)

2015, meine Damen und Herren, mussten die öffentlich- 
rechtlichen Medien Frauen und Kinder mit der Lupe su-
chen, um sie uns anschließend im Fernsehen zu präsen-
tieren. Heute ist es anders: Es kommen überwiegend 
Frauen und Kinder. Damit kommen wir auch zu unserem 
Thema: Es kommen überwiegend natürlich auch Schüle-
rinnen und Schüler und auch Studentinnen und Studen-
ten. Die Zahlen sind schon genannt worden: Über 
113 000 Schüler sind bereits an den Schulen aufgenom-
men worden. Bis zu 400 000 – das wurde, glaube ich, 
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noch nicht gesagt – werden erwartet. Hinzu kommen 
100 000 Studenten, die an die Hochschulen kommen wol-
len.

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Zahlen ist 
das, was Sie als Ampelkoalition vorgelegt haben, wirk-
lich ein Witz. Es droht eine enorme Belastung, und es ist 
schon die zweite Belastung, die auf die Schulen innerhalb 
kürzester Zeit zukommt. Die Schülerinnen und Schüler, 
die Lehrer und Eltern haben noch gar nicht Ihre Corona-
maßnahmen verdaut. Jetzt kommt schon die zweite Krise 
auf sie zu, und Sie lassen sie ein zweites Mal im Regen 
stehen. Meine Damen und Herren, das darf nicht sein. Ein 
zweites Mal darf eine solche Krise nicht auf dem Rücken 
der Kinder ausgetragen werden.

(Beifall bei der AfD)

Die Kollegin von der CDU hat es bereits richtigerweise 
gesagt: Wenn wir uns Ihren Antrag anschauen, enthält der 
viele wohlfeile Absichtserklärungen, viel heiße Luft; an 
konkreten Zahlen findet man äußerst wenig. Eine Zahl 
wird genannt: Das ist die 1 Milliarde Euro, die sich der 
Bildungsbereich mit dem Gesundheitsbereich und dem 
Pflegebereich auch noch teilen soll. Auf der anderen Seite 
waren Sie doch in der Lage, in aller Kürze 100 Milliarden 
Euro für Waffen in den Raum zu stellen, das berühmte 
Sondervermögen. 100 Milliarden Euro für Waffen, 1 Mil-
liarde Euro für Bildung – das ist ein extremes Ungleich-
gewicht, wenn man einmal bedenkt, dass schon vor der 
Krise beispielsweise die KfW den Bedarf für die Reno-
vierung unserer Schulen auf einen zweistelligen Milliar-
denbetrag geschätzt hat. Jetzt kommt diese Belastung 
noch dazu. Wie soll denn das weitergehen? Das werden 
Sie vor allen Dingen auch den Eltern in den nächsten 
Monaten erklären müssen.

(Beifall bei der AfD – Clara Bünger [DIE 
LINKE]: Als würden Sie sich dafür interessie-
ren!)

Unser Antrag, den wir Ihnen als kleine Hilfe vorgelegt 
haben, damit Sie hier möglicherweise auch zusammen 
mit den Ländern und den Kommunen hoffentlich bald 
noch zu etwas Konkreterem kommen, enthält hingegen 
einige konkrete Vorschläge. Wir fordern einerseits, den 
Finanzbedarf für bis zu 24 000 Lehrer – diese Zahl 
kommt aus der KMK – wirklich ehrlich zu ermitteln: 
Was kosten 24 000 Lehrer? Können die Kommunen das 
selber schultern? Welche Räume werden darüber hinaus 
gebraucht? Dazu finden wir nichts in Ihrem Antrag.

Darüber hinaus schlagen wir Ihnen die Einbindung der 
ukrainischen Lehrkräfte vor – dazu haben wir auch relativ 
wenig gehört –; das müsste noch intensiviert werden. 
Denn, meine Damen und Herren, wichtig ist auch, eines 
festzuhalten: Die ukrainischen Kinder, die Flüchtlinge 
wollen ja wieder zurückgehen; sie wollen ihre Identität 
bewahren. Sie sind nicht gekommen, um die Defizite auf 
unserem Arbeitsmarkt zu stoppen. Also, kommen Sie gar 
nicht auf die Idee, damit die Defizite, die in unserem 
Land durch Ihre Regierung angehäuft worden sind, zu 
beheben!

(Beifall bei der AfD)

Der letzte Punkt. Wir schlagen auch vor, die Lernplatt-
form in der Ukraine zu nutzen; die hat sich in der Coro-
napandemie bewährt. Man kann sie hervorragend in den 
deutschen Unterricht integrieren.

Schlusswort: Bildung ist nicht nur eine Ware; aber man 
braucht für gute Bildung auch Geld. Also, geben Sie sich 
einen Ruck, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihnen fehlt die Bil-
dung!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Frömming, möglicherweise haben Sie gedacht, 

das sei eine lustige Bemerkung, die Sie zu Herrn Lindh 
gemacht haben. Ich will Sie darauf hinweisen, dass das 
erstens kein Umgang mit einem Kollegen ist, der offen-
sichtlich gerade einen Unfall hatte. Zweitens ist es auch 
kein Umgang mit Menschen mit Beeinträchtigungen, 
eine solche Bemerkung hier im Parlament zu machen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Das Wort geht an den Kollegen Kai Gehring für Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Weltoffenheit steht Deutschland so viel besser zu Ge-
sicht, als nationale Engstirnigkeit und Menschen gegen-
einander auszuspielen. Das meint die demokratische 
Mehrheit in diesem Hohen Haus, wenn es um Integration 
und Inklusion durch Bildung geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Der 24. Februar 2022 wird als Zäsur in die Geschichts-
bücher eingehen; auch für die Bildungs- und Wissen-
schaftskooperation ist der Kriegsbeginn eine Zäsur. Der 
jahrzehntelange Austausch in Bildung, Wissenschaft und 
Forschung mit der Ukraine wird unter schwersten Bedin-
gungen fortgesetzt. Oberste Priorität ist die schnelle, un-
komplizierte Unterstützung für die Menschen aus der 
Ukraine. Wir stehen fest an ihrer Seite!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Kooperationen mit Russland und Belarus wurden auf 
Eis gelegt. Das russische Regime darf in der aktuellen 
Situation nicht von deutschem und europäischem Know- 
how profitieren. Zugleich sind wir auch mit den vielen 
Tausend russischen Studierenden, Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern solidarisch, die sich mutig gegen 
den völkerrechtswidrigen Krieg des Kremls gestellt ha-
ben. Zu ihnen sollten persönliche Gesprächskanäle offen 
bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)
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Wissenschaftsfreiheit und das Recht auf Bildung sind 
Gradmesser für Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte. 
Russlands Angriffskrieg ist auch ein Feldzug gegen diese 
Werte. Er zerstört ukrainische Bildungsinfrastrukturen, 
mordet Lernende und Lehrende. Das ist barbarisch und 
muss gestoppt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Putins Angriffskrieg führt uns die Grenzen der Wissen-
schaftsdiplomatie klar vor Augen. So wie Politik und 
Wirtschaft geostrategisch keine voneinander trennbaren 
Sphären sind, braucht auch Wissenschaftspolitik eine 
Neuausrichtung gegenüber autokratischen Regimen.

Der Krieg bringt unermessliches Leid über die ukrai-
nische Bevölkerung. Kinder und Jugendliche werden ih-
rer Bildungschancen beraubt. Die Kampfhandlungen un-
terbrechen Bildungswege und akademische Laufbahnen. 
Wir wollen Menschen unterstützen, damit sie, wo es 
möglich ist, vor Ort, in der Ukraine, weiter lernen und 
arbeiten können.

Diejenigen, die bei uns in Deutschland Schutz suchen, 
wollen wir in unserem Bildungs- und Hochschulsystem 
willkommen heißen. Das ist doch selbstverständlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ihnen Schutz und Zukunftsperspektiven zu bieten, ist 
mehr als nur unsere humanitäre Pflicht. Es ist eine Inves-
tition in die Zukunft einer demokratischen und freien 
Ukraine, letztlich in ein demokratisches und freies Euro-
pa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir stehen vor großen Aufgaben, die das Zusammen-
wirken aller erfordern. Ich muss mich über die Unions-
fraktion, liebe Frau Ludwig, schwer wundern.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Jaja!)
Sie machen hier Krawall und Remmidemmi und haben 
16 Jahre das Kooperationsverbot in der Bildung unter 
Naturschutz gestellt.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Oh nee!)
Es braucht aber einmal mehr eine Verantwortungs-
gemeinschaft aller Ebenen, und dazu lade ich die CSU 
und Bayern herzlich ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Da muss er ja selber lachen!)

Umso dankbarer sind wir für die riesige Hilfsbereit-
schaft von Ländern und Kommunen, von Zivilgesell-
schaft, von Bildungs- und Forschungseinrichtungen, 
Mittlerorganisationen wie dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Wir freuen uns 
auf Ihre Ausgestaltung!)

Ihre Arbeit ist so wichtig. Danke dafür.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Länder, Kommunen und Kollegien engagieren sich für 
die Integration in Schulen. Notwendig sind zusätzliche 
Fachkräfte, multiprofessionelle Teams mit Expertise in 
der Behandlung von Traumata und in asylrechtlichen 
Fragen sowie in Deutsch als Zweitsprache. Unter ande-
rem die KMK hat hier gute Vorschläge gemacht.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Spitzenprä-
sidentin!)

Es ist so wichtig, dass die Bundesregierung die Pro-
gramme für verfolgte Wissenschaftler/-innen ausweitet. 
Das Engagement einzelner Länder, wie zum Beispiel 
Berlin und Baden-Württemberg, die zusätzliche Landes-
schutzprogramme für verfolgte Wissenschaftler/-innen 
haben, ist gelebte Solidarität. Dieses Engagement muss 
auf die europäische Ebene getragen werden: Als Kon-
tinent der Wissenschaftsfreiheit brauchen wir ein europa-
weites Programm „Scholars at Risk“.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

2015 wurde das Bundesprogramm „Integra“ auf den 
Weg gebracht. Dadurch wurde vielen Geflüchteten aus 
Syrien und dem arabischen Raum Studium und Ab-
schluss in Deutschland erfolgreich ermöglicht.

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: Wer 
hat’s erfunden?)

Diese Blaupause sollten wir jetzt nutzen, um Geflüchtete 
aus der Ukraine zu integrieren. Es braucht ein „Integra 
Ukraine“ und breite Zugänge zu Integrations- und 
Sprachkursen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Hilfe darf nicht von Nationalität abhängen. Unter den 
Studierenden, die aus der Ukraine zu uns kommen, be-
finden sich auch Menschen aus Drittstaaten, die Bleibe-
perspektiven auch über den August hinaus benötigen. 
Das Bundesland Hamburg geht hier voran: Alle interna-
tionalen Studierenden, die vor Putins Krieg fliehen, er-
halten hier eine Aufenthaltserlaubnis zur Fortsetzung ih-
res Studiums. Das ist genau der richtige Ansatz. Mögen 
viele Bundesländer folgen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Weltoffenheit steht Deutschland viel besser zu Gesicht 
als nationale Engstirnigkeit. Darum haben wir uns vor-
genommen, das Einwanderungsrecht und das Anerken-
nungsgesetz weiterzuentwickeln – endlich!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Studierende aus der Ukraine erzählen mir, wie wichtig 
es ist, ihr Studium in dieser Situation fortsetzen zu kön-
nen, ob digital, modular oder immatrikuliert. Das gibt ein 
Stück Halt in einem Alltag voller Sorgen, es schafft Per-
spektiven und dient auch als Vorbereitung. Denn viele 
warten und hoffen darauf, bald zurückkehren zu können 
und ihr Land wieder aufzubauen. Ich wünsche mir, dass 
wir zusammen mit internationalen und europäischen 
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Partnern dann beim Wiederaufbau helfen, zum Beispiel 
durch einen Wiederaufbaufonds für die Wissenschaft. 
Bildungsinstitutionen sind kritische Infrastruktur, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– sie sind system- und zukunftsrelevant. Letzter Satz: 

Auch deshalb stehen wir als Demokratinnen und Demo-
kraten an der Seite der Ukraine, damit Menschlichkeit 
gewinnt.

(Beifall bei der SPD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Nur hohle Worte!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Kollegin 

Nicole Gohlke.
(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Gute Bildung für alle – dieses Ziel eint uns, zumindest 
die demokratischen Fraktionen.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Folgerichtig müssen alle Maßnahmen ergriffen werden, 
um auch den Geflüchteten aus der Ukraine dieses Recht 
zuteilwerden zu lassen. Folgerichtig wäre dann aber 
auch, dass solche Maßnahmen allen Geflüchteten in glei-
cher Weise zuteilwerden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So steht es ja auch drin!)

Denn es geht hier um das Recht auf Bildung und um 
gleiche Rechte für alle, die hier leben.

Was die Ampel aber gerade macht, ist: Sie verfahren 
nach Goodwill und nicht wie mit einem Grundrecht. Der 
eine kriegt etwas, der andere kriegt es nicht, oder er kriegt 
es weniger. Für Die Linke ist klar: Allen asylsuchenden 
und geduldeten Menschen muss der frühestmögliche Zu-
gang zu Berufsberatung, Ausbildung, Studium und Be-
schäftigung ermöglicht werden. Dafür stehen wir.

(Beifall bei der LINKEN)
Über 110 000 geflüchtete Kinder und Jugendliche aus 

der Ukraine sind bis jetzt im deutschen Bildungssystem 
angekommen. Laut Prognose der KMK sollen es bundes-
weit möglicherweise 400 000 werden. Das Problem ist 
doch, dass sie hier auf eine völlig überstrapazierte und 
in Teilen marode Bildungsinfrastruktur treffen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist richtig!)
dass es schon seit Jahren zu wenige Lehrkräfte gibt, zu 
wenige mit Fähigkeiten in Deutsch als Zweitsprache, ob-
wohl nicht das erste Mal Menschen auf der Flucht sind 
und zu uns kommen. Das Problem ist, dass Sprachlehrer 
und Sprachlehrerinnen in der Regel mies bezahlt sind, 
dass es zu wenig Deutschkurse gibt, die nötig sind für 
die Anerkennung und den beruflichen Einstieg, dass die 

Schulgebäude und Turnhallen marode sind, dass es kaum 
Räumlichkeiten gibt, zum Beispiel für die Willkommens-
klassen.

(Beifall bei der LINKEN)
Die allererste Aufgabe von Bildungspolitik ist jetzt, für 

die materiellen Voraussetzungen zu sorgen, dass alle Kin-
der und jungen Menschen gut versorgt werden können.

(Beifall bei der LINKEN)
Das müssen alle Ebenen gemeinsam angehen. Eineinhalb 
Jahrzehnte haben wir mit diesem – Entschuldigung! – 
wirklich völlig bescheuerten Kooperationsverbot in der 
Bildung gelebt. Es wurde an Paragrafen rumgedoktert 
und diskutiert, ob der Bund einen Sprachkurs, einen Lap-
top oder ein Schulklo finanzieren darf. Ehrlich gesagt: 
Wer jetzt, nach den Erfahrungen mit Pandemie und 
Krieg, immer noch sagt: „Nee, für Schulbauten oder 
Lehrkräfte darf der Bund kein Geld geben, das ist allei-
nige Aufgabe der Kommunen oder der Länder“, der oder 
die hat den Schuss einfach nicht gehört.

(Beifall bei der LINKEN)
Das muss doch jetzt wirklich bei allen angekommen sein, 
dass wir eine Gemeinschaftsaufgabe „Bildung“ im 
Grundgesetz brauchen statt dieses wirklich völlig dys-
funktionalen Wettbewerbsföderalismus.

(Beifall bei der LINKEN – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir warten 
auf einen Antrag von Ministerpräsident 
Ramelow!)

Was ist jetzt zu tun? Es braucht ausreichende und kos-
tenfreie Deutschkurse, eine vereinfachte Anerkennung 
ausländischer Bildungsabschlüsse, einen unbürokrati-
schen Zugang zu Kitas und Schuleinrichtungen, einen 
erleichterten Zugang zu Hochschulen. Heben Sie endlich 
das Kooperationsverbot in der Bildung auf! Die Linke 
fordert gemeinsame Sofortprogramme von Bund und 
Ländern

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das gibt es doch 
nicht!)

zur Aus- und Weiterbildung zusätzlicher Lehrkräfte und 
für die Sanierung und den Neubau von Schulgebäuden. 
Mit der Ausstattung und dem Personal steht und fällt, ob 
Integration und gute Bildung für alle gelingen wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Weil es in der vorigen Debatte von Rednerinnen und 

Rednern schon erwähnt worden ist und weil wir so lange 
keine Besucherinnen und Besucher in diesem Plenarsaal 
hatten, will ich Ihnen auf den Tribünen ein herzliches 
Willkommen sagen. Wir sind in einer Bildungsdebatte. 
Es sind viele Schülerinnen und Schüler da. Wir freuen 
uns total, dass Sie heute hier sind.

(Beifall)
Das Wort gebe ich an Friedhelm Boginski für die FDP- 

Fraktion.
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(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Friedhelm Boginski (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir alle haben die schrecklichen Bilder des Krieges vor 
Augen, die uns tagtäglich aus der Ukraine erreichen. 
Viele Flüchtende erreichen Deutschland mit schweren 
Traumata. Umso wichtiger ist es, das wir den ankommen-
den Menschen in jeder Hinsicht helfen, sie schützen und 
ihnen unsere uneingeschränkte Solidarität entgegenbrin-
gen.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)

Der großen Anzahl an flüchtenden Schülerinnen und 
Schülern, Auszubildenden sowie Studentinnen und 
Studenten müssen wir auch in diesen für sie unfassbar 
schweren Zeiten eine Perspektive bieten.

Die Möglichkeit zur Teilhabe an unterschiedlichsten 
Bildungs- und Betreuungsangeboten hier bei uns in 
Deutschland spielt dabei eine zentrale Rolle; denn das 
Recht auf und der Zugang zu Bildung ist ein wesentlicher 
Baustein einer freien Gesellschaft. Dieses Recht wird den 
Ukrainerinnen und Ukrainern durch den Angriffskrieg 
Russlands verwehrt. Ausdrücklich möchte ich daher das 
Engagement und die Bereitschaft vieler Betriebe loben, 
die Auszubildende aus der Ukraine aufnehmen, ihnen 
einen Ausbildungsplatz anbieten und so eine wertvolle 
Möglichkeit der Bildung und Qualifizierung bieten. Ih-
nen allen gilt unser ganz besonderer Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Grundlage sozialer, wirtschaftlicher und gesellschaft-
licher Teilhabe ist die Sprache. Die Vermittlung und die 
Verbesserung der Deutschkenntnisse der Schutzsuchen-
den sind daher essenziell, auch wenn diese nur zeitweise 
hierbleiben sollten. Darauf muss bei allen Hilfsmaß-
nahmen eine Schwerpunktsetzung liegen. Die Kom-
munen, aber auch Betriebe, Bildungseinrichtungen und 
Anbieter dürfen hierbei nicht alleingelassen werden. Sie 
gehen oft finanziell in Vorleistung und erhalten derzeit 
eine Entschädigung nur bei erfolgreichem Abschluss ei-
nes Sprachkurses. Was ist aber, wenn die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer vor dem Abschluss in ihre Heimat 
zurückkehren können? Hier besteht Handlungsbedarf.

Gerade mit pragmatischen Maßnahmen helfen wir den 
ankommenden Menschen aus der Ukraine unabhängig 
davon, wie lange sie hierbleiben. Umso wichtiger sind 
daher eine unbürokratische einheitliche Anerkennung 
ukrainischer Abschlüsse und Schuljahre und die Unter-
stützung bei Berufsorientierungsmaßnahmen. Damit leis-
ten wir einen Beitrag, das Leid der vielen flüchtenden 
Menschen ein wenig zu lindern.

Danke. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Carolin Wagner hat jetzt das Wort für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Mit dem Studium beginnt jedes Jahr für viele 
junge Menschen ein neuer Lebensabschnitt. Und in die-
sem neuen Lebensabschnitt sollten sich diese jungen 
Menschen neues Wissen und Können aneignen. Sie soll-
ten ihren Horizont erweitern, sich ihrer Verantwortung in 
der Gesellschaft und in der Welt bewusst werden, Ge-
schäftsideen entwickeln, sie sollten Praxiserfahrungen 
machen, die sie in das nächste Semester mitbringen und 
anhand derer sie das theoretisch erworbene Wissen festi-
gen, diskutieren, philosophieren, parlieren, experimentie-
ren, lernen, vieles lesen, noch mehr nachdenken, dann 
wieder lesen, lachen und, klar, auch feiern. Ja, das alles 
sollten junge Menschen im Studium tun. Was sie eigent-
lich auf gar keinen Fall tun sollten, das ist, ihre wichtigs-
ten Sachen in einen Rucksack oder in einen Koffer stop-
fen, Hals über Kopf ihre Studienstadt verlassen und in ein 
völlig fremdes Land fliehen, weil sie um Leib und Leben 
fürchten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Doch genau das ist die bittere Realität für Tausende Stu-
dierende aus der Ukraine. Die Hochschulen und der 
DAAD rechnen mit 100 000 von ihnen in Deutschland. 
Neben all den anderen Dingen, die wir tun, damit dieser 
fürchterliche Krieg in der Ukraine endet, ist es unsere 
Pflicht, allen hier ankommenden Menschen Schutz und 
Zukunftsperspektiven zu bieten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Für geflüchtete Studierende bedeutet das, dass sie ihr 
Studium hier bei uns in Deutschland fortführen können. 
Gemeinsam mit den Ländern und den Hochschulen müs-
sen wir hierfür die Ausgangsbedingungen schaffen. Eine 
ganz zentrale Ausgangsbedingung hierfür haben wir 
schon auf den Weg gebracht – Frau Ludwig, jetzt bitte 
aufpassen –:

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Ich passe auf!)
Zum 1. Juni, in nur wenigen Tagen wird das BAföG für 
geflüchtete ukrainische Studierende und Auszubildende 
geöffnet. Wir geben ihnen damit eine zuverlässige Finan-
zierungsgrundlage für ihren weiteren Bildungsweg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Reden 
Sie mal zu Ihrem Antrag!)

Hier zeigt die Ampelkoalition einmal mehr, dass sie 
schnell und gezielt und verantwortungsvoll handelt. 
Dass die Union bei diesem Tempo nicht hinterherkommt, 
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dafür habe ich als Bayerin ja ein gewisses Verständnis; 
denn in der CSU will man ja sogar an dem Auslaufmodell 
„10-H-Regelung“ festhalten. Das sagt ja wohl alles.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen der Abg. Daniela Ludwig [CDU/CSU])

Im nächsten Schritt müssen wir weitere mögliche Stol-
perfallen in den Blick nehmen, die es auszuräumen gilt. 
Gemeinsam mit den Ländern und den Hochschulen müs-
sen wir dafür sorgen, dass die von den Studierenden an 
ihren Heimatuniversitäten bereits erbrachten Leistungen 
unbürokratisch anerkannt werden, dass formale Studien-
voraussetzungen an den Hochschulen, insbesondere 
Sprachkenntnisse, bedarfsgerecht flexibilisiert werden, 
dass zusätzliche Unterstützungsangebote vor und wäh-
rend des Semesters eingerichtet werden. Dass die ukrai-
nischen Studierenden an den Hochschulen mit offenen 
Armen empfangen werden, habe ich kürzlich in meinem 
Wahlkreis gesehen. Das erste Campusfest nach Corona, 
das an der Ostbayerischen Technischen Hochschule Re-
gensburg vor zwei Wochen stattfand, war ein Willkom-
mensfest für ukrainische Studierende.

Jetzt gilt es, an den regulatorischen Stellschrauben so 
zu drehen, dass die ukrainischen Studierenden bei uns im 
Wintersemester wieder das tun können, was sie eigentlich 
tun sollten: unbeschwert leben, lernen und ihren Bil-
dungsweg weiter fortsetzen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Norbert Altenkamp hat das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wer vor dem schrecklichen russischen Angriffs-
krieg in der Ukraine flieht, zutiefst traumatisiert ist, To-
desangst ertragen musste, vielfach Angehörige verloren 
hat, die Zerstörung von Schulen, Kliniken und ganzen 
Städten mitangesehen hat, der soll hier in Deutschland 
sicher ankommen, sich bei uns sicher fühlen und alle 
Chancen auf schnelle Hilfe und Integration haben. Dies 
gilt besonders für Kinder und Jugendliche, die rund die 
Hälfte der Flüchtlinge ausmachen und dringend von un-
serem Bildungssystem aufgefangen werden müssen. Das 
gilt ebenso für Studierende und Forschende, die bei uns 
Schutz suchen. Sie alle brauchen neue Chancen, neue 
Perspektiven – in den Kitas, in den Schulen, in der Aus-
bildung und an den Universitäten.

In unseren Gremien haben wir schon mehrfach über 
die Herausforderungen gesprochen, die mit dieser Inte-
gration verbunden sind und die wir dringend meistern 
müssen. Der Antrag bietet aber lediglich eine gute Zu-
sammenfassung der vielfältigen Aktivitäten und des zu-

packenden Engagements unserer Bürgerinnen und Bür-
ger sowie aller Institutionen des Landes. Aber was sind 
hier die neuen Impulse des Bundes? Fehlanzeige!

In den Kommunen wurde besonders schnell und be-
herzt angepackt und das Nötige veranlasst, um die Schu-
len auf den Ansturm der Flüchtlinge vorzubereiten, und 
das auf jeden Fall in meinem Wahlkreis und in vielen 
anderen mit sehr großem Erfolg. Hier geht der herzliche 
Dank wirklich an alle Ehrenamtlichen vor Ort, an Lehrer, 
an Lehrende an den Universitäten, die Überstunden ma-
chen, denen ihre Zeit dafür nicht zu schade ist. – Ihr 
leistet wirklich hervorragende Arbeit. Dafür ein herz-
liches Dankeschön!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Einen großen Beitrag zur Integration in die Schulen hat 
die Kultusministerkonferenz unter der Leitung der von 
mir sehr geschätzten Bildungsministerin Karin Prien ge-
leistet.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich dachte schon, Sie sagen Frau Karliczek!)

Die von ihr initiierte Taskforce stimmt die übergeord-
neten Fragen zum Schulbesuch ukrainischer Kinder und 
Jugendlicher bundesweit und mit dem BMBF ab, und im 
Hinblick auf die ukrainischen Schulabschlüsse auch mit 
der ukrainischen Regierung. Damit hat sie Integration zur 
Chefsache gemacht.

Bei der Lösung der praktischen Probleme vor Ort sind 
die Ministerien der Länder gefragt. In meinem Bundes-
land Hessen leistet hier vor allem das Ministerium von 
Alexander Lorz und seinen Mitstreitern besondere Ar-
beit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU] – 
Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Superminis-
ter!)

Aber sie brauchen die finanzielle Hilfe des Bundes, der ja 
auch bislang pauschal 1 Milliarde Euro für die Flücht-
lingshilfe zugesagt hat. Nach den jüngsten Zahlen der 
Taskforce von Mitte Mai werden aktuell bereits über 
110 000 Kinder und Jugendliche an deutschen Schulen 
unterrichtet – störungsfrei.

Da niemand weiß, wie lange der Krieg dauern wird, 
kann das Ziel nicht nur die kurzfristige Versorgung sein. 
Es geht darum, die jungen Menschen so zu unterstützen, 
dass es allen Seiten nutzt, auch wenn viele wahrschein-
lich doch wieder zurückgehen werden.

Die Kulturpolitik der Länder und Kommunen ist im 
Wesentlichen das Rückgrat aller Integrationsmaßnah-
men. Aber sie stößt an ihre finanziellen Grenzen. Deshalb 
stellt sich ganz klar die Frage: Warum so unkonkret? Wo 
ist der eigene Beitrag des BMBF, des Bundes insgesamt? 
Wo genau bringt sich der Bund mit zusätzlichem Geld ins 
Spiel?

(Zuruf des Abg. Kai Gehring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Wenn Ihr Antrag keine Nebelkerze sein soll, machen Sie 
bitte überzeugende Vorschläge dazu, wie die Zusammen-
arbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen konkret 
verbessert werden soll, um das von Ihnen geforderte 
Recht auf Bildung zu Recht zu verwirklichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auf welcher rechtlichen Basis soll das passieren? Welche 
Abstimmung gibt es dazu bereits mit den Ländern und 
Kommunen? Konkretisieren Sie, mit welchem Anteil 
sich der Bund an den Bildungsaufgaben für Ukraine-
flüchtlinge im Rahmen der 1-Milliarde-Euro-Hilfe an 
die Länder und Kommunen für die Flüchtlinge insgesamt 
beteiligen soll.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Es gab doch einen MPK-Beschluss!)

Außerdem: Wo bleibt das im Koalitionsvertrag ange-
kündigte Startchancen-Programm für 4 000 Schulen, das 
gerade jetzt auch einen Beitrag für die Betreuung leisten 
könnte mit Maßnahmen für mehr Schulsozialarbeiter. 
Bisher liegt noch kein Konzept vor, bisher gibt es noch 
keine Finanzierung im Bundeshaushalt 2022. Wo bleiben 
insgesamt neue Angebote für psychosoziale Betreuung? 
Wir brauchen mehr Therapeuten und Therapieplätze für 
Kinder und Jugendliche. Das käme auch unseren Schüle-
rinnen und Schülern zugute, die ja auch ihre Probleme 
haben. Hier sind auch der Bund und die Krankenkassen 
gefordert, mehr Mittel genau dafür bereitzustellen. In 
Ihrem Antrag kein Wort dazu!

Und warum nutzen Sie Ihren Antrag nicht, um die 
überzeugenden Empfehlungen des DAAD und der HRK 
für ein vom Bund finanziertes Unterstützerprogramm für 
Studierende ganz konkret aufzugreifen? Das erfordert 
laut DAAD Bundesmittel von rund 80 Millionen Euro. 
In Ihrem Antrag kein Wort dazu! Mittel dafür sind im 
Haushalt 2022 nicht eingestellt. Das wäre allerdings gut 
investiertes Geld, das allen Seiten Vorteile bringt.

Ich freue mich darauf, Ihren Antrag gemeinsam mit 
Ihnen zu einem echten Unterstützerprogramm weiter-
zuentwickeln, der dann lautet: Masterplan Bildung und 
Forschung für Geflüchtete aus der Ukraine.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Maja Wallstein hat jetzt das Wort für die SPD-Frakti-

on.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Maja Wallstein (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich sehe keinen Anlass, hier wortreich darum 
herumzureden: Dieser unser Antrag allein wird nicht rei-
chen, um all die Herausforderungen zu bewältigen, die 
seit dem Beginn von Putins Angriffskrieg gegen die 
Ukraine in allen Bereichen aufkommen. Aber dieser An-
trag ist ein wichtiger, vielleicht der wichtigste Baustein 
im Bildungs- und Forschungsbereich, um dem Auftrag, 

den wir tagtäglich von den Menschen in unserem Land 
erhalten, gerecht zu werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Ria Schröder 
[FDP])

Dieser Antrag ist nämlich ein klares Bekenntnis zu der 
Solidarität, die die Menschen in unserem Land in ihren 
Herzen spüren,

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
die sie am Wochenende sogar beim Eurovision Song 
Contest laut und bunt demonstriert haben, aber die sie 
vor allem auch jeden Tag mit ihren Taten gegenüber 
den Ukrainerinnen und Ukrainern leben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist die Solidarität, die Ihnen von der AfD so fern ist, 
wie fern einem etwas nur sein kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Wir fordern konkrete Hilfe, 
keinen Gratismut!)

Das zeigen Sie hier in jeder Debatte, Mensch! Sie wollen 
diese Solidarität angreifen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Unsinn!)
Wir werden dafür kämpfen, dass wir ein solidarisches 
Land bleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Ohne Wor-
te!)

Unser Antrag benennt klar die Baustellen, und er sagt, 
wohin die Reise gehen muss.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Baustellen sehen 
wir auch! – Zuruf des Abg. Norbert Maria 
Altenkamp [CDU/CSU])

Seit März wohnt Katja aus Charkiw mit ihren Kindern bei 
mir. Sie ist Grundschullehrerin. Es ist doch vollkommen 
klar, dass wir sicherstellen müssen, dass ihre pädagogi-
sche Ausbildung möglichst schnell und unbürokratisch 
anerkannt wird. Und es ist auch völlig klar, dass wir das 
Recht auf Bildung für Mascha, Julia und Nikita trotz des 
Krieges erhalten müssen. Und es ist außerdem doch voll-
kommen klar, dass wir ukrainischen Familien für ihre 
Kinder eine Kitabetreuung und einen Platz in der Schule 
anbieten und dass wir ihre Gesundheitsversorgung über-
nehmen.

Es ist auch völlig klar, dass all die Maßnahmen, die in 
diesem Antrag enthalten sind, nicht alleine stehen kön-
nen. Dazu gehört deshalb eben auch, dass ukrainische 
Studierende BAföG erhalten können, und dazu gehört, 
dass Ukrainerinnen und Ukrainern die Integration in 
den Arbeitsmarkt erleichtert wird, und dazu gehört, dass 
sie kostenlose psychologische Beratung und auch Coro-
naimpfungen erhalten können.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
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Dazu gehört, dass wir sie sofort und unkompliziert als das 
anerkennen, was sie sind, nämlich Menschen, die vor 
einem furchtbaren Krieg, vor einem unfassbar sinnlosen 
Akt der Gewalt fliehen müssen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das ist alles so selbstverständlich und trotzdem keines-
wegs so einfach, wie man glaubt. Das ist mit Geld ver-
bunden. Das ist mit enormen Kraftanstrengungen vieler 
Akteure verbunden, darunter natürlich Studierendenver-
bände, Forschungseinrichtungen, Hochschulen, Schulen. 
Es ist eine Kraftanstrengung der Länder, der Kommunen 
und vor allem der vielen hilfsbereiten Menschen in unse-
rem Land.

Das darf man nicht so einfach wegwischen. Darum gilt 
das letzte Wort meiner Rede genau denen, die die Heraus-
forderungen tagtäglich meistern: Danke.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe damit die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/1856 und 20/1859 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge gibt es offensichtlich 
nicht. Dann wird verfahren wie vorgeschlagen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a und 7 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffen Kotré, Leif-Erik Holm, Dr. Malte 
Kaufmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Öl- und Gasembargo verhindern – Bürger 
und Unternehmen schützen

Drucksache 20/1862
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
René Springer, Leif-Erik Holm, Steffen 
Kotré, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Deutsche Arbeitnehmerinteressen bei 
Energieembargo berücksichtigen – Mas-
senentlassungen in Schwedt verhindern

Drucksache 20/1863
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache sind 39 Minuten vorgesehen.

Wenn sich alle setzen, die jetzt an der Debatte teilneh-
men wollen, wäre das schön. – Wunderbar.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort Steffen 
Kotré für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der brandenburgische Ministerpräsident 
Steinbach

(Maja Wallstein [SPD]: Der ist Wirtschafts-
minister!)

hat gesagt, dass jede Woche ohne Ölembargo eine gute 
Woche ist – und recht hat er. Und ich sage, dass jedes Jahr 
ohne Embargo und ohne Sanktionen ein gutes Jahr ist; 
denn solche Embargos schädigen uns, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)

Herr Minister Habeck hat uns ja auch getäuscht. Er hat 
gesagt, wir seien von dem 35-prozentigen Anteil russi-
schen Öls schon längst auf 12 Prozent herunter. Ich habe 
die Bundesregierung gefragt. Da kam mitnichten die Ant-
wort, dass das bekannt sei, und auch nicht, woher wir das 
Öl dann beziehen sollen oder welche Sorte das sein soll. 
Das wird also, vermute ich einmal, mitnichten so der Fall 
sein. Zumindest weiß die Bundesregierung darüber 
nichts.

(Michael Kruse [FDP]: Hat er uns getäuscht, 
oder vermuten Sie das jetzt? – Timon 
Gremmels [SPD]: Waren Sie heute Morgen 
im Ausschuss?)

Das ist eine unverantwortliche Politik; denn sie müsste 
genau wissen, was jetzt hier zu tun ist und woher das Öl 
kommt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Aber man sieht daran, dass hier mehr Durchhaltepa-
rolen geschwungen werden, mehr Durchhaltepropaganda 
gemacht wird, als dass reale Politik hier die wirklichen 
Probleme adressiert. Das Ölembargo funktioniert so 
nicht, meine Damen und Herren.

An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an die 
Ungarn, die sich dagegen wehren und uns hier noch ein 
wenig Luft zum Atmen verschaffen.

(Beifall bei der AfD)

Die Ungarn haben einmal beziffert, was das Embargo sie 
kosten würde: 15 Milliarden bis 18 Milliarden Euro. An-
hand dieser Zahlen können Sie sich einmal ausrechnen, 
was es uns kostet, wenn wir ein solches Ölembargo wirk-
lich verhängen. Aber auch dazu haben wir keine verläss-
liche Politik, die diese Kosten beziffert. Ich habe die 
Bundesregierung gefragt. Normalerweise muss man die 
Kosten berechnen, wenn man denn einen solchen tiefen 
Einschnitt macht. Aber es liegen keine Zahlen vor. Daran 
erkennen wir, dass diese Politik unverantwortlich ist und 
zulasten der Menschen im Land geht.
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Wir sehen gerade, wie in der Uckermark bei PCK 
Schwedt die Lichter ausgehen werden, trotz aller schönen 
Worte und trotz aller Beteuerungen, dass man das ver-
hindern möchte. Aber die ersten Mitarbeiter verlassen 
schon das Werk. Das heißt, es ist schon gezündelt wor-
den. Dieses Werk fängt jetzt schon an auszubluten, dank 
dieser unverantwortlichen Politik der – im wirtschaftli-
chen Sinne – verbrannten Erde, meine Damen und Her-
ren.

Herr Habeck hat zwar einen Eid geschworen, vom 
deutschen Volk Schaden abzuwenden; aber er macht ge-
nau das Gegenteil, er schädigt uns hier sehr massiv.

(Beifall bei der AfD – Leni Breymaier [SPD]: 
Mann, Mann, Mann! – Timon Gremmels 
[SPD]: Die Einzigen, die uns schaden, sind 
Sie von der AfD! Sie schaden dem Standort 
Deutschland!)

Wenn wir die Folgen betrachten – 1 200 Arbeitnehmer in 
diesem Werk und noch einmal 2 000 bis 4 000 Arbeitneh-
mer bei den Zuliefererbetrieben –, dann müssen wir fest-
stellen: Das ist ein Kollateralschaden, den wir so nicht 
hinnehmen können. Das ist unsoziale Politik, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Herr Habeck hat uns auch an anderer Stelle getäuscht. 
Er hat eben gesagt, eine Laufzeitverlängerung bei den 
Kernkraftwerken spare kein Gas ein.

(Timon Gremmels [SPD]: Oh, jetzt kommt das 
wieder!)

Aber das ist ja nicht so.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Sie kommen zum Ende, bitte.

Steffen Kotré (AfD):
Denn wir haben viel, viel mehr Potenzial, Gas ein-

zusparen, als er zugibt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Steffen Kotré (AfD):
Meine Damen und Herren, wir lehnen das Ölembargo 

ab.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das haben wir verstanden!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Franziska Mascheck spricht jetzt für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Volker 
Redder [FDP])

Franziska Mascheck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Meine Rede 
heute wird keine klassische Rede. Ich beginne mit einer 
Geschichte. Ich beginne mit meiner Geschichte, und sie 
lautet: Am Waldrand. „Straße am Waldrand“, so hieß die 
Bushaltestelle, an der ich als sechsjähriges Mädchen im-
mer einstieg, um in die Musikschule zu fahren. Ich hatte 
einen kleinen Kofferroller und ein Akkordeon darauf.

(Zuruf von der AfD: Zur Sache!)

Wenn ich zurückkam, stieg ich aus diesem alten Schlen-
kerbus aus, stieg die drei hohen Stufen runter mit meinem 
Kofferroller und dem Akkordeon darauf. Diese Bushalte-
stelle durfte ich nicht verpassen; denn hätte ich sie ver-
passt, wäre die nächste Haltestelle sehr weit weg gewe-
sen:

(Zuruf von der AfD: Oh!)

„PCK Straße F“ in Schwedt/Oder. Ich nahm also meinen 
kleinen Kofferroller mit dem Akkordeon darauf und zog 
ihn über die rauen, holprigen Betonplatten, vorbei an 
parkenden Trabbis, Wartburgs, rumpelnd über die Teer-
fugen, entlang unserer Wohnblocks. Dann trug ich mein 
Akkordeon in den vierten Stock. In unser Wohnzimmer-
fenster vor dem Balkon leuchtete das ganze Jahr ein 
Licht, manchmal zwei: die Fackeln der PCK.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Das waren die 80er. Das war meine Kindheit: Neubau-
blöcke, viele Kinder, die sich morgens sammelten und 
gemeinsam zur Schule liefen, draußen spielten, im Ru-
derverein, in der Musikschule waren. Wir hatten ein 
Theater, ein Centrum Warenhaus, eine Papierfabrik, 
eine Schuhfabrik, ein Betonwerk und das PCK.

In Schwedt lebten 51 000 Menschen. Dann kam der 
Mauerfall, die Wiedervereinigung. Heute nennen wir es 
„Strukturwandel“ oder „Transformation“. Damals – für 
mich, für meine Familie – war es einfach ein Zusammen-
bruch. Ich war zehn. Von den zeitweise über 8 000 Be-
schäftigten in der PCK Raffinerie verloren über 
7 000 Menschen ihre Arbeit und damit auch ihre Perspek-
tive. Die Papierfabrik entließ die Mitarbeitenden, die 
Schuhfabrik schloss, das Betonwerk ebenso. Die Arbeits-
losenquote stieg auf 25 Prozent. Zu viele Menschen ver-
ließen diese Region. Die Bevölkerungszahl hatte sich bis 
in die 2000er mehr als halbiert. Der Wohnblock, in dem 
ich aufwuchs, existiert heute nicht mehr, genauso wenig 
wie die Kita, die Schulen, die alte Musikschule, das ganze 
Wohnviertel, kurz gesagt: die Orte meiner Kindheit.

Die Wendejahre haben viele vor riesige Herausforde-
rungen gestellt, aber die Menschen vor Ort sind daran 
gewachsen und haben ihr Schwedt an der Oder mit ihrer 
Erfahrungsstärke zu dem gemacht, was es heute ist:

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

lebenswert, eine wieder wachsende Stadt; rund 
34 000 Menschen sind heute hier zu Hause.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns die 
aktuelle weltpolitische Lage nicht ausgesucht. Wir kön-
nen sie nicht ignorieren. Das Ölembargo gegen Russland 
ist der Versuch, die Maschinerie eines Kriegstreibers 
nicht weiter anzuheizen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das Schließen der Erdölleitung Druschba hat natürlich 
Folgen für die Wirtschaft und für die gesamte Region, 
ja, für den ganzen Osten Deutschlands. Wir tragen alle 
gemeinsam die Verantwortung, die Menschen und Unter-
nehmen, die von dieser einschneidenden Maßnahme am 
härtesten getroffen werden, zu unterstützen. Und die 
Bundesregierung wird handeln

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

mit Kurzarbeiterregelungen,
(Karsten Hilse [AfD]: Kurzarbeiterregelung ist 

gut!)
mit umfangreichen Wirtschaftshilfen, und sie sorgt dafür, 
dass Öl über andere Wege ins Land kommt.

Sie schreiben in Ihrem Antrag, in Schwedt Wasserstoff 
zu produzieren, habe keinen Realitätsbezug. Das ist 
falsch. Wir wissen alle, dass die Zukunft der PCK Raf-
finerie nicht im Öl liegt. Die Lösung sind synthetische 
Kraftstoffe. Die Umstellung ist lange geplant. Die jetzige 
Situation bietet die Herausforderung, aber auch die Chan-
ce, diese Prozesse deutlich zu beschleunigen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Aber dies kann selbstverständlich nur mit der Unterstüt-
zung des Bundes gelingen, und es kann nur mit der Er-
fahrungsstärke der Menschen in dieser Region gelingen. 
Sie wissen, wie man aus Krisen Kraft schöpft, Sie wissen, 
wie man eine Transformation gestaltet; denn sie haben es 
schon einmal selbst getan.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Marc Bernhard 
[AfD]: Die freuen sich auf ihre Arbeitslosig-
keit!)

Einst entstanden Städte, Wirtschafts- und Handelszen-
tren an Flüssen. Flüsse sicherten Energie und Mobilität. 
So entstand auch Schwedt an der Oder mitten in Europa. 
Erneuerbare Energien sind unsere neuen Flüsse, dort sie-
deln sich die Unternehmen an, dort wächst die Wirtschaft. 
Gute aktuelle Beispiele sind Intel in Magdeburg oder 
Tesla in Grünheide.

Der Antrag der AfD täuscht Menschen vor, dass alles 
so bleiben könnte, wie es war, Krieg und ein Mangel nicht 
existieren. Das ist polemisch und höhnisch und bietet 
keine Antworten auf die Probleme dieser Zeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und des Abg. Thomas 
Lutze [DIE LINKE])

Sie verkaufen die Menschen für dumm. Mit Ihren kruden 
Theorien wird es kein wirtschaftsstarkes Deutschland 
und Europa geben. Ihr Handeln ist grob fahrlässig. Was 
lernen wir daraus? Erneuerbare Energien sind nicht nur 
Freiheitsenergien.

(Karsten Hilse [AfD]: Lieber Akkordeon spie-
len!)

Sie sind auch Arbeitsplatzenergien für das Wachsen einer 
neuen Wirtschaft, eines Werks an einem Waldrand und 
von Unternehmen im gesamten Osten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Steffen Kotré [AfD]: 
Ja, stark subventioniert!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Andreas Jung hat das Wort für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Herr Kollege Kotré, ich halte Ihnen entgegen: Jede Wo-
che, in der in diesem Krieg Geld aus Deutschland an 
Putin fließt, ist eine schlechte Woche.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Es ist eine schlechte Woche, weil ein Embargo bei 
Kohle – das haben wir – und bei Öl – das muss kommen – 
die Antwort ist auf einen völkerrechtswidrigen Krieg, der 
von Putin ausgeht. Mit einem Kriegsverbrecher kann kein 
freundlicher Handel stattfinden. Es ist auch kein freund-
licher Handel. Es wird seitens Russlands schon jetzt 
Energie als wirtschaftliche Waffe gegen uns eingesetzt, 
beginnend mit der Nichtbefüllung der Gasspeicher. Des-
halb ausdrücklich: Wir halten den Weg, wegzukommen 
von russischen Importen, unsere Zahlungen zu stoppen,

(Zuruf von der AfD: Ein Embargo!)

für den richtigen Weg, so schnell wie möglich. Deshalb 
sollten beim Gas so schnell wie möglich die notwendi- 
gen Schritte gegangen werden und bei Kohle und Öl mit 
einem Embargo reagiert werden. Es ist der richtige Weg, 
er findet unsere Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Wer hat denn die Abhängig-
keit geschaffen?)

Die Bundesregierung hat nach Prüfung und Vorberei-
tung mitgeteilt, dass ein Ölembargo für Deutschland 
handhabbar ist. Darauf stützen wir auch unsere Erwar-
tung, dass es konkrete Antworten gibt für Schwedt, für 
das Unternehmen, für die Mitarbeiter dort, dass es kon-
krete Antworten gibt zur Sicherung der Versorgungen in 
Deutschland insgesamt, speziell in Brandenburg und in 
Berlin. Diese Antworten sind in Arbeit, sie müssen jetzt 
noch konkreter werden. Wir verlassen uns darauf, dass 
diese Antworten kommen.
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Ich will dann in diesem Zusammenhang, weil Sie Un-
garn angesprochen haben, sagen: Unsere Erwartung ist, 
dass das Embargo, wenn es kommt, so konsequent wie 
möglich umgesetzt wird, dass es so wenig Ausnahmen 
wie möglich gibt. Es muss Putin treffen.

(Karsten Hilse [AfD]: Es trifft ihn doch nicht! 
Er verkauft so viel Öl wie im letzten Jahr!)

Wenn der Geldfluss unterbrochen wird, dann wird es ihn 
treffen. Mit Öl verdient er mehr Geld als mit Kohle und 
Gas. Ein solches Embargo muss so abgestützt werden, 
dass Schiffe aus der EU kein Öl aus Russland transpor-
tieren, dass sie nicht versichert werden, dass es keine 
Dienstleistungen für Sie gibt. Die konsequente Umset-
zung eines solchen Embargos ist unsere Erwartung an 
die Bundesregierung bei den Verhandlungen in Brüssel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir drängen darauf – beim Öl, beim Gas, insgesamt 
bei russischer Energie –, dass jetzt die Vorbereitungen 
getroffen und verstärkt werden, dass wir ohne russische 
Energie über den nächsten Winter kommen. Es ist gut, 
dass Minister Habeck jetzt eine breit angelegte Energie-
sparkampagne angekündigt hat. Wenn sie Ende Mai/An-
fang Juni kommt, dann ist es noch nicht zu spät; sie ist 
dringlich. Wir erwarten, dass es ein Förderprogramm, ein 
Anreizprogramm für Heizungsoptimierung gibt. Wenn 
massenhaft Heizungen optimiert werden, dann kann 
das, dann wird das einen wichtigen Beitrag leisten. Dafür 
ist jetzt die Zeit. Es ist jetzt die Zeit, das auf den Weg zu 
bringen, es vorzubereiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Dr. Volker Redder [FDP])

Es gibt in Italien seit dem 1. Mai eine Regelung, die 
vorsieht, dass die Temperatur in öffentlichen Einrichtun-
gen durch Klimaanlagen nur auf 27 Grad heruntergekühlt 
werden darf. Wir erwarten, dass es für öffentliche Ein-
richtungen seitens der Bundesregierung Vorschläge gibt: 
Was ist hier an Einsparungen möglich und vertretbar? 
Wir erwarten, dass es insgesamt einen Plan gibt, wie 
wir uns jetzt vorbereiten, wie wir Strom, der in Gaskraft-
werken erzeugt wird, kompensieren können, wie wir Ein-
sparungen umsetzen können, wie wir uns im gesamten 
Kontext jetzt darauf vorbereiten, dass wir auch ohne rus-
sische Energie gut durch den nächsten Winter kommen 
können.

Es gibt zwei Seiten. Die eine Seite ist: Es geht darum, 
die Zahlungen so schnell wie möglich zu stoppen. Und 
die andere ist: Es geht darum, uns unabhängig zu machen. 
Beides ist richtig. Wenn hier Vorschläge vorgelegt wer-
den, unterstützen wir sie. Wir drängen darauf, dass solche 
Vorschläge gemacht werden. In diesem Sinne werden wir 
die Debatte führen. In diesem Sinne erwarten wir Vor-
schläge in Deutschland, und in diesem Sinne unterstützen 
wir die Bundesregierung in Brüssel.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat der Kollege Dieter Janecek für Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kotré, Sie haben hier im März in einer Debatte 

eine russische Verschwörungstheorie verbreitet, indem 
Sie behauptet haben, der Westen unterhalte Biowaffen-
labore in der Ukraine und das sei sozusagen ein Grund für 
die russische Invasion. So passt auch der heutige Antrag 
wieder in Ihre Verschwörungserzählung. Sie begreifen 
nicht, warum wir die infragestehenden Maßnahmen tref-
fen. Ich erkläre es Ihnen noch einmal: Russland hat einen 
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg in der Ukraine ein-
geleitet. Wir als Europäische Union haben uns entschie-
den, unsere Volkswirtschaften von der russischen Volks-
wirtschaft vollständig abzukoppeln. Warum haben wir 
das getan? Weil wir nicht möchten, dass Russland erneut 
in der Lage sein wird, auf unsere Kosten seine eigene 
Armee auszurüsten und andere Länder anzugreifen. Das 
ist der Grund, warum wir das tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP – Steffen Kotré [AfD]: 
Und die Kosten für unsere Leute?)

Trotzdem ist es richtig, offen zu sagen, dass das auch 
Kosten für uns bedeutet. Robert Habeck war in Schwedt. 
Robert Habeck ist in Leuna gewesen und hat den 
Menschen dort Zusagen gemacht, dass wir helfen wer-
den, indem wir zum Beispiel Übereinkommen mit Polen 
schließen und sicherstellen, dass die Raffinerie in 
Schwedt eine Zukunft hat.

Darüber hinaus tun wir auch beim Thema „Wasser-
stoff“, beim Thema „erneuerbare Energien“ jetzt schon 
sehr viel. Die Windräder, die Sie sehen, wenn Sie heute 
durch den Osten fahren, würden wir gern in Bayern ha-
ben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Karsten Hilse [AfD]: Die können Sie 
gerne haben! – Weitere Zurufe von der AfD)

Uns fehlt die Energie; dort ist sie jetzt da. Sie haben das 
die ganze Zeit bekämpft und ruinieren damit letztlich ja 
Ihre eigenen Regionen – auch mit Ihrer Fremdenfeind-
lichkeit, die Sie immer vor sich hertragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Fremden-
feindlichkeit gegenüber Windrädern!)

Der entscheidende Punkt ist aber – auch das verstehen 
Sie nicht –, dass das, was Sie beschwören, alles Vergan-
genheit ist. Was möchten Sie denn erreichen? Eine wei-
tere Abhängigkeit von russischem Erdgas, Öl und Kohle? 
Wollen Sie das zur Abstimmung stellen in Deutschland, 
im Deutschen Bundestag, vielleicht sogar in Ihrer Wäh-
lerschaft? Oder wollen Sie vielleicht mal in die Zukunft 
blicken, nämlich in das Zeitalter von Energieeinsparung, 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 36. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 18. Mai 2022                                  3460 

Andreas Jung 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



erneuerbaren Energien, Grünem Wasserstoff, giganti-
schen Investitionen, die wir auf den Weg bringen? Das 
hat doch nicht nur begonnen, das ist voll im Schwung, 
und die Europäische Union hat sich committet – Andreas 
Jung, wir alle gemeinsam –, zu sagen: Wir wollen diesen 
Weg gehen.

Und Sie sind ganz alleine.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Widerspruch bei der 
AfD)

Sie sind ganz alleine mit dieser Haltung, zu sagen, Sie 
wollen den russischen Weg gehen. Die russische Volks-
wirtschaft ist eine der am schlechtesten diversifizierten 
Volkswirtschaften, die wir überhaupt in Europa, im eura-
sischen Raum haben. Die hat nichts mehr außer Öl, Kohle 
und Gas. Sie hat keine Modernisierungen vorgenommen, 
keine Digitalisierung. Sie hat es auch nicht geschafft, sich 
in irgendeiner Weise auf die Zukunft einzustellen.

Die Zukunft ist das, was die Bundesregierung mit der 
Unterstützung von weiten Teilen der Opposition voran-
bringt: erneuerbare Energien, Einsparungen, nach vorne 
gehen, investieren, den Wohlstand halten. Das sind die 
Bedingungen dafür; deshalb darf man bitte nicht zurück-
schauen und sagen: Wir wollen mit den Zaren der Ver-
gangenheit die Zukunft schaffen. – Das wird nicht funk-
tionieren. Wir müssen es so machen, wie wir es gemacht 
haben, und das weiter vorantreiben.

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. Vielleicht denken Sie 
mal ein bisschen nach.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Alexander Ulrich spricht für die Fraktion 

Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Ulrich (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine ist durch 
nichts zu rechtfertigen. Deshalb ist es auch notwendig, 
über Sanktionen nachzudenken. Wir erinnern die Bun-
desregierung aber auch an ihr Versprechen an die deut-
sche Bevölkerung, dass die Sanktionen uns nicht härter 
treffen dürfen als Putin in Russland.

Beim Ölembargo ist das aber leider der Fall. Wir als 
Linke haben letzte Woche schon eine Aktuelle Stunde in 
den Bundestag gebracht und darauf hingewiesen, was das 
einerseits für die Versorgung mit Öl für Ostdeutschland, 
für Berlin bedeutet, aber auch, was das für die Region um 
Schwedt mit Tausenden von Arbeitsplätzen bedeutet. Wir 
haben auch darauf aufmerksam gemacht – letzte Woche 
gab es viele Diskussionen um Inflation und höhere 
Preise –, dass wir mit diesem Ölembargo auch dazu bei-
tragen, dass Preise und Inflation weiter steigen.

Der lachende Gewinner dabei ist leider der, dem Sie 
schaden wollen; denn Russland hat dadurch keine gerin-
geren Einnahmen, unter anderem weil wir das Embargo 

ja erst bis Ende des Jahres umsetzen wollen. In dieser Zeit 
steigen sogar die Preise. Putin verdient an dieser Debatte, 
und er wird Ende des Jahres dann auch so weit sein, 
dieses Öl dann irgendwo anders in der Welt zu verkaufen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Hört! Hört!)
Das heißt, wir schaden uns mit einem Ölembargo selbst 
und gefährden Tausende Arbeitsplätze. Deshalb lehnen 
wir als Linke das ab.

(Beifall bei der LINKEN und der AfD – 
Michael Kruse [FDP]: In bester Gesellschaft!)

Auch wenn die AfD uns bei der Debatte diese Woche 
nachrennt – und es ist das eine oder andere falsch, wenn 
sie bei uns abschreiben –, sage ich noch einmal: Herr 
Jung, ich kann es nicht verstehen, dass Sie hier sagen: 
Jeden Tag, an dem wir das bezahlen, bezahlen wir Putin 
und seinen Krieg. – In dieser Konsequenz müssten Sie ja 
dann auch sagen: Sofort raus, auch aus dem Gas! – Damit 
würden Sie – das wissen Sie selbst; die deutsche Industrie 
sagt Ihnen doch jeden Tag, was der Ausstieg aus Gas und 
Öl für Folgen hätte – Hunderttausende Arbeitsplätze ge-
fährden. Es ist gut, dass hier noch mal klar geworden ist: 
Die CDU/CSU-Fraktion spielt mit Hunderttausenden Ar-
beitsplätzen in diesem Land.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: So ist es! – Stefan Müller [Er-
langen] [CDU/CSU]: Das können Sie aber bes-
ser!)

Wir haben Ihnen deshalb letzte Woche gesagt: Wir 
brauchen Ausnahmeregelungen für Ostdeutschland. – 
Wir wiederholen diese Forderung; denn sonst geht hier 
Ende des Jahres bei vielen sprichwörtlich das Licht aus, 
und die Preise an den Tankstellen werden immer weiter 
steigen. Es gibt ja Experten, die sagen, da könnten sogar 
Preise von 3 Euro für Diesel und Benzin aufgerufen wer-
den.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das freut die 
Grünen!)

Das ist etwas, was die Grünen lernen müssen: Auch 
beim Thema Energiewende müssen auch die sozial Be-
nachteiligten in diesem Land mitgehen können. Die Men-
schen in diesem Land werden die Klimapolitik und den 
Umstieg auf erneuerbare Energien dann mitmachen, 
wenn sie das auch bezahlen können. Darauf geben die 
Grünen keine Antworten. Habeck sagt sogar noch: 
Dann werden wir halt Wohlstand verlieren. – Die Men-
schen, die in Schwedt oder anderswo wohnen, die Men-
schen, die jeden Tag mit ihrem Auto vom flachen Land in 
die Stadt zum Arbeitsplatz fahren wollen, brauchen Ant-
worten, aber nicht solche wohlfeilen Reden von Men-
schen, die über 20 000 Euro im Monat verdienen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen zum Ende, bitte.

Alexander Ulrich (DIE LINKE):
Ich komme gleich zum Ende. – Wir ergänzen in dieser 

Woche unsere Debatte: Wir müssen endlich auch die Öl-
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konzerne mit einer Übergewinnsteuer mit heranziehen. 
Schauen Sie sich an, was die zurzeit für einen Reibach 
machen! Das muss steuerlich abgeschöpft werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Michael Kruse spricht zu uns für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auf der Tribüne hier im Saal sitzen in dieser 
Minute sehr viele junge Menschen. Diese jungen Men-
schen sitzen da vermutlich zum allerersten Mal. Diese 
jungen Menschen bekommen einen Eindruck davon, 
wie das Parlament miteinander diskutiert. Ich bin über-
zeugt, dass jeder Einzelne und jede Einzelne, der oder die 
jetzt gerade hier auf der Tribüne sitzt, in der Lage wäre, 
die peinliche Argumentation, die wir hier von den beiden 
Außenseiten von links und rechts gehört haben, im Keim 
zu zerlegen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Zuruf von der AfD: 
Sie sind peinlich, Herr Kruse!)

Denn das, was Sie hier tun, ist dermaßen atemberaubend, 
dass man es nicht unwidersprochen stehen lassen kann.

(Beifall des Abg. Stefan Wenzel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Na dann mal los!)

Ich habe mir kurz überlegt: Wenn Wladimir Putin jetzt 
hier im Haus eine Debatte anmelden dürfte, wie wäre der 
Titel dieser Debatte?

(Karsten Hilse [AfD]: Sprechen Sie doch mal 
zum Thema Erdöl!)

Er könnte ungefähr so lauten: „Kein Ölembargo – Schutz 
für Bürger und Unternehmen“; denn dieser Titel versucht 
ja auf eine ganz perfide Art und Weise, einen Zusammen-
hang herzustellen, indem er behauptet: Wenn wir uns von 
Russland unabhängig machen, schützen wir all die Men-
schen, denen wir als Volksvertreterinnen und Volksver-
treter verpflichtet sind, nicht mehr. – Genau das Gegenteil 
ist der Fall. Deswegen ist schon der Titel Ihres Antrags 
Hohn und Spott für dieses Hohe Haus, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der 
AfD)

Wir können ja auch einfach mal in Ihr Wahlprogramm 
schauen.

(Karsten Hilse [AfD]: Nee! Sprechen Sie doch 
mal zum Antrag!)

– Nee, haben Sie auch nicht getan; das ist grundsätzlich 
eigentlich auch ein Fehler. – Ich zitiere mal aus Ihrem 
Wahlprogramm.

(Marc Bernhard [AfD]: Was sagen Sie den 
Menschen in Ostdeutschland? Was sagen Sie 
denen, die wegen Ihnen ihren Arbeitsplatz ver-
lieren? Was sagen Sie denen?)

– Das scheint ja richtig auf Protest bei Ihnen zu stoßen, 
wenn man aus Ihrem Wahlprogramm zitieren möchte.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ich lese mal daraus vor: „Wir lehnen es ab, dass sich die 
Bundesregierung zunehmend als Unternehmer versteht 
und betätigt.“ Das ist aber genau das, was Sie jetzt hier 
eingefordert haben. Sie müssen sich auch mal entschei-
den, ob Sie jetzt den Weg gehen wollen, den Sie uns sonst 
immer vorschlagen – Sie beschweren sich, dass ich das 
jetzt hier vortrage, aber Sie haben es ja aufgeschrieben –, 
oder ob Sie den Weg gehen wollen, den Sie in der Ak-
tuellen Stunde vorschlagen.

Wir können für die regierungstragenden Fraktionen 
sagen –

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da gehören Sie 
nicht mehr lange dazu!)

und ich freue mich, dass sich auch die Union dieser 
Haltung angeschlossen hat –: In Europa wurde ein An-
griffskrieg begonnen, und zwar von Russland. – Sie – und 
gerade auch Sie, Herr Kotré, der Sie hier heute gespro-
chen haben – sind regelmäßig nicht mal in der Lage, an 
diesem Pult hier festzustellen, dass Russland diesen 
Krieg begonnen hat.

(Steffen Kotré [AfD]: Das habe ich gesagt!)

Sie sind regelmäßig fünf, sechs Minuten an diesem Red-
nerpult, ohne einmal zu erwähnen, wer hier gerade Men-
schen in Europa abschlachtet. Und von Ihnen jetzt einen 
solchen Antrag zu bekommen, das ist der Gipfel der par-
lamentarischen Frechheit in dieser Legislaturperiode, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und des Abg. Thomas Lutze [DIE 
LINKE] – Steffen Kotré [AfD]: Atmen nicht 
vergessen! – Karsten Hilse [AfD]: Ist Ihnen 
das nicht selber peinlich?)

Und dass Ihnen in Ihrer politischen Verwirrung Die Linke 
auch noch folgt, das finde ich wirklich bemerkenswert.

Dann sagen Sie, wir müssten ja in unserer Konsequenz 
auch aus Gas aussteigen. Ach was! Haben Sie mal auf die 
Tagesordnung für morgen geschaut? Da ist das LNG-Be-
schleunigungsgesetz aufgeführt. Das haben wir in der 
letzten Woche eingebracht,

(Zuruf von der AfD: Das Gas!)

das werden wir in dieser Woche beschließen,

(Christian Görke [DIE LINKE]: Das ist ein 
Witz! – Zuruf von der AfD: Sehr witzig!)
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das wird übermorgen im Bundesrat behandelt; es wird 
dann zum 1. Juni in Kraft treten.

Wissen Sie was? Das ist das schnellste Gesetz, das in 
dieser Legislaturperiode und wahrscheinlich in den gan-
zen letzten Jahren dieses Haus durchlaufen hat. Und was 
tun wir damit? Wir machen uns unabhängiger von russi-
schem Gas,

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

weil wir dafür sorgen, dass in Deutschland und auch in 
Europa LNG-Importinfrastruktur geschaffen wird. Diese 
Infrastruktur wird benötigt, damit wir uns von russischem 
Gas unabhängig machen.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Wissen Sie, 
wie viel Gas wir damit ersetzen?)

Ob beim Öl, bei der Kohle oder beim Gas: Wir sorgen 
dafür, dass Wladimir Putin der Geldhahn aus Deutsch-
land abgedreht wird, und in Ihrer Interessenlage ist genau 
das Gegenteil verhaftet. Dann machen Sie sich aber auch 
mitverantwortlich für all das, was dort passiert.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die AfD-Fraktion spricht Dr. Malte Kaufmann.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Herr Kruse, hätten Sie heute die Nachrichtenmel-
dungen gelesen, dann hätten Sie festgestellt, dass das 
Thema „Kein Ölembargo“ eben gerade heute nicht von 
Russland kam, sondern von den Vereinigten Staaten von 
Amerika, die das nicht haben wollen

(Dieter Janecek [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die wollen aber einen Zoll!)

und Druck auf Europa ausüben. So ist die Wahrheit. So 
viel zu Ihren Verschwörungstheorien, die Sie hier ver-
breiten.

(Beifall bei der AfD – Dieter Janecek [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die wollen einen 
Zoll, Herr Kaufmann!)

Seit 24 Jahren sitzt die SPD nahezu ununterbrochen in 
der Bundesregierung und hat kräftig daran mitgewirkt, 
unser Land in eine völlig unverantwortliche energiepoli-
tische Abhängigkeit zu bringen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, was jetzt?)
Die Folge: Wir können heute auf russisches Öl und Gas 
nicht verzichten, ohne dass es zu massiven Problemen in 
unserem Land kommen wird.

Was sind die Wirkungen und Nebenwirkungen eines 
Embargos? Die eine Reaktion ist völlig klar – mein Kol-
lege hat das ausgeführt –: Russland verkauft sein Öl dann 

eben an China und Indien, an Pakistan und andere Län-
der, vielleicht sogar zu einem verbilligten Preis. Das wird 
unserer eigenen Wirtschaft zusätzlich schaden; die leidet 
nämlich heute schon unter Ihren gewollt absurd hohen 
Energiepreisen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und was ist, wenn uns Russland als Gegenmaßnahme 

den Gashahn zudreht, wenn die Gaskraftwerke zur Stabi-
lisierung Ihres rot-grünen Flatterstroms nicht anlaufen 
können und die Unternehmen aufhören müssen, zu pro-
duzieren?

Und ein weiteres Problem wird von der Regierung 
einfach vom Tisch gewischt, zuletzt im Ausschuss. Frau 
Staatssekretärin Brantner auf meine Nachfrage: Die Ta-
ke-or-Pay-Klauseln in den Gaslieferverträgen bergen po-
tenziell ein Multimilliardenrisiko für deutsche Strafzah-
lungen. Der Hinweis auf höhere Gewalt im Falle eines 
Gasembargos zur Vermeidung solcher Strafen ist dünnes 
Eis, und sollte dieses Eis nicht halten, wird es für uns alle 
richtig teuer.

Fazit: Dank der langjährigen Energiepolitik von 
Schröder, Merkel und jetzt auch Scholz wäre derzeit ein 
Öl- oder Gasembargo gegen Russland unverantwortlich 
für unser eigenes Land. Deshalb: Finger weg von der-
artigen Plänen!

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das war eine vernünftige Rede! So 
geht das, nicht so rumschreien!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Timon Gremmels spricht jetzt für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Herr Dr. Kaufmann, ja, die SPD 
hat die letzten 24 Jahren mitregiert. Das ist auch gut so.

(Zuruf von der AfD: Na ja!)
Und was haben wir die letzten 24 Jahre gemacht? Wir 
haben dafür gesorgt, dass der Anteil erneuerbarer Ener-
gien in Deutschland bei fast 50 Prozent ist. Das ist unser 
Verdienst.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Dass wir die erneuerbaren Energien so ausgebaut haben, 
insbesondere im Bereich des Stroms, sorgt dafür, dass die 
Abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger heute 
deutlich geringer ist, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Das ist doch die Wahrheit!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und ich sage Ihnen: Ja, das Thema Embargo ist ein 
sehr kritisches,
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(Zuruf von der AfD: Das muss man sagen!)

und da gibt es auch keine leichten Antworten. Und des-
wegen ist es gut, dass diese Bundesregierung auch ohne 
Ölembargo schon gehandelt hat. Seit Dezember letzten 
Jahres haben wir unseren Anteil an russischem Öl von 35 
auf 12 Prozent gesenkt. Das haben wir ganz ohne Em-
bargo geschafft, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, und es ist auch der richtige Weg, es genau so zu 
machen;

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

das ist aus meiner Sicht in der Tat richtig.
Wir haben uns fast überall unabhängig machen kön-

nen. Die Achillesferse ist Schwedt, die PCK Schwedt – 
das wissen wir alle –, wegen einer Besonderheit. Dort ist 
es so, dass die Firma Rosneft 90 Prozent Anteil hat, wir 
an der Ölpipeline Druschba hängen und das nicht einfach 
umstellbar ist, wie es in anderen Ölraffinerien in Deutsch-
land der Fall ist. Das gehört doch auch zur Wahrheit dazu.

(Zuruf von der AfD: Dann lassen Sie es doch 
so!)

Deswegen wird es besonders schwer sein, diese letzten 
12 Prozent zu kompensieren und umzustellen. Das ist 
eine Herausforderung. Deswegen sagen wir: Ja, das, 
was die EU-Kommission jetzt plant – nicht von heute 
auf morgen ein Ölembargo, sondern einen Weg aufzuzei-
gen, das innerhalb der nächsten sechs Monate hinzube-
kommen –, ist der richtige Weg; denn diese sechs Monate 
werden wir auch in Deutschland noch brauchen, um den 
Hafen in Rostock, die Pipeline auf den Weg zu bringen, 
zu ertüchtigen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann ist der Krieg 
vorbei, hoffentlich!)

Es ist gerade angesprochen worden: In Danzig gibt es 
Gespräche auch mit der polnischen Regierung darüber, 
wie dort Schiffe anlanden können, wie das Öl dort dann 
über die Druschba-Pipeline, über Danzig Richtung 
Schwedt kommen kann. Genau das macht die Bundes-
regierung. Das ist auch der richtige Weg, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Da danke ich insbesondere 
Robert Habeck und Kanzler Olaf Scholz, der am Wo-
chenende ja den Beschäftigten auch ein klares Signal 
gegeben hat: Wir werden das nicht auf Ihren Rücken 
ausfechten, sondern wir stehen solidarisch an der Seite 
der 1 200 Beschäftigten in Schwedt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf von der AfD: Stehen Sie nicht!)

Und natürlich ist eine Sanktion ein scharfes Schwert, 
weil zwei Drittel der Ölverkäufe den russischen Staats-
haushalt finanzieren; bei Gas sind es nur 7 Prozent. Das 
heißt, das wird Putin am Ende des Tages spüren.

Aber in der Tat müssen wir aufpassen, was die Welt-
wirtschaft angeht, dass hier nicht die Energiekosten stei-
gen. Und natürlich müssen wir auch aufpassen, dass das 
Öl, das nicht mehr nach Europa und Deutschland ver-
kauft wird, dann nicht nach Indien und woandershin geht; 
es ist ja nicht weg. Also, die Herausforderungen, die wir 
haben, sind doch groß; sie sind nicht kleinzureden.

Aber deswegen müssen wir jetzt genau diesen Weg in 
Solidarität in Europa miteinander beschreiten, und des-
wegen auch mein Appell Richtung Ungarn, Richtung 
Slowakei, das gemeinschaftlich jetzt auf den Weg zu 
bringen

(Zuruf von der AfD: Das ist gescheitert!)

und uns hier nicht spalten zu lassen, weil sich dann doch 
Putin ins Fäustchen lacht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Der lacht über die 
Rede!)

Deswegen müssen wir das gemeinschaftlich machen. 
Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir in den nächsten 
Tagen auf europäischer Ebene da einen guten Kompro-
miss hinkriegen, der die energiepolitische Verantwortung 
und auch die Verantwortung für die Energiepreise in Eu-
ropa und in Deutschland mit berücksichtigt, meine sehr 
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Und ich sage Ihnen: Das, was jetzt in Schwedt passiert, 
wäre irgendwann auch ganz ohne ein Embargo passiert, 
nämlich die Umstellung. Denn wir haben uns doch in 
dieser Koalition verständigt, bis 2045 klimaneutral zu 
sein. Das heißt, irgendwann wäre auch dort eine Umstel-
lung, eine Transformation, nötig gewesen.

Die ziehen wir jetzt vor, und die muss auch finanziell 
ausgestattet werden. Da gibt es Zusagen von Herrn 
Habeck, dazu hat sich auch Olaf Scholz am Wochenende 
klar committed: Wir werden die Menschen dort nicht 
alleinlassen. Wir werden den Umbau, die Transformati-
onsmaßnahmen in Schwedt, mit den Menschen gemein-
schaftlich voranbringen. Es ist auch eine Chance, jetzt die 
dortige Erzeugung umzustellen, hin zu Basischemikalien, 
hin zu synthetischen Kraftstoffen auf der Basis von Grü-
nem Wasserstoff. Das ist doch die Zukunft. Wir sorgen 
dafür, dass die Arbeitsplätze in Schwedt zukunftsfähig 
sind, meine sehr verehrten Damen und Herren,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

und nicht rückwärtsgewandt. Wir machen das modern. 
Und ich sage Ihnen: Wir werden diese Transformation 
jetzt einfach noch ein Stück weit beschleunigen und sie 
auch finanziell abfedern und unterstützen.

Es liegt eine große Chance darin, weil wir die Raf-
finerie in Schwedt hin zu einer Zukunftsraffinerie trans-
formieren können. Das ist die Aufgabe, die diese Bundes-
regierung wahrnimmt.

(Lachen bei der AfD)

Das ist eine große Herausforderung, das ist nicht einfach. 
Aber wir können das schaffen: mit den Beschäftigten, mit 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und ihren 
Familien in Schwedt und in der ganzen Region Branden-
burg und in ganz Ostdeutschland.

(Zuruf von der AfD: Als Treuhand!)
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Das ist unsere Aufgabe. Das ist eine Herausforderung. 
Aber wir gehen diesen beschwerlichen und schweren 
Weg, weil wir der Auffassung sind: Darin liegt eine Zu-
kunft. Die erneuerbaren Energien sind die Zukunft, und 
dafür brauchen wir gut qualifizierte Beschäftigte auch aus 
dieser Region.

In diesem Sinne: Glück auf!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt der Kollege Jens 

Koeppen das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Koeppen (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Um es gleich vorwegzunehmen: Nieman-
den, wirklich niemanden, lassen die schrecklichen Bilder 
dieses Krieges unberührt, und es gibt auch niemanden, 
der kein schnelles Ende will. Die Frage ist bloß: Welche 
Schritte dazu gibt es? Ein Ölembargo ist es im Zweifel 
nicht. Das ist jedenfalls meine Meinung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Egal wie gut es gemeint ist: Wir können uns nicht 
schwächen, wenn wir anderen helfen wollen. Wir müssen 
vom Ende her denken. Die Forderung nach einem Öl-
embargo hat zu viel Verunsicherung geführt, Existenz-
ängste geschürt, und sowohl die Unkenntnis über die 
Fakten bei der Bundesregierung als auch die Verdrän-
gung der ernsten Lage bei der Versorgungssicherheit ha-
ben das noch verstärkt. Hier ist eher der Wunsch Vater 
des Gedankens. Das Motto „Es wird schon irgendwie gut 
gehen“ ist wie ein Ritt auf der Rasierklinge.

Dazu ein paar Anmerkungen in ein paar wenigen 
Punkten.

Punkt eins. Es ist kein regionales Problem irgendwo in 
den fernen, endlosen Weiten der Uckermark und auch 
kein rein ostdeutsches Problem. Ich sage das als Schwed-
ter, der in dieser PCK seine Ausbildung zum Elektrotech-
niker gemacht hat. Ostdeutschland wird zwar die größte 
Last tragen – ohne Zweifel –, aber die Folgen werden sich 
auf die gesamte Bundesrepublik Deutschland auswirken.

Punkt zwei: die gefährliche Ignoranz der Fakten in der 
Bundesregierung.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Kollegen, hören 
Sie zu!)

Der Besuch von Minister Habeck in der Schwedter Raf-
finerie hat die ganze Planlosigkeit der Bundesregierung 
offenbart. Es wurde dort von Arbeitsplätzen, von Bundes-
hilfen für Schwedt und über die goldene Zukunft des 
Wasserstoffs in 20 Jahren geredet. Es wurde davon gere-
det, einen Plan zu haben, es wurde davon geredet, gute 
Gespräche zu führen, aber die Versorgungssicherheit von 
Rostock bis nach Suhl wurde außen vor gelassen.

(Timon Gremmels [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht! Das ist doch nicht richtig!)

Dabei ist die Erdölleitung Freundschaft nach Schwedt der 
Dreh- und Angelpunkt für die Versorgungssicherheit in 
einem großen Teil der Bundesrepublik.

Wie sollen denn 12 Millionen Tonnen Jahresproduk-
tion in Schwedt ersetzt werden? Die Frage bleibt unbe-
antwortet, und es ist zu befürchten, dass es erhebliche 
Versorgungsengpässe im gesamten Osten in vielen Berei-
chen des öffentlichen Lebens geben wird.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Können westdeutsche Raffinerien bei der Kapazität 
und bei der fehlenden Infrastruktur aushelfen? Wie viele 
TKWs müssten denn dann jeden Tag vom Westen nach 
Osten fahren? 3 000? 4 000? Die Frage bleibt unbeant-
wortet.

Wie können 70 000 Tonnen Öl pro Tag über die Erd-
ölleitung Freundschaft ersetzt werden? – Keine Antwort!

(Timon Gremmels [SPD]: Doch!)
Wie können 32 000 Tonnen Öl pro Tag, die alleine die 

Raffinerie Schwedt braucht, um einigermaßen effizient 
zu fahren, ersetzt werden? – Keine Antwort!

Über die Leitung Rostock, von der immer die Rede ist, 
kommen lediglich 19 000 Tonnen pro Tag. Wo kommt 
der Rest her, Frau Staatssekretärin? – Keine Antwort!

Was kann wirklich über den Hafen Rostock anlanden, 
der ja viel zu flach für große Schiffe ist, dessen Wasser-
tiefe also nicht ausreicht? – Keine Antwort!

Damit komme ich zum Punkt drei: die weltfremde 
Arglosigkeit der Bundesregierung. Die Diversifizierung 
der Rohstoffimporte ist eine wichtige Aufgabe; das ist 
überhaupt gar keine Frage. Aber absolut unverständlich 
ist, wie das Ölembargo von Deutschland aus ohne eine 
Lösung so massiv vorangetrieben werden kann. Die Bun-
desregierung suggeriert sogar, dass die Versorgung über 
Schwedt mit zwei Schiffen in der Woche irgendwie über 
Rostock funktionieren kann. Der Rest würde dann ir-
gendwo aus Danzig kommen.

Das bringt mich zum vierten Punkt: offene Fragen. Im 
Ausschuss und überall oft gefragt, aber nicht beantwortet:

(Timon Gremmels [SPD]: Sie haben doch 
heute im Ausschuss keine Fragen gestellt!)

Welche zwei Schiffe sind das? Welche Kapazitäten haben 
diese Schiffe? Können die Schiffe den Hafen Rostock 
anfahren, oder ist er zu flach? Muss der Hafen vertieft 
werden? Wie lange dauert die Ausbaggerung? Ist die Vor-
bereitung schon getroffen? Gibt es Genehmigungen? Ist 
die richtige Ölmischung für die Raffinerie Schwedt über-
haupt verfügbar? Welche Umrüstungen müssen gemacht 
werden? Und so weiter und so fort.

(Dieter Janecek [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit der Einstellung kommen wir nicht 
voran!)

Hier gibt es viele weitere Fragen, die ich noch anmer-
ken könnte, zum Beispiel zur Ölreserve. Welche Verträge 
gibt es mit Danzig? Gibt es alternative Ölimporte, oder ist 
es am Ende das gleiche russische Öl, das wir dann unter 
einer anderen Flagge über die Leitung bekommen?
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(Beifall bei der AfD)

Wie sieht die Logistik aus? Und so weiter und so fort.
Meine Damen und Herren, es mag sein, dass das reni-

tente Fragen sind, aber bevor man ein Ölembargo macht, 
muss man Fragen beantworten. Die bleiben unbenannt, 
oder die Antworten sind im Nebel der Worthülsen nicht 
mehr zu erkennen.

(Timon Gremmels [SPD]: Aber es gibt schon 
einen Widerspruch zu Andreas Jung jetzt, 
oder?)

Das Prinzip Hoffnung ist mir aufgrund der Ernsthaftig-
keit der Lage zu wenig, und ich schließe mich daher der 
brandenburgischen Landesregierung an, die gesagt hat: 
Jede Woche ohne ein Embargo ist eine gute Woche.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Timon Gremmels [SPD]: Das 
hat Andreas Jung gerade anders gesagt!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht die Kollegin Ingrid 

Nestle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Den Anträgen der AfD können wir natürlich 
nicht zustimmen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schade!)

auch wenn Sie wieder so ein bisschen wie der Wolf im 
Schafspelz daherkommen. Deswegen lohnt es sich, ein-
mal in die Begründung zu schauen. Dort schreiben Sie 
nämlich, die Bundesregierung habe „klarzustellen“, dass 
die „‚Bringschuldʼ nur gegenüber dem deutschen Volk 
besteht“, und bringen das in den Zusammenhang damit, 
dass durch ein Ölembargo Öl deutlich teurer werden 
könnte.

Ich bringe mal zusammen, was das bedeutet: Sie sagen, 
Ihnen ist es egal, dass die Städte in der Ukraine zerbombt 
werden.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Das hat doch damit 
nichts zu tun! – Marc Bernhard [AfD]: Die 
verkaufen das doch trotzdem! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Das ist infam, Frau Kolle-
gin!)

Ihnen ist es egal, dass Frauen vergewaltigt werden. Sie 
sagen: Was kümmert es uns, wenn dort Hunger und Not 
herrschen? Hauptsache, die Preise gehen nicht nach 
oben. – Sie haben es genau so in der Begründung zusam-
mengebracht, und deswegen wird es mir eine Freude sein, 
zu diesem Antrag mit Nein zu stimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das ist unter Ihrem Niveau! Hoffe ich!)

Ich bin sehr stolz, dass die Mehrheiten in unserem 
Land ganz andere sind, dass die Menschen in diesem 
Land solidarisch mit der Ukraine sind und dass sie nicht 
sagen: „Hauptsache, der Ölpreis stimmt, was auch immer 
dort passiert“, sondern dass sie sagen: Es ist unsere Ver-
antwortung, unseren Beitrag dazu zu leisten, dass dieser 
Angriffskrieg in der Ukraine endet.

(Marc Bernhard [AfD]: Die Mehrheit der Men-
schen möchte ihren Arbeitsplatz verlieren! 
Ganz bestimmt!)

– Die Mehrheit der Menschen möchte solidarisch mit der 
Ukraine sein. Arbeitsplätze gehen gerade nicht dadurch 
verloren, dass wir uns um Schwedt kümmern.

(Marc Bernhard [AfD]: Deshalb muss man 
keine hirnrissigen Maßnahmen machen!)

Die Zukunft der Arbeiter in Schwedt liegt doch nicht 
bei Rosneft. Putin hat durch seine Aktion bei Gazprom 
Germania doch gerade erst bewiesen, wie schnell er be-
reit ist, Unternehmen in Deutschland aufzugeben und 
aktiv kaputtzumachen. Das war nämlich sein Plan, 
wenn Robert Habeck ihn nicht davon abgehalten hätte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Die Zukunft der Arbeiter in Schwedt liegt doch nicht bei 
Rosneft. Für die Zukunft der Arbeiter in Schwedt kämpft 
Robert Habeck seit Wochen. Das ist die Chance, die sie 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Marc Bernhard [AfD]: Sie verdrehen 
Tatsachen!)

Tatsächlich ist Lob auch angebracht, und zwar dafür, 
dass diese Bundesregierung mit ruhiger Hand Kurs ge-
halten hat – sowohl in den Zeiten, als es so klang, als sei 
nur Deutschland gegen ein Ölembargo, und alle zehn 
Finger auf uns zeigten, als auch jetzt, da die Bundesregie-
rung mit sorgfältiger Vorbereitung geklärt hat, dass wir 
mit einem Ölembargo zurechtkommen. Es wird nicht 
ohne irgendwelche Ruckeligkeiten gehen, und ja, dass 
am Berliner Flughafen dann auch mal nicht ganz so viel 
Kerosin da ist, das mag sein, aber wir kommen damit 
zurecht.

Genauso fahren wir jetzt mit ruhiger Hand diese Linie 
weiter, und plötzlich kommen die Gegenpositionen, die 
sagen: Oh, Ölembargo? Auf keinen Fall! – Ich will nur 
daran erinnern: Die Situation ist genauso neu, wie es die 
Coronapandemie für uns war.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was ist denn das 
für ein Vergleich? Der Krieg ist doch keine 
Pandemie!)

Deswegen ist es bemerkenswert, mit welcher Klarheit die 
Regierung Führung bewiesen hat in dieser Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Da hilft es auch nicht, Herr Koeppen, dass Sie behaup-
ten, wir würden die Augen vor der Versorgungssicherheit 
verschließen und sie außer Acht lassen.
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(Zuruf von der AfD: Das macht ihr doch!)
Seit Wochen, lange bevor Sie von der Linken letzte Wo-
che die Aktuelle Stunde zu den Arbeitsplätzen in 
Schwedt eingebracht haben, setzt sich Minister Habeck 
mit Ölmischungen, die man braucht, mit Tanklastkapazi-
täten, mit Pipelinedurchmessern auseinander.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ist leider nichts bei 
rausgekommen!)

Und er hat uns genau das vorgerechnet. Auch wenn Sie es 
nicht hören wollen: Er hat es uns trotzdem vorgerechnet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Marc 
Bernhard [AfD]: Was ist die Lösung? Haben 
Sie eine Lösung? Sie haben keine Lösung! 
Sie machen nur Probleme!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zum Ende. – Herr Ulrich, Sie haben gesagt, 

auch die Grünen müssten lernen, dass es um Wohlstand 
geht. Ich glaube, auch Sie müssen mal mitbekommen, 

dass die Preissteigerungen im Moment eindeutig an den 
Fossilen liegen. Wir setzen auf Erneuerbare, Effizienz 
und Energiesparen.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/1862 und 20/1863 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es andere Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. 
Dann verfahren wir so.

Wir sind damit am Schluss der heutigen Tagesordnung.
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-

tages ein auf morgen, Donnerstag, den 19. Mai 2022, 
9 Uhr. 

Genießen Sie hier unten und auf den Tribünen die 
gewonnenen Einsichten und den restlichen Abend! Die 
Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 20.00 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Andres, Dagmar SPD

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Banaszak, Felix BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Brandl, Dr. Reinhard CDU/CSU

Brehmer, Heike CDU/CSU

Dağdelen, Sevim DIE LINKE

Damerow, Astrid CDU/CSU

Dittmar, Sabine SPD

Esken, Saskia SPD

Fahimi, Yasmin SPD

Gelbhaar, Stefan BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gerschau, Knut FDP

Gröhe, Hermann CDU/CSU

Güler, Serap CDU/CSU

Habeck, Dr. Robert BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Haug, Jochen AfD

Heitmann, Linda BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hennig-Wellsow, Susanne DIE LINKE

Kluckert, Daniela FDP

Kofler, Dr. Bärbel SPD

Koob, Markus CDU/CSU

Kreiser, Dunja SPD

Lenkert, Ralph DIE LINKE

Licina-Bode, Luiza SPD

Lindner, Dr. Tobias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Mayer (Altötting), Stephan CDU/CSU

Abgeordnete(r)

Miazga, Corinna AfD

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Nouripour, Omid BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Oster, Josef CDU/CSU

Pantazis, Dr. Christos SPD

Papenbrock, Wiebke  
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

SPD

Pohl, Jürgen AfD

Radomski, Kerstin CDU/CSU

Saathoff, Johann SPD

Schnieder, Patrick CDU/CSU

Seestern-Pauly, Matthias FDP

Storjohann, Gero CDU/CSU

Teuteberg, Linda FDP

Theurer, Michael FDP

Thies, Hans-Jürgen CDU/CSU

Töns, Markus SPD

Warken, Nina CDU/CSU

Willsch, Klaus-Peter CDU/CSU

Winkelmeier-Becker, 
Elisabeth

CDU/CSU

Witt, Uwe fraktionslos

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/1816)

Frage 7
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 36. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 18. Mai 2022                                                                                                                                                                                                   3469 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Wie unterstützt die Bundesregierung die Anerkennung von 
im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen in Deutschland 
für Geflüchtete aus verschiedenen Herkunftsländern, ähnlich 
den geflüchteten Menschen aus der Ukraine (www.bmbf.de/ 
bmbf/shareddocs/faq/informationen-fuer-gefluechtete- 
ukraine.html)?

Der Rechtsanspruch auf ein Anerkennungsverfahren 
besteht unabhängig von der Staatsangehörigkeit und 
dem Wohn- oder Ausbildungsort sowie dem Aufenthalts-
status. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die diversen 
Beratungsangebote, unabhängig von der Trägerschaft 
oder der Finanzierungsstruktur.

Die Informations- und Beratungsangebote zur An-
erkennung einer im Ausland erworbenen Berufsqualifi-
kation stehen daher grundsätzlich allen interessierten Per-
sonen, unabhängig von deren Staatsangehörigkeit, zur 
Verfügung. Sie sind nicht auf geflüchtete Menschen aus 
der Ukraine beschränkt.

Die Bundesregierung führt derzeit regierungsintern 
und mit den Ländern Gespräche zu Verfahrenserleichte-
rungen. Dazu gehört auch die Prüfung, welche Unterla-
gen in welcher Form vorgelegt werden müssen. Be-
schleunigung und Vereinfachung erreichen wir durch 
mehr Vereinheitlichung und Standardisierung im Länder-
vollzug. Hier wird auch die Digitalisierung der Antrags-
verfahren einen Beitrag leisten, zu der in Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
für die Berufsgruppe der Ärztinnen und Ärzte der Start 
der Onlineantragstellung vorbereitet wird.

Frage 12
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Norbert Maria Altenkamp 
(CDU/CSU):

Mit welchen Maßnahmen will das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung angesichts der wachsenden Heraus-
forderungen bei der Cybersicherheit und der Empfehlungen 
des CISPA – Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit 
gGmbH die IT-Sicherheitsforschung auf neue Herausforderun-
gen ausrichten und dabei insbesondere stärker mit KI-Techno-
logien (KI: künstliche Intelligenz) und mit Quantentechnolo-
gien verknüpfen?

Die zentralen Leitlinien für die Förderung der IT-Si-
cherheitsforschung sind im Forschungsrahmenprogramm 
der Bundesregierung zur IT-Sicherheit „Digital. Sicher. 
Souverän.“ unter Federführung des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) festgeschrieben. Das 
Programm geht die drängenden Probleme von heute an 
und zielt darauf ab, Lösungen für die Herausforderungen 
von morgen zu erforschen und zu entwickeln. Die The-
men künstliche Intelligenz (KI) und Quantentechnolo-
gien sind im Programm zentral adressiert. Im Themen-
umfeld künstliche Intelligenz sind dies konkret die 
Themenkomplexe „IT-Sicherheit für KI“, „IT-Sicherheit 
durch KI“ und „IT-Sicherheit gegen KI“. Ein zentraler 
Aspekt in diesem Zusammenhang ist die datenschutz-
konforme Bereitstellung von großen Datenmengen, mit 
denen KI-Modelle trainiert werden können. Deshalb be-
findet sich aktuell das „Forschungsnetzwerk Anonymi-
sierung für eine sichere Datennutzung“ unter Förderung 
des BMBF im Aufbau.

Im Bereich der Quantentechnologien wird wichtige 
Forschung in den Themenkomplexen „Sicherheit in 
der Quanteninformationsverarbeitung“, „Post-Quanten- 
Kryptografie“ und „Sicherheit zukünftiger Quantencom-
puter“ gefördert. Hier geht das BMBF auch neue Wege 
der Förderung und hat so beispielsweise die Grand Chal-
lenge der Quantenkommunikation ausgerufen. Das For-
schungsrahmenprogramm ist lernend angelegt. Empfeh-
lungen aus der Forschung werden laufend aufgenommen 
und in der Ausgestaltung und Umsetzung des Programms 
berücksichtigt.

Frage 13
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie viele Cyberangriffe gab es nach Kenntnis der Bundes-
regierung im Jahr 2022 auf deutsche Universitäten und bun-
deseigene Forschungseinrichtungen, und von welchen Akteu-
ren gingen diese vorwiegend aus (www.br.de/nachrichten/ 
bayern/ein-monat-nach-cyberangriff-auswirkungen-auf-th- 
aschaffenburg,T4GvcLE)?

Die Zuständigkeit für die Abwehr von Cyberangriffen 
auf Hochschulen liegt grundsätzlich bei den Ländern. Der 
Bundesregierung liegen daher keine Informationen über 
die Anzahl der Cyberangriffe auf Hochschulen und For-
schungseinrichtungen im Jahr 2022 vor. Zudem gibt es 
seitens der Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
keine Pflicht zur Meldung von Cyberangriffen an Bun-
desbehörden.

Frage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/ 
CSU):

Welche Projekte im 8. und 9. EU-Forschungsrahmenpro-
gramm stuft die Bundesregierung als wissenschaftlich bahn-
brechend und besonders wichtig für den Forschungsstandort 
Deutschland ein?

Die gemeinsame Forschungskooperation auf europäi-
scher Ebene ist eine Erfolgsgeschichte. Bei Horizon 2020 
haben deutsche Einrichtungen an 9 648 Projekten teil-
genommen. Horizon 2020 deckt die ganze Bandbreite 
an Forschungsthemen ab und bringt die besten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler aus Europa aus allen 
Disziplinen zusammen.

Wissenschaftlich bahnbrechende Projekte werden in 
fast allen Bereichen des EU-Rahmenprogrammes geför-
dert. Zahlreiche Projektbeispiele finden sich auf den 
Internetseiten der Europäischen Kommission und des 
European Research Council (ERC). Diese Beispiele ver-
deutlichen, dass viele Projekte zu bedeutenden Fort-
schritten in ihrem jeweiligen Wissenschaftsbereich bei-
getragen haben.

Ich möchte drei Beispiele aufführen, die mich persön-
lich beeindruckt haben:
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– Einem ERC-Team unter der Beteiligung von deut-
schen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist 
es gelungen, erstmals ein Bild eines Schwarzen Lochs 
in unserer Milchstraße zu machen, das 27 000 Licht-
jahre von uns entfernt ist. Das ist Grundlagenfor-
schung, die das Wissen über unser Universum ent-
scheidend erweitert.

– Ein weiteres Beispiel, bei dem der praktische Nutzen 
für das Leben direkter erkennbar ist, ist das Projekt 
„OPTOMICS”. Die Technische Universität und das 
Helmholtz-Zentrum München entwickeln hier ge-
meinsam mit europäischen Partnern ein Verfahren, 
das die nicht-invasive und kostengünstige Vorhersage 
und Früherkennung für Typ-2-Diabetes-Patienten zu-
künftig entscheidend verbessern kann.

– Ein Beispiel für eine große wissenschaftlich bahnbre-
chende Forschungsinitiative aus Horizon 2020 ist das 
„FET Flagship“ zu Quantentechnologien. Mit diesem 
Flagship verfolgt die EU das Ziel, die Grundlage für 
Hochleistungsrechner der nächsten Generation zu le-
gen.

Horizon Europe ist im Jahr 2021 mit einem Budget von 
95,5 Milliarden Euro für die nächsten sieben Jahre an-
gelaufen. Dies ist ein starker Anwuchs im Vergleich zum 
Vorgängerprogramm, von dem auch die Förderung von 
exzellenter Grundlagenforschung über den ERC stark 
profitiert.

Frage 15
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Albani (CDU/CSU):

Welche Bedeutung hat die regionale Förderkomponente im 
Rahmen der Deutschen Agentur für Transfer und Innovation 
(DATI), und wie will die Bundesregierung eine Beteiligung 
überregionaler Innovationsnetzwerke großer Universitäten 
verhindern?

Die Deutsche Agentur für Transfer und Innovation 
(DATI) wird Kooperationen für anwendungsorientierte 
Forschung fördern und regionale Akteure beim nachhal-
tigen Aufbau von Innovationsökosystemen in der Region 
unterstützen.

Der Fokus auf regionalen Innovationsökosystemen 
dient der Mobilisierung bislang nicht ausgeschöpfter 
technologischer und sozialer Innovationspotenziale und 
der Nutzung sowie dem Ausbau der regionalen Stärken. 
Für die Aufnahme in die Förderung der DATI bewerben 
sich die Regionen mit ihren Konzepten in einem digita-
len, niedrigschwelligen Verfahren.

Die Bundesregierung ist sich der innovationspoliti-
schen Bedeutung auch überregionaler bzw. länderüber-
greifender Vernetzung von relevanten Akteuren bewusst. 
Die Bundesregierung will sicherstellen, dass auch bei 
überregionalen Kooperationen regionale Innovations-
ökosysteme den Nutzen haben.

Frage 16
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Albani (CDU/CSU):

Wie sollen bestehende Kooperationen zwischen Hochschu-
len für Angewandte Wissenschaften (HAWs) und AU-Einrich-
tungen (außeruniversitäre Einrichtungen, zum Beispiel Fraun-
hofer) daran gehindert werden, Mittel der Deutschen Agentur 
für Transfer und Innovationen (DATI) zu akquirieren, und 
welche Rolle wird wissenschaftliche Exzellenz im Rahmen 
der DATI spielen, wenn die Bundesregierung große Einrich-
tungen der Forschungs- und Transferstruktur (Universitäten, 
Fraunhofer etc.) von der Antragstellung ausschließt und die 
Auswahl von Projekten regionalen Akteuren und Regional-
coaches überlässt (vergleiche Eckpunktepapier der Bundes-
regierung zur DATI)?

Im Zentrum der Förderung sollen die Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften (HAW) und kleinere und 
mittlere Universitäten stehen. Auch Kooperationen zwi-
schen HAWs und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen können Partner regionaler Aktionsbündnisse sein. 
Der konkrete Beteiligungsumfang und die Ausgestaltung 
der Förderung sind Teil der weiteren Konzeptionierung.

Die Entscheidung über die Aufnahme in die Förderung 
der Deutschen Agentur für Transfer und Innovation (DA-
TI) soll unter Berücksichtigung verschiedener Kriterien 
erfolgen, einschließlich auch der Qualität der Forschung. 
Dabei soll die Entscheidung über die Förderung einer 
Region durch das Leitungsgremium der DATI erfolgen, 
das fallbezogen auf die Expertise von hochkarätigen un-
abhängigen Expertinnen und Experten und Vertreterin-
nen und Vertretern der Zivilgesellschaft zurückgreift 
und sich durch diese unterstützen lassen kann. Die Ent-
scheidung über die zu fördernden Einzelprojekte inner-
halb der Region erfolgt in einem agilen, schlanken Ver-
fahren durch die regionalen Akteure.

Frage 17
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Jarzombek (CDU/ 
CSU):

Bleiben die für die Förderung von Fachhochschulen vor-
gesehenen Mittel im Haushalt des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung in voller Höhe in den nächsten Jahren 
erhalten?

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die anwen-
dungsorientierte Forschung und den Transfer zur Schaf-
fung und Stärkung regionaler sowie überregionaler Inno-
vationsökosysteme zu stärken.

Hierzu werden wir die Deutsche Agentur für Transfer 
und Innovation (DATI) gründen, um soziale und techno-
logische Innovationen, insbesondere an den Hochschulen 
für Angewandte Wissenschaften (HAW) und kleinen und 
mittleren Universitäten, in Zusammenarbeit unter ande-
rem mit Start-ups, KMU sowie sozialen und öffentlichen 
Organisationen zu fördern.

Die bestehenden Förderprogramme für HAWs werden 
wir als zentrale Erfolgsfaktoren für DATI ausbauen.
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Die Frage der Mittelverteilung im Einzelnen ist Ge-
genstand des laufenden Haushaltsaufstellungsverfahrens.

Frage 18
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Jarzombek (CDU/ 
CSU):

Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung seit dem Regierungswechsel zur Beschleuni-
gung des DigitalPaktes Schule bis heute umgesetzt?

Bund, Länder und Kommunen wollen mit dem Digital-
Pakt die digitale Bildung in Deutschland voranbringen. 
Für die konkrete Umsetzung des DigitalPakts Schule sind 
die Länder verantwortlich. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) sucht intensiv nach 
Möglichkeiten, wie es die Länder unterstützen kann. 
Wir wollen mit Ländern und Kommunen den DigitalPakt 
Schule beschleunigen. Dazu tauscht sich das BMBF in-
tensiv nicht nur mit den Ländern, sondern erstmals auch 
mit den Kommunen aus. Anders als die Vorgängerregie-
rung sind wir zu direkten Gesprächen mit Vertreterinnen 
und Vertreter von Bund, Ländern und kommunalen Spit-
zenverbänden zusammengekommen. Dieses erste Ge-
spräch im März zeigte, dass der DigitalPakt Schule ein 
Motor für die Digitalisierung der Bildung ist.

Allerdings bestehen sehr große Unterschiede zwischen 
den Kommunen, vor allem großen und kleinen Kom-
munen, und deren Know-how und Kapazitäten. Das 
könnte ein Grund dafür sein, weshalb die Abrufzahlen 
in den Ländern sehr unterschiedlich sind und es in man-
chen Ländern noch nicht so gut läuft wie in anderen. 
Unsere Erkenntnis ist, dass Beratung und Vernetzung 
ein entscheidender Punkt für die Schulträger ist. Um da 
konkret zu unterstützen, weist das BMBF immer wieder 
auf die mögliche Beratung durch die Inhouse-Beratung 
der öffentlichen Hand, die Partnerschaft Deutschland 
(PD) hin. Schon jetzt wünschen Kommunen, die Antrags-
verfahren der Länder auf Vereinfachungen hin zu ana-
lysieren. Das BMBF bietet sich dabei als Vermittler und 
Ratgeber an, denn unser Bestreben ist, dass Bund, Länder 
und Kommunen zukünftig noch stärker an einem Strang 
ziehen.

Das BMBF veranstaltet im Sommer mit den Ländern 
eine Statuskonferenz zum DigitalPakt. Ziel ist es, die 
Vernetzung zu verbessern. Dabei sollen Ideen und Erfah-
rungen der Akteure in Schulen und Kommunen aus-
getauscht und Best-Practice-Beispiele identifiziert wer-
den. Ziel ist auch hier, einen besseren Informationsfluss 
zu organisieren und die Umsetzung zu beschleunigen.

Die Verankerung des DigitalPakts Schule als Finanz-
hilfe nach Artikel 104c GG war keine optimale Lösung. 
Deswegen prüfen wir verfassungsrechtliche Alternati-
ven, um einen Digitalpakt 2.0 als eine gemeinsame Auf-
gabe von Bund und Ländern zu gestalten. So kann an-

geschaffte Technik dauerhaft Eingang in moderne 
digitale Lern- und Lehrmethoden finden. Damit zünden 
wir den digitalen Turbo für unser Bildungssystem.

Frage 19
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Nicolas Zippelius (CDU/CSU):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
den Damm-Initiativen der Volksrepublik China und den damit 
verbundenen Auswirkungen auf die Mekongregion im Kontext 
der entwicklungspolitischen Projektaktivitäten der Bundes-
regierung, wie der Konsolidierung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit beim Wassermanagement im unteren Mekon-
geinzugsgebiet?

Die Ursachen für die ökologischen Veränderungen am 
unteren Mekongbecken sind zum Teil auf chinesische 
Staudammprojekte zur Stromerzeugung und das chinesi-
sche Wassermanagement am oberen Mekong zurück-
zuführen. Hinzu treten weitere Ursachen, darunter die 
massive Abholzung, Kanalisierung, Infrastrukturprojekte 
der anderen Mekonganrainer und der Klimawandel. Die 
Bundesregierung unterstützt die Mekong River Commis-
sion (MRC) und ihre Mitgliedstaaten (Laos, Kambod-
scha, Vietnam und Thailand) unter anderem bei der nach-
haltigen Wasserkraftentwicklung, der Einrichtung eines 
Flussmonitoringsystems und der Organisationsentwick-
lung. Die MRC steht in einem stetigen Dialog mit China 
und der Mekong-Lancang-Cooperation (MLC). Im Rah-
men dieser Zusammenarbeit werden Daten des Fluss-
monitorings ganzjährig ausgetauscht und gemeinsame 
Studien zu den veränderten hydrologischen Bedingungen 
am Mekong durchgeführt, die auch die Entwicklung von 
Anpassungsstrategien und proaktiver Regionalplanung 
umfassen.

Frage 20
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Nicolas Zippelius (CDU/CSU):

Warum stellt die Bundesregierung trotz des Postulats einer 
feministischen Entwicklungspolitik und trotz der Feststellung 
der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler, dass 
die Global Financing Facility (GFF) „ein von Gebern und Part-
nern sehr wirksames und geschätztes Instrument im Bereich 
der Mutter-Kind-Gesundheit und reproduktiven und sexuellen 
Rechte und Gesundheit“ (vergleiche Antwort zu Frage 39, 
Seite 99, Plenarprotokoll 20/30) sei, im Haushaltsjahr 2022 
keine Mittel für die GFF bereit, obschon auch zahlreiche Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft wie die Deutsche Stiftung 
Weltbevölkerung, Global Citizen, ONE Deutschland, Save 
the Children Deutschland und World Vision Deutschland for-
dern, 100 Millionen Euro für die Jahre 2022 bis 2023 der GFF 
bereitzustellen (vergleiche offener Brief von Nichtregierungs-
organisationen zur GFF vom 13. April 2022)?

Wie Ihnen sicherlich bekannt ist, hat der Haushalts-
ausschuss letzte Woche unter anderem zum Haushalts-
entwurf des Einzelplanes 23 beraten. Diese Woche findet 
die Bereinigungssitzung zum Haushalt 2022 statt. Ich 
möchte dem Abschluss der Beratungen nicht vorgreifen. 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich daher noch keine Aus-
kunft über das Ergebnis der Haushaltsberatungen 2022 
geben.
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Es ist richtig, dass die Global Financing Facility ein 
von Gebern und Partnern sehr wirksames und geschätztes 
Instrument ist. Deutschland hat deshalb auch in den Jah-
ren 2020 und 2021 mit Zahlungen von insgesamt 50 Mil-
lionen Euro für die Arbeit der Global Financing Facility 
einen wichtigen Beitrag geleistet.

Frau Bundesministerin Schulze hat den Nichtregie-
rungsorganisationen auf den von Ihnen angesprochenen 
offenen Brief am 26. April 2022 ausführlich geantwortet.

Frage 21
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Volkmar Klein (CDU/CSU):

Warum hält die Bundesregierung trotz der Feststellung der 
Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler, „dass 
der Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose 
und Malaria (GFATM) als weltweit bedeutendster Finanzier 
von Programmen zur Bekämpfung der drei benannten Krank-
heiten ein sehr wirksames und von Gebern und Partnern ge-
schätztes Instrument“ sei, an der Kürzung der Verpflichtungs-
ermächtigung zugunsten des Fonds um fast 40 Prozent fest 
(entgegen der Zusage von 1 Milliarde Euro in Lyon) ab 2023?

Die parlamentarischen Haushaltsberatungen für das 
Haushaltsjahr 2022 sind noch nicht abgeschlossen. Zum 
jetzigen Zeitpunkt kann ich daher noch keine Auskunft 
über das Ergebnis der Haushaltsberatungen 2022 geben.

Der Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuber-
kulose und Malaria (GFATM) ist eine der wichtigsten 
Partnerorganisationen der Bundesregierung bei der Errei-
chung unserer Ziele in der globalen Gesundheit. Der 
Fonds hat in den letzten 20 Jahren Herausragendes im 
Kampf gegen die drei Krankheiten geleistet, und wir 
unterstützen die Wiederauffüllung des Fonds im Rahmen 
der deutschen G-7-Präsidentschaft und in Zusammen-
arbeit mit den USA als Ausrichterland für die Wieder-
auffüllungskonferenz. Die Bedarfe für den Kampf gegen 
die drei Krankheiten sind, auch durch pandemiebedingte 
Rückschläge, nach wie vor sehr hoch. Deutschland trägt 
in dem Dreijahreszeitraum 2020 bis 2022 insgesamt 
1 Milliarde Euro zu der Kernfinanzierung des GFATM 
bei. Hinzu kommen Beiträge an GFATM im Rahmen 
der Pandemiebekämpfung über den Access to COVID- 
19 Tools Accelerator (ACT-A); allein 175 Millionen Euro 
in 2022.

Frage 22
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Volkmar Klein (CDU/CSU):

Welche konkreten Dreieckskooperationen, um die Klima- 
und Nachhaltigkeitsziele zu erreichen, hat die Bundesregie-
rung hinsichtlich der bei den deutsch-indischen Regierungs-
konsultationen erzielten Vereinbarung (www.bmz.de/ 
a k t u e l l e s / a k t u e l l e - m e l d u n g e n / d e u t s c h - i n d i s c h e -  
regierungskonsultationen-108384) im Blick, und welche Mit-
tel sollen hierfür in dieser Legislaturperiode zur Verfügung 
gestellt werden?

Indien ist ein zentraler Partner der bilateralen staatli-
chen Entwicklungszusammenarbeit. Die während der 
diesjährigen deutsch-indischen Regierungskonsultatio-
nen unterzeichnete Vereinbarung zu Dreieckskooperatio-

nen ist ein erster konkreter Beitrag zu der neuen, über-
greifenden Partnerschaft für grüne und nachhaltige 
Entwicklung. Mit der Vereinbarung wird die Grundlage 
für deutsch-indische Kooperationen mit Drittstaaten zur 
Erreichung von Klima- und Nachhaltigkeitszielen ge-
schaffen. In diesem Rahmen sollen Erfahrungen und 
technische Zusammenarbeit von indischer und deutscher 
Seite in den Bereichen saubere Energie, nachhaltige 
Landwirtschaft, klimafreundliche Mobilität, Ernährung, 
Wasser und sanitäre Versorgung, Bildung, Frauenför-
derung, Konnektivität und Gesundheit passgenau für 
Länder in Afrika, Asien oder Lateinamerika zur Ver-
fügung gestellt werden. Hierfür sind in der laufenden 
Legislaturperiode Mittel der technischen Zusammen-
arbeit im Umfang von bislang 1,5 Millionen Euro vor-
gemerkt.

Frage 23
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):

Mit welchen Schwerpunkten (bitte unter Angabe des Zeit-
plans) plant die Bundesregierung den von der Bundesministe-
rin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Svenja Schulze, angekündigten Genderaktionsplan (www. 
bmz.de/de/aktuelles/reden/ministerin-svenja-schulze/220217- 
rede-bundestag-104408), und inwieweit fließen in diesen 
Aktionsplan die Erkenntnisse aus dem unter der Vorgän-
gerregierung umgesetzten „Entwicklungspolitischen Aktions-
plan zur Gleichberechtigung der Geschlechter 2016 – 2020“ 
( w w w . b m z . d e / r e s o u r c e / b l o b / 2 3 5 2 8 /  
2cad813f0ef968033daed49ae274f6ed/strategiepapier361-02- 
2016-data.pdf) und dessen Auswertung vom November 2021 
(www.bmz.de/de/aktuelles/publikationen) ein?

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) ist derzeit dabei, die 
Eckpunkte für eine Strategie zur feministischen Entwick-
lungspolitik zu erarbeiten. Darauf aufbauend werden die 
Strategie sowie ein neuer Genderaktionsplan erstellt. Die 
inhaltlichen Schwerpunkte werden in einem Konsultati-
onsprozess entwickelt, in den unter anderem die Zivil-
gesellschaft eng eingebunden ist. Bei der Entwicklung 
des Aktionsplans werden wir uns daran orientieren, die 
Rechte, Repräsentanz und Ressourcen von Frauen und 
Mädchen in all ihrer Diversität zu stärken und strukturelle 
und Mehrfachdiskriminierung zu beseitigen. Damit wird 
der neue Aktionsplan auch die Erkenntnisse aus der Um-
setzung des „Entwicklungspolitischen Aktionsplans zur 
Gleichberechtigung der Geschlechter 2016 – 2020“ auf-
nehmen.

Der Zeitplan sieht vor, dass Strategie und Genderakti-
onsplan im ersten Quartal 2023 veröffentlicht werden 
können.

Frage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Niels Annen auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Georg Kippels (CDU/CSU):

Wie wird die Bundesregierung insbesondere die im Rahmen 
des zum 25. Jubiläum der Pekinger Aktionsplattform und zur 
Verwirklichung des SDG 5 (Geschlechtergleichheit) ins Leben 
gerufenen „Generation Equality Prozesses“ übernommene 
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führende Rolle im Aktionsbündnis „Wirtschaftliche Gerech-
tigkeit und Rechte“ fortführen, dessen Schwerpunkte unter 
anderem die gerechte Aufteilung der Sorgearbeit, Förderung 
von Unternehmerinnen, Mädchenbildung, Landrechte und 
Sorgfaltspflichten in internationalen Lieferketten sind, und 
wofür die Bundesregierung auf dem Gipfel der Staats- und 
Regierungschefs im Juni 2021 internationale Zusagen im Um-
fang von 240 Millionen Euro getätigt hat?

Um die Gleichberechtigung der Geschlechter und die 
Ziele der Agenda 2030 zu erreichen, müssen die Fort-
schritte bei der Gleichberechtigung beschleunigt werden. 
Die Bundesregierung nimmt ihre führende Rolle im Ak-
tionsbündnis „Wirtschaftliche Gerechtigkeit und Rechte“ 
des Generation Equality Forum weiterhin aktiv wahr. Sie 
treibt die Arbeit des Aktionsbündnisses mit internationa-
len Partnern voran, setzt ihre internationalen Zusagen um 
und beteiligt sich an der Ausarbeitung des Rechen-
schafts- und Überwachungsrahmens. Zum Fortschritt 
der zugesagten Vorhaben wird sie an das Generation 
Equality Forum berichten. Die Bundesregierung ist darü-
ber hinaus aktiv an Veranstaltungen des Aktionsbündnis-
ses beteiligt, wie dem virtuellen „Learning Event on De-
cent Work“ am 12. Mai 2022 oder dem Global Land 
Forum am 25. Mai 2022 in Jordanien. Die Themen des 
Aktionsbündnisses trägt die Bundesregierung auch in an-
dere internationale Prozesse hinein, wie zuletzt über die 
G-7-Konferenz „Who cares? Spotlight on gender equality 
and the care sector in international cooperation“ am 
7. April 2022 in Berlin.

Frage 25
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage der 
Abgeordneten Mechthild Heil (CDU/CSU):

Ist aus Sicht der Bundesregierung die Antragstellung und 
Finanzierung des Baukindergeldes für fristgemäß bis zum 
31. März 2021 genehmigte Neubauten von Familienhäusern 
bis Ende 2023 sichergestellt, sodass Familien, deren Häuser 
aktuell im Bau sind, auf diesen Pfeiler ihrer Baufinanzierung 
nach dem Einzug vertrauen können?

Die Förderinhalte des Programms Baukindergeld so-
wie dessen Fördermittelobergrenze von 9,9 Milliarden 
Euro wurden verbindlich in der 19. Legislaturperiode 
festgelegt. Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht 
nicht, die Förderung erfolgt im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel. Aufgrund der hohen 
Nachfrage nach dem Baukindergeld werden bei unver-
ändertem Niveau der Antragstellungen die Fördermittel 
noch in 2022 endgültig ausgeschöpft sein.

Frage 26
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage der 
Abgeordneten Emmi Zeulner (CDU/CSU):

Mit welcher Zahl von Familien, die bis zum 31. März 2021 
eine Baugenehmigung für ihr Familienheim erhalten haben 
und nach Fertigstellung ihres Hauses und Einzug bis zum 
31. Dezember 2023 noch einen Antrag auf Baukindergeld 
stellen wollen (dies also bisher noch nicht getan haben), rech-
net die Bundesregierung?

Anträge auf Gewährung von Baukindergeld können 
Familien stellen, die bis zum 31. März 2021 eine Bau-
genehmigung erhalten oder einen Kaufvertrag abge-
schlossen haben. Die Förderinhalte des Programms Bau-
kindergeld sowie dessen Fördermittelobergrenze von 
9,9 Milliarden Euro wurden verbindlich in der 19. Legis-
laturperiode festgelegt. Ein Rechtsanspruch auf För-
derung besteht nicht, die Förderung erfolgt im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Aufgrund 
der hohen Nachfrage nach dem Baukindergeld werden 
bei unverändertem Niveau der Antragstellungen die För-
dermittel noch in 2022 endgültig ausgeschöpft sein. Die 
Anzahl noch nicht gestellter Förderanträge ist nicht be-
kannt.

Frage 27
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage des 
Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Wie schätzt das Bundesministerium für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen (BMWSB) die Auswirkungen der 
Umsetzung der EU-Taxonomie auf die Architektur- und Inge-
nieurbüros, das Bauhandwerk und die Bauindustrie ein (finan-
ziell, wirtschaftlich, nachhaltig und zeitlich), und was unter-
nimmt das BMWSB (auch in Richtung Europäische Union) 
konkret, um diese Auswirkungen zu gestalten?

Die Auswirkungen der Taxonomie lassen sich noch 
nicht abschließend abschätzen.

Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass die 
Kriterien, die in der Taxonomie festgelegt sind, nicht 
als gesetzliche Mindeststandards zu verstehen sind. Es 
kann auch weiterhin Aktivitäten nachgegangen werden, 
die diese nicht erfüllen. Vor dem Hintergrund der beson-
deren Bedeutung der Taxonomie bei der Bewertung gro-
ßer Immobilienportfolios hinsichtlich deren Zukunfts-
fähigkeit ist allerdings davon auszugehen, dass die 
Nachhaltigkeitsbewertung von Gebäuden in diesem Zu-
sammenhang in Zukunft stärker nachgefragt wird und 
dass Finanzprodukte, die den Taxonomiekriterien ent-
sprechen, de facto eine bessere Position am Finanzmarkt 
haben werden als solche, die nicht taxonomiekonform 
sind. Selbstverständlich darf es aber nicht dazu kommen, 
dass es für Gebäude, die nicht den Taxonomiekriterien 
entsprechen, keine Kredite mehr gibt.

Das Bundesbauministerium hat bei der Entstehung des 
delegierten Rechtsaktes zu den Taxonomiezielen 1 und 2 
darauf hingewirkt, dass angemessene technische Krite-
rien in den delegierten Rechtsakt aufgenommen werden, 
die einerseits den mit der EU-Taxonomie verfolgten Zie-
len dienen, andererseits von der Bauwirtschaft/Baupraxis 
erfüllbar sind.

Frage 28
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage der 
Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Hält die Bundesregierung das Versprechen aus dem Koali-
tionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, 
durch den Bau von 400 000 Wohnungen pro Jahr der Knapp-
heit an bezahlbarem Wohnraum entgegenzutreten, angesichts 
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der in den letzten Monaten extrem gestiegenen Baupreise noch 
für realistisch (www.focus.de/immobilien/bauen/holz-stahl- 
beton-baustoffe-bis-zu-77-prozent-teurer-baupreise-steigen- 
so-stark-wie-noch-nie_id_51811113.html)?

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, jährlich 
400 000 neue Wohnungen und davon 100 000 öffentlich 
geförderte zu bauen.

Damit das erreicht werden kann, braucht es die Unter-
stützung aller wichtigen Akteure in Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Das geht nicht allein. Daher haben 
wir diese zur Mitarbeit im neuen „Bündnis bezahlbarer 
Wohnraum“ eingeladen, das sich am 27. April 2022 kon-
stituiert hat. 35 Bündnismitglieder, darunter auch die Ver-
treterinnen und Vertreter der Bau- und Immobilienwirt-
schaft, haben mit einer Bündniserklärung zum Auftakt 
ihre Unterstützung für die Neubauziele signalisiert. Bis 
Herbst wollen wir Vorschläge für Maßnahmen erarbeiten, 
mit denen wir das ambitionierte Ziel erreichen können.

Dabei wissen alle Beteiligten um die schwierigen wirt-
schaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie und des 
russischen Angriffskriegs in der Ukraine für die Entwick-
lung der Baukosten und die Probleme bei den Liefer-
ketten. Dennoch halte ich es für richtig, an den Zielen 
festzuhalten.

Wir müssen gemeinschaftlich schauen, wie die Rah-
menbedingungen verbessert werden können, um diese 
zu erreichen. Dazu gehören verlässliche investive Im-
pulse der öffentlichen Hand, damit die Immobilienwirt-
schaft ihre Investitionsentscheidungen auf einer sicheren 
Basis fällen kann. Ferner werden wir schauen, wie sich 
Planungs- und Genehmigungsverfahren weiter beschleu-
nigen lassen, oder wie wir das notwendige Bauland mo-
bilisieren. Es braucht aber auch das Engagement der Bau-
wirtschaft, nach Alternativen bei den Baustoffen zu 
suchen, wenn diese derzeit gar nicht oder nur zu über-
höhten Preisen zu bekommen sind. Gleichzeitig müssen 
sie die notwendigen Kapazitäten bei den Fachkräften auf-
bauen.

Wir haben auf die stark gestiegenen Baupreise bereits 
im März mit einem Erlass reagiert: Damit wird bei Bau-
verträgen des Bundes in der gegenwärtigen Krisensitua-
tion die Anwendung der Stoffpreisgleitklausel ermög-
licht. Von dem Erlass geht eine hohe Vorbildwirkung 
für Länder und Kommunen aus, die teilweise schon ent-
sprechende Regelungen erlassen haben.

Frage 29
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Sören Bartol auf die Frage des 
Abgeordneten Johannes Steiniger (CDU/CSU):

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Förderung ver-
gleichbar mit dem Bundesprogramm „Sanierung kommunaler 
Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ 
aufzulegen, und, wenn ja, wann werden das Parlament und 
mögliche Antragsteller darüber informiert?

Die Fortsetzung und Mittelausstattung des Bundespro-
gramms „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den 
Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ erfolgte bislang 
eigeninitiativ durch den Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages. Aufgrund des laufenden Verfahrens 
zur Aufstellung des Bundeshaushalts 2022 kann über 

eine Fortsetzung des Programms derzeit noch keine Aus-
sage getroffen werden. Sofern das Parlament neue Mittel 
bereitstellen sollte, wird das Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen hierüber auf 
den bekannten Kommunikationswegen, wie beispiels-
weise der Internetseite des Ministeriums, informieren.

Frage 30
Antwort

der Staatsministerin Claudia Roth auf die Frage der 
Abgeordneten Caren Lay (DIE LINKE):

Welche Förderkriterien enthalten die Förderrichtlinien des 
am 24. Juni 2021 vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Programms „Industriekultur in Deutschland gezielt fördern“ 
mit einem Rahmen von 50 Millionen Euro/Jahr zur Förderung 
investiver Maßnahmen im Bereich der Kultur- und Denkmal-
pflege der Industriekultur (Bundestagsdrucksache 19/30982), 
und welche konkreten Maßnahmen werden 2022 im Rahmen 
dieses Programms gefördert?

Die Aufstellung des Bundeshaushalts 2022 ist noch 
nicht abgeschlossen.

Aus dem BKM-Haushalt kommen Stätten der Indus-
triekultur schon jetzt erhebliche Mittel im Rahmen von 
Denkmalförderprogrammen – darunter das Denkmal-
schutz-Sonderprogramm – oder Einzelförderungen 
zugute. Hinzu kommen neue spezifische Investitions-
programme für die Industriekultur in den Braunkohlege-
bieten und der Montanregion Erzgebirge.

Frage 31
Antwort

der Staatsministerin Sarah Ryglewski auf die Frage des 
Abgeordneten Philipp Amthor (CDU/CSU):

Welche tatsächlichen Annahmen über die bisherige Dauer 
von Verwaltungs-, Planungs- und Genehmigungsverfahren 
legt Bundeskanzler Olaf Scholz als „Bemessungsgrundlage“ 
zugrunde, um die Erreichung des in seiner Rede beim Spaten-
stich zum Bau des „Neuen Werks Cottbus“ der Deutschen 
Bahn AG am 10. Mai 2022 in Cottbus formulierten Ziels, 
„Zukunftsprojekte auf den Gebieten Energie, Infrastruktur, 
Bau und Umweltrecht … künftig in der Hälfte der Zeit zu 
planen und zu genehmigen“ (siehe Bulletin der Bundesregie-
rung Nummer 58-1 vom 10. Mai 2022, Seite 3), messbar ein-
zuhalten, und in welcher Zeit soll dieses Ziel erreicht werden?

Eine erhebliche Verkürzung von Planungs- und Geneh-
migungsverfahren ist zentrale Voraussetzung für ein Er-
reichen der Ziele für mehr Klimaschutz, für bezahlbaren 
Wohnungsbau, Digitalisierung und nachhaltige Infra-
strukturmodernisierung. Die Bundesregierung arbeitet 
mit Hochdruck am politischen Ziel einer maximalen Ver-
ringerung der Verfahrensdauer. Die notwendigen Ent-
scheidungen sollen jetzt schnell getroffen werden.

Nach Verabschiedung des sogenannten Osterpakets 
bereitet die Bundesregierung aktuell ein Sommerpaket 
mit weiteren Maßnahmen vor.

Frage 32
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):
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Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung je-
weils aus den Forderungen des Verbands der Industriellen 
Energie- und Kraftwirtschaft (VIK) (siehe „Tagesspiegel 
Background Energie & Klima“ vom 9. Mai 2022), erstens 
weitere Stilllegungsaktionen für Steinkohle und die gesetzlich 
festgelegte Stilllegung von Braunkohlekraftwerken auf-
zuschieben sowie zweitens sämtlichen in Reserve befindlichen 
nicht erdgasbasierten Kraftwerken die Möglichkeit zur Ver-
marktung ihrer Kapazitäten zu ermöglichen?

Die Bundesregierung prüft aktuell verschiedene Maß-
nahmen, um den Gasverbrauch im Stromsektor zu redu-
zieren und um auf weitere Gaslieferrückgänge aus Russ-
land vorbereitet zu sein. Um die Versorgungssicherheit 
mit Strom angesichts der aktuellen Krise weiter gewähr-
leisten zu können, wird unter anderem geprüft, inwiefern 
vorhandene Kapazitäten für einen befristeten Zeitraum 
weiter genutzt werden können. Ein Aussetzen der Aus-
schreibungen zur Stilllegung von Steinkohlekraftwerken 
ist nicht geplant, da die jetzt noch ausstehenden Aus-
schreibungen Stilllegungen erst ab dem Jahr 2024 betref-
fen. Das Ziel, die Stromerzeugung aus Kohle idealer-
weise bis 2030 zu beenden, wird weiterverfolgt.

Frage 33
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):

Ist die von Bundesministerin Annalena Baerbock bei ihrer 
Reise in die Ukraine am 10. Mai 2022 getätigte Aussage: „Des-
halb reduzieren wir mit aller Konsequenz unsere Abhängigkeit 
von russischer Energie auf null – und zwar für immer“, ins-
besondere in Bezug auf das Ende von Energieimporten aus 
Russland „für immer“, die einvernehmliche Haltung der Bun-
desregierung?

Es ist die gemeinsame Auffassung der Bundesregie-
rung, dass die Abhängigkeit von russischen Energie-
importen zügig reduziert wird. Dazu wird eine Kombina-
tion unterschiedlicher Maßnahmen beitragen, die diese 
Abhängigkeit kurz-, mittel- und langfristig verlässlich 
minimieren.

Das Kauf- und Importverbot für russische Kohle und 
andere feste fossile Brennstoffe ist als Teil des 5. EU- 
Sanktionspakets am 9. April 2022 in Kraft getreten. Die 
Vertragsumstellungen laufen bereits. Ab dem 10. August 
2022 wird Deutschland daher unabhängig von russischer 
Kohle sein.

Bei Erdöl laufen Abstimmungen mit der Mineral-
ölwirtschaft, dass nun auslaufende Verträge nicht verlän-
gert und russische Importe so schrittweise ersetzt werden. 
Eine vollständige Unabhängigkeit bis Herbst ist realis-
tisch.

Bei Gas hat die kurzfristige Sicherung der Speicher-
stände bereits dazu geführt, dass die Gasspeicher zu 
39,3 Prozent gefüllt sind. Für den 1. November 2022 
soll das Gasspeichergesetz einen Speicherfüllstand von 
90 Prozent ermöglichen. Darüber hinaus ist ein Flüssig-
erdgas-Beschleunigungsgesetz geplant, um den Bau von 
LNG-Importterminals zu beschleunigen.

Bis Sommer 2024 ist die schrittweise Reduktion von 
russischem Gas auf nur noch 10 Prozent des Verbrauchs 
angestrebt.

Ein rascher Ausbau der erneuerbaren Energien, der 
Stromnetze sowie der Hochlauf der Wasserstoffwirt-
schaft und die Steigerung der Energieeffizienz unterstüt-
zen die Reduktion des Gasverbrauchs und sichern die 
Unabhängigkeit Deutschlands von fossilen Energie-
importen aus Russland.

Damit diversifizieren wir unsere Importwege für Öl 
und vor allem Gas. Mit Blick auf nationale, europäische 
und internationale Klimaziele gilt dies aber nur für eine 
Übergangsphase. Langfristig wollen sich Deutschland 
und die Europäische Union mit einer ambitionierten 
Energiewende vollständig von fossilen Energieträgern 
lösen und sehen daher zukünftig auch keinen Bedarf für 
eine Abhängigkeit von fossilen Energieimporten aus 
Russland.

Frage 34
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Johannes Huber (fraktions-
los):

Zieht die Bundesregierung eine Umkehrung – wie vor-
geschlagen (www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/falls- 
russland-das-gas-stoppt-moegliche-folgen-in-deutschland, 
T4JnnRb) durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Ener-
giekonzerns EON, Karl-Ludwig Kley – der Verteilung von Gas 
im Falle eines eintretenden Mangels (www.tagesspiegel.de/ 
politik/gasversorgung-in-deutschland-gewaehrleistet-ukraine- 
sucht-laut-habeck-nach-neuen-wegen-fuer-gas-transit/ 
28323778.html) durch die Bundesnetzagentur zugunsten der 
Aufrechterhaltung kritischer Bereiche der deutschen Wirt-
schaft in Erwägung, und, falls ja, wie würde die Priorisierung 
der Betroffenen vorgenommen werden?

§ 53a des Energiewirtschaftsgesetzes definiert den 
Kreis der geschützten Kunden in einer Gasmangellage. 
Die Vorschrift dient der Umsetzung der Verordnung der 
Europäischen Union 1938 aus 2017, des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 über 
Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversor-
gung und ist damit unionsrechtlich vorgegeben. Die Bun-
desregierung wird daher den Kreis der geschützten Kun-
den nicht ändern.

Frage 35
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE 
LINKE):

Welche Vereinbarungen oder Absprachen (bitte Details nen-
nen) wurden zwischen der Bunderepublik Deutschland und 
Kolumbien über Kohlelieferungen getroffen (www. 
tagesschau.de/wirtschaft/technologie/kohle-kolumbien- 
tagebau-103.html), und wie hat die Bundesregierung auf die 
Proteste in Kolumbien gegen die Ausweitung der Kohlepro-
duktion, unter anderem im wegen der Verletzung der Rechte 
der indigenen Bevölkerung in der Kritik stehenden Tagebau 
„El Cerrejón“ („164 Organizations from 28 countries call for 
an end to extractivist activities“, www.unidosporlapaz.de/post/ 
165-organizations-from-28-countries-call-for-an-end-to- 
extractivist-activities), um die deutsche Nachfrage zu decken, 
reagiert?

Die Beschaffung und die Lieferung von Kohle ist in 
Deutschland Sache der Betreiber von Kohlekraftwerken 
und erfolgt nicht von staatlicher Seite. Infolge des euro-
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päischen Importverbots gegenüber russischer Kohle müs-
sen die Betreiber von Steinkohlekraftwerken in Deutsch-
land ihre Lieferketten umstellen und Lieferungen aus 
Russland ersetzen. Hierfür kommen unterschiedliche Be-
zugsländer infrage, etwa Kolumbien, Südafrika oder In-
donesien.

Frage 36
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Gitta Connemann (CDU/ 
CSU):

Warum werden durch die Bundesregierung und nachgeord-
nete Behörden in der Branche der Schausteller verwandtschaft-
liche Beziehungen, zum Beispiel zwischen wirtschaftlich 
nachweisbar vollkommen selbstständig agierendem Groß-
vater, Vater, Sohn, mit „verbundenen Unternehmen“ im Sinne 
des Beihilferechts gleichgesetzt, obwohl dies laut EU-KMU- 
Leitfaden gar nicht der Fall ist?

Der Leitfaden der Europäischen Union für kleine und 
mittelständische Unternehmen geht davon aus, dass auch 
mehrere Unternehmen, die einer gemeinsam handelnden 
Gruppe natürlicher Personen gehören, verbundene Unter-
nehmen darstellen, sofern sie ganz oder teilweise in dem-
selben Markt oder in sachlich benachbarten Märkten tätig 
sind.

Auf Seite 34 des Leitfadens zur Definition verbunde-
ner Unternehmen heißt es wörtlich: „… familiäre Ver-
bindungen gelten als ausreichend für die Schlussfolge-
rung, dass natürliche Personen gemeinsam handeln“. Es 
trifft also nicht zu, dass der EU-KMU-Leitfaden keine 
Verbindung zwischen von engen Verwandten betriebenen 
Unternehmen herstellt.

Frage 37
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Gitta Connemann (CDU/ 
CSU):

Wie bringt das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz (BMWK) sein Vorgehen bei der Beantragung von 
Beihilfen in Bezug auf rein verwandtschaftliche Verhältnisse 
mit dem KMU-Leitfaden der Europäischen Union überein, 
obwohl dieser nur von Gesellschaften und Beteiligungsver-
hältnissen, nicht aber von natürlichen Personen spricht?

Der Leitfaden der Europäischen Union für kleine und 
mittelständische Unternehmen geht davon aus, dass auch 
mehrere Unternehmen, die einer gemeinsam handelnden 
Gruppe natürlicher Personen gehören, verbundene Unter-
nehmen darstellen, sofern sie ganz oder teilweise in dem-
selben Markt oder in sachlich benachbarten Märkten tätig 
sind.

Auf Seite 34 des Leitfadens zur Definition verbunde-
ner Unternehmen heißt es wörtlich: „… familiäre Ver-
bindungen gelten als ausreichend für die Schlussfolge-
rung, dass natürliche Personen gemeinsam handeln“.

Es trifft also nicht zu, dass der EU-KMU-Leitfaden bei 
der Bewertung von Verbindungen zwischen Unterneh-
men nicht auch von den natürlichen Personen spricht, 
denen die Unternehmen gehören, und deren Verbindun-
gen untereinander berücksichtigt.

Frage 38
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Silvia Breher (CDU/CSU):

Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung vor 
dem Hintergrund der Bedingungen für den Erhalt von Corona-
überbrückungshilfen in der Branche der Schausteller in Bezug 
auf die Identifizierung von verbundenen Unternehmen, dass 
das an sich entscheidende Merkmal wechselseitiger Beherr-
schung (zum Beispiel durch Vertrag, Stimmanteile, Mehrheits-
verhältnisse) allein schon durch genetische Abstammung als 
erfüllt angesehen wird, und mit welcher Begründung?

Die Frage setzt als gegeben voraus, dass in den Co-
ronaüberbrückungshilfen eine wechselseitige Beherr-
schung von Unternehmen das an sich entscheidende 
Merkmal sei, um zu identifizieren, ob Unternehmen mit-
einander verbunden sind. Darauf kommt es aber nicht an, 
sondern darauf, ob die Eigentümer der Unternehmen im 
Hinblick auf die ihnen gehörenden Unternehmen gemein-
sam handeln.

Auf Seite 34 des Leitfadens der Europäischen Union 
für kleine und mittelständische Unternehmen heißt es zur 
Definition verbundener Unternehmen wörtlich: „… fami-
liäre Verbindungen gelten als ausreichend für die 
Schlussfolgerung, dass natürliche Personen gemeinsam 
handeln“.

Allen bisherigen Coronaüberbrückungshilfen liegt 
diese Definition des EU-KMU-Leitfadens zugrunde. 
Handlungsbedarf für eine Änderung dieser Regelung 
sieht die Bundesregierung mit Blick auf die einheitliche 
Programmgestaltung und die Verhinderung von Miss-
brauch nicht.

Frage 39
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Silvia Breher (CDU/CSU):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung, vor 
dem Hintergrund der Bedingungen für Coronaüberbrückungs-
hilfen, in der Frage, wie es möglich sein kann, dass eine natür-
liche Person als Rechtsperson von einer anderen natürlichen 
Person beihilferechtlich „beherrscht“ wird, und mit welcher 
Begründung?

Die Förderbedingungen für die Coronaüberbrückungs-
hilfen enthalten keine Aussagen dergestalt, dass eine na-
türliche Person eine andere natürliche Person beherrscht.

Grundlage der Förderbedingungen für alle bisherigen 
Coronaüberbrückungshilfen ist die Definition der Euro-
päischen Union für verbundene Unternehmen. Dabei 
geht es um die Frage, unter welchen Umständen die Ei-
gentümer von Unternehmen im Hinblick auf die ihnen 
gehörenden Unternehmen gemeinsam handeln und diese 
Unternehmen daher als verbundene Unternehmen zu be-
trachten sind.
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Da also die Annahme, die der Frage zugrunde liegt, 
nicht zutrifft, kann die Bundesregierung aus ihr auch 
keine Schlussfolgerung ziehen.

Frage 40
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE 
LINKE):

Worin bestehen in Bezug auf das Endbestimmungsland 
Ukraine die besonderen Sicherheitsanforderungen (Schreiben 
des Staatssekretärs im BMWK Sven Giegold an mich vom 
28. April 2022), und inwiefern rechtfertigen sie nach Auffas-
sung der Bundesregierung eine Einschränkung der parlamen-
tarischen Unterrichtung auf Abgeordnete, die Mitglieder des 
Auswärtigen Ausschusses, Verteidigungs- oder Wirtschafts-
ausschusses sind und zur Einsicht in die als Geheim eingestuf-
ten Übersichten berechtigt sind, insbesondere im Hinblick auf 
die Statusrechte der Abgeordneten einschließlich des Grund-
satzes der öffentlichen Kontrolle (bitte substantiiert begründen 
und nicht lediglich pauschal auf Staatswohl- und Sicherheits-
erwägungen verweisen)?

Hintergrund der besonderen Berichterstattungsregeln 
sind folgende Erwägungen: Eine Offenlegung solcher 
Informationen könnte nach derzeitigem Erkenntnisstand 
der Bundesregierung die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden oder ihren Interessen schweren 
Schaden zufügen. Ebenso könnte eine solche Offenle-
gung die Vorbereitung und Durchführung einzelner 
Transporte von Kriegswaffen und Hochwertgütern sowie 
die beteiligten Unternehmen gefährden.

Die Beschränkung auf den Kreis der Mitglieder des 
Auswärtigen, Verteidigungs- oder Wirtschaftsausschus-
ses erfolgte aufgrund der besonderen Sachnähe.

Diese Regelung beruht auf der derzeitigen Bewertung 
der Staatswohl- und Sicherheitserwägungen. Dabei stellt 
die Bundesregierung mit der gewählten Praxis einen Aus-
gleich her zwischen dem parlamentarischen Informati-
onsanspruch und der Schutzpflicht des Staates, Sicher-
heitserfordernissen angemessen Rechnung zu tragen.

Die zugrundeliegende Bewertung unterliegt der stän-
digen Überprüfung durch die Bundesregierung, sodass 
die Unterrichtungspraxis möglicherweise angesichts 
neuer Erkenntnisse einer Anpassung unterzogen wird.

Frage 41
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Erwägt die Bunderegierung nach der erfolgten Änderung 
der Mehrwertsteuersystemrichtlinie, den Nullsatz für die 
Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel einzuführen, und, 
wenn ja, liegen der Bundesregierung Berechnungen dazu vor, 
mit welchen Steuermindereinnahmen für die Jahre 2022, 2023, 
2024 und 2025 zu rechnen wäre, wenn der Nullsatz der Mehr-
wertsteuer auf Grundnahrungsmittel (gemeint sind alle Le-
bensmittel, für die heute schon der ermäßigte Satz gilt) ein-
geführt würde (falls keine Daten vorhanden sind, wird um 
Schätzungen gebeten, siehe etwa Deutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung: www.diw.de/documents/publikationen/73/ 
diw_01.c.562886.de/17-31-1.pdf)?

Im Umsatzsteuerrecht gilt für Lebensmittel die all-
gemeine Systematik der Umsatzsteuerermäßigung, nach 
der Nahrungsmittel grundsätzlich bereits dem ermäßigten 
Umsatzsteuersatz in Höhe von 7 Prozent unterliegen. 
Nicht ermäßigt besteuert werden Getränke (mit Aus-
nahme von Milch, bestimmten Milchmischgetränken 
und Leitungswasser).

Unionsrechtlich wäre es zwar zulässig, auf die Liefe-
rung von Lebensmitteln einen ermäßigten Steuersatz, der 
unter dem Mindestsatz von 5 Prozent liegt, oder eine 
Steuerbefreiung mit dem Recht auf Vorsteuerabzug an-
zuwenden. Eine Umsetzungsverpflichtung trifft die Mit-
gliedstaaten aber nicht.

Aus Sicht der Bundesregierung ist offen, ob eine wei-
tere umfassende Ermäßigung des Umsatzsteuersatzes ein 
geeignetes Mittel zur nachhaltigen Senkung der Lebens-
mittelpreise ist; denn der Gesetzgeber kann nicht sicher-
stellen, dass die Senkung des Umsatzsteuersatzes tatsäch-
lich und vor allem auf Dauer zu niedrigeren Preisen für 
den Verbraucher führt.

Darüber hinaus wird die Absenkung des Steuersatzes 
auch auf Grund der damit einhergehenden Abgrenzungs-
schwierigkeiten, der zu erwartenden Forderungen aus 
anderen Bereichen und der daraus resultierenden Steuer-
mindereinnahmen im Allgemeinen kritisch gesehen.

Würde der Nullsteuersatz auf die aktuell ermäßigt be-
steuerten Lebensmittel inklusive Leitungswasser, Milch, 
Kaffee und Tee, aber ohne Restaurations- und Verpfle-
gungsdienstleistungen (Verzehr von Speisen und Geträn-
ken vor Ort) angewandt, ergäben sich Steuerminderein-
nahmen für das Jahr 2022 in Höhe von 13,6 Milliarden 
Euro. Fortschreibungen für die Jahre 2023, 2024 und 
2025 liegen nicht vor.

Frage 42
Antwort

der Staatssekretärin Dr. Luise Hölscher auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Welche Maßnahmen zur Gegenfinanzierung einer etwaigen 
Soliabschaffung, wie von Bundesfinanzminister Christian 
Lindner bei der Vorstellung der Steuerschätzung am 12. Mai 
2022 erwähnt, zieht die Bundesregierung in Erwägung (www. 
bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/LiveStream/ 
livestream.html)?

Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags ist nicht 
Teil des von den die Koalition tragenden Parteien aus-
gehandelten Koalitionsvertrags.

Der Koalitionsvertrag sieht keine Steuererhöhungen 
vor.

Frage 43
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Leye (DIE LINKE):

Hat das Bundesamt für Verfassungsschutz in seinem Zustän-
digkeitsbereich jemals im Zusammenhang mit der Wire-
card AG Maßnahmen zur Abwehr von Auslandsspionage er-
griffen?
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) geht Hin-
weisen auf Aktivitäten fremder Nachrichtendienste in 
Deutschland nach.

Vor der Flucht des früheren Vorstandsmitglieds der 
Wirecard AG, Jan Marsalek, im Juni 2020 lagen dem 
BfV keine derartigen Hinweise auf nachrichtendienst-
liche Verbindungen zur Wirecard AG oder seinen Ver-
antwortlichen vor.

Zu den nach der Flucht auch in den Medien aufgegrif-
fenen Hinweisen auf mögliche Bezüge des Marsalek zu 
ausländischen Nachrichtendiensten führt das BfV seit 
Bekanntwerden einen Austausch mit diversen auslän-
dischen Partnerdiensten und dem Bundesnachrichten-
dienst durch. Die sich aus dieser Zusammenarbeit er-
gebenden Hinweise werden im Rahmen der 
gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung und der bestehen-
den Befugnisse des BfV auf weitere Bearbeitungsschritte 
geprüft.

Frage 44
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Wie viele der dem Unterthemenfeld „Geschlecht/Sexuelle 
Identität“ im Jahr 2021 zugeordneten 340 Fälle Politisch moti-
vierter Kriminalität entsprechen nach Kenntnis der Bundes-
regierung dem zum 1. Januar 2022 neu eingeführten Unter-
themenfeld „Männerfeindlich“ im Themenfeldkatalog des 
Kriminalpolizeilichen Meldedienstes – Politisch motivierte 
Kriminalität?

Bis zum 31. Dezember 2021 wurden männerfeindlich 
motivierte Straftaten im Unterthemenfeld „Geschlecht/ 
Sexuelle Identität“ miterfasst. Für das Jahr 2021 wurden 
im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in 
Fällen Politisch motivierter Kriminalität (KPMD-PMK) 
insgesamt 340 entsprechende Straftaten registriert. Da-
runter waren 57 Gewaltstraftaten.

Eine Bezifferung, wie viele davon männerfeindlich 
motiviert waren, würde eine händische Auswertung aller 
340 Meldungen in diesem Unterthemenfeld erfordern. 
Dies ist in der Kürze der Zeit nicht möglich, die zur 
Beantwortung einer mündlichen Frage zur Verfügung 
steht.

Um einen Anhaltspunkt zu bekommen, wurde daher 
hilfsweise das Geschlecht der bei entsprechenden Straf-
taten verletzten Personen mit Nennung des Unterthemen-
feldes „Geschlecht/Sexuelle Identität“ ausgewertet: Bei 
den oben angeführten 57 Gewaltstraftaten wurden ins-
gesamt 31 Personen verletzt. Bei den Verletzten handelte 
es sich um 18 männliche Erwachsene, sieben weibliche 
Erwachsene, zwei männliche Jugendliche und vier weib-
liche Jugendliche. Überwiegend handelte es sich um Kör-
perverletzungen.

Das Bundeskriminalamt erfasst in der Fallzahlendatei 
LAPOS ausschließlich natürliche Personen, die durch 
eine mit Strafe bedrohte Handlung tatsächlich körperlich 
geschädigt wurden und auch als solche von dem jewei-
ligen Landeskriminalamt mit Angaben zur Person gemel-
det wurden.

Für das Jahr 2022 werden wir Ihre Frage dann umfas-
send beantworten können.

Frage 45
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir auf die Frage 
des Abgeordneten Johannes Huber (fraktionslos):

Wie viele erfolgreich vollzogene Abschiebungen gab es bis-
her im laufenden Jahr 2022 in Deutschland, und in wie vielen 
Fällen wurde eine Abschiebung durch das Einwirken der ab-
zuschiebenden Person oder unberechtigter Dritter (https://rp- 
online.de/politik/deutschland/verhinderte-abschiebung-in- 
ellwangen-der-rechtsstaat-darf-nicht-kapitulieren_aid- 
22348769 sowie www.berlin.de/aktuelles/berlin/5970671- 
958092-polizeigewerkschaft-jede-vierte-abschieb.html) ver-
hindert?

Im Zeitraum von Januar bis März 2022 sind 3 179 Ab-
schiebungen erfolgreich vollzogen worden. Im gleichen 
Zeitraum sind 117 Abschiebungen am Widerstand des 
Rückzuführenden und der Verweigerung der Mitnahme 
durch den Piloten gescheitert.

Die Bundesregierung verfügt nur über Erkenntnisse, 
die den Zeitraum von der Überstellung an die Bundes-
polizei bis zur Überstellung des Rückzuführenden im 
Zielstaat betreffen. Angaben darüber, in welchem Um-
fang Abschiebungen bereits vorher scheitern, liegen der 
Bundesregierung nicht vor.

Angaben für den Monat April liegen noch nicht vor.

Frage 46
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir auf die Frage 
der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Auf welcher Rechtsgrundlage werden beim Bundesverwal-
tungsamt gespeicherte Daten zu Mitgliedern kurdischer Ver-
eine an das Bundesamt für Verfassungsschutz bzw. das Bun-
deskriminalamt im Wege der Spontanübermittlung übermittelt 
(vergleiche Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 6 und 
7 der Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke „Diskriminie-
rung von Migrantenselbstorganisationen im Vereinsrecht“, 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/015/2001565.pdf), und 
welchen konkreten Inhalt – insbesondere in Bezug auf Ver-
fahren und Zuständigkeiten – hat der für die kurdischen Ver-
eine maßgebliche Erlass des Bundesministerium des Innern 
von 1994 (vergleiche Antwort des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Stephan Mayer auf die mündliche Frage 43 des Ab-
geordneten Dr. André Hahn (Die Linke), https://dserver. 
bundestag.de/btp/19/19114.pdf)?

Die Rechtsgrundlagen für die Übermittlung an Si-
cherheitsbehörden im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern und für Heimat sind im Bun-
desverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) und im 
Bundeskriminalamtgesetz (BKA-Gesetz) geregelt, und 
zwar in § 18 Absatz 1 BVerfSchG und in § 9 Absatz 4 
BKA-Gesetz. Den Sicherheitsbehörden können die erfor-
derlichen personenbezogenen Daten zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben, insbesondere im Hinblick auf mögliche staats-
gefährdende Tätigkeiten oder Tätigkeiten, die den Straf-
gesetzen zuwiderlaufen, übermittelt werden.
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Der erfragte Erlass aus dem Jahr 1994 ist leider derzeit 
nicht auffindbar.

Frage 47
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir auf die Frage 
der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Welche positiven Veränderungen sprechen nach Ansicht der 
Bundesregierung dafür, das 1993 vom damaligen Bundes-
innenminister Manfred Kanther verfügte Vereins- und Betäti-
gungsverbot für die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) in 
Deutschland aufgrund des am 11. Mai 2022 eingereichten An-
trags aufzuheben bzw. neu zu bewerten (vergleiche www. 
heise.de/tp/features/Anwaelte-beantragen-Aufhebung-des- 
PKK-Verbots-7088942.html), und inwiefern spielen Rück-
sichtnahmen in den deutsch-türkischen Beziehungen eine 
Rolle für ihre Entscheidung (vergleiche https://plus/ 
tagesspiegel.de/politik/die-macht-der-turkei-in-der- 
bundesrepublik-wie-die-pkk-in-deutschland-legal-werden- 
will-475488.html)?

Die Arbeiterpartei Kurdistans ist mit ihren etwa 
14 500 Anhängern in Deutschland die mitgliederstärkste 
terroristische Vereinigung auf deutschem Boden. Der 
strategische Gewaltverzicht in Deutschland darf darüber 
nicht hinwegtäuschen. Vielmehr geben die Aktivitäten 
der PKK im Hinblick auf die logistische und finanzielle 
Unterstützung der Gesamtorganisation ebenso Anlass zur 
Sorge wie zum Beispiel die Rekrutierung junger Men-
schen in Deutschland für den bewaffneten Kampf im 
Ausland. Auch dadurch unterstreicht die Organisation 
eindrücklich, dass ihr Gewaltverzicht in Deutschland le-
diglich eine strategische Option ist. Es kann also keines-
falls von positiven Veränderungen gesprochen werden, 
die Anlass zu einer Neubewertung der PKK geben. Im 
Ergebnis stellt sich daher auch nicht die Frage nach einer 
Aufhebung des Betätigungsverbots der PKK.

Vor diesem Hintergrund spielen die deutsch-türkischen 
Beziehungen mit Blick auf die Entscheidung, an dem 
Betätigungsverbot festzuhalten, keine Rolle.

Frage 48
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Wieso ist die Bundesregierung nicht bereit, eine begrenzte 
Gruppe von 70 bis 80 Afghaninnen und Afghanen aufzuneh-
men, die in Afghanistan in großer Gefahr sind, weil sie im 
Sommer 2021 ihre eigene Sicherheit und ihre Existenz aufs 
Spiel gesetzt haben, um gefährdete Ortskräfte der Bundes-
regierung bzw. deutscher Institutionen in ihren Häusern vor 
den Taliban zu verstecken, und die nach meiner Ansicht mit 
ihrem mutigen Handeln ein Versäumnis der Bundesregierung 
ausgeglichen haben, die die betreffenden Personen nicht recht-
zeitig evakuiert hat (www.zdf.de/nachrichten/politik/ 
afghanistan-helfer-ortskraefte-taliban-kabul-safe-houses-100. 
html, vergleiche Absageschreiben des Auswärtigen Amts an 
mich vom 10. Mai 2022), und wie ist dies mit der Aussage von 
Außenministerin Annalena Baerbock in der Regierungsbefra-
gung am 27. April 2022 zu vereinbaren, man wolle § 22 Satz 2 
des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) künftig stärker anwenden 
als in der Vergangenheit und es reiche nicht aus, nur auf die 
Listen zu schauen, weil viele, die in Afghanistan jetzt bedroht 
seien, noch nicht auf den Listen stehen würden und man solche 
Personen über § 22 Satz 2 AufenthG zusätzlich aus Afghanis-
tan rausholen müsse (Plenarprotokoll 20/30, Seiten 23 bis 24)?

Die Bundesregierung steht weiter zu ihrer Verantwor-
tung für die Menschen in Afghanistan, insbesondere für 
die Ortskräfte deutscher Einrichtungen und die als ge-
fährdet identifizierten Afghaninnen und Afghanen, denen 
bereits eine Aufnahmezusage erteilt worden ist und deren 
schnelle und sichere Ausreise die Bundesregierung unter 
Hochdruck unterstützt.

20 000 Afghaninnen und Afghanen, also gut zwei Drit-
tel derjenigen, die eine Aufnahmezusage erhalten haben, 
konnten mittlerweile mit ihren Kernfamilien nach 
Deutschland kommen.

Darüber hinaus wird die Bundesregierung im Rahmen 
der bestehenden gesetzlichen Regelungen besonders ge-
fährdete Afghaninnen und Afghanen entweder im Rah-
men des derzeit in Abstimmung befindlichen Bundesauf-
nahmeprogramms oder – in besonderen Härtefällen – 
schon jetzt die Einreise nach Deutschland ermöglichen.

Allein in der letzten Woche wurde rund 770 besonders 
gefährdeten Afghaninnen und Afghanen durch das BMI 
die Aufnahmezusage erteilt.

Grundsätzlich gelten aber auch für diese Fälle die Ein-
reisevoraussetzungen des Aufenthaltsgesetzes § 22 
Satz 2. Diese Aufnahmemöglichkeit ist begrenzt auf Fälle 
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland. Dies betrifft beispielsweise Personen, die 
in besonders herausragender und langjähriger Weise in 
der Menschenrechtsarbeit aktiv waren und dadurch einer 
massiven Gefährdung ihrer körperlichen Unversehrtheit 
unmittelbar ausgesetzt sind und einer solchen allein 
durch eine Aufnahme in Deutschland nachhaltig ent-
gehen können. Ihre Gefährdungssituation muss sich 
ganz erheblich von der Gefährdungssituation anderer 
Personen in Afghanistan unterscheiden. Dass eine solche 
Konstellation in dem von Ihnen vorgebrachten Fall vor-
liegen könnte, ist bislang nicht ersichtlich.

Frage 49
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Welche Handlungsmöglichkeiten zur Beschleunigung und 
Vereinfachung der Visumsverfahren sieht die Bundesregierung 
für afghanische Staatsangehörige, die im Wege des Familien-
nachzugs zu ihren Angehörigen in Deutschland nachziehen 
wollen und bei denen es sich meiner Kenntnis nach meist um 
Frauen handelt, die in der Region besonderen Gefahren und 
Beschränkungen ausgesetzt sind, insbesondere nach der 
Machtübernahme durch die Taliban, vor dem Hintergrund, 
dass nach meiner Kenntnis Warte- und Bearbeitungszeiten 
oft Jahre dauern, Indien an afghanische Staatsangehörige keine 
Visa mehr erteilt und der Aufenthalt im Iran für afghanische 
Staatsangehörige mit hohen Kosten und Gefahren verbunden 
ist, weil sie dort zunehmend angefeindet, diskriminiert und 
misshandelt werden (bitte darlegen), und welche Angaben 
kann die Bundesregierung zur aktuellen Situation der Visaver-
gabe im Rahmen des Familiennachzugs aus Afghanistan ma-
chen (zum Beispiel aktuelle Wartezeiten auf einen Termin in 
Neu-Delhi und Islamabad, Anzahl der Personen auf diesen 
Wartelisten)?

Die schwierige Sicherheitslage und die hohen Einrei-
sehürden in die Nachbarstaaten stellen außergewöhnliche 
Belastungen für die Menschen in Afghanistan dar. Die 
Bundesregierung hat diverse Schritte zur Flexibilisierung 
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der Verfahren unternommen. Das Auswärtige Amt hat die 
Zuständigkeit für Visumanträge von Menschen in Afgha-
nistan seit der Schließung der Visastelle Kabul infolge 
des Anschlags am 31. Mai 2017 auf die Visastellen Isla-
mabad, Neu-Delhi sowie für Schengen-Visa auf Istanbul 
und Dubai übertragen und die dortigen Visastellen per-
sonell verstärkt.

Um das Visumverfahren zu erleichtern, wurden unter 
anderem Visastellen angewiesen, Ermessensspielräume 
umfänglich zu nutzen, das zeitaufwendige Urkunden-
überprüfungsverfahren wurde ausgesetzt, und im Rah-
men der Familienzusammenführung können Passersatz-
papiere für afghanische Staatsangehörige im erleichterten 
Verfahren ausgestellt werden, wenn diese über keinen 
Pass verfügen.

Problematischer als das Visumverfahren ist jedoch die 
Ausreise aus Afghanistan und die legale Einreise in den 
Drittstaat zur Visumbeantragung: Für die Taliban ist wei-
terhin das Vorliegen eines Reisepasses eine Ausreise-
voraussetzung; Ausreisemöglichkeiten für zum Beispiel 
allein reisende Frauen sind beschränkt. Auch einige 
Nachbarstaaten Afghanistans haben die Einreise in ihr 
Gebiet für Afghaninnen und Afghanen seit der Macht-
übernahme durch die Taliban erschwert.

Drittstaaten fordern in der Regel das Vorliegen eines 
Passes und eines Visums. Dadurch ist zum Beispiel eine 
Antragstellung in Neu-Delhi kaum mehr möglich. Daher 
wurde zusätzlich die Deutsche Botschaft Teheran zur Be-
arbeitung von Familiennachzugvisa von Menschen mit 
afghanischem Wohnsitz ermächtigt. Zudem wurde in Te-
heran ein Dienstleister mit der Annahme der Visum-
anträge beauftragt. Dasselbe ist für Islamabad geplant.

Weiterhin hat das Auswärtige Amt mit der Verlagerung 
eines Teils der Anträge auf Familienzusammenführung 
aus Teheran und Islamabad ins Inland begonnen. Zur 
Beschleunigung sollen solche Anträge an das Bundesamt 
für Auswärtige Angelegenheiten (BfAA) gegeben wer-
den. Für das dafür benötigte zusätzliche Personal wurden 
Stellen für die Visumabteilung des BfAA im Haus-
halt 2022 beantragt.

An der Deutschen Botschaft Islamabad sind derzeit 
3 455 Personen auf der Warteliste registriert. Die Warte-
zeit auf einen Termin zur Beantragung eines Familien-
nachzugsvisums beträgt aktuell über ein Jahr. Die Bun-
desregierung arbeitet daran, die Wartezeiten zu 
verkürzen. So enthält die Warteliste für Antragstellung 
in Neu-Delhi knapp 1 500 Registrierungen. Sie wird in 
Kürze von der Botschaft Teheran übernommen.

Frage 50
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche konkreten Schritte unternimmt die Bundesregie-
rung, um einer Schwächung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte und der Europäischen Menschenrechts-
konvention, wie durch die geplante Reform des britischen 
Human Rights Act (http://comittees.parliament.uk/ 
committee/93/human-rights-joint-committee/news/165379/ 
human-rights-act-reforms-would-weaken-human-rights- 

protections-in-the-uk/) und auch durch die Nichtumsetzung 
der Urteile durch die Türkei und Russland, entgegenzutreten 
und den Gerichtshof zu stärken?

Die Bundesregierung unterstützt den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und fordert 
die Umsetzung seiner Urteile mit Nachdruck ein. Sie 
drängt in bilateralen Gesprächen mit Mitgliedstaaten 
des Europarates auf die Einhaltung der aus der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK) erwachsen-
den Verpflichtungen. Im Fall des zu Unrecht inhaftierten 
Osman Kavala hat sie für die Einleitung eines Vertrags-
verletzungsverfahrens gegen die Türkei geworben und 
sich mehrfach auf Ebene der Bundesministerin, der 
Staatsministerin und der Menschenrechtsbeauftragten öf-
fentlich dazu geäußert.

Die Bundesregierung stimmte wegen des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine zudem im März 2022 
im Komitee der Ministerinnen und Minister des Europa-
rates für den Ausschluss der Russischen Föderation. Sie 
wird sich gleichwohl für die Weiterbehandlung aller ein-
gereichten Klagen und die Umsetzung aller Urteile und 
Anordnungen gegen Russland einsetzen. Dies gilt ins-
besondere für die vom EGMR erlassene Anordnung der 
sofortigen Freilassung von Alexej Nawalny und die einst-
weilige Anordnung zum Schutz der Zivilbevölkerung im 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine.

Medienberichte, denen zufolge Russland ein Gesetz 
plant, welches die Umsetzung von nach dem 16. März 
2022 getroffenen Entscheidungen des EGMR verhindert, 
verfolgt die Bundesregierung aufmerksam. Sie wird sich 
auch künftig gegenüber allen Mitgliedstaaten für eine 
Stärkung des EMRK-Schutzsystems einsetzen und dafür 
das Komitee der Ministerinnen und Minister des Europa-
rats diese Woche in Turin nutzen, um im Plenum die 
Umsetzung der EGMR-Urteile anzumahnen. Die Bun-
desregierung zahlt über ihre vertraglichen Verpflichtun-
gen hinaus jährlich in den Sonderfonds des EGMR zum 
Abbau des Verfahrensrückstaus ein. Im Jahr 2021 betrug 
die Zahlung 1 Million Euro.

Frage 51
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus ukrai-
nischen Presseberichten, nach denen der Besuch des britischen 
Premierministers Boris Johnson bei Präsident Selenskyj in der 
Ukraine am 9. April 2022 das maßgebliche „Hindernis“ gewe-
sen sei, neben den Berichten über Kriegsverbrechen in But-
scha, für die Fortsetzung von Verhandlungen mit Russland 
(www.pravda.com.ua/eng/news/2022/05/5/7344206/), und in-
wieweit war seine Intervention bei Selenskyj, keinerlei Zu-
geständnisse gegenüber Russland zu machen (www. 
theguardian.com/commentisfree/2022/apr/28/liz-truss- 
ukraine-war-russia-conservative-power), innerhalb der NATO 
vorab abgestimmt, vor dem Hintergrund, dass die NATO sich 
zuvor auf die Strategie festlegte, die Fortsetzung des Krieges 
gegenüber einem Waffenstillstand und einer Verhandlungs-
lösung zu bevorzugen (www.washingtonpost.com/national- 
security/2022/04/05/ukraine-nato-russia-limits-peace/)?

Die Aussage, dass die NATO eine Fortsetzung des 
Krieges gegenüber einem Waffenstillstand und einer Ver-
handlungslösung strategisch bevorzuge, ist unzutreffend. 
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Die Bundesregierung hat den Präsidenten der Russischen 
Föderation, Wladimir Putin, wiederholt dazu aufgerufen, 
den völkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine sofort zu beenden. Die Bundesregierung 
nutzt zusammen mit ihren Partnern sowohl bilateral als 
auch in internationalen Foren jede Gelegenheit, um Russ-
land zu einem sofortigen Ende der Kampfhandlungen 
aufzurufen.

Die Bundesregierung hat die zitierte ukrainische Pres-
semeldung zur Kenntnis genommen. Sie ist nicht der 
Auffassung, dass der Besuch des britischen Premier-
ministers Boris Johnson in Kiew am 9. April 2022 ein 
Hindernis für Verhandlungen zwischen der Ukraine und 
Russland darstellt.

Nach Kenntnisstand der Bundesregierung hat die 
ukrainische Regierung auch nach dem 9. April 2022 
ihre Bemühungen fortgesetzt, mit der russischen Seite 
im Gespräch zu bleiben.

Frage 52
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Wie steht die Bundesregierung zur Nutzung der Luftwaffe 
durch die Verteidigungsministerin und private Dritte und zur 
Wahl des Besuchsortes in der Nähe des anschließenden Ur-
laubsortes (www.n-tv.de/politik/Lambrecht-wirbt-um- 
Verstaendnis-Zeit-mit-Sohn-article23325161.html)?

Die Nutzung der Luftfahrzeuge der Bundeswehr, ins-
besondere der Flugbereitschaft BMVg, ist nach Art und 
Umfang ausführlich und abschließend geregelt. Truppen-
besuche der Verteidigungsministerin ergeben sich aus der 
inhaltlichen Schwerpunktsetzung ihrer Arbeit.

Frage 53
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

In wie vielen Fällen hat das Bundesamt für den Militäri-
schen Abschirmdienst (BAMAD) bzw. der Militärische Ab-
schirmdienst (MAD) seit 2019 Kenntnis von Sachverhalten, 
die einen Bezug zum Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e. V. (VdRBw e. V.) aufweisen oder Hinweise auf 
Reservisten geben könnten, auch aufgrund von Presseanfragen 
bzw. -berichterstattung wie seitens der „Frankfurter Rund-
schau“ am 29. April 2022 unter dem Titel „Nordhessen: Ein 
AfD-Rechtsaußen führt die Reservisten der Bundeswehr an“ 
(www.fr.de/rhein-main/in-nordhessen-fuehrt-ein-afd- 
rechtsaussen-reservisten-der-bundeswehr-an-91511306.html), 
wie auf Bundestagsdrucksache 19/2036 angegeben, an das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) übermittelt, und in 
wie vielen derlei Fällen verblieb die Zuständigkeit beim BA-
MAD bzw. MAD?

Der gesetzliche Auftrag des MAD besteht unter ande-
rem darin, jeden einzelnen tatsächlichen Anhaltspunkt 
für extremistische Bestrebungen im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes über den Militärischen Ab-
schirmdienst in Verbindung mit § 4 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes, die von Personen ausgehen, die 
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Ver-
teidigung angehören oder in ihm tätig sind, aufzugreifen, 
zu prüfen und zu bewerten.

Der MAD hat seit dem 1. Januar 2019 bis zum Stichtag 
30. April 2022 Kenntnis von rund 2 400 Sachverhalten, 
die Hinweise auf Reservistinnen und Reservisten mit 
mutmaßlich extremistischen Bezügen gegeben haben.

Für die Bearbeitung von Extremismusverdachtsfällen 
bei Reservistinnen und Reservisten ist grundsätzlich das 
Bundesamt für Verfassungsschutz zuständig. Eine Zu-
ständigkeit des MAD besteht bei Reservistinnen und Re-
servisten nur dann, wenn diese zu einer Dienstleistung im 
Sinne des Soldatengesetzes herangezogen werden oder 
wenn ein Reservistendienstverhältnis im Sinne des § 4 
des Gesetzes über die Rechtsstellung der Reservisten be-
steht. Daher ist der MAD nur für einen kleinen Teil der 
Extremismussachverhalte bei Reservistinnen und Reser-
visten originär zuständig. Die Zugehörigkeit zum Ver-
band der Reservisten der Bundeswehr wird vom MAD 
hierbei nicht gesondert erfasst.

Der Artikel aus der „Frankfurter Rundschau“ betrifft 
den Vorsitzenden einer Reservistenkameradschaft. Die-
ser unterliegt nicht mehr der Wehrüberwachung und 
kann nicht mehr zu Reservistendienstleistungen heran-
gezogen werden. Aus diesem Grund besteht in diesem 
Fall keine Zuständigkeit des MAD.

Frage 54
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie viele Bundeswehrstandorte haben einen direkten An-
schluss an das Streckennetz der Deutschen Bahn, und wie wird 
sich dieser Zustand perspektivisch verändern (www.railways. 
tu-berlin.de/fileadmin/fg98/papers/2019/ETR_6_19_ 
Schneider_FA.pdf)?

Die Bundeswehr verfügt derzeit über 89 Liegenschaf-
ten mit eigenem Bahn-anschluss. Darüber hinaus werden 
Verlademöglichkeiten der Deutschen Bahn AG, die auch 
außerhalb der Standorte der Bundeswehr liegen, genutzt, 
um den Eisenbahntransportbedarf der Bundeswehr zu 
decken.

Die Arbeitsgruppe Militäreisenbahngrundnetz unter 
Leitung des Bundesministeriums der Verteidigung er-
arbeitet derzeit unter anderem Grundlagen für Art und 
Umfang der Anbindung von Liegenschaften an das Ei-
senbahnnetz. Basierend auf dieser Untersuchung wird die 
Anbindung weiterer Liegenschaften abgeleitet.

Frage 55
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Sören Pellmann (DIE LINKE):

Aus welchen Gründen befand sich ein Gesetzentwurf zur 
Ex-post-Triage laut einem Sprecher des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) in Ressortabstimmung (vergleiche 
www.tagesspiegel.de/politik/abbruch-der-beatmung-triage- 
gesetzesvorschlag-beinhaltet-medizinischen-tabubruch/ 
28313630.html), obwohl der Bundesgesundheitsminister den 
Abbruch der medizinischen Versorgung zugunsten Dritter ent-
schieden ablehnt (vergleiche http://amp.zdf.de/nachrichten/ 
politik/lauterbach-ex-post-triage-behandlungsabbruch-100. 
html), und seit wann wurde im BMG an diesem im „Tages-
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spiegel“ genannten Gesetzentwurf gearbeitet (bitte um Nen-
nung des konkreten Datums sowie der zuständigen Abtei-
lung)?

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 
16. Dezember 2021 – 1 BvR 1541/20 – entschieden, dass 
der Gesetzgeber gehalten ist, unverzüglich geeignete Vor-
kehrungen zu treffen, damit niemand wegen einer Behin-
derung bei der Zuteilung überlebenswichtiger, nicht für 
alle zur Verfügung stehender intensivmedizinischer Res-
sourcen benachteiligt wird.

Die Bundesregierung hat unverzüglich mit der Erarbei-
tung der erforderlichen gesetzlichen Regelungen begon-
nen und stimmt sich derzeit zu einem vom Bundesminis-
terium für Gesundheit auf Grundlage des genannten 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts und unter 
Berücksichtigung der im Rahmen der bisherigen Fach-
gespräche gewonnenen Erkenntnisse erarbeiteten Rege-
lungsentwurf ab.

Frage 56
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Aus welchen Gründen sieht die Bundesregierung in ihrem 
Entwurf für den Bundeshaushalt 2023 keine Mittel für den 
Aufbau eines Impfregisters vor, und wie gedenkt die Bundes-
regierung, ohne diese aus meiner Sicht elementare Vorberei-
tungsmaßnahme eine effektive Impfkampagne oder die Um-
setzung einer wie auch immer konkret zu gestaltenden 
Impfpflicht im kommenden Herbst/Winter zu realisieren?

Eine allgemeine Impfpflicht gegen Covid-19 besteht in 
Deutschland nicht. Zur Ausgestaltung einer allgemeinen 
Impfpflicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 wurden 
seit Beginn dieses Jahres verschiedene Gruppenanträge 
aus der Mitte des Deutschen Bundestages beraten. Die 
Bundesregierung hatte bei der Erarbeitung der Anträge 
Hilfestellung zugesagt und diese auf entsprechende Bit-
ten einzelner Abgeordneter hin geleistet. Keiner der 
Gruppenanträge hat im Deutschen Bundestag in der 
zweiten Lesung am 7. April 2022 eine Mehrheit gefun-
den. Über die Erarbeitung neuer Gruppenanträge aus der 
Mitte des Deutschen Bundestages liegen der Bundes-
regierung keine Informationen vor.

Die Coronaschutzimpfung ist das wirksamste Mittel, 
um die Pandemie dauerhaft unter Kontrolle zu bringen 
und künftige Notlagen zu vermeiden. Vor diesem Hinter-
grund ist die Aufrechterhaltung der Infrastruktur der 
staatlichen Impfzentren und mobilen Impfteams als Er-
gänzung zur ambulanten Versorgung auf Grundlage des 
Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz vom 
7. April 2022 bis zum 25. November 2022 geplant, um 
schnell und flexibel ergänzende Kapazitäten für eine 
akute Anforderung vorzuhalten (zum Beispiel akute 
Welle mit neuer Variante). Diese Angebote ermöglichen 
zudem einen niederschwelligen Zugang für Impfungen 
für Personengruppen ohne bestehende Anbindung an 
hausärztliche Versorgung oder Zugang zu ambulanten 
Arztpraxen.

Zusätzlich ist in Planung, nahezu alle Leistungserbrin-
ger der ambulanten Versorgung in die Covid-19-Impf-
kampagne einzubinden, die niedrigschwellig und auch 

aufsuchende Impfangebote insbesondere in Zeiten, in de-
nen es zu einem hohen Bedarf an zusätzlichen Impfungen 
kommt, vorhalten und in kürzester Zeit durchführen kön-
nen.

Inwieweit neben bestehenden Erfassungssystemen 
eine weitergehende bundesweite Verarbeitung von Daten 
zu Schutzimpfungen auch ohne die Einführung einer all-
gemeinen Impfpflicht sinnvoll ist, ist Gegenstand kon-
tinuierlicher Prüfung der Bundesregierung.

Frage 57
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Aus welchen Gründen sieht die Bundesregierung in ihrem 
Entwurf für den Bundeshaushalt 2023 keine Mittel mehr für 
die Nationale Reserve Schutzausrüstung vor, sodass nach mei-
ner Ansicht eine Bewirtschaftung und Pflege des Bestandes 
absehbar nicht vorgenommen werden kann, und aus welchen 
Gründen sind in diesem Zusammenhang für den Fortbestand 
der Maskenproduktion in Deutschland weder im Einzelplan 
des BMG noch des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz irgendwelche Haushaltsmittel vorgesehen?

Die Bundesregierung hat mit Blick auf eine verbes-
serte Vorbereitung und Versorgung vor dem Hintergrund 
der Covid-19-Pandemie in mehreren Kabinettbeschlüs-
sen beschlossen, in drei Phasen eine Nationale Reserve 
Gesundheitsschutz (NRGS) als sogenannte „Last Resort- 
Lösung“ zu errichten (vergleiche https://www. 
bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_ 
Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/N/ 
NRGS_Kabinett.pdf).

Hierzu werden derzeit konkrete Konzepte zur Aus-
gestaltung und Umsetzung der NRGS erarbeitet. Die 
NRGS ist der erste Schritt einer umfassenden Vorsor-
gestrategie der Bundesregierung. Ihr Aufbau soll in be-
reits laufende Prozesse, wie zum Beispiel der Umsetzung 
der Konzeption Zivile Verteidigung und der Schaffung 
entsprechender gesetzlicher Grundlagen in Sicherstel-
lungs- und Vorsorgegesetzen, integriert werden.

Zugleich wird die NRGS auch kompatibel zu den ak-
tuell im Ausbau befindlichen europäischen Reserven und 
weiteren nationalen Resilienzstrategien ausgeplant. Die 
Haushaltsverhandlungen zum Bundeshaushalt 2023 sind 
noch nicht abgeschlossen.

Frage 58
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Kühn auf die Frage 
des Abgeordneten Norbert Maria Altenkamp (CDU/ 
CSU):

Wann wird die Bundesregierung die angekündigte nationale 
Kreislaufwirtschaftsstrategie vorstellen, und welche For-
schungsaspekte sollen dabei im Vordergrund stehen?

Ein konkreter Zeitplan für die Vorstellung der nationa-
len Kreislaufwirtschaftsstrategie befindet sich in der Aus-
arbeitung. Hinsichtlich der Forschungsaspekte werden 
zum Beispiel die Empfehlungen für eine „Forschungs- 
und Innovationsstrategie Ressourcenschutztechnolo-
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gien“ einfließen, die im Zuge der Umsetzung des Deut-
schen Ressourceneffizienzprogramms im Jahr 2021 er-
arbeitet wurden.

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Vereinbarten Debatte zur Sterbehilfe
(Tagesordnungspunkt 3)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU): In dieser Ori-
entierungsdebatte geht es um die Neuregelung der Sui-
zidbeihilfe nach dem einschneidenden und weithin kriti-
sierten Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2020.

Das Verfassungsgericht hat einen gefährlichen Para-
digmenwechsel hinsichtlich des Autonomiebegriffs und 
zugleich ein Schutzkonzept empfohlen, das durch proze-
durale Vorgaben verhindern soll, dass Menschen unfrei-
willig, unter Druck oder durch Entscheidungen im Kurz-
schluss aus dem Leben scheiden, obwohl dies nicht ihr 
eigener autonomer Wille ist.

Die Autonomie zu schützen stand im Kern auch der 
ausgewogenen Regelungen, die eine breite Mehrheit im 
Deutschen Bundestag fraktionsübergreifend nach einer 
gesellschaftlich breiten Debatte entschieden hat, die 
nach fünf Jahren vom Bundesverfassungsgericht verwor-
fen worden sind. Heute, nach dem Urteil des Verfas-
sungsgerichts, ist die Debatte erheblich weiter voran-
geschritten. Es mehren sich die Stimmen, die bereits 
über das vom Verfassungsgericht vorgegebene Schutz-
konzept hinaus weitere Schritte bei der Freigabe bzw. 
Ausweitung der Suizidbeihilfe fordern. So werden bereits 
Kinder für einen attestierten Suizid benannt, und so wer-
den die Forderungen nach Freigabe auch von Töten auf 
Verlangen lauter, sogar durch ein Mitglied des Deutschen 
Ethikrats.

Insgesamt wird das vom Verfassungsgericht als 
Schutzplanke seiner Entscheidung vorgesehene Schutz-
konzept nicht halten, weil schon entsprechende Regelun-
gen in den Nachbarländern deutlich zeigen, dass eine 
einmal eingeschlagene schiefe Bahn durch schwache 
Schutzkonzepte nicht begradigt werden kann. Die Zahlen 
in anderen Ländern zeigen, dass auch bei Suizidbeihilfe 
Angebote die Nachfrage erhöhen.

Ein echter Schutz für die vulnerablen Gruppen und 
Personen, für diejenigen, die keine Lobby und keine laute 
Stimme haben, für diejenigen, die seelischen Druck, psy-
chischen Druck oder auch Druck aus ihrer Umgebung 
kaum aushalten können, ein solcher Schutz muss real 
sein und darf nicht formal bleiben.

Ein Konzept, das keinen effektiven Schutz bietet, ist 
kein Schutzkonzept. Es ist mehr das formale Bedienen 
einer Vorgabe als das reale Beschützen von Menschen 
unter gewaltigem Druck. Ein Suizidbegleitgesetz, das 
keinen oder zu wenigen realen Schutz vorsieht, wird 
den Weg öffnen zur Normalisierung der Suizidassistenz; 
auch in Nachbarländern hat die Debatte nicht begonnen 
mit der Aufnahme von Demenzkranken, Depression oder 
Kindern – dort ist es inzwischen Realität. Bei der weit-

reichenden Frage, ob man den Weg zu einer Normalisie-
rung des Suizids verantworten kann, muss jede und jeder 
einzelne von uns sein Gewissen prüfen. Man darf sich 
hier keiner Illusion hingeben: Es ist nicht die Frage, 
was man glaubt, durch Kriterienkataloge oder prozedu-
rale Regelungen zu wollen, sondern entscheidend ist das, 
was man in der Realität bekommt.

Wer die Freiverantwortlichkeit und die Autonomie 
wirklich schützen will, der muss mit dem Schutz auch 
Ernst machen. Leider wird keiner der vorgelegten Ge-
setzentwürfe diesem Grundrecht auf Schutz der Auto-
nomie bislang wirklich gerecht. Den einen fehlt es an 
politischem Willen, diesen Schutz tatsächlich zu errich-
ten, weil sie viel weiter gehen wollen als selbst das Ver-
fassungsgericht in seiner einschneidenden Veränderung. 
Die anderen versuchen, in der Erfüllung von Vorgaben 
des Verfassungsgerichts Rechtfertigung und Beruhigung 
dafür zu finden, dass vielen von ihnen auch völlig klar ist, 
dass dieser Schutz in der Realität nicht ausreichen wird.

Denn, und das zeichnet sich jetzt schon ab, die Energie 
und der Druck, die das Verfassungsgerichtsurteil freige-
setzt haben, zeigen sich an den zahlenmäßig immer wei-
ter steigenden geschäftsmäßigen, kommerziellen und an-
deren Angeboten zur Suizidbeihilfe, den Forderungen 
nach Aufnahme der Suizidbeihilfe in den ärztlichen 
Dienstleistungskatalog, die dann – das zeigen die Fakten 
und Entwicklungen in anderen europäischen Ländern in 
nur wenigen Jahren – zum Töten auf Verlangen führen 
werden. Es wäre gefährlich, dieser Realität nicht ins 
Auge zu schauen.

Noch sind wir nicht dort, wo Nachbarländer bei 
Tausenden von Toten angekommen sind, obwohl es zu 
Beginn gebetsmühlenartig geheißen hatte, es werde nur 
um die Ausnahmefälle gehen. Natürlich werden Ausnah-
mefälle an Ausnahmefälle gereiht, und es mehren sich die 
Beispiele, in denen Teenagern wegen ihrer Lebensmüdig-
keit statt Hilfe zum Rückweg in ein zufriedenes Leben 
der Ausweg in einen frühen Suizid bereitet wird. Dies 
alles sind selbstverständlich keine guten Aussichten für 
Menschen ohne Lobby, ohne eigene starke Stimme.

Mein Appell geht deshalb an unsere Gesellschaft ins-
gesamt, dass wir diese Debatte um Leben und Tod, um 
frei bestimmtes Sterben, die im Zusammenhang mit die-
sen neuen Gesetzesvorhaben, anders als bei der großen 
Reform von 2015, weder im Parlament noch breit in der 
Öffentlichkeit geführt wurde, in aller Ernsthaftigkeit 
nachholen und so führen, dass die Autonomie von allen 
geschützt wird und nicht nur diejenige von solchen In-
dividuen, die mit Unterstützung von starken Partikular-
interessen oder mit eigener persönlicher Stärke die Ent-
scheidung über Suizid viel autonomer treffen können als 
Menschen in prekären Lebenslagen. Unser Blickwinkel 
muss sich auf die Schwachen richten, die Starken können 
sich in solch extremen Lebenslagen zumeist deutlich bes-
ser selbst helfen. 

Es bleibt die Hoffnung, dass diese Orientierungs-
debatte und die Beratung der Gesetzentwürfe die Mög-
lichkeiten für eine solche breite gesellschaftliche Debatte 
eröffnen und dass diese Debatte nicht zwischen formalen 
Prozeduren und ideologischen Verkrustungen unmöglich 
wird.
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Heike Brehmer (CDU/CSU): Selbst entscheiden, 
wann es Zeit ist, zu sterben – seit zwei Jahren ist das in 
Deutschland rechtlich möglich, und der Gedanke daran 
stimmt mich sehr, sehr nachdenklich.

2020 hat das Bundesverfassungsgericht die Beihilfe 
zum Suizid neu geregelt. Es hat entschieden, dass das 
Gesetz von 2015, wonach die „geschäftsmäßige För-
derung der Selbsttötung“ strafbar war, keinen Bestand 
mehr hat. Das führte dazu, dass allein im Jahr 2021 Ster-
behilfeorganisationen hierzulande fast 350 Fälle von Sui-
zid begleitet oder vermittelt haben.

Die Gründe für den Sterbewunsch der Betroffenen wa-
ren vielfältig. Sie reichten laut den Organisationen von 
schwerer Krankheit bis hin zu sogenannter „Lebenssatt-
heit“. 350 Fälle innerhalb eines Jahres – das sind 
350 Schicksale, die mich sehr betroffen machen und die 
Frage aufwerfen: Wer entscheidet über Leben und Tod? 
Und wie gehen wir mit einem Menschen um, der seinem 
Leben bewusst ein Ende setzen möchte? Diese Fragen 
sind nicht leicht zu beantworten. Wenn wir als Gesetz-
geber hierfür die Rahmenbedingungen schaffen wollen, 
setzt das eine intensive Debatte voraus, heute wie auch in 
der Vergangenheit – über alle Fraktionsgrenzen hinweg.

Das Bundesverfassungsgericht hat 2020 eine Neurege-
lung durch den Gesetzgeber angeregt. Inzwischen liegen 
mehrere Gesetzentwürfe vor, die wir in diesem Hohen 
Haus beraten.

Als Christin bin ich davon überzeugt, dass unser Leben 
ein Geschenk Gottes ist, einzigartig und wertvoll – 
schutzwürdig vom Anfang bis zum Ende. Der Gedanke, 
dass jemand mit dem Leid von Menschen an deren Le-
bensende Geld verdient, bereitet mir große Sorgen. Des-
halb war es mir wichtig, in unserer aktuellen Debatte 
einen Gesetzentwurf zu unterstützen, der diese Bedenken 
aufgreift und dem Leitgedanken des christlichen Men-
schenbildes entspricht.

Aus diesem Grund habe ich mich dem Entwurf meiner 
Kollegen Ansgar Heveling, MdB, Stephan Pilsinger, 
MdB, und weiterer Abgeordneter angeschlossen. Dieser 
Gesetzentwurf hat nicht das Ziel, die Sterbehilfe zu för-
dern! Im Gegenteil: Nach dem Entwurf soll die För-
derung der Selbsttötung nach § 217 StGB wieder bestraft 
werden, wenn strenge Beratungsvorschriften nicht ein-
gehalten werden.

Gleichzeitig schafft der Entwurf aber eine rechtliche 
Grundlage, wie man die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts umsetzen und eine Sterbehilfe unter äu-
ßerst strengen Auflagen ermöglichen kann. Aber wie? 
Die Richter in Karlsruhe haben betont, dass es ein Recht 
auf selbstbestimmtes Sterben gibt. Aber sie haben auch 
gesagt, dass der Gesetzgeber gewisse Grenzen setzen 
kann. Dem kommt der Entwurf jetzt nach. Während er 
die Autonomie des Individuums wahrt, führt er ein abge-
stuftes Schutzkonzept ein, welches denjenigen umfas-
send begleitet, der einen Sterbewillen äußert. Und das – 
um es noch mal zu betonen – soll eine Ausnahmeregelung 
sein!

Dafür hat der Entwurf strenge Regeln vorgesehen: Um 
bei einer Person festzustellen, ob ihre Entscheidung zur 
Selbsttötung frei verantwortlich ist, soll es mindestens 

zwei verpflichtende Untersuchungen geben: bei einem 
Facharzt für Psychotherapie im Abstand von je drei Mo-
naten. Darüber hinaus soll es eine umfassende, ergebnis-
offene Beratung geben, die individuell an die Lebens-
situation der Person angepasst ist. Dieser Prozess aus 
ärztlicher, psychologischer und therapeutischer Beratung 
stellt ein Höchstmaß an Selbstbestimmung dar. Denn es 
wahrt den Willen des Einzelnen, schützt ihn aber gleich-
zeitig vor Druck von außen.

Was ist damit gemeint? Viele Menschen fürchten sich 
davor, dass sie am Lebensende anderen zur Last fallen. 
Möglicherweise leiden sie aufgrund von Krankheiten un-
ter starken Schmerzen oder körperlichen Einschränkun-
gen und sind auf Hilfe angewiesen.

Oft führt das dazu, dass die Menschen in dieser Phase 
ihres Lebens „nicht mehr so leben wollen“ – leben wollen 
sie aber vielleicht doch. Das haben mir auch die Ärzte 
und Therapeuten beim Online-Ethik-Tag 2020 der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg bestätigt, 
an dem ich damals als Abgeordnete aus Sachsen-Anhalt 
teilgenommen habe. Sie haben aus ihrer Arbeit in der 
Palliativmedizin berichtet, die für unsere Gesellschaft 
unendlich wertvoll ist.

Es liegt auf der Hand, dass die Aufgaben der Palliativ- 
und Hospizversorgung und die Diskussion über die Ster-
behilfe sich wechselseitig berühren. Deshalb ist es wich-
tig und richtig, heute darüber zu sprechen. Wir brauchen 
eine gute Hospizversorgung und eine umfassende Beglei-
tung für Menschen in der letzten Phase ihres Lebens. Die 
Suizidprävention mit Beratungs- und Hilfsangeboten 
müssen wir weiter stärken. Auch die Angebote von Psy-
chotherapeuten müssen – in der Stadt wie auf dem Land – 
ausgebaut werden.

Der Umgang mit unserer seelischen Gesundheit darf 
kein Tabuthema sein! Kein Mensch sollte eine Lebens-
krise ganz allein bewältigen müssen. Und niemand sollte 
sich unnütz und ungehört fühlen, wenn er in seinem Le-
ben keinen Sinn mehr sieht. Professionelle Hilfe und 
Prävention für die Betroffenen sind deshalb das A und O!

Fraktionsübergreifend haben meine Kollegen um 
Herrn Heveling und Herrn Pilsinger deshalb einen Antrag 
erarbeitet, der den Finger in die Wunde legt und Palliativ-
medizin, Therapie und Beratungen stärken will. Darin 
wird die Bundesregierung aufgefordert, diese Angebote 
nachhaltig zu stärken und die betroffenen Menschen nicht 
allein zu lassen, wenn sie in ihrem Leben Hilfe benötigen.

Nach meiner tiefen Überzeugung muss der assistierte 
Suizid in Deutschland die absolute Ausnahme, nicht aber 
an der Tagesordnung unserer Gesellschaft sein. Der Ge-
setzentwurf, den ich unterstütze, hat ein klares Ziel: Die 
Selbstbestimmung des Menschen dort zu schützen, wo 
sie äußerem oder innerem Druck unterliegt. Und wenn 
strenge Ausnahmeregeln nicht eingehalten werden, ist 
hierfür eine Strafbarkeit vorgesehen.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür Sorge tragen, dass der 
Sterbewunsch nicht zur Normalität wird, zu etwas, mit 
dem man leichtfertig Geschäfte macht oder den sozialen 
Druck auf Menschen erhöht, die niemandem zur Last 
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fallen wollen. Was wir in Deutschland brauchen, ist eine 
Assistenz im Leben – und keine Assistenz für den Suizid!

Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/CSU): „Niemand hat die 
Pflicht, zu leben; jede und jeder hat das Recht, das Leben 
zu beenden.“ Die in diesen beiden Aussagen zum Aus-
druck kommende „Selbstbestimmung“ leitete das Bun-
desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 26. Februar 
2020 zum Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der 
Selbsttötung.

Ich will gleich zu Beginn klar sagen: Ich bin gegen den 
assistierten Suizid. Auch aus meiner christlichen Über-
zeugung heraus bin ich der Gewissheit, dass das Ende 
unseres Lebens nicht in unseren Händen liegt und liegen 
sollte.

Doch auch andere Gründe sprechen dagegen: So liegt 
in allen Ländern, die schon seit Jahren den begleiteten 
Suizid kennen, die Suizidrate über der in Deutschland. 
Etwas makaber muss man feststellen, dass Angebot 
Nachfrage schafft.

Der Wunsch nach Beihilfe zum Suizid entsteht aus 
mehreren Gründen – es gibt Ursachen, so wie sie der 
eindrucksvolle Roman „Ein ganzes halbes Jahr“ von 
Jojo Moyes schildert, es gibt die Sorge, anderen zur 
Last zu fallen, ausgeliefert zu sein, die Kontrolle zu ver-
lieren oder alleine zu sein. Psychische Ursachen kommen 
immer dazu. Und dem sollten wir uns verstärkt zuwenden 
und helfen, unterstützen, um jedes Leben kämpfen.

Und auch wenn niemand die Pflicht hat, zu leben: So 
besteht doch eine Verantwortung gegenüber dem eigenen 
Leben, und nicht nur gegenüber diesem. Auch gegenüber 
jenen Menschen, zu denen eine von Zuneigung und Ver-
trauen bestimmte Beziehung aufgebaut wurde, besteht 
Verantwortung. Schließlich ist auch an Verpflichtungen 
gegenüber jenen Menschen zu denken, für die man recht-
lich verbriefte Verantwortung übernommen hat: Man 
denke hier nur an Kinder, die noch nicht volljährig sind.

Das Suizidverlangen bzw. die Entscheidung für einen 
Suizid markieren in aller Regel den vorläufigen End-
punkt einer längeren innerseelischen Entwicklung, in 
der sich mehr und mehr das Gefühl wie auch die Über-
zeugung ausgebildet haben, unter den bestehenden Le-
bensbedingungen das Leben nicht mehr fortsetzen zu 
wollen, ja, nicht mehr fortsetzen zu können. Diese Men-
schen ohne Hilfe zurückzulassen, wäre fachlich und 
ethisch nicht zu verantworten.

Meine größte Sorge ist, dass Suizidverlangen herbei-
geführt wird, dass Menschen manipuliert werden, gerade 
weil sie – alt und krank – so zerbrechlich sind. Pflege ist 
mühsam und teuer; ich weiß das aus eigener Erfahrung 
und wehre mich dagegen, dass legalisiert und einfach 

gemacht wird, was verboten bleiben sollte. Leben wert-
schätzen, das ist unsere erste Aufgabe – gerade in dieser 
Debatte.

Mein Plädoyer gilt der unbedingten Stärkung der Sui-
zidprävention. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zwingt uns, eine Regelung zum assistierten Suizid zu 
finden; das muss ich akzeptieren. Aber die Nächstenlie-
be, die Humanität, unser Mitmenschsein verlangen von 
uns, alle Mittel und Wege zu stärken, damit es dieser 
Regelung so wenig als irgend möglich bedarf!

Petra Pau (DIE LINKE): Wir führen heute eine Ori-
entierungsdebatte. Gleichwohl gibt es ja schon konkrete 
Gesetzentwürfe. Ich möchte Ihnen meine Gründe dafür 
darlegen, den „Entwurf eines Gesetzes zur Strafbarkeit 
der geschäftsmäßigen Hilfe zur Selbsttötung und zur Si-
cherstellung der Freiverantwortlichkeit der Entscheidung 
zur Selbsttötung“, Drucksache 20/904, zu unterstützen.

Es ist unbestritten, dass jeder und jede über sein Leben 
selbst entscheidet – dieser Gedanke wurde nochmals 
durch das Bundesverfassungsgericht bestärkt. Wir haben 
als Politiker aber auch die Verantwortung, dass sich nie-
mand das Leben nimmt, weil wir schlechte Gesetze ge-
macht haben. Das heißt, es muss verhindert werden, dass 
auf Menschen Druck ausgeübt wird oder sie einen sol-
chen empfinden. Oder dass Menschen den Eindruck be-
kommen, dass es normal oder sogar wünschenswert sei, 
sich für den Suizid zu entscheiden.

Wir müssen den aktuellen und umfangreichen For-
schungsstand zum Thema ernst nehmen, zum Beispiel 
den Bericht der Deutschen Akademie für Suizidpräven-
tion zu Suizidwünschen und -praktiken aus dem vergan-
genen Jahr. Wir Politiker müssen uns fragen: Was nimmt 
Menschen den Lebensmut? Haben wir auf anderen Ge-
bieten bereits alles getan? Mit Blick auf unsere heutige 
Gesellschaft denke ich: Nein!

Ich denke dabei zum Beispiel an die Bedingungen in 
der Pflege, das große Problem der Einsamkeit, Perspek-
tivlosigkeit, Überschuldung oder mangelnde medizi-
nische Versorgung. Ich habe auch Zweifel, dass heut-
zutage die Palliativmedizin oder die Hospizarbeit 
bereits alles leisten, was sie unter besseren Bedingungen 
leisten könnten.

Kurz und gut: Ich will Menschen ermöglichen, auch in 
schwierigen Lebenssituationen ein erfülltes Leben zu le-
ben – das ist zuallererst mein Ziel und die Herausforde-
rung für die Politik.

Deshalb bin ich für drei Punkte: Erstens. Der Zugang 
zu Sterbehilfe muss eindeutig geregelt werden. Zweitens. 
Missbrauch muss wirksam verhindert werden. Drittens. 
Zeitgleich brauchen wir einen grundsätzlichen Ausbau 
der Suizidprävention.
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